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INFOPOOL / REDAKTION / WOCHENDRUCKAUSGABE





EDITORIAL/090: Krieg und Frieden (SB)




Wochendruckausgabe 90 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
16.06.2018

Krieg und Frieden








qqq.jpg Dauerfoto (Editorial der Wochendruckausgabe) - hell !!

BU
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Aufgeschlagene Schattenblick-Zeitung in den Händen eines Lesers - Foto: © 2013 by Schattenblick



Es kann der beste nicht in Frieden leben, wenn es dem bösen Nachbarn
nicht gefällt. Wer oder was aber sollte denn der Böse sein oder gar
das Böse? Ist nicht bestenfalls die Zuschreibung des jeweils anderen
die vertraute Lesart, die Welt und den Unterschied zwischen Krieg und
Frieden zu erklären? In Leo Tolstois großem Roman "Krieg und Frieden"
gibt es zumindestens Übergänge von einer zur anderen Position und
natürlich zwangsläufige Vermischungen. Aber wie verteilt dort immer,
wird auch da das Böse und demgegenüber das Gute, sprich Anständige,
schlußendlich ausgemacht.

Diese Spannung und ihr ewiger Widerspruch haben seit jeher die
Dramaturgie der menschlichen Erzählungen und Erklärungen beflügelt und
offenbar überhaupt erst möglich gemacht.

Wenn Frieden und Friedlichkeit mit Wohlbefinden, Freude oder gar
Freundschaft assoziiert werden kann, dann dürfte sein Bruch und durch
mögliche kriegerische Gefahren bedrohtes Wesen doch nur darin
vorbehalten sein, dem jeweils kriegerischen Nachbarn zum Beispiel mit
der durch Besitzstandsverhalten und ausschließlichem Eigennutz
verweigerten Teilhaberschaft an Wohlstand und Gebrauch
entgegenzutreten. Auf diese Weise werden Krieg und Frieden lediglich
zu zwei Seiten einer Medaille und wären bei allem Münzeln nicht auf
eine Seite zu bekommen. So kann auch der beste nicht den Frieden
leben, den er dem Nachbarn vorenthält.

Ihre Schattenblick-Redaktion

15. Juni 2018
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INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/442: Klimakampf und Kohlefront - mit Nachdruck ... (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)

Pressemitteilung vom 19. Juni 2018

++ Klima schützen - Kohle stoppen: Umweltverbände fordern konkretes
Ausstiegsszenario ++



Berlin: Fünf Tage vor der "Stop Kohle"-Demonstration fordern die
Umweltverbände einen raschen, konsequenten und sozialverträglichen Ausstieg
aus der Nutzung der Kohle. Details dafür muss die von der Bundesregierung
eingesetzte Kohle-Kommission ausarbeiten, die heute in einer Woche zum
ersten Mal tagen wird. Die Zeit drängt. Der Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND), Campact, Greenpeace und die NaturFreunde Deutschlands
sind sicher: Um die schlimmsten Folgen der Klimakrise noch abzuwenden,
bleiben nur noch wenige Jahre. Daher werden am Sonntag tausende Menschen in
Berlin und an anderen Orten in Deutschland mit schwarz bemalten Händen auf
die Straßen gehen.

"Das Endspiel um die Kohle hat begonnen", sagt Uwe Hiksch von den
NaturFreunden Deutschlands, Anmelder der Demo. "Wir wollen den
klimabewussten Vertreterinnen und
Vertretern der Kohle-Kommission Rückenwind geben, damit die Forderung nach
einem schnellen Kohleausstieg festgeschrieben wird. Mit einer bunten und
kreativen Demonstration werden die Menschen unsere Forderung ?Kohle
stoppen!? ins Regierungsviertel tragen und sich für einen aktiven
Klimaschutz einsetzen. Gemeinsam werden wir eine Demonstration
organisieren, an der sich vom Kleinkind bis zu Seniorinnen und Senioren
alle beteiligen können", so Hiksch auf der heutigen Pressekonferenz der
Verbände.

"Wir brauchen endlich ein starkes Signal aus Deutschland", fügt Stefan Krug
von Greenpeace an. "Klimaforscher warnen, dass die Polkappen schneller
schmelzen als erwartet, in Deutschland wird der Klimawandel in
Überflutungen und Wetterextremen sichtbar. Doch während EU-Staaten wie
Italien und Großbritannien schon den Kohleausstieg bis 2025 beschlossen
haben und Kraftwerke abschalten, laufen in Deutschland selbst die
schmutzigsten Uralt-Kohlemeiler rund um die Uhr weiter und produzieren
gewaltige Stromüberschüsse. Wir werden in der Kohle-Kommission darauf
drängen, dass Deutschland den Klimavertrag von Paris einhält und spätestens
bis 2030 aus der Kohle aussteigt."

"Zwei Drittel der Deutschen wollen einen raschen Ausstieg", sagt Hubert
Weiger, Vorsitzender des BUND. "Die Bevölkerung will, dass die Klimaziele,
insbesondere das Ziel für 2020, eingehalten werden und dafür ist der
Kohleausstieg unumgänglich. Jetzt haben wir die Chance, eine breite
gesellschaftliche Akzeptanz in dieser Frage zu erreichen. Das Pariser
Klimaabkommen gibt das Ausstiegs-Tempo vor und die Bundesregierung muss für
einen gerechten Strukturwandel sorgen."

Christoph Bautz, Campact: "Deutschland steht auf internationaler Bühne
völlig blamiert da - die Regierung muss eingestehen, dass sie ihr Klimaziel
2020 krachend verfehlt. Damit rächen sich die Jahre des Nichtstuns und
Wegschauens. Jetzt hilft nur noch eines: 20 Gigawatt und damit die Hälfte
der Kohlemeiler müssen bis 2020 vom Netz gehen und spätestens 2030 muss
Schluss sein mit dem ganzen Kohle-Irrsinn. Dafür gehen wir am Sonntag mit
Tausenden auf die Straße."

Am 26. Juni 2018 trifft sich die Kohle-Kommission zu ihrer ersten Sitzung.
In dem 31-köpfigen Gremium sind BUND und Greenpeace vertreten.



Start der Demonstration "Stop Kohle" ist am Sonntag, 24. Juni 2018, um 12
Uhr vor der Bühne am Kanzleramt (Richtung Schweizer Botschaft).

Details zum Ablauf finden Sie hier:

https://www.stop-kohle.de/ablauf/

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 19.06.2018

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Tel. 030/27586-457, Fax. 030/27586-440

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. Juni 2018 
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





AKTION/7175: Leipzig - Auf zur Nacht, die Wissen schafft! am 22. Juni


idw - Pressemitteilung: Universität Leipzig

Auf zur Nacht, die Wissen schafft!



Diese Gelegenheit bietet sich nur alle zwei Jahre: Zur Langen Nacht
der Wissenschaften öffnen am 22. Juni, 18 bis 24 Uhr (Angebote für
Kinder z. T. eher), Wissenschaftseinrichtungen ihre Türen, die sonst
der Forschung und Lehre vorbehalten sind. Insgesamt 58
Veranstaltungsorte sind dabei und bieten bei freiem Eintritt spannende
Angebote für große und kleine Forscher, Entdecker und Wissenshungrige.

Insgesamt acht Touren, davon eine Innenstadtrunde zu Fuß und sieben
Bustouren, verbinden die einzelnen Veranstaltungsorte. Natürlich kann
aber jede Einrichtung auch direkt angesteuert werden. Die City-Tour
startet am Campus Augustusplatz, weitere Stationen sind beispielsweise
das Ostasiatische und das Konfuziusinstitut sowie Schul-, Antiken- und
Ägyptisches Museum. Die Shuttlebusse für die Touren Südost (Tour 2),
Süd (Tour 3), Nordost (Tour 4), Südwest (Tour 5), Zentrum-Südost (Tour
6), Nordwest (Tour 7) und Großpösna (Tour 8) starten allesamt an der
Sonderhaltestelle auf dem Augustusplatz, die Abfahrtszeiten und Routen
sind im Programmheft sowie ausführlich auf www.wissen-in-leipzig.de zu
finden.

Zur besseren Orientierung und Auswahl bietet die Webseite zudem eine
Gliederung des Programms in acht Themenbereiche: Bei den Angeboten
unter der Rubrik "Zukunft der Arbeit" kann man beispielsweise
Elektroautos testen, einen Blick in die Technik eines Krankenhaus
werfen oder die bei internationalen Wettkämpfen siegreichen
Beton-Rennkanus bestaunen. Veranstaltungen im "Innenleben" bieten
unter anderem Einblicke in das Teilchenbeschleunigerlabor LIPSON,
zeigen, wie man Lichtgeschwindigkeit mit Schokolade messen kann und
verraten die Rezeptur von Speiseeis mit flüssigem Stickstoff. Und wer
seine Kräfte schon immer mal mit einem Roboterarm messen oder mit den
aktuellen deutschen Meistern im Roboterfußball spielen wollte, der
wird im Bereich "Fröhliche Wissenschaft" fündig. Allein die
Universität Leipzig ist mit 125 Veranstaltungen an 17 Standorten
vertreten. Die Online-Plattform kann man auch nutzen, um sein eigenes
Programm zusammenzustellen, spezielle Angebote für Kinder zu suchen
oder zusätzliche Infos zu den Einrichtungen zu bekommen.

Unter dem Hashtag #lndw_le können Besucher ihre spannendsten Eindrücke
teilen, außerdem gibt es einen Fotowettbewerb auf Instagram.

"Mein Dank geht an alle Partner und Unterstützer, die das vielfältige
Programm der mittlerweile 6. Langen Nacht der Wissenschaften in
Leipzig ermöglicht haben. Ich hoffe sehr, die Angebote finden den
verdienten großen Zuspruch", betont Oberbürgermeister Burkhard Jung.
Die gemeinsame Veranstaltung der Stadt Leipzig in Kooperation mit den
Leipziger Forschungseinrichtungen wird finanziell und organisatorisch
von der Leipziger Gruppe, der Sparkasse Leipzig und durch die Leipzig
Tourismus und Marketing (LTM) GmbH, das Stadtmagazin kreuzer und
culturtraeger unterstützt sowie durch die Stiftung für Innovation und
Technologietransfer gefördert.

Die Einrichtungen sind in der Regel rollstuhlgerecht. Menschen mit
Behinderungen können sich unter der Rufnummer 0341 123-2014 nach den
jeweiligen Gegebenheiten erkundigen.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.wissen-in-leipzig.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, 20.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSTELLUNG/4416: Oldenburg - Ausstellungsschiff MS Wissenschaft in Oldenburg, 28.06-01.07.2018


Pressemitteilung: Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

28. Juni 2018, 19:00 - 20:30 Uhr

Zu Gast auf der MS Wissenschaft

Robbie, reich mir die Schnabeltasse!

Können Pflegeroboter Menschen ersetzen?



Werden wir in Zukunft von Robotern gepflegt? Die Bevölkerung wird
immer älter. Um das Personal in Krankenhäusern und Seniorenheimen zu
entlasten und die Kosten zu senken, könnten in Zukunft Roboter
bestimmte Aufgaben in der Pflege übernehmen. Welche Technologien
existieren und was wird in Zukunft möglich sein? Wo sind
Assistenzsysteme und Pflegeroboter sinnvoll? Und: Ist ihr Einsatz in
jedem Fall ethisch vertretbar?

Diskutieren Sie mit:

Hironori Matsuzaki, Institut für Sozialwissenschaften, Universität
Oldenburg

Prof. Dr. Frank Wallhoff, Institut für Technische Assistenzsysteme,
Jade Hochschule

Birgit Plaschke, Pflegedirektion, Klinikum Oldenburg

Moderation: Monika Seynsche, Wissenschaftsjournalistin

Wie wollen wir in Zukunft arbeiten? Welche Rolle spielen Wissenschaft
und Forschung bei der Gestaltung der Arbeitswelten von morgen? Diese
Fragen stehen im Fokus des Wissenschaftsjahres 2018 - Arbeitswelten
der Zukunft und der Diskussionsreihe "Dialog an Deck" auf dem
Ausstellungsschiff MS Wissenschaft. Expertinnen und Experten aus den
unterschiedlichsten MS Wissenschaft. Expertinnen und Experten aus den
unterschiedlichsten Bereichen diskutieren mit Bürgerinnen und Bürgern
über die Arbeitswelten der Zukunft.

Das Ausstellungsschiff MS Wissenschaft liegt vom 28. Juni bis zum 01.
Juli 2018 in Oldenburg, Alter Stadthafen, Nähe Agentur für Arbeit.

 * 

Quelle:

Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Referat Forschung und Transfer

Schlaues Haus Oldenburg

D-26111 Oldenburg

Tel.: ++49 441 798-2463

http://www.schlaues-haus-ol.de
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LESUNG/4091: Stuttgart - Noufou Badou, Wer kauft schon Bücher aus Burkina Faso?, 05.07.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juli 2018

Donnerstag, 05.07.18, 19.00 Uhr

Wer kauft schon Bücher aus Burkina Faso?

Noufou Badou

Lesung und Gespräch,

Moderation: Annette Bühler-Dietrich



Seit 2014 ist der Schauspieler, Regisseur und Schriftsteller Noufou
Badou (*1983) auch Verleger in Burkina Faso. Der Verlag Les Éditions
Oeil Collection veröffentlicht Lyrik, Dramatik und Texte zur
Theaterforschung. Warum und wozu gründet man in Burkina Faso einen
Verlag? Wie findet man Autor*innen und vor allem Leser*innen; das
sind Fragen, die an diesem Abend mit Noufou Badou im Institut
francais diskutiert werden.

In Zusammenarbeit mit dem Institut francais und der Universität
Stuttgart

Außer Haus! Institut francais, Schloßstraße 51, Stuttgart

Eintritt frei.

Anmeldung unter: info.stuttgart@institutfrancais.de

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juli 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LESUNG/4090: Stuttgart - Margaret Atwood, Der Report der Magd, 02.07.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juli 2018

Montag, 02.07.18, 19.00 Uhr

Der Report der Magd von Margaret Atwood

Veranstaltungsreihe: U35 - das Junge Literaturhaus

zwischen/lese = Lesestunde



In einem fiktiven Staat in Nordamerika haben religiöse
Fundamentalisten die totalitäre Republik Gilead gegründet. Nach einer
atomaren Verseuchung ist ein großer Teil der weiblichen Bevölkerung
unfruchtbar. Frauen werden entmündigt und in drei Gruppen eingeteilt:
Ehefrauen von Führungskräften, Dienerinnen und Mägde. Letztere werden
zur Fortpflanzung rekrutiert und sollen nach biblischem Vorbild für
unfruchtbare Ehefrauen Kinder empfangen. Scheitern sie an ihrer
Aufgabe als Gebärmaschine, werden sie in entfernte Kolonien
abgeschoben und dort zu Zwangsarbeiten wie Giftmüllentsorgung
gezwungen. Desfred, Hauptfigur und Erzählerin, wird als Magd dem
Kommandanten Fred zugewiesen. Ihr folgt man in Atwoods Geschichte,
die in manchen Kritiken als düstere Prophezeiung eines sexistisch
geprägten Amerikas beschrieben wird, als negative Utopie in der
Nachfolge Aldous Huxleys und George Orwells. Wir diskutieren und
berichten in einem glücklicherweise weniger dystopisch anmutenden
Garten über unsere Eindrücke.

Ort: Filderbahnstraße 5, Stuttgart

Eintritt: Mitglieder frei / Gäste 3,- Euro

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juli 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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SEMINAR/3163: Mönchengladbach - "BWL - Grundlagen des Rechnungswesens" vom 30.6. bis 8.7.2018


Der BWL den Schrecken nehmen... Grundlagen des Rechnungswesens



Wer kein "Zahlenmensch" ist, wird von der Betriebswirtschaftslehre und
seinem Teilgebiet, dem Rechnungswesen, häufig ver- und abgeschreckt.

Das muss jedoch nicht so sein! Das Rechnungswesen dient der
systematischen Erfassung, Überwachung und informatorischen Verdichtung
der entstehenden Geld- und Leistungsströme. Die Vermittlung der
Grundlagen des Rechnungswesens befähigt die Kursteilnehmenden, die
wesentlichen Methoden des externen und internen Rechnungswesens
praxisorientiert anzuwenden.

Themenschwerpunkte:

- Besteuerung

- Bilanz

- Kosten- und Leistungsrechnung

Das Wochenendseminar ist abwechslungsreich aufgebaut, sodass sich der
Einstieg auch für Teilnehmende lohnt, die noch nicht in der
Betriebswirtschaftslehre (BWL) sattelfest sind.

Entgelt: 99 Euro

Leitung: Sahand Yazdanbakhsh

30.06.2018 bis 08.07.2018, 10:00 - 16:00 Uhr

City-Haus, Mühlenstr. 2-4

VHS-Kurs-Nr.: 181B4021T

Wochenendseminar

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 13. Juni 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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TREFF/1179: Stuttgart - Esther Kinsky, Joanna Bator, Von Großmüttern, Müttern und Töchtern, 03.07.18


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juli 2018

Dienstag, 03.07.18, 20.00 Uhr
Von Großmüttern, Müttern und Töchtern
Esther Kinsky, Joanna Bator
Veranstaltungsreihe: Internationaler Hermann-Hesse-Preis
Lesung und Gespräch,
Moderation: Schamma Schahadat



Er ist hochdotiert, profiliert und nicht minder renommiert: Der mit
20.000 Euro dotierte und in Calw verliehene Internationale
Hermann-Hesse-Preis wird in diesem Jahr der polnischen
Schriftstellerin Joanna Bator und ihrer Übersetzerin Esther Kinsky
zugesprochen. Der Preis wird alle zwei Jahre von der Calwer
Hermann-Hesse-Stiftung verliehen und zeichnet ein literarisches Werk
sowie seine Übersetzung zu gleichen Teilen aus. Joanna Bator ist eine
"der wichtigsten polnischen Autorinnen der Gegenwart", so die
Hermann-Hesse-Stiftung. Ihre Romane "Sandberg" (2009; dt. 2012),
"Wolkenfern" (2010; dt. 2013) und "Dunkel, fast Nacht" (2012, dt.
2016, Suhrkamp Verlag) sind in Polen und in Deutschland als
"literarische Sensationen" gefeiert worden. Die Schriftstellerin und
Übersetzerin Esther Kinsky hat "Sandberg" und den zweiten Teil
"Wolkenfern" ins Deutsche übertragen. Im Zentrum der beiden Romane
steht eine weibliche Generationenkette mit zwei Großmüttern, einer
Mutter und deren Tochter, die die krisengeschüttelte
(Nach)Kriegsgeschichte Ostmitteleuropas an dem schlesischen Ort Wach,
ehemals Waldenburg, erleben. Die Absage an kulturelle und nationale
Eindeutigkeiten, die oft verblüffende Verbindung tragischer
Ereignisse mit komischen Episoden sowie die ironische, spielerische
und vor allem poetische Sprache, die in Esther Kinskys Übersetzung
einen eigenständigen Sprachkosmos bildet, hat die Jury überzeugt, das
Tandem mit dem diesjährigen Hermann-Hesse-Preis 2018 auszuzeichnen.
Von Esther Kinsky erschien in diesem Jahr zudem ihr Buch "Hain:
Geländeroman", für das sie prompt für den Preis der Leipziger
Buchmesse nominiert wurde.

Mit freundlicher Unterstützung durch die Hermann-Hesse-Stiftung und
des evang. Bildungszentrums Hospitalhof

Außer Haus! Hospitalhof, Büchsenstraße 33, Stuttgart

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juli 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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TREFF/1178: Stuttgart - Feminismus in Literatur, Kultur, Gesellschaft, Rebecca Solnit, Mansplaining, 02.07.18


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juli 2018

Montag, 02.07.18, 20.00 Uhr 

Mansplaining

Rebecca Solnit

Veranstaltungsreihe: I am not. Feminismus in Literatur, Kultur und
Gesellschaft

Lesung und Gespräch,

Moderation: Annette Bühler-Dietrich



"Wenn Männer mir die Welt erklären" - der Erfolgstitel der
amerikanischen Essayistin und Feministin ging um die Welt und trifft
bis heute einen zentralen Nerv: Scharfsinnig analysiert sie männliche
Überheblichkeit in der Verständigung zwischen Männern und Frauen und
erläutert Mechanismen des "mansplaining", die im Alltag oft
stillschweigend akzeptiert werden. Damit greift Rebecca Solnit
bereits 2014 die wesentlichen Punkte der aktuellen #MeToo-Debatte
auf. In ihrem neuen Buch "Die Mutter aller Fragen" (2017) setzt
Rebecca Solnit ebenso scharfsichtig wie humorvoll ihre Erkundung der
heutigen Geschlechterverhältnisse fort. Sie erklärt dabei unter
anderem, warum die Geschichte des Schweigens untrennbar mit der
Geschichte der Fragen verknüpft ist. Einem Mann, der sich selbst gern
reden hört, steht in den meisten Fällen (mindestens) eine Frau
gegenüber, die schweigt. Rebecca Solnit nimmt das Wort in die Hand.

In Zusammenarbeit mit dem Deutsch-Amerikanischem Zentrum

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juli 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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VORTRAG/8351: Mönchengladbach - "Illusion am Firmament - warum nichts ist wie es scheint, 27.6.


Illusion am Firmament - warum nichts ist wie es scheint



Der Sternenhimmel ist eine Illusion. Kein einziger Stern ist da, wo
wir ihn jetzt sehen. Viele von ihnen gibt es wahrscheinlich gar nicht
mehr, da sie inzwischen längst erloschen sind. Genauso viele mögen bis
heute entstanden sein - wir konnten sie nur noch nicht entdecken.
Diplomingenieur Rainer Klopp nimmt die Teilnehmer mit auf eine
verwirrende Reise durch Zeit und Raum. Er geht mit ihnen auf die Suche
nach der "wirklichen Wirklichkeit" am Sternenhimmel und lädt sie ein
zu einer anregenden Diskussion.

Stammhörer der ZEIT-Akademie dieses Semesters haben freien Eintritt.
Mitglieder des Fördervereins zahlen den ermäßigten Eintritt.
Entgelt: 9 Euro

Leitung: Rainer L. M. Klopp

27.06.2018, 19:00 - 20:30 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 181C4320F

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 13. Juni 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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EUROPA/399: Ungarn - Neues Gesetz kriminalisiert wichtiges Engagement von Menschenrechtlern


Amnesty International - 20. Juni 2018

Neues Gesetz kriminalisiert wichtiges Engagement von Menschenrechtlern



Das ungarische Parlament hat heute [20.06.2018] Nachmittag das umstrittene
Gesetzespaket "LexNGO2018" verabschiedet. Das Gesetz erschwert und
kriminalisiert die Arbeit von Menschenrechtlern, die sich in Ungarn für die
Rechte von Flüchtlingen und Migranten einsetzen. Vor dem Hintergrund der
Verabschiedung sagt Janine Uhlmannsiek, Expertin für Europa und
Zentralasien bei Amnesty International in Deutschland:

"Das heute verabschiedete Gesetzespaket ist höchst problematisch und stellt
einen fundamentalen Angriff auf die menschenrechtlichen Grundsätze der
Europäischen Union dar. Es kriminalisiert zivilgesellschaftliche Arbeit in
Ungarn: Menschen, die sich für Flüchtlinge und Migranten einsetzen, werden
systematisch stigmatisiert und in der Ausübung ihrer wichtigen Tätigkeit
behindert. Es ist bittere Ironie, dass das ungarische Parlament das Gesetz
ausgerechnet am Weltflüchtlingstag verabschiedet hat."

Amnesty International kritisiert, dass fortan sowohl Einzelpersonen als
auch Organisationen unter dem Schlagwort der "Erleichterung illegaler
Einwanderung" für zivilgesellschaftliches Engagement bestraft werden
können. "Unter diesem vagen Sammelbegriff könnte dringend notwendige
Menschenrechtsarbeit, wie beispielsweise die Vermittlung von Rechtsbeistand
an Asylsuchende oder die Dokumentation von Menschenrechtsverletzungen an
der ungarischen Grenze, strafrechtlich geahndet werden", so Uhlmannsiek
weiter.

Auch die ungarische Sektion von Amnesty International könnte von dem neuen
Gesetzespaket betroffen sein. "Einziges Ziel unserer Kollegen und vieler
anderer zivilgesellschaftlicher Organisationen in Ungarn ist es, die
Menschenrechte zu schützen. Amnesty International fordert die ungarischen
Behörden dazu auf, das Inkrafttreten des Gesetzespakets zu verhindern und
sicherzustellen, dass Ungarn seine internationalen menschenrechtlichen
Verpflichtungen einhält."



Weitere Informationen (auf Englisch) unter:

https://www.amnesty.org/en/documents/eur27/8633/2018/en/

 * 

Quelle:

Mitteilung vom 20. Juni 2018

https://www.amnesty.de/informieren/aktuell/ungarn-neues-gesetz-kriminalisiert-wichtiges-engagement-von-menschenrechtlern

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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AKTION/277: 100 Tage unter türkischer Besatzung - Menschenrechtler erinnern an Schicksal von Afrin


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 21. Juni 2018

100 Tage unter türkischer Besatzung: "Türkische Armee und
Islamisten raus aus Afrin!" Menschenrechtsreport dokumentiert
völkerrechtswidrige Besetzung - Willkür und Gewalt in Kurdenregion
dauern an



Göttingen/Berlin, den 21. Juni 2018 - 100 Tage nach Einmarsch der
türkischen Armee in der nordsyrischen Kurdenregion Afrin leidet die
Zivilbevölkerung noch immer unter der Willkür und Gewalt türkischer
Soldaten und mit ihr verbündeter radikaler Islamisten. Mit einer
Mahnwache vor dem Brandenburger Tor und der Übergabe eines
Menschenrechtsreports über die völkerrechtswidrige Besetzung der
Kurdenregion an den Vizepräsidenten des Deutschen Bundestages, Thomas
Oppermann (SPD), erinnert die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV)
am kommenden Dienstag in Berlin an das Schicksal der Menschen in
Afrin. Oppermann hat zugesagt, die GfbV und kurdische Delegierte aus
Afrin um 12 Uhr in seinem Büro zu empfangen. Unter den Kurden ist
auch Salaheddin Haj Rachid, Führungsmitglied der kurdischen
demokratischen Partei in Syrien (Yekiti-Al wahda).

"Nahezu täglich werden Kurden in Afrin vom türkischen Militär oder
syrischen Islamisten erschossen. Für die Zivilbevölkerung ist die
türkisch-islamistische Besatzung zum Alptraum geworden", berichtet
der GfbV-Nahostreferent Kamal Sido, dessen Angehörige noch immer in
Afrin leben. "Bis heute sind die Raubzüge der Eroberer nicht
abgerissen. Den kurdischen Bauern werden Getreide, Olivenöl,
Fahrzeuge, Gemüse, Obst, Haustiere und alles, was sie noch haben,
weggenommen." Nach GfbV-Angaben wurden mindestens 300 Zivilisten
durch den Angriff der türkischen Armee auf Afrin getötet. Seit
Eroberung der Kurdenregion hat das türkische Militär mindestens 3.000
Kurden verschleppt. Es gibt Schätzungen, dass sogar bis zu 7.000
Kurden verschwunden sind. Viele Gefangene wurden gefoltert. Einige
verloren so ihr Leben. So soll Ahmad Sheikho aus der Ortschaft Shaykh
al Hadid (Shiye) westlich von Afrin nach seiner Haftentlassung am 11.
Juni an den Folgen von Folter gestorben sein.

Die türkische Armee und ihre Verbündeten hatten Afrin jahrelang von
der Außenwelt abgeschnitten und bedroht, bevor sie die Region am 20.
Januar 2018 mit Kampfflugzeugen, schwerer Artillerie, Panzern und
Raketenwerfern angriffen. Dabei wurden auch Leopard-2-Panzer und
andere Rüstungsgüter aus Deutschland eingesetzt. Nach 57 Tagen
schwerer Kämpfe mit den nur leicht bewaffneten kurdischen
Verteidigern fiel Afrin am 20. März 2018.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. Juni 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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LESUNG/6103: Stuttgart - Annika Scheffel, Hier ist es schön, 26.07.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juli 2018

Donnerstag, 26.07.18, 20.00 Uhr

Hier ist es schön

Annika Scheffel

Veranstaltungsreihe: zwischen/miete.

Junge Literatur in Stuttgarter WGs

Lesung und Gespräch



Für die Reihe zwischen/miete werden Stuttgarter WGs zur Lesebühne:
AutorInnen aus der jüngsten Schriftstellergeneration mieten sich ein,
um aus ihren Texten zu lesen und sie ins Gespräch zu bringen. Annika
Scheffel, Jahrgang 1983, erschafft in ihrem Roman "Hier ist es schön"
eine dystopische Welt, die durch totale Überwachung und den
Voyeurismus einer Reality-TV-Show geprägt ist. Innerhalb dieser
Fernsehshow werden die zwei Protagonisten Irma und Sam ausgewählt,
einen neuen Planeten zu besiedeln und dort auf Schritt und Tritt von
Kameras begleitet. Sams Entschluss in letzter Minute abzuspringen,
führt die beiden auf eine neue Reise: Eine Reise, die Wahrheiten
sucht und Fragen nach Sams Herkunft und Geschichte beantworten soll.
Doch sind sie wirklich frei in ihren Entscheidungen oder bleibt ihr
Schicksal gelenkt von unsichtbaren Mächten im Hintergrund? Scheffel
spielt in ihrem Roman eindrucksvoll mit verschiedenen Schreibformen -
klassischer Prosatext, Briefe und Regieanweisungen wechseln sich ab
und bieten so unterschiedlichste Perspektiven auf die behandelten
Sujets. Die Autorin wurde bereits mehrfach ausgezeichnet, unter
anderem mit dem Phantastik-Preis der Stadt Wetzlar 2013 und dem
Robert Gernhardt Preis 2015. Sie lebt mit ihrer Familie in Berlin.

Ort: Ruhrstraße 11, Stuttgart

Eintritt: 5 Euro inklusive Bier und Brezel. Nur Abendkasse (ab 19.30
Uhr), begrenzte Platzzahl

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juli 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LESUNG/6102: Stuttgart - Ulla Lachauer, Von Bienen und Menschen, 13.07.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juli 2018

Freitag, 13.07.18, 20.00 Uhr

Von Bienen und Menschen

Ulla Lachauer

Buchpremiere,

Lesung und Gespräch,

Moderation: Lerke von Saalfeld



Die ehemalige Stuttgarterin Ulla Lachauer hat ihr neues Buch den
Seismographen für den Zustand der Welt schlechthin gewidmet und zudem
die in den Mittelpunkt gerückt, die um sie herum sind: "Von Bienen
und Menschen" heißt ihr neues Buch, das in Stuttgart seine Premiere
feiert. Die Bienen sind seit Jahren in aller Munde. Wer aber sind die
Imker? Lachauer, für ihre Reportagen vor allem über Osteuropa
vielgerühmt und preisgekrönt, hat in den vergangenen Jahren
zahlreiche Regionen Europas bereist und mit Imkern gesprochen. Der
Bogen ihrer Erkundungen ist weit gespannt: von der Ostseeinsel
Gotland über die Lüneburger Heide bis nach Stuttgart und in den
Schwarzwald, von den französischen Pyrenäen über Kärnten bis
Ljubljana, vom böhmischen Isergebirge bis in die russische Exklave
Kaliningrad. Ihr Buch enthält vierzehn Porträts passionierter Imker,
unter anderem das eines jungen Syrers, der vor dem Krieg in seinem
Heimatland mit seinem Vater fünfhundert Bienenvölker hielt und
mittlerweile in Deutschland einen Neuanfang wagt. Was kann ein Imker
aus seiner besonderen Erfahrung heraus uns über Natur und
Gesellschaft mitteilen? Geboren 1951 in Ahlen/Westfalen, arbeitet
Ulla Lachauer als freie Journalistin und Dokumentarfilmerin. Von ihr
sind zuletzt erschienen "Der Akazienkavalier" (2008) und "Die blinde
Gärtnerin" (2011).

Mit freundlicher Unterstützung des Grenzgänger Programms der Robert
Bosch Stiftung

Außer Haus! Haus der Heimat, Schloßstraße 92, Stuttgart

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juli 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LESUNG/6101: Stuttgart - D. Grünbein, D. Kraus, Unter Sternen, Neue Poesie und ihre Wahlverwandtschaften, 04.07.18


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juli 2018

Mittwoch, 04.07.18, 20.00 Uhr 

Unter Sternen: Neue Poesie und ihre Wahlverwandtschaften

Durs Grünbein, Dagmara Kraus

Lesung und Gespräch, 

Musikalische Begleitung: Michael Sattelberger

Moderation: Claudia Kramatschek



"Unter Sternen" verbindet strahlende Schönheiten zeitgenössischer
Poesie mit ihren leuchtenden Vorfahren der Literaturgeschichte.
Zeitgenössische Dichterinnen entwickeln in ihren Texten Klang- und
Bildlandschaften, die immer auch schimmernde, leuchtende Anleihen aus
der Literaturgeschichte sichtbar, hörbar werden lassen. Im
Late-Night-Sommerformat "Unter Sternen" greifen wir diese Landschaft
der lyrischen Resonanzen auf und verbinden Lesungen aktueller Texte
mit alten Texten, auf die sie sich beziehen. In diesem Jahr sind der
Dichter, Übersetzer und Essayist Durs Grünbein sowie die Lyrikerin
und Übersetzerin Dagmara Kraus zu Gast. Durs Grünbein, geboren 1962
in Dresden, ist eine der wichtigsten Stimmen der deutschen
Gegenwartsliteratur. Als Lyriker, Essayist, Übersetzer, meditierender
Sammler des universalen Wissens und engagierter Zeitgenosse ist er
ein Meister der Sprache und der Formen. Für sein Werk erhielt er
bedeutende Auszeichnungen, darunter den Peter-Huchel-Preis, den
Georg-Büchner-Preis und 2012 den Tomas-Tranströmer-Preis. In seinem
jüngsten Lyrik-Band "Zündkerzen" zeigt er von neuem den virtuosen
Umgang mit Formen, Traditionen und dem Stoff, der das Leben selber
ist.

Dagmara Kraus, geboren 1981, in Wroclaw, Polen, veröffentlicht
Gedichte in Zeitschriften und Anthologien und gilt als eine der
erstaunlichsten lyrischen Stimmen der neuen Literatur. Jüngst erhielt
sie den mit 10.000 Franken dotierten Basler Lyrikpreis, der ihr für
ihre unerschrockene Art, neue Ausdrucksmöglichkeiten zu erkunden,
zugesprochen wurde. Deutsch mischt sich dabei mit Französisch,
Englisch, Polnisch, aber auch mit Fantasiesprachen; eine Dichtung wie
ein "Haus, in dem alle Türen und Fenster offen stehen", so die Jury.

Eine Kooperation des Literaturhauses Stuttgart mit der Evangelischen
Kirche in der City

Außer Haus! Hospitalkirche / Hospitalhof Büchsenstraße 33, Stuttgart

Eintritt: Euro 12,-/ 10,-/ 6,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juli 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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TREFF/1063: Stuttgart - Literatur Schaufenster, Ulrich Keicher über Albert Kapr, 20.07.18


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juli 2018

Freitag, 20.07.18, 17.00 Uhr

Über Albert Kapr

Ulrich Keicher

Veranstaltungsreihe: Literatur Schaufenster

Auf einen Kaffee, Gespräch



Albert Kapr, am 20. Juli 1918 in Stuttgart geboren, absolviert ab
1933 eine Schriftsetzerlehre in der Deutschen Verlagsanstalt in
Stuttgart. Nebenher druckt er illegal Flugblätter für die
jungkommunistischen Widerstandsgruppe G und wurde wegen "Beihilfe der
Vorbereitung zum Hochverrat" 1936 zu einer Gefängnisstrafe von einem
Jahr verurteilt. Unterbrochen vom Kriegsdienst, studiert er von 1938
bis 1948 an der Stuttgarter Kunstakademie bei Ernst Schneidler. 1948
berief man ihn an die Hochschule in Weimar (seit 1996 Bauhaus
Universität) und ab 1951 als Professor an die Hochschule für Grafik
und Buchkunst Leipzig, deren Rektor er auch viele Jahre war. - Das
sind aber nur die Äußerlichkeiten seines Wirkens. Neben Jan
Tschichold hinterlässt er im letzen Jahrhundert das "bedeutendste
Werk zum Thema Typographie und Schriftgestaltung in deutscher
Sprache". Ein Höhepunkt seines Schaffens war der großformatige Band
"Totentanz von Basel" (1966, Dresden), noch heute das berühmteste
Buch HAP Grieshabers mit dessen 40 Farbholzschnitten, typographiert
von Kapr und seinem handgeschriebenen deutschen Text in gebrochener
Schrift, welche er unter seiner Anleitung von den Studenten in Holz
schneiden ließ. Neben zahlreichen weiteren Büchern über Schriftkunst
war sein letztes Werk ein Plädoyer für die "Fraktur", 1993 in Mainz
erschienen, wofür er 1995 als erster Preisträger den Ludwigsburger
"Antiquaria-Preis" erhielt.

Ort: Vinum im Literaturhaus

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juli 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48
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AUSSICHTEN/8314: Und morgen, den 22. Juni 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 22.06.2018 bis zum 23.06.2018 +++






[image: Jean-Luc 8314 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Windig und kühl,

Gewitter und Regen,

Pfützengefühl

auf Frosch Jean-Lucs Wegen.
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STANDPUNKT/052: Warum die Sanktionen gegen Russland aufheben? (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Warum die Sanktionen gegen Russland aufheben?

Von Gerardo Femina, 20. Juni 2018






[image: By Alvesgaspar [CC BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], from Wikimedia Commons]

Basilius-Kathedrale auf dem Roten Platz in Moskau

By Alvesgaspar [CC BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)] from Wikimedia Commons



Bei der Erklärung des italienischen Premierministers Conte zur Option,
die wirtschaftlichen Sanktionen gegen Russland nicht wieder zu
erneuern, handelt es sich um eine äußerst wichtige Aussage. Die
Wiederaufnahme der ökonomischen und kulturellen Beziehungen mit diesem
Land könnte in vielerlei Hinsicht große Vorteile bringen.

Über den ökonomischen Aspekt wird viel gesprochen, doch ebenso
bedeutend wäre die daraus folgende Entspannung der Beziehungen und der
Austritt aus einer dunklen Zeit, die einige sogar mit der des kalten
Krieges verglichen haben. Für Italien und für Europa würde dies zudem
eine größere Autonomie von der Politik der Vereinigten Staaten
bedeuten, die sich immer weiter in Richtung Eigeninteressen bewegt, zu
Lasten ihrer sogenannten Alliierten. Zu Bedenken ist auch, dass es
sich bei dem Vorschlag der Regierung Conte mitnichten um ein bloßes
taktischen Manöver in der italienischen Politik handelt. Schon Renzi
forderte 2015 die Abschaffung der Sanktionen gegen Russland,
allerdings ohne Erfolg. Andere Politiker sprachen sich ebenso in diese
Richtung aus, wie Prodi in 2017, als er bekräftigte, die Sanktionen
seien unverzüglich aufzuheben.

Die offizielle Motivation, mit der bis jetzt die Sanktionen gegen
Russland gerechtfertigt wurden, ist die, dass Russland die Krim
annektiert und dadurch internationale Vereinbarungen verletzt habe,
was einer aggressiven Politik gleichkäme. Tatsächlich ist dies ein
großes und vieldiskutiertes Thema im Bereich des internationalen
Rechts. Es ist in der Tat vielen nicht klar, warum die Unabhängigkeit
des Kosovo in Europa als legal angesehen wird, während der Wille des
Volkes auf der Krim entgegen des Prinzips der Selbstbestimmung der
Völker nicht anerkannt wird. Am 16. März 2014 gab es dort ein
Referendum, an dem 84% der Bevölkerung teilnahmen, von denen wiederum
97% für die Eingliederung der Krim als föderales Mitglied von Russland
stimmten. Die Annektion der Krim muss zudem im Kontext dessen gesehen
werden, was zuvor in der Ukraine geschah. Im Gegensatz zum Narrativ
unserer Medien lieferten viele Beobachter eine andere Interpretation
der Fakten. So auch Ceca Vaclav Klaus, ehemaliger Präsident der
tschechischen Republik und Kenner dieser Region, der von einem
wahrhaftigen Staatsstreich sprach, und zwar unter Beteiligung des
Westens. Sollte dies stimmen, so hätte die ukrainische Regierung kein
Recht dazu, von nationaler Integrität zu sprechen.

Wie auch immer die Sicht der Dinge sei, wir müssen erkennen, dass wir
uns hier einer sehr schwierigen und komplexen Situation gegenüber
sehen, die nicht durch kurze Slogans oder griffige Schlagzeilen
erklärt werden kann, noch durch Sanktionen oder Grenzzäune gelöst
wird, sondern einzig und allein durch den Weg des Dialogs.

Aus meiner Sicht ist die Annektion der Krim lediglich eine Ausrede,
die hauptsächlich von Washington dazu benutzt wird, um ein Russland zu
isolieren, das sich im wirtschaftlichen Aufschwung befindet,
unabhängig und nicht mehr durch amerikanische Märkte kontrollierbar.
Und so wurde eine mediale Kampagne gegen Putin initialisiert, mit der
man eine nie zuvor dagewesene Erhöhung der Militärausgaben
rechtfertigt. Die NATO, deren Militärausgaben sich schon jetzt auf das
elffache der von Russland belaufen, übt auch weiterhin Druck auf ihre
Mitglieder aus, mindestens 2% des Bruttoinlandproduktes für Aufrüstung
auszugeben. Für die europäischen Länder würde das bedeuten, dass um
die 80 Milliarden Euro wegfallen, die sonst in Bereiche wie
Gesundheitswesen, Bildung, Kultur und echte wirtschaftliche
Entwicklung investiert werden könnten.

Die Sanktionen gegen Russland abzuschaffen, bedeutet die Politik der
Mauern, der Teilung und der Manipulation zu beenden. Im Gegensatz dazu
eine Politik des Dialogs zu verfolgen, brächte wirtschaftliches
Wachstum, größere politische Autonomie und Entscheidungsfreiheit für
Europa, eine Entspannung der Beziehungen in der gesamten eurasischen
Region sowie die Öffnung zur Reduzierung von Militärausgaben. Mit
anderen Worten ein Weg zum Dialog, zum Frieden und zur Zusammenarbeit.

Es bleibt abzuwarten, ob die amerikanischen Märkte, ihre
Kriegsindustrie und die NATO es Italien erlauben werden, diesen Weg zu
gehen.


Übersetzung aus dem Italienischen von Evelyn Rottengatter


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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MELDUNG/095: Urheberrechtsreform - Piraten rufen zu Protesten gegen Linksteuer und Uploadfilter auf (Piraten)


Piratenpartei Deutschland - Pressemitteilung vom 20. Juni 2018

Urheberrechtsreform: 

Piraten rufen zu Protesten gegen Linksteuer und Uploadfilter auf



Mit der heutigen Vorentscheidung des Europaparlamentes drohen sogenante
Uploadfilter EU-weit Realität zu werden. Die Abstimmung des
Rechtsausschusses über die neue Copyright-Richtlinie bringt jedoch nicht
nur die automatische Vorzensur, sondern auch ein europäisches
Leistungsschutzrecht mit einer faktischen "Linksteuer". Nach dem Vorbild
von ACTA ruft die Piratenpartei zu europaweiten Demonstrationen gegen das
Vorhaben auf.

Die Piraten-Abgeordnete Julia Reda, die den globalen Widerstand der
Netzgemeinde gegen die geplante Internetzensur anführt:
"Diese Maßnahmen werden das Internet kaputt machen. Menschen werden schon
im Alltag Schwierigkeiten bekommen wie beispielsweise beim Diskutieren von
Nachrichten oder beim Äußern ihrer Meinung im Netz. Unsere Freiheit zur
Teilhabe einzuschränken, um den Sonderinteressen großer Medienkonzerne zu
dienen, ist nicht akzeptabel. Ich werde dieses Ergebnis angreifen und eine
Abstimmung des Europaparlaments darüber nächsten Monat beantragen. Wir
können dieses Ergebnis noch drehen und das freie Internet verteidigen."

Die Piratenpartei betrachtet sowohl Leistungsschutzrecht als auch jegliche
Zensurbestrebungen, z.B. durch Uploadfilter als den falschen Weg, um
Urheberrechte in Europa zu schützen. Die Einschränkung der Meinungsfreiheit
schadet der Demokratie. Von der geplanten Regelung profitiert vor allem die
Content-Industrie.

Patrick Breyer, Spitzenkandidat der Piraten zur Europawahl 2019:
"Internetzensur zerstört das Menschenrecht auf Meinungsfreiheit im
digitalen Zeitalter und gefährdet unsere offene Gesellschaft. Ich rufe dazu
auf, jetzt gegen die Zensurpläne auf die Straße zu gehen und europaweit
Demonstrationen zu organisieren wie vor einiger Zeit gegen ACTA!"

Nun kann das Inkrafttreten der Direktive nur noch durch die Abstimmung in
zwei Wochen im Europaparlament abgewendet werden. In den letzten Wochen
hatten sich europaweit Nichtregierungsorganisationen, Vereine, Verbände und
Privatpersonen für eine freie Internetkultur stark gemacht. Dutzende
Petitionen brachten es auf Hunderttausende Unterzeichner.

 * 

Quelle:

Piratenpartei Deutschland

Pflugstraße 9a, 10115 Berlin

Telefon: +49 30 / 60 98 97 511

E-Mail: presse@piratenpartei.de

Internet: www.piratenpartei.de
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MELDUNG/094: Kampf um Uploadfilter ist nicht vorbei (Digitalcourage)


digitalcourage e.V. - Pressemitteilung vom 20. Juni 2018

Digitalcourage: Kampf um Uploadfilter ist nicht vorbei!



Die EU macht weiteren Schritt in Richtung Uploadfilter - obwohl diese
unzweckmäßig, ungerecht und unverhältnismäßig sind. Aber im Rat und im
Parlament der Europäischen Union können die Uploadfilter noch verhindert
werden.



Heute [20.06.2018] hat der Rechtsausschuss im EU-Parlament einem Entwurf
für eine Urheberrechtsreform zugestimmt und sich vorläufig ein Mandat für
Verhandlungen mit dem EU-Rat erteilt.

Im Juli können politische Gruppen dem Mandat des Rechtsausschusses
widersprechen. Dann wird das EU-Parlament voraussichtlich im Dezember 2018
oder im Januar 2019 erneut über die Urheberrechtsreform inklusive
Uploadfilter und Leistungsschutzrecht abstimmen. Digitalcourage schätzt das
als sehr wahrscheinlich ein.

In Artikel 13 sind automatische Filter vorgesehen, die Inhalte aussortieren
sollen, bevor sie auf Plattformen veröffentlicht werden. Artikel 11 sieht
ein "Leistungsschutzrecht" vor, mit dem große Verleger eine Linksteuer
durchsetzen können.

Die Grund- und Menschenrechtsorganisation Digitalcourage fordert
EU-Abgeordnete auf, gegen Uploadfilter zu stimmen und Anträge zur Löschung
des Artikel 13 zu unterstützen.

"Uploadfilter sind ein Kontroll- und Zensurmittel in autoritären Staaten
und haben in Demokratien nichts zu suchen", sagt Friedemann Ebelt von
Digitalcourage. "Es ist fahrlässig, mit Uploadfiltern die Meinungsfreiheit
einzuschränken, weil es bessere Alternativen für Reformen des Urheberrechts
gibt."

"Wir müssen davon ausgehen, dass das Leistungsschutzrecht ein Lobby-Projekt
großer Verleger wie Axel Springer ist. Die Uploadfilter hat sich die
Musikindustrie gewünscht", sagt Friedemann Ebelt von Digitalcourage. "Wer
im Internet Zugang zu freiem Wissen ermöglicht, zitiert, verlinkt, kreativ
mit Texten, Bildern, Videos oder Audios arbeitet, wird Probleme bekommen.
Große Internetplattformen werden die Instrumente nutzen, um
Monopolstellungen einzunehmen."


Der Appell von Digitalcourage im Wortlaut:

https://digitalcourage.de/blog/2018/appell-gegen-uploadfilter

Der Appell kann online unterzeichnet werden:


https://aktion.digitalcourage.de/nein-zu-uploadfiltern

Digitalcourage:

Digitalcourage setzt sich seit 1987 für Datenschutz und Bürgerrechte ein
und richtet seit 2000 die jährliche Verleihung der BigBrotherAwards aus.
2008 erhielt Digitalcourage die Theodor-Heuss-Medaille für besonderen
Einsatz für die Bürgerrechte. Digitalcourage ist nominiert für den Grimme
Online Award 2018.

 * 

Quelle

Pressemitteilung vom 20. Juni 2018

digitalcourage e.V.

Marktstraße 18, 33602 Bielefeld

Telefon: +49-521-1639-1639, Fax: +49-521-61172

E-Mail: mail@digitalcourage.de

Internet: www.digitalcourage.de
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FORSCHUNG/373: Mehr Frachtsicherheit zu Land und zu Wasser in der EU (idw)


Hochschule Bonn-Rhein-Sieg - 20.06.2018

Mehr Frachtsicherheit zu Land und zu Wasser in der EU



Wissenschaftler des multinationalen Projekts C-BORD testen aktuell neue
Sicherheitstechnologien zur verbesserten Frachtkontrolle an den
Außengrenzen der Europäischen Union. In drei Feldtests werden fünf neue
oder verbesserte Detektionsverfahren zur Frachtinspektion an ausgewählten
EU-Zollstationen erprobt.

Drei Jahre lang haben die Wissenschaftler geforscht und entwickelt, nun
geht das Projekt für neue Sicherheitstechnologien in der Frachtbranche an
mehreren Zollstationen der EU in die Testphase. Fünf Detektionsverfahren
für verbesserte Radarbildgebung und verbesserte passive
Strahlungsdetektoren (Gammadetektoren) sowie neue Prototypen für
Sicherheitstechnologien, die bislang noch nicht am Markt sind, werden
erprobt. Es geht um das Aufspüren von volatilen Stoffen oder Partikeln an
Schmuggelgütern, Neutronenaktivierung und Initiierung von Kernreaktionen
durch Photoneneinfang. Das Team um Prof. Dr. Peter Kaul vom Institut für
Sicherheitsforschung der Hochschule Bonn-Rhein-Sieg (H-BRS) zeichnet bei
C-BORD für die Detektion von volatilen Stoffen oder Partikeln an
Schmuggelgütern verantwortlich.

Die Prototypen wurden zunächst an einer mobilen Zollstation an der
ungarisch-serbischen Grenze aufgebaut, jetzt im Juni an einem mittelgroßen
Hafen in Polen und im September an einem der größten, automatisierten
Frachthäfen der EU in den Niederlanden. Wissenschaftler, Zoll und
Industriepartner arbeiten bei den Feldtests eng zusammen, insbesondere um
bei Zusammenspiel und Kombination der neuen Technologien zusätzliche
Synergien in der Frachtüberprüfung zu finden. Von besonderer Bedeutung für
die Feldtests ist ein neuartiges Visualisierungsinterface, das die
gleichzeitige Ansicht aller Daten aus den verschiedenen Prüfprototypen
ermöglicht.

"Bei den Feldtests werden wir zunächst vorher ausgewählte kommerzielle
Frachtcontainer röntgen und mit passiven Strahlungsdetektoren plus den
Gasphasendetektoren überprüfen", erklärt Professor Kaul. Die
große Neuerung sei dabei die vereinfachte Überprüfung der Fracht. "Für
alle Verfahren müssen die Container nicht geöffnet werden, was die
Überprüfung beschleunigt und erleichtert", fügt Kaul hinzu. Mit allen fünf
Prototypen würden dann parallel Testcontainer überprüft, um Daten zur
Effektivität der Prüfungen und den Einsatzmöglichkeiten der Technik bei
den EU-Zöllnern vor Ort zu erhalten.

Bislang werden Frachtcontainer typischerweise nur geröntgt.
Werden keine Auffälligkeit gefunden, geht der Container seinen Weg. Wird
allerding ein Problem festgestellt, muss der Zoll den Container von Hand
öffnen und untersuchen - eine zeitfressende und aufwändige Prozedur. Mit
den Feldtests hofft das C-BORD-Konsortium, dass die Kombination der
verschiedenen Sicherheitstechnologien eine schnelle, sichere und
kontaktlose Überprüfung größerer Zahlen von Frachtcontainern ermöglicht.
Das aufwändige Öffnen der Frachtbehälter soll damit überflüssig gemacht
werden, die große Zahl an Fehlalarmen reduziert und die Trefferquote des
Zolls insbesondere bei Drogen und anderer Schmuggelware erhöht werden.

C-BORD ist ein auf rund vier Jahr angelegtes Großforschungsprojekt,
Startschuss war Mitte 2015. Das Projekt wird mit etwa 12 Millionen Euro
aus dem EU-Programm "Horizon 2020" gefördert. Insgesamt sind 18
Partnerorganisationen aus acht EU-Ländern beteiligt. Aus Deutschland ist
es neben der Hochschule Bonn-Rhein-Sieg die Fraunhofer Gesellschaft.



Weitere Information zum Teilprojekt C-BORD an der H-BRS: 

https://www.h-brs.de/de/c-bord

Webseite C-BORD: 

http://www.cbord-h2020.eu/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution196

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Bonn-Rhein-Sieg, 20.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FERIEN/904: Kassel - Tierisch was los! - Sommerferienprogramm für Kinder vom 26.6.-26.7.2018


Stadt Kassel

Tierisch was los! - Sommerferienprogramm für Kinder in der
Jugendbücherei



Die Vorlesepatinnen der Jugendbücherei lesen jeden Mittwochnachmittag
von 16.30 bis 17.30 Uhr lustige und spannende Geschichten vor.
Am Donnerstag, 28. Juni, können Kinder, Jugendliche und Erwachsene von
15 bis 17 Uhr gemeinsam mit dem Spiele-Autor Martin Ebel von "Kassel
Spielt e.V." Tier-Spiele ausprobieren.

Wie auch in den vergangenen Jahren gibt es eine lange Lesenacht für
Kinder von acht bis zehn Jahren. Am Dienstag, 17. Juli, ab 19 Uhr geht
es los. Dann kann in der Jugendbücherei gelesen werden bis die Augen
zufallen. Die Lesenacht endet am nächsten Morgen mit einem gemeinsamen
Frühstück. Für diese Veranstaltung ist eine Anmeldung unter der
Telefonnummer 05 61/9 20 17 17 erforderlich.

Am Donnerstag, 26. Juli, können Kinder ab drei Jahren von 10 bis 12
Uhr gemeinsam mit Michael Gemkow Tierlieder singen und anschließend
schöne Masken und Figuren aus Papier basteln, die mit nach Hause
genommen werden können. Eine Anmeldung ist unter der Telefonnummer 05
61/9 20 17 17 erforderlich.

Die Jugendbücherei ist während der gesamten hessischen Sommerferien
montags bis donnerstags von 13 bis 18 Uhr sowie freitags von 9 bis 18
Uhr geöffnet.

Weitere Informationen unter stadtbibliothek.kassel.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 14. Juni 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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AUSSTELLUNG/9482: München - Olafur Eliasson, WASSERfarben, Pinakothek der Moderne bis 02.09.2018


OLAFUR ELIASSON

WASSERfarben

STAATLICHE GRAPHISCHE SAMMLUNG MÜNCHEN IN DER PINAKOTHEK DER MODERNE

AUSSTELLUNGSDAUER | 07. JUNI - 02. SEPTEMBER 2018 | München



Zweifellos zählt der dänische Künstler isländischer Herkunft, Olafur
Eliasson (*1967), zu den herausragenden Künstlern der Gegenwart. Wie
kein Zweiter begeistert er mit seinen künstlerischen Großprojekten
weltweit Menschen auch außerhalb der Museen. Bis heute nimmt die
Zeichenkunst einen zentralen Stellenwert in seinem alle Medien
umfassenden Werk ein. Erste Ideen werden in der Zeichnung formuliert
und immer wieder während eines Projekts von Eliasson zu Rate gezogen.
Man gewinnt geradezu den Eindruck, dass der Künstler in der Zeichnung
denkt. Umso erstaunlicher ist es, dass sein zeichnerisches Oeuvre
bisher nur vereinzelt in Ausstellungen zu sehen war. Die große, auf
über 800 Quadratmetern angelegte Ausstellung WASSERfarben der
Staatlichen Graphischen Sammlung München stellt erstmalig Olafur
Eliassons Zeichenkunst in all ihren Facetten umfassend vor, gezeigt
werden knapp 50 Arbeiten. Die kuratorische Idee ist es, die enge
Kongruenz zwischen seiner Zeichenkunst und seinen Installationen zu
erschließen und sinnlich nacherlebbar zu machen.

Für die Vitrinen im Entrée der Graphischen Sammlung hat Olafur
Eliasson eine neue, ortsspezifische Installation geschaffen, die sich
dem Sehen und der Wahrnehmung des Betrachters im öffentlichen Raum,
aber auch dem Verhältnis von Oberflächen und dem Dahinterliegenden
widmet. Ausgehend von Licht, Farbe, Linienkunst und dem erweiterten
Zeichenbegriff des Künstlers entwickelt sich die Ausstellung im
Folgenden, die Zeichnungen, Skulpturen und Rauminstallationen umfasst.

Licht- und Farbstudien, sowie die Erforschung von Naturphänomenen
stellen ein zentrales Thema in Eliassons künstlerischer Praxis dar.
Neben einer neuen Glasarbeit und der Skulptur The presence of absence
(Nuup Kangerlua, 24 September 2015 #2) (2016) werden die
großformatigen Aquarelle The ocean fade (2016) gezeigt, die mittels
wiederholtem Auftragen von dünnen, transparenten Lasuren auf je ein
großes Blatt Papier einen subtilen Farbverlauf von leuchtenden, satten
Tönen bis zu blassem, zartem Kolorit ergeben. Der minutiöse,
physikalische Produktionsprozess dieser Arbeiten erzielt eine ephemere
Erfahrung von Licht und Raum und der Beweglichkeit von farbigem Licht
in der statischen Fläche als synästhetisches Erlebnis unserer Sinne -
ein Thema, das in vielen Werken Eliassons eine elementare Rolle
spielt.

Die Installationen Your uncertain shadow (black and white) (2010)
sowie Life is lived along lines (2009) leiten vom Thema Licht und
Schatten über zur zeichnerischen Linienkunst. Die Ausstellung wird
auch eine Reihe von Modellen zeigen, die im Studio Olafur Eliasson
entstanden sind. Diese fungieren wie ein im wahrsten Sinne
fantastisches Studienzimmer, das sich wie ein dreidimensionaler
Denkraum öffnet. Flankiert wird die Installation unter anderem von
einer Suite von großformatigen Skizzenblättern, den Studio sketches,
die PIN. Freunde der Pinakothek der Moderne e. V. jetzt schon für die
Sammlung erwerben konnte. Sie geben Einblicke in den Reichtum von
Eliassons schöpferischen Ideen, die zeichnerisch zum Ausdruck kommen.

Ein dritter Werkkomplex wird sich in der Ausstellung dem erweiterten
Begriff von Zeichnung zuwenden, der seit Beginn des 20. Jahrhunderts
in der künstlerischen Praxis eine wichtige Rolle spielt und schon im
Frühwerk Eliassons seinen Niederschlag gefunden hat. Die
Lichtinstallation Your unpredictable sameness (2014) im Foyer führt
sinnlich vor Augen, dass die Linienkunst keine Begrenzung der Medien
kennt und Künstler wie Eliasson sich in ihrer Experimentierfreude
keine Beschränkungen auferlegen. In diesem Kontext werden erstmals
frühe Zeichnungen des Künstlers zu sehen sein, die er 1998 in
Kooperation mit seinem Vater Elias Hjörleifsson geschaffen hat. Sie
demonstrieren exemplarisch die Öffnung des klassischen
Zeichnungsbegriffs: Eliasson gab damals vom Land aus Start- und
Stoppzeichen, die seinem auf einem Schiff befindlichen Vater
signalisierten, eine in Tinte getauchte Kugel an vorher festgelegten
Orten auf einem Papier zu positionieren. Über einen Zeitraum von zwei,
fünf, zehn oder fünfzehn Sekunden zeichnete dann die Kugel, gelenkt
vom Wellengang, ihren Verlauf auf dem Papier ab. Diese Öffnung geht
damit von der schöpferischen Hand aus und wird um den Zufall
erweitert, durch den sich - einem Seismographen gleich - die
künstlerische Kreativität einen geradezu interstellaren Raum
erschließt.

Die Ausstellung Olafur Eliasson. WASSERfarben stellt das Oeuvre des
Künstlers über das vielfältige Spektrum seiner Zeichenkunst hinaus im
Kern seiner Wesenheit vor. Es bleibt ephemer, berührt aber auf diese
Weise existentielle Grundbedingungen, die unser menschliches Dasein
jenseits empirischer Fakten ausmachen.

Begleitbuch

Zur Ausstellung erscheint ein Begleitbuch, das sich der Zeichnung als
grundlegendem Medium in Olafur Eliassons Oeuvre widmet. Er ist weniger
ein klassischer Leitfaden durch die Ausstellung als das Skizzenbuch
einer künstlerischen Ideenwelt und ein Angebot des Kurators, Eliassons
komplexe Fragen zur Wahrnehmung und seine empirischen Untersuchungen
auf dem Feld eines erweiterten Zeichnungsbegriffs sinnlich zu erleben
als elementare visuelle Extrakte in Form von konzeptuellen
Farbskizzen, Kreisziehungen und großformatigen Aquarellen in subtilen
Farbversionen. Das Begleitbuch taucht in die Atmosphäre von Eliassons
"Werkstatt" ein, die vor Entstehung der Kunstwerke in der Luft liegt -
quasi ein Studiobesuch auf Papier. Ein umfassendes Gespräch zwischen
Michael Hering und Olafur Eliasson bietet Einblicke in neueste
Werkgruppen und ihre Entstehungsprozesse. Zudem kristallisieren sich
Kernthemen des Künstlers heraus, es offenbart sich sein Bezug auf
Künstler wie Caspar David Friedrich und Wassily Kandinsky oder auf die
Farbe des isländischen Meeres.

BEGLEITPROGRAMM

Kuratorenführungen | "Aus erster Hand"

DO, 14. JUNI 2018 | 18.30 | Franziska Stöhr

DO, 21. JUNI 2018 | 18.30 | Michael Hering

DO, 26. JULI 2018 | 18.30 | Franziska Stöhr

DO, 19. JULI 2018 | 18.30 | Michael Hering

DO, 23. AUGUST 2018 | 18.30 | Franziska Stöhr

DO, 30. AUGUST 2018 | 18.30 | Michael Hering

Treffpunkt: Pinakothek der Moderne, Barer Straße 40, Rotunde

 * 

Quelle:

PRESSESTELLE DER PINAKOTHEKEN

Pinakotheken | Pinakothek der Moderne | Bayerische

Staatsgemäldesammlungen

Barer Straße 29 | 80799 München

T +49 (0)89 23805-122

presse@pinakothek.de

Internet: http://www.pinakothek.de/presse
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GLEICHHEIT/6667: Trump eskaliert Handelskrieg und droht China mit neuen Zöllen


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Trump eskaliert Handelskrieg und droht China mit neuen Zöllen

Von Nick Beams

21. Juni 2018



Präsident Trump hat den Handelskrieg mit China erneut eskaliert. Er droht
jetzt mit Zöllen auf zusätzlichen Waren im Wert von 200 Milliarden Dollar.
China hatte am vergangenen Freitag Vergeltungsmaßnahmen angekündigt,
nachdem die USA schon Zölle in Höhe von 25 Prozent auf chinesische Exporte
im Wert von 50 Milliarden Dollar erhoben hatten.

In einer Erklärung vom 18. Juni sagte Trump, er habe den 
US-Handelsbeauftragten Robert Lighthizer angewiesen, eine Liste von Waren im
Wert von 200 Milliarden Dollar für einen Zoll von 10 Prozent
zusammenzustellen.

Trump deutete auch an, dass er bereit sei, Zölle auf weitere Waren im Wert
von zusätzlichen 200 Milliarden Dollar zu erheben. Mit anderen Worten, wenn
alle angedrohten Maßnahmen durchgeführt würden, würden sie praktisch
sämtliche chinesischen Ausfuhren in die USA abdecken.

Der neue Schritt, der die Aktienmärkte gestern auf Talfahrt schickte, folgt
auf Trumps Drohung, "zusätzliche Zölle" zu betreiben, falls China
Vergeltungsmaßnahmen gegen amerikanische Exporteure oder in China tätige
amerikanische Unternehmen einleiten werde.

Die chinesische Regierung kündigte an, sie werde Zölle auf eine Reihe von
Produkten, einschließlich landwirtschaftlicher Erzeugnisse und Autos,
erheben. Auch seien die in den letzten Wochen in Verhandlungen vereinbarten
Verpflichtungen zur Steigerung der US-Exporte vom Tisch.

"China hat offenbar nicht die Absicht, seine unlauteren Praktiken im
Zusammenhang mit dem Erwerb von amerikanischem geistigem Eigentum und
Technologie zu ändern", sagte Trump in einer Erklärung des Weißen Hauses.
Die US-Maßnahmen gingen weiter, "wenn China sich weigert, seine Praktiken
zu ändern, und auch wenn es darauf besteht, die neuen Zölle, die es
kürzlich angekündigt hat, weiterzuverfolgen".

Das chinesische Handelsministerium antwortete mit der Erklärung, dass es in
der Bedrohung durch zusätzliche Zölle einen "extremen Druck und Erpressung"
erkenne.

"Wenn die USA einen Rationalitätsverlust erleiden und eine 
[Zoll-]Auflistung veröffentlichen, dann wird China starke Gegenmaßnahmen
ergreifen müssen. Das werden umfassende Maßnahmen sein, die Quantität und
Qualität verbinden", heißt es in dieser Erklärung.

Als Trump am 15. Juni die Zölle freigab, machte er deutlich, dass das
zentrale Ziel der USA nicht in erster Linie der Abbau des 
US-Handelsdefizits mit China ist. Vielmehr soll verhindert werden, dass China
Kapazitäten im High-Tech-Bereich entwickelt, weil die USA diese als
Bedrohung für ihre wirtschaftliche und letztlich militärische
Vormachtstellung betrachten.

Der 25-prozentige Zoll wurde für chinesische Produkte mit "industriell
bedeutsamer Technologie" eingeführt. Dieser Bereich umfasst "Waren im
Zusammenhang mit der Made in China 2025-Strategie, mit der China die
aufstrebenden High-Tech-Industrien dominieren und sein eigenes künftiges
Wachstum beschleunigen, aber das Wirtschaftswachstum der Vereinigten
Staaten und vieler anderer Länder beeinträchtigen wird. Die Vereinigten
Staaten können es nicht länger hinnehmen, dass wir unsere Technologie und
unser geistiges Eigentum durch unlautere Wirtschaftspraktiken verlieren."

Der Senat hat es auch abgelehnt, ein Verbot des Verkaufs von US-Komponenten
an das chinesische Telekomunternehmen ZTE aufzuheben. Das ist ein Anzeichen
dafür, dass die Demokraten mit Trumps Maßnahmen einverstanden sind und
vielleicht sogar noch weiter gehen wollen.

Die chinesische Regierung bietet zwar an, mehr US-Exporte zu übernehmen, um
ihren Handelsüberschuss zu verringern, weigert sich jedoch, ihren Plan für
die Technologieentwicklung aufzugeben. Diese Forderung betrachtet Peking
als Reduzierung Chinas auf einen halbkolonialen Wirtschaftsstatus.

Außenminister Mike Pompeo warnte die chinesische Regierung am 18. Juni in
einer Rede vor dem Economic Club of Detroit und drohte mit weiteren
Maßnahmen.

"Die chinesischen Führer haben in den letzten Wochen Offenheit und
Globalisierung gefordert, aber das ist ein Witz", sagte Pompeo. "Lassen Sie
uns das klarstellen. Es ist die räuberischste Wirtschaftsregierung, die
heute gegen den Rest der Welt operiert. Das ist ein Problem, dessen Lösung
längst überfällig ist."

Pompeo behauptete, China verübe "einen beispiellosen Diebstahl" an dem
geistigen Eigentum der USA.

Nach dem bitteren Konflikt auf dem G7-Gipfel (vor allem mit Kanada) hat
Pompeo versucht, Unterstützung für den Vorstoß gegen China zu gewinnen, und
hat deshalb gegenüber den amerikanischen Verbündeten einen versöhnlicheren
Ton angeschlagen. Er sagte, er sei "überzeugt", dass es nach Abschluss der
Verhandlungen "mehr Volumen, mehr Dollar und mehr Handelsfreiheit zwischen
den Vereinigten Staaten und Kanada" geben werde.

Die jüngsten Schritte der US-Regierung verursachten einen Rückgang an den
Aktienmärkten, da die Befürchtung wächst, dass der Handelskrieg erhebliche
Auswirkungen auf Investitionen und globale Lieferketten haben wird. Die
Märkte in ganz Asien fielen aufgrund der Ankündigung zusätzlicher Zölle,
wobei der Hongkong-Index um mehr als 2 Prozent zurückging. Wall Street
folgte dann mit einem Rückgang von fast 300 Punkten im Dow.

In den USA haben sowohl die US-Handelskammer als auch der Business
Roundtable, zwei große Wirtschaftslobbygruppen, angedeutet, dass zwar
Maßnahmen gegen Chinas "diskriminierende Handelspraktiken" ergriffen werden
müssten, die Einführung von Zöllen aber nicht der richtige Ansatz sei.

Der ehemalige Chef des Nationalen Wirtschaftsrats, Gary Cohn, der im April
wegen handelspolitischer Differenzen zurückgetreten ist, hat davor gewarnt,
dass ein Handelskrieg die Impulse der Unternehmen durch die Steuersenkungen
der Trump-Administration zunichtemachen könnte.

Eine weitere Warnung kam vom Vorsitzenden des Zollrechtsausschusses der
American Bar Association, Peter Quinter. Er bezeichnete die Eskalation der
Handelskonflikte als "erschreckend".

"Die Rhetorik hat zum ersten Mal ein Niveau erreicht, wo sie real ist. Ich
arbeite seit dreißig Jahren im internationalen Handelsrecht, aber ich habe
noch nie etwas so Gefährliches gesehen", sagte Quinter der Financial
Times. Handelsstreitigkeiten habe es auch früher schon gegeben, sagte
er, aber das sei ein Konflikt zwischen den beiden größten
Wirtschaftsmächten der Welt.

Solche Ansichten verbreiten sich in internationalen Finanz- und
Geschäftskreisen. Vor der Ankündigung von Trumps jüngsten Maßnahmen sagte
der Chef des globalen Schweizer Finanzhauses UBS, Sergio Ermotti, am Montag
im US-Geschäftskanal CNBC, er sei besorgt, dass der Handelskonflikt
zwischen den USA und China "außer Kontrolle geraten" könnte.

Er warnte davor, dass etwas passieren könnte, "das in ein Gebiet geht, in
dem die Eskalation der ergriffenen Maßnahmen die Stimmung der Unternehmen
beeinflusst".

"Ich bin wirklich besorgt, dass diese Dinge außer Kontrolle geraten. Jemand
wird etwas ankündigen, das dann ein ernstes Problem auslöst", sagte er und
fügte hinzu, dass das Handelsrisiko "von jeder Seite kommen könnte, von
Europa, den USA, China, von wo auch immer".

Protektionismus würde zu einem großen Problem werden, fügte Ermotti hinzu,
wenn er mit anderen unerwarteten Ereignissen, zum Beispiel einer
Beschleunigung der Zinserhöhung durch die US-Notenbank, zusammenfallen
würde.

"Die Anlageklassen sind auf der ganzen Linie recht hoch bewertet. Die
Erwartungen an die Rentabilität der Unternehmen sind hoch. Die Finanzmärkte
sind auf eine größere Diskontinuität [...] in den Handelsbeziehungen
zwischen den Ländern gar nicht vorbereitet", sagte Ermotti.

Es bleibt abzuwarten, wie die Reaktion Chinas auf die jüngsten Maßnahmen
ausfallen wird. Aber da die USA Zölle auf chinesische Waren im Wert von 200
Milliarden Dollar vorwegnehmen, könnte die chinesische Regierung
möglicherweise nach andern Vergeltungsmaßnahmen Ausschau halten, da das
Land nur etwa 137 Milliarden Dollar an US-Waren importiert. Weitere
Maßnahmen könnten Angriffe auf die US-Investitionen in China im Wert von
200 Milliarden Dollar beinhalten.

Der Nachrichtendienst Bloomberg hat in einem Bericht auf die Gefahr solcher
Maßnahmen hingewiesen und festgestellt: "Längerfristig könnte es im
ungünstigsten Fall auch zu Aktionen kommen wie zum Beispiel dem Verkauf der
umfangreichen US-Staatspapiere [in China] oder der Abwertung des Yuan.
Solche Schritte würden die globalen Märkte erschüttern."
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GRASWURZELREVOLUTION/1773: Wehrpaßverbrennung


graswurzelrevolution Nr. 430, Sommer 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Wehrpaßverbrennung

Eine fast vergessene Aktion

von Johann Bauer



Es ist nicht mehr gewiß, daß es bei der "Aussetzung" der
Wehrpflicht bleiben wird: Rekrutierungsprobleme der Bundeswehr und
zunehmende internationale Spannungen könnten uns mit Problemen
konfrontieren, die wir seit Jahren nicht mehr hatten. Für Frankreich
wurde von Coastliner in der GWR 419 (Mai 2017) "Eine Renaissance des
Kriegsdienstzwangs" vorhergesagt. Tatsächlich hat Macron jetzt die
Einführung eines "service national universel" für Anfang 2019
angekündigt. Deshalb ist eine Erinnerung an Konflikte und Aktionen
sinnvoll, an denen GraswurzelrevolutionärInnen und andere
AntimilitaristInnen früher beteiligt waren. Das mag sogar Widerstand
vorbereiten oder eine abschreckende Wirkung haben, wenn Zwangsdienste
wieder ins staatliche Kalkül geraten. Vor 40 Jahren haben einige von
uns ihre Wehrpässe öffentlich verbrannt. (GWR-Red.)


"Niemand kann uns zum Kriegsdienst zwingen. Es hat
Kriegsdienstverweigerung gegeben schon lange bevor es Gesetze über
Kriegsdienstverweigerung gab! Es wird Kriegsdienstverweigerung geben
ohne und gegen alle staatlichen Gesetze! Gesetze können gemacht,
ausgehöhlt, verändert und abgeschafft werden - uns kann niemand zum
Töten ausbilden!"(1)

Am 14. April 1978 verbrannten auf dem Göttinger Marktplatz
14 Kriegsdienstgegner ihre Wehrpässe, etwa die Hälfte kamen aus der
Gewaltfreien Aktionsgruppe, mitgetragen und unterstützt wurde die
Aktion von der Deutschen Friedensgesellschaft - Vereinigte
Kriegsdienstgegner, den Evangelischen und Katholischen
Studentengemeinden, Frauenzentrum und Frauenhaus Göttingen, dem
Sozialistischen Büro, den Jungsozialisten und Zivildienstleistenden
der Göttinger Selbstorganisation der ZDL.(2) Die Kundgebung war
angemeldet, die Aktion öffentlich angekündigt, der NDR hatte über den
Plan berichtet, deshalb kamen zu den Unterzeichnern des Flugblatts
noch drei Leute hinzu, die ebenfalls ihre Wehrpässe verbrannten.
Nachdem Borcherts berühmter Text "Sag' Nein" verlesen worden war,
wurden von den Teilnehmenden Passagen des Flugblatts vorgetragen, dann
jeweils ein Wehrpaß angezündet. Während so ein Wehrpaß nach dem
anderen brannte, wurden weitere Texte verlesen, darunter einer über
Wehrpaßverbrennungen in den USA im Kampf gegen den Vietnamkrieg und
ein Auszug aus Thoreaus "Über die Pflicht zum Ungehorsam". Etwa 200
Leute hörten zu und klatschten.(3) Auch in anderen Städten hatten
ähnliche Bündnisse zu Wehrpaßverbrennungen aufgerufen, in Köln
brannten 18, in München 15 Wehrpässe, bundesweit wurden etwa 150
Wehrpässe zerstört. In Kassel versuchte die Polizei die Aktion zu
verhindern und nahm vier Kriegsgegner fest, die erkennungsdienstlich
behandelt und wegen Sachbeschädigung und versuchter
Urkundenvernichtung verhört wurden.(4)

Insgesamt gab es Protestaktionen in 130 und Wehrpaßverbrennungen in
mindestens 12 Städten.(5)

Es wurden auch verschiedene Erklärungen zur Verweigerung oder die
Asche von Wehrpässen an das Bundesverfassungsgericht oder das
Bundesministerium der Verteidigung geschickt, alles dokumentiert in
der Graswurzelrevolution 36/37.


Anlaß und Hintergründe

"Niemand darf gegen sein Gewissen zum Kriegsdienst mit der Waffe
gezwungen werden." So hieß der immer wieder zitierte Artikel 4,3 des
Grundgesetzes.

"Dieser Satz hat bisher nicht verhindern können, daß
Kriegsdienstverweigerer in deutschen Gefängnissen und Arrestzellen der
Bundeswehr einsaßen und einsitzen. Er hat nicht verhindert, daß
dutzende nicht anerkannter Verweigerer von der Bundeswehr in den
Selbstmord getrieben wurden und werden. Das unwürdige
Prüfungsverfahren für Kriegsdienstverweigerer nimmt das 'tolerante'
Versprechen des Grundgesetzes faktisch zurück - der Staat sichert den
Personalbedarf der Armee durch die Senkung der Anerkennungsquote für
Gewissensentscheidungen."(6)

Heute werden die Jahre der sozialliberalen Koalition gerne als eine
Reformphase gewertet, "mehr Demokratie wagen" sei nach Willy Brandts
Regierungserklärung 1969 das Leitmotiv gewesen. Dabei gab es durchaus
ganz andere Seiten, die ebenso durch die Protestbewegungen "angeregt"
worden waren: Berufsverbote, die Politik der "Inneren Sicherheit" und
eine sozialdemokratische Verteidigungspolitik von Georg Leber und
Helmut Schmidt, die Abschreckung durch garantierte gegenseitige
Vernichtung und Verteidigung durch Kriegsführungsfähigkeit im Bündnis
zu zentralen Inhalten machten. Viele Reformen hatten auch einen
technokratischen Charakter, sie sollten etwa "Bildungsreserven"
erschließen, damit die deutsche Wirtschaft gestärkt würde.

So war auch die Stellung zur Kriegsdienstverweigerung und zum
Zivildienst immer umstritten, zwischen Staatsräson und
Verwaltungsinteressen einerseits und antimilitaristischen Positionen
und Verteidigung individueller Grundrechte andererseits.

Das ungeliebte und zunächst weithin unbekannte Grundrecht,
Kriegsdienste zu verweigern, war von Beginn an durch abschreckende
Verfahren ausgehöhlt worden und militärischen Interessen zugeordnet:

Zuständig für die Anerkennung war das Kreiswehrersatzamt, dem ein
Lebenslauf, schriftliche Begründung, möglichst noch Gutachten von
Zeugen eingereicht werden mußten, dann folgten mündliche
Verhandlungen, die der "Gewissensprüfung" dienten vor
Prüfungsausschuss und Prüfungskammer, die dem Verteidigungsministerium
unterstanden und von einem Juristen dieses Ministeriums geleitet
wurden. Dieser war formal nicht stimmberechtigt, beeinflusste aber in
der Regel das Urteil der drei Beisitzer, die zu entscheiden hatten,
etwa durch rechtliche Hinweise oder Zusammenfassung der gewonnenen
Eindrücke. Nach den Ergebnissen dieser Instanzen konnte vor den
Verwaltungsgerichten geklagt werden. Klar, daß dieses Verfahren
abschrecken sollte.

Der zivile Ersatzdienst zeigte zudem nicht selten paramilitärische
Züge: geschlossene Unterbringung, Weckappelle, Stuben- und
Spindordnungen, an die Bundeswehr angelehnte Disziplinarordnungen,
besonders wenn der Staat und nicht die Wohlfahrtsverbände Träger der
Einrichtungen waren.(7) Die Arbeiten, zu denen die Dienstleistenden
eingezogen wurden, waren "klassische Frauenarbeiten", etwa im
Zusammenhang von Pflegediensten ("Pisspottschwenker"), die also als
"unmännlich" und selbst diskriminierend galten.

So waren es zunächst auch überwiegend religiös motivierte Männer, die
das Tötungsverbot für sich verbindlich machten. Ende der 1960er Jahre
veränderte sich das: Die Motive der Verweigerer waren stärker
moralisch, politisch, auch gegen die Disziplin, den Drill, die
Persönlichkeit zerstörende Befehl-Gehorsam-Unterordnung gerichtet.
1968 lehnten mehr junge Männer als je zuvor in der Bundesrepublik den
Kriegsdienst ab und verweigerten: 11.000. Gegenüber 1967 verdoppelte
sich die Zahl der Antragsteller, die Zahl der Soldaten darunter stieg
von 871 auf 3.495. In diesem einen Jahr haben mehr Soldaten verweigert
als in der gesamten Bundeswehr-Zeit zuvor.(8)


Wie so oft war die Antwort repressiv:

Der seit 1966 gültige Erlaß, dass verweigernde Soldaten vom Dienst an
der Waffe befreit waren und zu beurlauben seien, wurde kassiert. Man
sah die Funktionsfähigkeit der Armee gefährdet, ganze Kompanien
könnten lahmgelegt werden, wenn wichtige Funktionsträger verweigerten.

In der Bundeswehr wie in den Zivildienststellen war die
außerparlamentarische Opposition angekommen, oft mit provozierenden
und subversiven Taktiken, die entlarven sollten, politisieren wollten,
störten.

Dagegen entwickelten Politiker immer wieder Pläne, den "Ersatzdienst"
nicht, wie von kirchlichen Kreisen und Pazifisten gewünscht, zu einem
"Friedensdienst" auszugestalten, sondern ihn - besonders für die
renitenten Verweigerer - Richtung Arbeitsdienst fortzuentwickeln:
uniformiert, kaserniert, diszipliniert. Eingesetzt beim Deichbau, in
der Land- und Forstwirtschaft.

Von Januar bis März 1970 gab es wegen des "Lagers Schwarmstedt" am
Rand der Lüneburger Heide den ersten bundesweiten Streik von
Zivildienstleistenden, etwa 600 ZDLer streikten in 50 Dienststellen.
Besonders die staatliche Reaktion: Streichung der Bezüge, der
Heilfürsorge, der Verpflegung und schließlich sogar die Sperrung von
Strom, Wasser und Heizung führten zu einer breiten Solidarisierung
etwa der Gewerkschaften.(9)

Ebenso wurden auch "Vergünstigungen" innerhalb des Zivildienstes
beseitigt und schärfere Disziplinarmaßnahmen durchgesetzt, und diese
Politik setzte sich über die Große Koalition hinaus in der
sozialliberalen Koalition fort. 1971 beklagte Willy Brandt vor dem
Bundestag "die innere Abwendung eines Teils der heranwachsenden
Generation von den Pflichten, die ihnen von Staat und Gesellschaft
abverlangt werden".(10)

Zu den repressiven Folgen der wachsenden Kriegsdienstverweigerungen
gehörten dann schnell sinkende Anerkennungsquoten: Waren 1967 noch
87,2% der Anträge erfolgreich, sank die Zahl bis 1973 auf 66,4%.

Die Ungerechtigkeiten des Anerkennungsverfahrens, besonders
verschärft, wenn zur Armee eingezogene Kriegsdienstverweigerer vor die
Wahl gestellt waren, "konsequent" zu bleiben und bestraft zu werden
oder Kompromisse mit dem Dienst zu machen und das als Beleg
vorgehalten zu bekommen, dass sie ja durchaus dienen könnten, also gar
keine "echte" Gewissensentscheidung vorliege, hatten eine jahrelange
öffentliche Diskussion bewirkt, ob eine "Gewissensprüfung" möglich
sei, ob sie nicht sprachlich weniger gewandte Verweigerer
benachteilige und mehr und mehr zu einer Karikatur werde, bei der gut
vorbereitete Verweigerer eher eine Chance hatten und je nach Bezirk
des Kreiswehrersatzamtes und politischer Haltung auch der Beisitzer
die Anerkennungsquoten höchst unterschiedlich ausfielen. Kurz: die
Legitimationskrise des Anerkennungsverfahrens war unübersehbar.

"Die Verfahren machen das selbst, daß der arme Mann ihnen feind wird":
Folge war tatsächlich eine zunehmende Staatsferne der Verweigerer und
radikale Kritik eines militarisierten Staates, der das Grundrecht an
Erfordernisse der "Verteidigung" jeweils anpasst. Es war aber nicht
nur diese "ideologische" Gefahr, sondern vor allem der Wunsch, Staat
und Verwaltung von zahlreichen politischen und in viele Dienststellen
eindringenden Konflikten und Problemen zu entlasten, der - auch
jenseits der linksliberalen und kirchlichen Kritik - eine
technokratische Reform verlangte.

Deshalb strebten die sozialliberalen Regierungen eine Abschaffung des
Verfahrens an, der Zivildienst wurde gegenüber der Pflichtzeit bei der
Bundeswehr (15 Monate) auf 18 Monate verlängert und andere
Verschlechterungen des Zivildienstes diskutiert, die abschreckend
wirken sollten: "heimatferne Einberufung, Wegfall der Möglichkeit,
sich den Zivildienstplatz selbst auszusuchen, Abbau der
Heimatschlaferlaubnis, Kasernierung, Einsatz von ZDLern im
Katastrophen- und Zivilschutz, bei der Feuerwehr, im
'Umweltschutz'"(11) - und mit Umweltschutz konnten Waldarbeiten,
Deichbau u.ä. gemeint sein. Zuletzt hatte sich der Kampf gegen die
Pläne des Bundesamtes für Zivildienst vor allem gegen das
"Vinkehof"-Projekt gerichtet. Im Januar 1978 hatte es eine bundesweite
Aktionswoche gegeben, am 27.1. einen 24stündigen ZDL-Streik und einen
Hungerstreik von 14 ZDL-Einberufenen in der Zivildienstschule
Staffelstein. Das BAZ beantwortete die Aktionen mit
Disziplinarverfahren.(12)

Die sozialliberale Koalition hatte im Sommer 1977 ein Gesetz
verabschiedet, das die Gewissensprüfung für ungediente Wehrpflichtige,
die den Kriegsdienst verweigern wollten, aussetzte. Eine
Verfassungsklage der CDU/CSU-Bundestagsfraktion und der
Landesregierungen von Bayern, Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz
führte dazu, daß das Bundesverfassungsgericht die Novelle außer Kraft
gesetzt hatte, die endgültige Entscheidung wurde für den 13. April
1978 erwartet. Es war zu befürchten, daß der Verzicht auf eine
"Gewissensprüfung" als verfassungswidrig erklärt werden würde, dagegen
wollten die Kriegsdienstgegner "ein Zeichen unserer Nichtunterordnung
und Nichtzusammenarbeit mit dem ganzen System des Militarismus"(13)
setzen.


Der Plan

Der Gedanke wurde zuerst bei einem Regionaltreffen der
Graswurzelbewegung Südniedersachsen entwickelt, dann am 8./9. März
1978 vom Werkstattbeirat, dem damaligen Koordinationsgremium der
Graswurzelbewegung, aufgenommen und an alle in Frage kommenden
Organisationen und Zeitschriften versandt:

Am Tag nach der Verkündigung eines negativen Entscheids des
Verfassungsgerichts sollten in möglichst vielen Orten öffentlich
Wehrpässe verbrannt werden. Anerkannte Kriegsdienstverweigerer, die
ihre Wehrpässe verbrennen, demonstrierten, daß sogar die anerkannten
KDVer "durch den Besitz des Wehrpasses noch in die ganze Maschinerie
einbezogen sind. Die geplanten Veränderungen im Zivildienst
(Kasernierung) können noch einmal dargestellt und kritisiert werden.
Es kann deutlich gemacht werden, daß Kriegsdienstverweigerung
tatsächlich einen völligen Bruch mit der ganzen Ideologie der
Abschreckung, des Wettrüstens usw. bedeutet..."(14)

Die Aktionen sollten so angelegt sein, daß Kundgebungen auf belebten
Plätzen oder vor dem Kreiswehrersatzamt stattfinden sollten, möglichst
auch weitere Veranstaltungen. Es werde nicht darum gehen, möglichst
viele Wehrpässe zu verbrennen, allerdings sollten es fünf pro Ort
schon sein, sondern Aufmerksamkeit für unsere Argumente zu erzielen
und eine neue Dynamik des Kampfes gegen die "Gewissensprüfungen" zu
erzielen. Deshalb sollte nicht anonym agiert, sondern mögliche
Repressalien würden mit einer Eskalationsstrategie beantwortet werden:
Spätere Wehrpaßverbrennungen anlässlich von Prozessen, möglichst in
wachsenden Zahlen. Als mögliche strafrechtliche Konsequenzen drohten
Verfahren wegen "Verunglimpfung staatlicher Symbole" oder ähnlichen
Gummiparagraphen; allein der Verlust von Urkunden wie dem Wehrpaß
konnte eine Geldstrafe nach sich ziehen.

Der Aufruf erfolgte relativ kurzfristig; es konnte aber angekündigt
werden, daß in Hannover und Göttingen auf jeden Fall solche Aktionen
stattfinden würden. In Köln wurde eine Koordinationsstelle(15)
eingerichtet, die abgestimmte Erklärungen und die anfallenden
Vorbereitungen koordinieren sollte.

In Göttingen wurde bei einem "Alternativplenum" der undogmatischen
Linken am 3. April nicht nur über den Stromzahlungsboykott und
Aktionen gegen eine NPD-Kundgebung am 15.4. diskutiert, sondern auch
die Wehrpaßverbrennung vorgeschlagen.(16) Die GA Göttingen hätte gerne
ein "Plenum Ziviler Ungehorsam" als längerfristiges Bündnis mit allen
gewaltablehnenden Linken aufgebaut. Es gab dann mehrere
Vorbereitungstreffen: Die Kundgebung wurde beim Ordnungsamt angemeldet
und sogar eine Fackel genehmigt. Durch die öffentliche Ankündigung
brachte der NDR mehrmals Hinweise und zur Aktion kamen ReporterInnen
auch von überregionalen Medien (dpa, Tagesschau, Welt).


Das Urteil

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem sehr umstrittenen
Urteil(17) gerügt, daß der Bundesrat nicht beteiligt wurde, vor allem
aber eine "Wahlfreiheit" zwischen Bundeswehr und Zivildienst
verworfen: Kriegsdienst ist die Regel, ein Ersatzdienst die Ausnahme.
Die Funktionsfähigkeit der Bundeswehr darf nicht eingeschränkt
werden.(18)

Geradezu drohend heißt es etwa: "Der Kerngehalt des Grundrechts aus
Art. 4 Abs. 3 GG besteht darin, den Kriegsdienstverweigerer vor dem
Zwang zu bewahren, in einer Kriegshandlung einen anderen töten zu
müssen, wenn ihm sein Gewissen eine Tötung ausnahmslos zwingend
verbietet.

Die Ableistung von Wehrdienst außerhalb dieser Zwangslage und ihres
unmittelbaren Zusammenhangs, insbesondere die Leistung von Wehrdienst
in Friedenszeiten, fällt nicht schlechthin in den Kernbereich des
Grundrechts aus Art. 4 Abs. 3 GG. Das Grundgesetz gibt indes durch die
in Art. 12a Abs. 2 GG erteilte Ermächtigung, auf gesetzlichem Wege
eine Ersatzdienstpflicht einzuführen, zu erkennen, daß es denjenigen,
der den Kriegsdienst mit der Waffe aus Gewissensgründen verweigert,
auch außerhalb des von Art. 4 Abs. 3 GG geschützten Kernbereichs,
mithin grundsätzlich auch in Friedenszeiten, nicht zum Dienst mit der
Waffe herangezogen wissen will." Da klingt ein "Wir können auch
anders" durch!

Und es müssen Gewissensgründe glaubhaft gemacht werden. Das geschieht
nicht durch eine "Postkarte", die das nur behauptet. Dennoch hat der
Gesetzgeber reichlich Spielräume, wie er das Vorliegen von
Gewissensgründen beglaubigt.

Verkürzt gesagt: Allenfalls könnte ein Ersatzdienst so ausgestaltet
werden, daß ihn nur wahrnimmt, wer tatsächlich ernste Gewissensgründe
hat.

"Deshalb verbrennen wir unsere Wehrpässe zum Zeichen unseres Bruches
mit der Politik der Rüstung und des Militärs. Wir wollen nicht eine
Tötungsmaschinerie antreiben, sondern Möglichkeiten entwickeln, den
Menschen von seiner Unterdrückung und seinen Ängsten zu befreien. In
diesem Kampf sind wir ein Teil der Internationale der
Kriegsdienstgegner. 'Der Krieg ist ein Verbrechen an der Menschheit.
Wir sind daher entschlossen, keine Art von Krieg zu unterstützen und
für die Beseitigung aller seiner Ursachen zu kämpfen.' Diese
Selbstverpflichtung der War Resisters' International (...) hat für uns
mehr Verbindlichkeit als Gesetze der Bundesrepublik Deutschland oder
irgendeines anderen Staates. Allzu leicht wird Zwangsarbeit und Krieg
zum Gesetz des Staates; wir sind aber dem Gesetz der Menschen
verpflichtet: Freiheit und gegenseitige Hilfe!"(19)

"Wir fordern damit alle Gegner von Arbeitsdienst und Krieg auf:
Entwickelt den zivilen Ungehorsam, leistet durch direkte Aktionen
gewaltfreien Widerstand."(20)

Die BVG-Entscheidung wurde auch als Beweggrund begriffen, sich der
Erfassung, Musterung und der Teilnahme an den Prüfungsverfahren zu
verweigern und war somit eine Grundlage für zunehmende Fälle von
"Totalverweigerung"; Anfang Mai erschien auch das Buch dazu: Dokumente
zum Widerstand gegen die Wehrpflicht.


Ein Strohfeuer?(21)

Die Aktion erhielt eine Antwort von unerwarteter Stelle: In den
Tagesthemen kommentierte Friedrich Nowottny: "Bücherverbrennungen
- und seien es nur Wehrpässe - sind in Deutschland schon immer der
Beginn einer unheilvollen Entwicklung gewesen!"(22)

Eine perfidere Verdrehung wird man schwerlich ersinnen können (und
deshalb habe ich auch aus den Flugblättern so viel zitiert, die
antifaschistisch, transnational und gegen den Kadavergehorsam
argumentiert hatten). Was sind dagegen manche "Fake News" von heute,
der Altmeister wußte schon, wie es geht. 1979 erhielt er das
Bundesverdienstkreuz am Bande, 1986 das Große Bundesverdienstkreuz,
zahlreiche weitere Preise, Orden, Ehrungen, seit 1985 war er Intendant
des WDR. Bis heute feiert das Netz seine "feinsinnigen
Kommentare".(23)

Das Irre solcher Medienmacht ist übrigens, daß sie nicht ohne Wirkung
bleibt. Wenn wir in den Tagen danach Leute auf diese Gemeinheit
ansprachen, konnte es durchaus sein, daß dann ein "Na ja,
irgendwie..."-Verunsicherungs-Einwand kam. Als würde man sich mit der
Lektüre des Wehrpasses weiterbilden, als würde nun ausgerechnet dieser
den "zersetzenden Ungeist" symbolisieren, den die Nazis "dem Feuer
übergeben" wollten... Als wäre es nicht der Unterschied ums Ganze ob
der Wehrpaß brennt oder zuerst die Bücher, dann die Menschen!

Erwartbar waren da schon die Angriffe der "Welt", die von einem
"Volksfront"-Flugblatt sprach und uns wie üblich verdächtigte, Kriege
sozialistischer Staaten weniger verwerflich zu finden.

Übrigens war ja die Aktion stark an den Aktivitäten der amerikanischen
Vietnamkriegsopposition orientiert, die Wehrpässe, Einberufungsbefehle
und ähnliche Dokumente brennen ließ ("Hell no - we won't go! We won't
die for Texaco!") und über die wir gut informiert waren. Diese
Aktionen, etwa auch der Berrigans, gehören zur Vorgeschichte der
Wehrpaßverbrennungen und sind ein Beispiel für die transnationale
Vorbild- und Resonanz-Wirkung auch von direkten Aktionen. Neben dem
Beispiel USA gab es die 1974 gegründete europäische Kampagne
International Collective Resistance, die sich ebenfalls "gegen den
waffenlosen Kriegsdienst (Ersatzdienst)" richtete und Militärpapiere
verbrannt hatte.(24)

Man wird vermuten dürfen, daß die breite Ablehnung des Urteils und
dessen Begründung im sozialliberalen Milieu (Verfassungsrichter Hirsch
hatte in einem Minderheitenvotum widersprochen und die politisch
reaktionäre Staatsräson angesprochen)(25) dazu führte, daß eine
Eskalation der Proteste vermieden werden sollte und sich die
Staatsanwaltschaften eher für Totschweigen entschieden: Es gab
Bußgeldbescheide, weil die Aktivisten gegen die Vorschrift verstoßen
hatten, die Dokumente "sorgfältig aufzubewahren". "Die Militärbehörden
haben also die schwächste Reaktion gezeigt, die ihnen möglich war. Man
kann das fast nicht mehr als Repression bezeichnen."(26) Deshalb das
Plädoyer, sich nicht in der Haltung des standhaften Märtyrers zu
sonnen oder die reale Wirkung der Aktion zu überschätzen. Eine
antimilitaristische Offensive müsse von dem Potential der sprunghaft
gestiegenen Verweigerer-Zahlen und der Radikalisierung und Aktivierung
der Zivildienstleistenden ausgehen, die schon mehrfach gestreikt
hatten. Aber auch aus der sich verbreiternden Bewegung gegen die
"zivile Nutzung" der Atomenergie könne ein "Bewußtseinsschub" kommen,
die "ursprüngliche Atomenergie-Nutzung" als Drohung wieder verstärkt
wahrzunehmen. Wir dürften uns nicht als "unverwüstliche Kämpfer einer
Subkultur" profilieren, die nur für jugendliche intellektuelle Milieus
attraktiv ist. Hier kündigt sich die Orientierung auf die
Massenbewegungen gegen AKWs und die mit der Diskussion über die
Neutronenbombe sich verstärkende antimilitaristische Protestkultur an,
die eben aus dem "Ghetto" herausführen könnte; auch dafür sollten die
eventuell zu erwartenden Verfahren genutzt werden: Heraus aus der
Defensive!

Was dabei vielleicht nicht richtig gesehen wurde, ist einmal die
Individualisierungs-Wirkung von Bußgeld-Bescheiden usw.: Die Frage ist
immer, ob man sich wegen relativ geringer Geldstrafen und einer
ungewissen politischen Wirkung einer erst einmal durch Einsprüche und
anwaltliche Beratung zu erzwingenden Gerichtsverhandlung ein
jahrelanges Verfahren durch alle Instanzen zumuten will. Diese Frage
wird je nach Lebenslage und persönlichen Einstellungen unterschiedlich
beantwortet. Vor allem läßt sich aber die Kollektivität der
ursprünglichen Aktion nicht über die Dauer solcher Verfahren
aufrechterhalten; diese Verfahren lassen den Protest auf kleiner
Flamme köcheln.

Andere Bewegungen und Anlässe für Protest und Widerstand sollten sich
schnell als auch für die Entscheidungen der Einzelnen wichtiger
erweisen:

In den einzelnen Städten waren eine Vielzahl von Themen und Konflikten
aktuell (in Göttingen etwa der "Mescalero"-Prozess); wenn man die
alten Ausgaben der GWR durchsieht, bekommt man einen guten Eindruck
davon.

Im Frühsommer 1978 wurde für den 3. Internationalen Gewaltlosen Marsch
für Entmilitarisierung mobilisiert, der vom 16. bis 23. Juli in
Katalonien stattfand. Der Stromzahlungsboykott begann am 30. Juni und
der Beginn der Gorleben-Aktivitäten (Gorleben-Aktionstag am 30. Juni
1978 "Wiederaufforstung statt Wiederaufbereitung") banden Kräfte, die
bei der Wehrpaßverbrennung aktiv gewesen waren.

Auch die offizielle Politik veränderte sich: Im Zivildienst wurde seit
Ende der 70er Jahre nicht mehr ein Repressionsinstrument gesehen, mit
dem die Zahl der Verweigerer klein gehalten werden sollte - dies hatte
sich nicht durchsetzen lassen. Vielmehr wurde nun der Zivildienst zu
einem wichtigen Bereich der Sozialpolitik, auch der
Arbeitsmarktpolitik. Und Zivildienstleistende hörten auch durch ihr
vielfältiges und nützliches Engagement auf, Drückeberger zu sein,
sondern brachten es bis zum "Zivi Mischa" in der "Schwarzwaldklinik":
"stets hilfsbereit, arbeitsam, freundlich, zuvorkommend,
verständnisvoll, sogar adrett gekleidet mit relativ kurzem Haar."(27)
Gegen soviel "soziale Kompetenz" und "soft skills" hatte auch kein
"Einstellungsträger" mehr etwas, der manipulative Charakter löst ja
überall den autoritären "Komißkopp" ab.


Eine Wirkung von "'68"?

1968 lehnten mehr junge Männer als je zuvor in der Bundesrepublik den
Kriegsdienst ab und verweigerten (s.o.). Vor dieser sprunghaften
Entwicklung war offene Verweigerung nur die Sache weniger: Viele
Dissidenten wichen nach West-Berlin aus, um sich der Wehrpflicht zu
entziehen; auch ein Grund für die Versammlung oppositioneller Geister
in dieser "Frontstadt". Seit der Wiederbewaffnung hinderten viele
Motive die Wehrpflichtigen an der Wahrnehmung des in eine
sektiererische Ecke gedrückten Grundrechts: die scharfe Ablehnung
durch die gesellschaftliche Umgebung, spätere Probleme bei der
Berufswahl, eine Vielzahl von diskriminierenden Praktiken, die
Verweigerer als unmännlich, als Feiglinge und "Drückeberger"
klassifizierten und ächteten. Zum Vergleich: In Frankreich konnte
Louis Lecoin durch Hungerstreiks ein Recht auf Verweigerung
durchsetzen, über das aber nicht öffentlich informiert werden durfte;
in vielen Ländern gab es keine legale Kriegsdienstverweigerung,
sondern Mehrfachbestrafungen für die Verweigerer, denn KDV wurde nicht
als eine bindende Entscheidung angesehen, sondern als ein wiederholtes
Delikt, so wie jemand auch immer wieder als Dieb bestraft werden kann.
So blieb die Zahl der Kriegsdienstverweigerer trotz der scharfen
Debatten um die Wiederbewaffnung, einer zunächst verbreiteten "Ohne
mich"-Stimmung und der Spannungen des Kalten Krieges zunächst gering.
Im Gegenteil: Der Kalte Krieg und die "kommunistische Bedrohung"
bildeten Motive für den "Dienst mit der Waffe". Das traditionelle
Rollenverständnis und Pflichtgefühl wirkten ebenso wie eine Ideologie
"Das hat noch keinem geschadet": Junge Männer lernten Disziplin,
Sauberkeit, Ordnung, Gehorsam, alles das, was man auch später im Beruf
brauchte.(28) Bis Anfang der 60er Jahre galten auch die
Hitler-Attentäter noch weithin als "Eidbrüchige" und
Vaterlandsverräter, von der Rehabilitierung von Deserteuren und
Wehrkraftzersetzern war man weit entfernt. "Kameradschaft" lerne man
"beim Bund", ein "tolles Gemeinschaftsgefühl" waren verbreitete
Einstellungen, vor allem wenn man es "überstanden" hatte und sich
hinterher die Erniedrigungen schön redete. Nur die Zeugen Jehovas
verweigerten auch den zivilen Ersatzdienst(29), erst 1969 wurde ihre
Mehrfachbestrafung beendet, wenn sie sich zu einem mehrjährigen
Arbeitsverhältnis im Sozialbereich bereit erklärten.(30)

Aber Ende der 60er Jahre stiegen die Zahlen der
Kriegsdienstverweigerer sprunghaft, und dies sollte sich als
langfristiger Trend erweisen. Ist es da nicht naheliegend, das als
Folge der Protestbewegungen zu begreifen? Was daran war Ergebnis der
Diskussionen über Notstandsgesetze, über den Vietnamkrieg (täglich
hörte man ja in den Nachrichten die Meldungen über schwere
Bombardierungen "in der entmilitarisierten Zone"), über den
Obristenputsch in Griechenland, hier sah man ja eine NATO-Armee aktiv
werden. Was waren die längerfristigen Wirkungen von Ostermärschen und
pazifistischen Verbänden? War "die Schule der Nation" zu autoritär
oder gab es zu viele Skandale der Bundeswehr, abstürzende Starfighter
und aufgedeckte Schikane gegen die Rekruten, der "Schleifer von
Nagold" mag hier für einige stehen. Manche dieser Themen wirken nicht
sofort, sondern erst mit anderen Ereignissen und Motiven führen sie zu
einer Entscheidung, einem Urteil über die Bundeswehr (oder auch einem
Urteil, was man selbst will).

Vielleicht waren es die gleichen Ursachen, die die Protestbewegung auf
die Straßen brachte und zu massenhaft gestiegenen Verweigerer-Zahlen
führten? Vielleicht waren es aber auch die Auswirkungen der Kampagnen
der außerparlamentarischen Opposition, der vielfältigen Strömungen der
Protestbewegung, die man keineswegs nur auf den SDS und die
Studentenbewegungen reduzieren darf. Auch die vom SDS gegründeten
Aktionszentren Unabhängiger und Sozialistischer Schüler (AUSS)
propagierten massiv die Kriegsdienstverweigerung. Die Begründungen der
Kriegsdienstverweigerung wurden jetzt säkular und politisch, nun viel
stärker als früher mit der erklärten Absicht, die Bundeswehr zu
schwächen!(31)

Dennoch ist Vorsicht geboten, hier direkte Auswirkungen der
APO-Agitation zu sehen. Auch sozialpsychologische Motive verschoben
sich schnell: Den "Pardon"-LeserInnen graute nicht mehr vor
"Verweichlichung"(32), die Autoritäten wurden überall in Frage
gestellt, auf Befehle stumpf und automatisch zu reagieren galt als
gegen die menschliche Würde gerichtet.

So kommt auch Patrick Bernhard zu dem Ergebnis, daß es eher ein
Wertewandel war, der sich in den 60er Jahren vor allem bei Jüngeren
und Gebildeteren geltend machte und insofern mit den verlängerten
Ausbildungszeiten zusammenhängt: Selbstentfaltung, Emanzipation,
durchaus auch mit anderen und für andere wurde wichtiger als Pflicht,
Disziplin, Anpassung. Das vollzog sich in allen Lebensbereichen:
Erziehung, Sexualität, Arbeit, und musste natürlich ganz besonders die
Armee als "harten Kern" der autoritären Einstellungen treffen. In den
Motiven der Verweigerer spiegelt sich das: es sind nicht mehr
religiöse Dogmen, sondern individuelle Entscheidungen, die angeführt
werden, oft Freiheitsbedürfnisse, Entscheidungen für ein anderes
Zusammenleben als unter der Hierarchie fremder Befehle. So erklären
sich für mich auch die Übergänge zwischen den idealtypisch zu
trennenden Motivlagen: ethisch - politisch - privatistisch. Der
Zivildienst wird als sozial verantwortliche und gleichzeitig den
persönlichen Bedürfnissen besser entsprechende Alternative vorgezogen
(was nicht immer unserem Bild eines konsequenten Kriegsgegners
entsprechen muß). So ist der Einfluß von Peer-Groups und besonders den
Freundinnen, die Gewalt ablehnen(33), aber auch die heimatnahe
Unterbringung, das Nicht-Getrennt-werden ins Feld führen ebenso
wichtig wie ein geändertes Verständnis von Männerrollen, das
karitative und pflegende Berufe nicht ausschließt, überhaupt eine
"Feminisierung der männlichen Jugendlichen", die sich besonders durch
die langen Haare zeigte.(34)

Schließlich beförderte auch die Entspannungspolitik den Widerspruch
noch weiter, daß hochgerüstete Armeen sich gegenüberstanden, um gerade
nicht eingesetzt zu werden, aber immer am Rand bedrohlicher
Zusammenstöße wie während der Kuba-Krise: Die Legitimationsbasis
dieser Politik mußte bröckeln. Es spricht manches dafür, daß die
Themen der außerparlamentarischen Opposition: Vietnamkrieg, Einsatz
der Bundeswehr im Innern als weitere Belege begriffen wurden, daß der
Militarismus auch persönlich abzulehnen sei.

Besonders durch "Militanz" bewirkte die Revolte nicht selten ein Ende
früherer Reformansätze: "Wie etwa der Verlauf der Diskussion um die
Straf- und Disziplinargesetze zeigt, die statt der von der Großen
Koalition noch geplanten Liberalisierung das genaue Gegenteil, nämlich
eine Verschärfung erlebten, schlossen sich durch den '68er'-Protest
zuvor existierende 'Reformfenster' wieder. Überhaupt trat der Bund
infolge der Revolte in starkem Maße als 'strafender Staat' auf."(35)

Die Protestbewegung sei "mehr Wirkung als Ursache" gesellschaftlicher
Veränderungen gewesen, die Radikalen "mehr Bewegte als selbst Beweger
in einer Zeit im Aufbruch."(36)

Vielleicht ist dieses Urteil zu sehr durch die Fixierung auf
"offizielle" Politik geprägt, dort machte sich ein APO-Einfluss bei
Jungsozialisten, Jungdemokraten und anderen "linken" Strömungen
bemerkbar, die sich bestätigt und gestärkt fühlten im Wechselspiel mit
den direkten Aktionen. Für die Emanzipationsbewegungen ist die
Erfahrung ihrer Handlungsfähigkeit - auch wenn dabei oft Illusionen im
Spiel sind - ein wichtiger Antrieb: "Wir sind nicht hoffnungslose
Idioten der Geschichte, die unfähig sind, ihr eigenes Schicksal in die
Hand zu nehmen. Wir können eine Welt gestalten, wie sie die Welt noch
nie gesehen hat, eine Welt, die sich auszeichnet, keinen Krieg mehr zu
kennen, keinen Hunger mehr zu haben, und zwar in der ganzen Welt!"
(Dutschke).


Johann Bauer ist seit 1972 Mitherausgeber der
 Graswurzelrevolution.

 BUCH: Johann Bauer, Ein weltweiter Aufbruch! Gespräch über den
 gewaltfreien Anarchismus der Siebzigerjahre. Mit Grundsatztexten
 u.a. zur Kritik der RAF und zur Göttinger "Mescalero"-Affäre,
 Verlag Graswurzelrevolution, Heidelberg, 119 Seiten, 12 Euro,
 ISBN 978-3-939045-12-0




Anmerkungen:

(1) Erklärung Göttinger Kriegsdienstgegner (Flugblatt), ähnlicher
Wortlaut auch im Bündnisflugblatt "Schluß mit der Drückebergerei"
(Göttingen 1978)

(2) Das Flugblatt des Bündnisses zur Aktion "Schluß mit der
Drückebergerei!" und zur Veranstaltung "Friedenspolitik oder wollt Ihr
den totalen Krieg" hat als ViSdP unterzeichnet der DFG-VK-Aktivist
Ludger Sauerborn, später Gründungsmitglied der Grünen und dort
Jahrzehnte aktiv, jetzt Unterstützer der AfD mit ausdrücklichem
Hinweis auf seine Kriegsdienstverweigerung:

https://www.youtube.com/watch?v=Wc8QajW8UKg.

Er engagiert sich für die AfD "nicht obwohl ich mit einer Chinesin
verheiratet bin, sondern weil ich mit einer Chinesin verheiratet bin."
Mit dem Oberstleutnant Junge, Chef der AfD in Rheinland-Pfalz, hat er
kein Problem, solche Leute hätte er sich bei den Grünen gewünscht!

(3) Bilder der Aktion sind auf der Internetseite eines uns nicht
gerade wohlgesonnenen Fotojournalisten zu sehen:

https://www.karlheinz-otto.de/index.php/goettingen-1970-bis-1979?page=28,

die Bilder 19780414 (also vom 14.04.1978)

(4) Vgl. Graswurzelrevolution 36/37 (1978) und den Bericht von Helga
Weber, in: Informationsdienst für gewaltfreie Organisatoren Nr. 40
(März/April 1978) S. 28 f. Auch in Kassel kamen durch die
Vorankündigung Leute zu der Wehrpaßverbrennung hinzu, ein "älterer
Arbeiter (...) fragte 'Wollt Ihr noch einen?' und verbrannte seinen
gleich mit." In Kassel kreuzten auch OB Eichel und der
Polizeipräsident bei der Aktion auf. Weitere Berichte in:
Informationsdienst für gewaltfreie Organisatoren Nr. 41
(Mai/Juni 1978).

(5) Vgl. Graswurzelrevolution 36/37 (1978)

(6) Erklärung Göttinger Kriegsdienstgegner (Flugblatt)

(7) Vgl. Bernhard, Patrick: Zivildienst zwischen Reform und Revolte:
eine bundesdeutsche Institution im gesellschaftlichen Wandel
1961-1982. München 2005. Dort die genauen Zahlen der Erfassten, der
Anträge und Anerkennungsquoten S. 417ff.

(8) Bernhard, Patrick: Zivildienst zwischen Reform und Revolte: eine
bundesdeutsche Institution im gesellschaftlichen Wandel 1961-1982.
München 2005, S. 115.

(9) Bernhard, Patrick: An der "Friedensfront". Die APO, der
Zivildienst und der gesellschaftliche Aufbruch der sechziger Jahre.
In: Hodenberg, Christina von (Hrsg.): Wo "1968" liegt: Reform und
Revolte in der Geschichte der Bundesrepublik. Göttingen 2006,
S. 164-200, hier S. 181.

(10) Zit n. Bernhard, Patrick: Zivildienst zwischen Reform und
Revolte: eine bundesdeutsche Institution im gesellschaftlichen Wandel
1961-1982. München 2005, hier S. 150. Materialreich werden in diesem
Buch die "Diskurse" um Kriegsdienstverweigerung und Zivildienst
dargestellt, auch wenn Bernhard den Begriff an keiner Stelle
verwendet. Nur ein Beispiel: Als 1970 mit dem "Mülheimer Modell" ein
Reformkonzept der friedensbewegten Pfarrer und der
Kriegsdienstverweigerer vorgestellt wurde, wurde der Begriff "ziviler
Friedensdienst" abgelehnt, weil man darin das Zugeständnis sah, daß es
auch einen "militärischen Friedensdienst" geben könne; es sollte
schlicht "Friedensdienst" genannt werden! Der dort u.a. vorgeschlagene
Einsatz von Zivildienstleistenden an "sozialen Brennpunkten" war durch
die "Randgruppenstrategie" der APO angeregt (Bernhard, Zivildienst,
bes. S. 256)

(11) Uebelacker, Stephan: Zivildienst-Kasernen nein danke: Vom Kampf
der Zivildienstleistenden, in: Informationsdienst für gewaltfreie
Organisatoren Nr. 40 (März/April 1978) S. 9-11

(12) Vgl. Uebelacker. Da in der letzten Zeit mehrmals in der GWR über
die Geschichte der Selbstorganisation der Zivildienstleistenden
berichtet wurde (GWR 424, 426), hier eine Zusammenfassung der
Situation 1978 durch Stephan: "Die SOdZDL ist ein lockerer
Zusammenschluß örtlicher ZDL-Gruppen, es gibt weder Mitgliedsausweise
noch -beiträge. In der gewerkschaftsähnlichen Organisation sind etwa
10-20% aller ZDLer organisiert (...). Nachdem seit Jahren die SO
hauptsächlich von der DFG-VK beeinflußt worden ist, wurde seit etwa
einem Jahr der Kommunistische Bund in ihr aktiv. Der KB beeinflußt
wesentlich die SO-Gruppe Hamburg, die wohl die größte und aktivste
SO-Gruppe ist. Von ihr aus gingen die wesentlichen Impulse für die
SO-Arbeit. Zwischen SO und DFG kam es zu Fraktionskämpfen. Der KB ist
mehr aktionsorientiert und hat aufgrund ungeschickten Verhaltens von
DFG-Leuten erheblich an Einfluß gewonnen (...). Es gibt Pläne des KB,
die SO zu einem allgemein-antimilitaristischen Verband auch für
Nicht-ZDLer als Konkurrenz zur DFG-VK umzuwandeln. Ansätze dazu waren
schon auf der letzten Bundesdelegiertenkonferenz spürbar, wo viele
SO-Gruppen durch Nicht-ZDL vertreten wurden." (S. 10). Soviel zum
Thema "Selbstorganisation"! Es traten KB-Kader damals gerne als
Vertreter der SO oder "Unabhängige" auf, um eine größere Breite und
Verankerung der KB-Positionen darzustellen. Die repressiven Maßnahmen
im Feld "Zivildienst" waren auch mit der KB-"Theorie" einer
"Faschisierung von Staat und Gesellschaft der Bundesrepublik" gut
vereinbar. Die Darstellungen in GWR 424: Anne Niezgodka: Die
Vermehrung der Drückeberger, S. 13/14 und die Entgegnungen von Elmar
Klink und darauf wiederum Gernot Lennert in GWR 426, S. 20/21 sparen
leider die soziologisch interessanten Fragen aus: eine
"Selbstorganisation", die zunehmend von Geschäftsführern und
Nicht-ZDLern dominiert wird und sich über ihren ursprünglichen Anlass
hinaus etablieren möchte, Verselbständigung eines Labels...

(13) Erklärung Göttinger Kriegsdienstgegner (Flugblatt)

(14) An alle Wehrpaßbesitzer! An alle Antimilitaristinnen und
Antimilitaristen! (Rundbrief der Graswurzelwerkstatt
vom 10. März 1978)

(15) Otto Drese und Rolf Tepel, nach meinen Erfahrungen kann man den
weiteren Werdegang von ViSdP-Unterzeichnern so gut wie immer im
Internet verfolgen, geradezu exemplarisch und witzig Rolf Tepel,
vgl.

www.dreamteam-media.com/mein-leben-im-paradies.html

und viele andere Einträge im Netz, auch

https://www.youtube.com/watch?v=-iYg9H0UOfY

(16) Im Löwenzahn: Zeitung für alternatives Leben und Arbeiten Nr. 10
(Frühsommer 1978) wird schon in antikisierender Fraktur ironisch
zurückgeblickt auf den "Göttinger Politfrühling anno 1978" und die
Wehrpaßverbrennung neben dem Antifaschistischen Aktionstag, dem
Aktionstheater während des Prozesses gegen die
Buback-Nachruf-Herausgeber, der Gründungsversammlung der freien
ökologischen Genossenschaft und Straßentheater-Szenen in Erinnerung
gerufen. Das wurde als eine intensiv-kämpferische Zeit erlebt, und
alles das gehörte zusammen. Wir wußten gar nicht, wie wertvoll diese
Zusammenhänge waren und daß sie sich bald entmischen würden. Da waren
die Leute aktiv, die gegen die "Liquidierung der antiautoritären
Phase" durch Marxisten-Leninisten gewesen waren, die offen und suchend
eine große Kraft bildeten, solange sie die Unterschiede aushielten und
sich nicht in irgend einer Richtung "professionalisierten". Im
spontaneistischen Spektrum waren es diejenigen, die von den
"militanten" Strömungen durchaus verächtlich "Müslis" genannt wurden
(viele aus der "militanten" Ecke "machen jetzt was mit Gesundheit").
Übrigens offenbarte sich im November 1978 der Göttinger
"Tageszeitungsinitiative", einer der Gründungsgruppen der TAZ eine
Frau, die vom Verfassungsschutz-Mann Meiners seit Juni 1978 Aufträge
erhielt: "Meiners setzte die Verfassungsschutz-Informantin auf die
'Gewaltfreie Aktion', auf das Frauenzentrum und den Frauenbuchladen in
Göttingen an sowie auf die örtliche Initiative der 'Tageszeitung'...
(V-Mann Heinz holte den Spitzel Inge im roten Opel:
Informantin des Verfassungsschutzes "packte aus", in: Göttinger
Tageblatt 24.11.1978, auch in: Löwenzahn Nr.11, Winter 1979 S. 52).

(17) www.servat.unibe.ch/dfr/bv048127.html

(18) Vgl. GWR 36/37 (1978). Der ursprünglich in den
Vierteljahresheften für Zeitgeschichte 53 (2005),1 erschienene Text
Patrick Bernhards über Vorgeschichte, politische Abstimmungsprozesse,
den "Leber-Plan" und schließlich das Urteil des Verfassungsgerichts
zur "Kriegsdienstverweigerung per Postkarte" ist online unter:

https://www.researchgate.net/profile/Patrick_Bernhard2/publication/275967054_Kriegsdienstverweigerung_per_Postkarte[...]

(19) Flugblatt des Bündnisses zur Aktion "Schluß mit der Drückebergerei!" S. 2

(20) Erklärung Göttinger Kriegsdienstgegner (Flugblatt)

(21) So mußte Hajo Karbach schon in der Graswurzelrevolution 38
(Oktober 1978) S. 1 u. 2 fragen; im Oktober 1978 wurde er zu einem
Bußgeld von 200 DM verurteilt ("Verstoß gegen das Wehrpflichtgesetz");
das scheint die übliche Bestrafung gewesen zu sein. Einer der
Göttinger wurde nach Einspruch gegen den Bußgeldbescheid vom
Amtsgericht Kassel (1. Wohnsitz) zu 80 DM verurteilt (Info 44 Jan/Feb.
1979, S. 22, dort weitere Berichte).

(22) Zit. n.: Ana Chie: Wollt Ihr den totalen Krieg? Einige Gedanken
nach der Wehrpaßverbrennung, in: Löwenzahn 10 (1978), S. 31

(23) Leider war sein "Wehret-den-Anfängen!"-Kommentar zur
Wehrpaßverbrennung nicht im Netz. Merkwürdig aber wie vergleichsweise
unbeteiligt-gelangweilt er das Jahr 1977 im Rückblick betrachtet, das
im öffentlichen Gedächtnis der BRD sonst einen besonderen Platz
einnimmt:

https://www.tagesschau.de/multimedia/video/jahresrueckblick/1977/video803552.html

(24) Tradition der flammenden Wehrpässe, in GWR 36/37, S. 7

(25) www.servat.unibe.ch/dfr/bv048127.html

(26) Karbach, Hajo: Wehrpassverbrennung... Ein Strohfeuer? In: GWR 38
(Oktober 1978)

(27) Bernhard, Zivildienst S. 386

(28) Diese Motivlage konnte Anfang der 80er Jahre noch nachgewiesen
werden: Birckenbach, Hanne-Margret: Mit schlechtem Gewissen
- Wehrdienstbereitschaft von Jugendlichen. Baden-Baden 1985.

(29) Bis 1966 wurde ausgeschlossen, wer nicht verweigerte, vgl.
Bernhard, Patrick: Zivildienst zwischen Reform und Revolte: eine
bundesdeutsche Institution im gesellschaftlichen Wandel 1961-1982.
München 2005, S. 61.

(30) Bernhard, Patrick: An der "Friedensfront". Die APO, der
Zivildienst und der gesellschaftliche Aufbruch der sechziger Jahre.
In: Hodenberg, Christina von (hrsg.): Wo "1968" liegt: Reform und
Revolte in der Geschichte der Bundesrepublik. Göttingen 2006,
S. 164-200, hier S. 172

(31) Allerdings auch mit üblen Praktiken gegen die Pazifisten der
älteren Generation, die lächerlich gemacht wurden, mit Unterwanderung
von Verbänden und putschartigen Besetzungen von Vorständen etwa des
Verbandes der Kriegsdienstverweigerer, was sogar zu allerhand
Gerichtsverfahren führte. Vor allem gab es die Tendenz,
Gewaltlosigkeit als "bürgerliche Ideologie" zu verachten und bizarre
Programmatiken, wie die Zivildienstleistenden den
anti-imperialistischen Kampf unterstützen sollten. Auch die Strategien
der Provokation in Krankenhäusern und Altenheimen, die die "repressive
Toleranz" entlarven und die Repression sichtbar machen sollte,
oszillierten zwischen berechtigter Kritik und Ungehorsam und
pornographischer Schmiererei (vgl. Bernhard, Friedensfront S. 174ff.).
Tatsächlich fiel die Anerkennungsquote der Antragsteller von
87 Prozent im Jahr 1967 auf 66 Prozent im Jahr 1973 (Bernhard,
Friedensfront S. 178). 50 Einrichtungen mit 500 Zivildienstplätzen
kündigten die Verträge und wollten auf die weitere Beschäftigung von
Zivildienstleistenden verzichten (Bernhard, Friedensfront S. 179).

(32) Die satirische Zeitschrift "Pardon" spielte eine große Rolle,
nicht zuletzt, indem dort militärische Werte und Normen lächerlich
gemacht wurden, aber auch bei der Kritik der Bundeswehr und der
Behandlung der Verweigerer. Auch das 1966 bei rororo aktuell
erschienene Buch (innerhalb eines Vierteljahres wurden 30.000
Exemplare verkauft) Liepman, Heinz (Hg.): Kriegsdienstverweigerung
oder gilt noch das Grundgesetz? basierte auf "Pardon"-Artikeln. Bis
1970 wurde das Buch sechsmal aufgelegt, 57.000 Auflage

(33) Bernhard, Zivildienst S. 217

(34) Bernhard, Zivildienst S. 207

(35) Bernhard, Zivildienst S. 414

(36) Ebd. S. 415
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VORWÄRTS/1387: Angriff auf die kapitalistische Verwertung


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 21/22 vom 14. Juni 2018

Angriff auf die kapitalistische Verwertung

von Peter Nowak



In diesem Jahr sind zwei Bücher über die Massenproteste von 2016
gegen das Arbeitsgesetz in Frankreich erschienen. Beide Bücher geben
gute Einblicke in eine soziale Bewegung in Frankreich, die jederzeit
seine Fortsetzung in dem Land finden könnte.


Vor zwei Jahren begannen in Frankreich Massenproteste gegen das
französische Arbeitsgesetz, das die prekären Arbeitsverhältnisse in
dem Land vertiefen und zementieren sollte. Vorbild dafür ist die
Agenda 2010 in Deutschland. Der Protestzyklus begann am 9. März 2016
und hielt bis zum 5. Juli an. "120 Tage und 16 'genehmigte'
Demonstrationen, die uns die soziale Zusammensetzung der Bewegung und
ihre in ständigem politischen Fluss begriffene politische
Organisierung gut vor Augen führen", schreibt Davide Gallo Lassere.
Der junge prekär beschäftigte Sozialwissenschaftler hatte sich an den
Protesten beteiligt. Nachdem sie abgeebbt waren, hat Lassere einen in
der französischen Linken vieldiskutierten Text verfasst, der die
Proteste von 2016 zum Ausgangspunkt für grundsätzlichere
Fragestellungen nahm: Wie ist in einer total individualisierten
Gesellschaft noch möglich, solche Sozialproteste erfolgreich zu
führen? Welche Rolle können die Gewerkschaften in einer Gesellschaft
spielen, in der vor allem viele junge Menschen keinerlei Beziehung zu
ihnen haben? Ist es in einer so differenzierten Gesellschaft möglich,
emanzipatorische Forderungen zu formulieren und zu erkämpfen? Diese
Fragen formuliert Lassere mit den gesammelten Erfahrungen als Aktivist
in der Bewegung gegen die Arbeitsgesetze.


Gesellschaftsstreiks?

"Die Besetzung von Bahnhöfen, Häfen und Flughäfen, die Störung von
Personen- und Gütertransport, die Beeinträchtigungen im
Dienstleistungssektor, der Boykott von Einkaufszentren, all das lässt
die Umrisse eines wirklichen 'Gesellschaftsstreiks' am Horizont
aufscheinen", schreibt Lassere. Er knüpft damit an Debatten eines
Streiks an, der nicht nur den klassischen Produktionsbereich von
Waren, sondern auch den Reproduktionsbereich und den Handel umfasst.
Lassere spricht von einem "Angriff auf die kapitalistische
Verwertung", der sich durch die Verbindung der Kämpfe in den
unterschiedlichen Sektoren ergibt.

Nun darf man hier kein Handbuch für den kommenden Widerstand erwarten.
Das Buch ist eher ein Essay, das von der Bewegung auf der Strasse
inspiriert wurde. Lassere beschreibt den Moment der Befreiung, als die
Menschen im März 2016 wieder auf die Strasse gingen. Es war das Ende
"der Schockstarre, die den öffentlichen Raum besonders in Paris nach
den Attentaten vom Januar und November leergefegt hatten". Gemeint
sind die islamistischen Terrorangriffe auf eine Satirezeitung im
Januar 2015 und verschiedene Sport- und Freizeitstätten im November
des gleichen Jahres. Mit den sich im März 2016 ausbreitenden
nächtlichen Platzbesetzungen, den "Nuit debout", eroberten sich die
Menschen den öffentlichen Raum wieder zurück. "Plötzlich hat man
wieder Luft zum Atmen", beschreibt der Autor das Gefühl vieler
AktivistInnen.


Linke Spektren

"Die Welt oder nichts", lautete eine vielzitierte Parole, die dort
getragen wurde. Sie verdeutlichte, dass es um mehr als die
Arbeitsgesetze ging. Nach einigen Wochen beteiligten sich auch die
zentralen französischen Gewerkschaften mit eigenen Aktionen an den
Protesten. Eine Streikwelle begann und weitete sich im Mai und Juni
aus. Selbst die Aktionen militanter Gruppen konnten die Protestdynamik
nicht brechen. Erst die Urlaubszeit und die 2016 in Frankreich
abgehaltenen Fussball-Europameisterschaften sorgten für ein Abflauen.
Linke Gruppen scheiterten mit dem Versuch, im Herbst 2016 die Proteste
neu zu entfachen. Die Arbeitsgesetze wurden von der Regierung
durchgesetzt. Lassere skizziert auch die Debatten in unterschiedlichen
Spektren der französischen Linken danach. Im letzten Kapitel schlägt
Lassere vor, die Forderung nach einem bedingungslosen Grundeinkommen
zu einer zentralen Forderung zu erheben, die für unterschiedliche
linke Spektren ein Bezugspunkt sein könnte. Dem Verlag "Die
Buchmacherei" und der Übersetzerin Sophie Deeg ist es zu verdanken,
dass wir jetzt auch hier an der Debatte partizipieren können.

"Diese Welt ist unglaublich zäh und wir sind manchmal müde vom
Anrennen gegen die immer gleichen Bedingungen. Doch dann weht
plötzlich der Wind eine neue Melodie herüber und wärmt unsere Herzen.
So war es im Frühjahr 2016, als aus dem Nichts die neue Bewegung in
Frankreich entstand, die auf den Strassen Einzug hielt", schreibt
Sebastian Lotzer. Im Band "Winter ist Coming" dokumentiert er Texte
von Gruppen und Einzelpersonen, die in den sozialen Kämpfen in
Frankreich nicht intervenieren, um Forderungen zu stellen oder mit der
Macht zu verhandeln. Für junge Leute, SchülerInnen, StudentInnen,
prekär Beschäftigte waren die Wochen vom März bis Juli 2016 eine
besondere Schule des Widerstands. Junge Menschen, die in der
wirtschaftsliberalen Konkurrrenzgesellschaft aufgewachsen sind, für
die die kapitalistischen Dogmen zum Alltagsbewusstsein gehören, wurden
plötzlich zum Subjekt von Kämpfen, die genau diese kapitalistische
Gesellschaft infrage stellten.

In vielen Texten werden alle Staatsapparate abgelehnt, für die
AutorInnen gehören dazu auch linke Parteien und Gewerkschaften. Das
ist zu einem grossen Teil die Ablehnung einer Politik der Repräsentanz
und die Angst vor Vereinnahmung. Aber die teils sehr wortradikale
Ablehnung auch linker Gewerkschaften dürfte damit zu tun haben, dass
die jungen ProtagonistInnen der Kämpfe nie Erfahrungen mit
solidarischer Gewerkschaftsarbeit machen konnten. So heisst es in
einem von Lotzer dokumentierten "Aufruf aus dem antagonistischen
Spektrum" zum Aktionstag gegen das Arbeitsgesetz im März 2016:
"Welchen Zusammenhang gibt es zwischen den Parolen der Gewerkschaften
und der Schüler, welche 'Die Welt oder gar nichts' sprühen, bevor sie
planmässig Banken angreifen? Überhaupt keinen. Oder höchstens den
eines miserablen Vereinnahmungsversuchs durchgeführt von Zombies."


Revoltierende Bürgerkinder

Was vordergründig besonders radikal scheint, könnte auch die
Abgrenzung von Bürgerkindern gegen die organisierten ArbeiterInnen
sein. Die Frage, was haben wir mit den Gewerkschaften und den
Forderungen von ArbeiterInnen zu tun, konnte man schliesslich auch in
Berlin bei den Universitätsstreiks vor mehr als 10 Jahren hören, von
Studierenden, die sich als künftige Elite empfanden und nicht mit den
ProletInnen gemein machen wollten. Wenn in dem Aufruf aus dem
antagonistischen Spektrum dann die Youtuber gelobt werden, die
ausserhalb jedes Rahmens und jeder Repräsentanz auf die Strasse
gegangen sind, und die Jugend beschworen wird, die noch nicht im Sinne
des Kapitalismus funktioniert, dann wird die kleinbürgerliche Tendenz
dieser Art des Radikalismus unverkennbar. Es ist eben ein Unterschied,
ob organisierte Lohnabhängige Widerstand leisten oder ob Bürgerkinder
gegen Autorität und Staat rebellieren. Diese Kritik äussert Lotzer
nicht, der seine Grundsympathie mit den antagonistischen Linken nicht
verschweigt. Doch es ist verdienstvoll, dass Lotzer hier einige
grundlegende Texte des oft nur als "Militante" bekannt gewordenen
Spektrums der radikalen Linken zugänglich macht. So hat man die
Möglichkeit, Ideologie und Staatsverständnis dieses Spektrums besser
kennenzulernen, auch um es diskutieren und kritisieren zu können.
Beide Bücher geben gute Einblicke in eine soziale Bewegung in
Frankreich, die jederzeit seine Fortsetzung in dem Land finden könnte.



Davide Gallo Lassere: Gegen das Arbeitsgesetz und seine Welt.
Verlag Die Buchmacherei, Berlin 2018. 10 Euro.

Lotzer Sebastian: Winter is Coming - Soziale Kämpfe in Frankreich.
Bahoe Books, Wien 2018. 14 Euro.
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Ausbeutung 4.0

Intensivierung der Arbeit durch Digitalisierung

von Marcus Schwarzbach



Die Digitalisierung gewinnt in den Betrieben zunehmend an Bedeutung.
Die Arbeit belastet zunehmend, es kommt zu einer auffallenden
Intensivierung der Arbeit. 41 Prozent der Arbeitnehmer klagen, dass
ihnen aufgrund der starken Arbeitsbelastung häufig die Energie fehle,
sich am Feierabend der Familie oder Freunden zu widmen. Das ergab eine
repräsentative Befragung von Beschäftigten durch den DGB.(1) Für jeden
zweiten Beschäftigten in Deutschland ist die digitale Arbeitswelt zum
beruflichen Alltag geworden - so der BKK Gesundheitsreport.(2) 32,7
Prozent der Befragten fühlen sich durch die digitalisierte Arbeitswelt
stärker psychisch oder physisch belastet als früher. Die durch
psychische Störungen bedingten Krankheitstage haben in den vergangenen
zehn Jahren um mehr als das Zweieinhalbfache zugenommen, so der
Krankenkassenverband.

Die Gründe liegen in den Arbeitsbedingungen. Ständige Erreichbarkeit
und die ausgefeilte Kontrolle durch neue Technik sind die bestimmenden
Themen.

Cloudworking, das Arbeiten "in der Wolke", ermöglicht ein Arbeiten
unabhängig von Zeit und Raum. Bei aller Unklarheit über die konkreten
Auswirkungen der digitalen Arbeit ist bereits jetzt eindeutig, dass
die neue Technik das Verhältnis von Arbeit und Freizeit radikal
verändert. Die Folgen der ständigen Erreichbarkeit durch digitale
Arbeit wurden bereits wissenschaftlich untersucht - etwa in einer
gemeinsamen Initiative der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung
mit Verbänden der gesetzlichen Krankenversicherungen.(3) Danach ist
permanente Verfügbarkeit mit einem Gefühl der Unkontrollierbarkeit
verbunden. Viele Betroffene haben die Erwartung, jederzeit kontaktiert
werden zu können. Damit geht eine hohe psychische Beanspruchung
einher.

Ein betriebliches Beispiel verdeutlicht, wie schnell neue Technik
Nachteile für Beschäftigte haben kann. Statt wie bisher der
Außendienst- und Verwaltungsbereich wurden in einem Unternehmen
Arbeiterinnen und Arbeiter mit Smartphones auf Firmenkosten
ausgestattet. Deren Begeisterung war groß, nachdem der Werksleiter
verkündet hatte, diese Geräte könnten auch privat genutzt werden. Als
dann die Meister das Smartphone jedoch öfters am Wochenende oder im
Urlaub für betriebliche Kommunikation mit Arbeiterinnen und Arbeitern
ihres Teams nutzten und verkündet wurde, die Beschäftigten könnten
jetzt über "WhatsApp-Gruppen" die Vertretung für Wochenendschichten
untereinander "freiwillig" klären, wurden die Probleme sichtbar. Der
Betriebsrat griff in diesem Fall regelnd ein. Das Beispiel zeigt aber,
dass Probleme der ständigen Erreichbarkeit zukünftig nicht auf den
Dienstleistungsbereich begrenzt bleiben.

Unter dem Motto "Smartphone statt Stechuhr" führt das
Fraunhofer-Institut für Arbeitswirtschaft und Organisation das Projekt
"KapaflexCy" durch. Als Ziel benennen die Wissenschaftler: "Starre
Anwesenheitszeiten von 7-16 Uhr sind Relikte der Vergangenheit.
Zukünftig stimmen Arbeitsgruppen ihre Einsatzzeiten per Smartphone ab.
Eigenverantwortlich, kurzfristig, flexibel. Gearbeitet wird nach
Bedarf - genau dann, wenn der Kunde ordert. Das Forschungsprojekt
'KapaflexCy' löst die übliche 'pauschale' Personalflexibilität ab. Als
Beitrag zum Zukunftsprojekt 'Industrie 4.0' der Bundesregierung
entwickeln wir vorausschauende Strategien und smarte Assistenten für
die flexible Produktionsarbeit der Zukunft."(4) Wer sich die Situation
in den Betrieben der Metallindustrie - der Kernbranche der Industrie
4.0 - vor Augen führt, erkennt, wie massiv diese Forderungen sind.
Durch Arbeitszeitkonten, Überstunden und Schichtarbeit sind die
Beschäftigten bereits heute belastet - der Arbeitsdruck nimmt zu. Die
Beschäftigten sind per Smartphone oder Tablet mit den Maschinen
verbunden oder arbeiten direkt mit einem PC. Große Datenmengen, "Big
Data" genannt, können gespeichert werden. Diese ermöglichen
weitgehende Auswertungen.

Assistenzsysteme sollen die Arbeitnehmer bei der Entscheidung
unterstützen, erläutert Professor Gunther Reinhart, Institutsleiter
des Instituts für Werkzeugmaschinen und Betriebswissenschaften (iwb):
"Damit der Mensch mit der Produktionssteuerung oder der Maschine
interagieren kann, muss die mobile Assistenz zunehmen. Bei einer
Fehlermeldung einer Maschine kann sich das 'iProductionPad' vor Ort
vernetzen und den Fehlerspeicher auslesen und interpretieren. Das
'iProductionPad' kann Temperaturen oder Frequenzen der Maschine
messen, Anweisungen geben und deren Zustand sehr schnell analysieren
und diagnostizieren".(5) Möglich wird so zugleich die totale
Überwachung des Maschinenbedieners, der jederzeit ortbar ist und
dessen Verhalten dokumentiert wird.

Ein Vorzeige-Unternehmen der Digitalisierung ist Amazon. Die
Arbeitsbedingungen des amerikanischen Handelsriesen wurden inzwischen
wissenschaftlich untersucht. Die Wissenschaftler Oliver Nachtwey und
Philipp Staab haben die Auswirkungen der neuen Technik auf die
Beschäftigten analysiert. Ihnen zufolge verdeutlichen die Strategien
des Versandhandelsriesen, "dass digitale Technologien zunehmend
Potenzial für die Ausübung betrieblicher Herrschaft in bisher
ungeahntem Ausmaß" haben und zu radikaleren Rationalisierungsmodellen
führen.(6) Dies zeige die Arbeitsorganisation im Lagerbereich:
"Picker, also jene Beschäftigte, die zu Fuß in den riesigen
Lagerhallen die einzelnen Produkte einsammeln und zu den Packstationen
bringen" werden mit Handscannern ausgestattet. "Smartphones nicht
unähnlich verfügen die Handscanner über Kameras und aufnahmefähige
Mikrofone und liefern detaillierte Bewegungsdaten der Beschäftigten.
Das Unternehmen kann durch das Nutzen dieser Daten individualisierte
Leistungsprofile erstellen und die Performanz unterschiedlicher
Beschäftigter im Detail vergleichen. Jede außerplanmäßige
Verschnaufpause wird so für das Management offensichtlich",
verdeutlicht Oliver Nachtwey. Der Technikeinsatz bei Amazon stehe für
ein "bisher kaum erreichtes Ausmaß technischer Prozesskontrolle". Die
Arbeitsgeräte "geben ihren Trägern jeden noch so kleinen
Arbeitsschritt unmittelbar vor, weisen ihnen beispielsweise
detailgetreu den effizientesten Weg zwischen zwei anzusteuernden
Stationen in den Großlagern". Die Arbeitsweise sei "mit mobilen
Fließbändern zu vergleichen und mache die Beschäftigten zu
Maschinenanhängseln. Andere Unternehmen orientieren sich zunehmend an
Amazon, etwa die H&M-Zentrallager in Hamburg und Großostheim.

Die Entwicklung ist aber nicht auf einfache Arbeiten etwa in der
Logistik begrenzt. Auch Büroarbeitsplätze sind davon betroffen.
Voraussetzung sind Auswertungen durch moderne Systeme. Dabei finden
häufig Workflow-Systeme Anwendung. Die dazugehörende Dokumentation und
Verwaltung von Beschäftigten- und Kundendaten mit Hilfe moderner
Technik ist von besonderer Bedeutung. Auch die Auswertung der
einzelnen Arbeitsschritte und somit die Kontrolle der Beschäftigten
zählen zu den Möglichkeiten. Voraussetzung ist oft eine Datenbank,
über die Daten der Kunden und einzelne Arbeitsschritte der
Beschäftigten ausgewertet werden. Mussten früher eingehende Briefe
noch gescannt werden, erfolgt die Kommunikation heute meist über
Internet. Dies erleichtert Unternehmen, Beschäftigte unter Druck zu
setzen, bis hin zu innerbetrieblichem "Benchmarking". So müssen sich
die Angestellten rechtfertigen, warum ein Telefonat eine bestimmte
Dauer überschritten hat oder in einem anderen Team die Kundenanfragen
viel schneller bearbeitet werden.

Ein Beispiel ist das Programm "Workforce Management". "Das Ziel von
umfassenden Workforce-Management-Lösungen ist es, Personalressourcen
intelligenter und effizienter einzusetzen" erläutert Gunda
Cassens-Röhring, Geschäftsführerin der Gesellschaft für
Organisationsberatung und Softwareentwicklung mbH.(7)

Mithilfe von Algorithmen sollen der Arbeitsanfall und Kundenverhalten
prognostiziert und stundentaktgenaue Vorgaben des Arbeitsvolumens
ermittelt werden, um Personalkapazitäten und die Verteilung der
Arbeitszeiten bis hin zur Lage der Pausen vorschreiben zu können.
"Ausgehend von Vergangenheitsdaten zur Prognose des künftigen
Arbeitsvolumens wie Aufträge, zu produzierende Stückzahlen,
Kassentransaktionen, prognostizierte Planumsätze, Calls oder
Ergebnisse von Kundenfrequenz-Messungen entsteht ein Forecast, der die
Basis für die Personaleinsatzplanung bildet".

Die Folge sind standardisierte Prozesse, d.h. die konkrete Vorgabe von
Arbeitsschritten für Bildschirmarbeitsplätze "Routinetätigkeiten
können und müssen standardisiert beziehungsweise automatisiert
werden", lautet die Vorgabe. Der Geschäftsprozess beginnt mit der
Kundenanfrage und reicht bis zur Feststellung der Kundenzufriedenheit.
Gemessen werden etwa die Bearbeitungsdauer, Gesprächsdauer,
Wartezeiten oder Antwortzeiten. Auf dieser Basis werden die Prozesse
ständig gemessen, standardisiert und durch Zeitvorgaben kontrolliert.

So wirkt die digitale Arbeitswelt alles andere als modern, sondern
knüpft an die Anfänge der Industrialisierung an. Beschäftigte sind
Anhängsel der Technik, werden von Software verplant und per
Algorithmus kontrolliert. Dies knüpft an die Anfänge der
"wissenschaftlichen Betriebsführung" von F.W. Taylor an, der den
Arbeitern der Ford-Werke sogar einzelne Handgriffe vorschrieb und
genaue Zeitkontrollen einführte.


Anmerkungen

(1) www.ergo-online.de/site.aspx?url=html/aktuelles/37022017.htm.

(2) BKK Gesundheitsreport 2017, im Internet:

http://www.wz.de/home/wirtschaft/digitale-arbeitswelt-staendige-verfuegbarkeit-verursacht-psychische-stoerungen-1.2565687.

(3) www.iga-info.de.

(4) Siehe www.kapaflexcy.de.

(5) Fraunhofer-IAO: Produktionsarbeit der Zukunft - Industrie 4.0,
Seite 155.

(6) APuZ - "Aus Politik und Zeitgeschichte", Ausgabe 18-19/20 16, S.
26.

(7) https://zeitschriften.haufe.de/ePaper/personalmagazin/2017/68F278B7/files/assets/basic-html/page60.html.
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FORSCHUNG/134: Bibi, Dagibee und Co. - Wie Unternehmen mit Influencern in den sozialen Medien kooperieren (idw)


Universität Leipzig - 20.06.2018

Bibi, Dagibee und Co.: Wie Unternehmen mit Influencern in den sozialen
Medien kooperieren



Sie testen neues Makeup, neue Smartphones oder Kochgerichte und tausende
Zuschauer folgen ihnen dabei: Social-Media-Influencer setzen sich und
bestimmte Produkte in kurzen Videos gekonnt in Szene. Gerade bei jungen
Menschen sind sie beliebt - und das nutzen immer mehr Unternehmen für die
gezielte Bewerbung ihrer Produkte. Dieses Phänomen ist wissenschaftlich
bislang wenig erforscht. Eine neue qualitative Studie von
Kommunikationswissenschaftlern der Universität Leipzig zeigt, wie
Unternehmen die Influencer für ihre strategische Kommunikation nutzen.

"Wir haben zwei neue Duschschäume! Richtig schöne Sommerdüfte, einmal
'Orange Lemonade' und einmal 'Bloomy Passion'", schwärmt Influencerin Bibi
ihren Fans auf ihrem Youtube-Kanal vor. Über fünf Millionen Menschen
folgen Bibi, jedes Video wird millionenfach angesehen. Mit ihrer
authentischen und lockeren Ansprache erreicht sie die junge Zielgruppe
heute viel besser als klassische Werbung. Eine rege Blogger-Landschaft mit
Influencern aus verschiedenen Lebensbereichen hat sich in den vergangenen
Jahren entwickelt - von Mode und Styling über Reisen und Kochen bis hin zu
technischen Gadgets.

Influencer gewinnen an Bedeutung in der Organisationskommunikation

"Wir beobachten, dass die Zusammenarbeit mit großen Social-Media-Stars
genauso wie mit Micro-Influencern zunehmend den Kommunikationsmix von
Organisationen ergänzt - sicherlich auch als Antwort auf ein verändertes
Mediennutzungsverhalten", sagt Nadja Enke wissenschaftliche Mitarbeiterin
im Bereich Communication Management am Institut für Kommunikations- und
Medienwissenschaft der Universität Leipzig. Enke hat sich zusammen mit
ihrem Kollegen Dr. Nils S. Borchers für die Studie "Management
strategischer Influencer-Kommunikation" angesehen, wie Unternehmen mit
Influencern zusammenarbeiten und wie Verantwortliche diese spezielle Form
der Kommunikation managen. Damit gibt die Untersuchung Auskunft über die
Planung, die Organisation, den Personaleinsatz, die Führung und die
Kontrolle von Influencer-Kommunikation aus Organisationsperspektive. Die
beiden Wissenschaftler befragten dafür zehn Organisationen, darunter
Mittelständler, DAX-30-Konzerne, NGOs und Behörden, und zehn Agenturen.

Bislang wenig Forschung zu Influencer-Kommunikation

"Wir haben uns zunächst erst einmal die Frage gestellt, inwieweit es sich
bei der Influencer-Kommunikation tatsächlich um ein neues Phänomen handelt
oder lediglich um einen Marketingbegriff der Kommunikationsagenturen",
beschreibt Dr. Nils S. Borchers das Vorgehen. Denn wissenschaftlich
betrachtet, fehlt es an Definitionen, Prozessmodellen und gesichertem
Wissen. Die erste Erkenntnis der beiden Forscher: "Die Eigenschaften und
Kompetenzen von Influencern und der Einsatz durch Unternehmen sind nicht
neu. Neu ist die Kombination bestimmter Kompetenzen in einem Akteur.
Influencer können gleichzeitig die Rolle einer Kreativ- oder Werbeagentur,
eines Meinungsführers oder als Werbeplatzträger wahrnehmen", so Enke.

Fünf Influencer-Rollen identifiziert

Des Weiteren haben Enke und Borchers die verschiedenen Influencer
charakterisiert: Da gibt es beispielsweise den Multiplikator, der vor
allem auf Verbreitung und Reichweitensteigerung von Botschaften abzielt.
Der Content Creator erstellt gezielt Inhalte für eine Organisation und
teilt diese mit seinen Followern. Protagonisten können aufgrund ihrer
Bekanntheit im Web auch "offline" erschienen, etwa bei Veranstaltungen
oder in Werbespots. Um die Diskussion um oder mit einer Marke zu
moderieren, nutzen Unternehmen Moderatoren. In dieser Rolle gestalten die
Influencer die Kommunikation mit ihren Fans, liefern zusätzliche
Informationen, entschärfen potenzielle Konflikte oder weisen auf
Kontaktmöglichkeiten zum Kooperationspartner hin. Auch als Berater werden
Influencer eingesetzt. Sie geben Tipps und konzeptionelle Hinweise für
Kampagnen oder die Social-Media-Aktivitäten einer Organisation.

Wie effizient ist die Kommunikation über Influencer?

"Influencer-Kommunikation wird von den befragten Organisationen und
Agenturen in unserer Stichprobe als sehr effektiv und effizient evaluiert.
Influencer Kommunikation eignet sich nach Aussage der Organisationen nicht
nur um junge Zielgruppen anzusprechen. Je nach Kanal und Themenexpertise
gibt es durchaus Influencer, die Communities mit einem Altersdurchschnitt
deutlich über 30 Jahren haben", erklärt Borchers. Den Erfolg einer
Kampagne messen die Organisationen dann zum einen am Output, also an
Reichweite der Videos und Verweildauer der Rezipienten, zum anderen am
Outcome, also beispielsweise Verkaufszahlen eines Produkts. Doch die
Studie zeigt: Die Evaluation der neuen Kommunikationsform stellt für die
meisten Organisationen eine große Herausforderung dar. "Organisationen und
Agenturen analysieren vor allem, ob der Influencer-Content gut ankam. Also
wie viele Personen ihn gesehen, geliket und kommentiert haben. Damit ist
aber noch wenig darüber gesagt, inwieweit die eigentlichen Ziele erreicht
wurden. Der Branche fehlt es teilweise noch an geeigneten Kennzahlen und
Messmethoden, um die tatsächliche Leistung nachzuweisen", resümiert Nadja
Enke.

Neue Geschäftsmodelle bahnen Kontakte an

Unternehmen können sich natürlich direkt an Influencer wenden, um
gemeinsame Projekte zu entwickeln. "Entlang dieser Beziehung haben sich
aber auch ganz neue Geschäftsmodelle entwickelt: Spezielle
Kommunikationsagenturen, Influencer-Datenbanken und -Netzwerke vermitteln
zwischen den beteiligten Akteuren", sagt Enke. Für die Auswahl von
Influencern für Unternehmen ist nicht allein die Reichweite der
Influencer-Kanäle entscheidend. Vielmehr suchen Unternehmen ihre
Kooperationspartner nach Faktoren wie beispielsweise den gewünschten
Kompetenzen, der Passung zur Marke und der thematischen Expertise aus. Für
ihre Leistungen erhalten Influencer nicht immer ein festes Honorar. Sie
können zum Beispiel auch das Produkt behalten, für das sie werben,
erhalten Reise- und Übernachtungskosten oder können exklusive
Veranstaltungen besuchen.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, 20.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. Juni 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / FERNSEHEN





DOKUMENTATION/1500: WDR - Unsere Parks und Gärten, 22.+23.6.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Unser Westen - Unsere Parks und Gärten

Freitag, 22.06.2018, 21.00 - 21.45 Uhr, WDR Fernsehen

Wiederholung: Sa 15.59 Uhr



Die Parks und Gärten in unserem Westen laden ein: zu einem Picknick
auf der Wiese im Nordsternpark in Gelsenkirchen, zu einem Spaziergang
durch den Skulpturenpark in Wuppertal oder zu einem Abstecher auf die
Museumsinsel Hombroich.

Unser Team macht sich auf eine grüne Reise. Yvonne Willicks hat den
einen oder anderen Tipp parat, Thomas Bug ist auf der Suche nach
Anregungen für seinen Balkon, Sabine Heinrich hat ihren
Tankstellengrill dabei und sucht nach ursprünglicher Natur ganz ohne
Zwänge und Ingolf Lück mag's gerne ordentlich und strukturiert.

Und für jeden ist etwas dabei auf unserer grünen Reise durch unser
Land: von der Segoviafarm mit ihren 65 Jahre alten Mammutbäumen am
Niederrhein über den Garten der Erinnerung im Duisburger Hafen bis zum
Schlosspark von Nordkirchen im Münsterland.

Und wer nach all den Eindrücken selber zum Spaten greifen will, kann
sich in den offenen Gärten Anregungen holen. Offene Gärten gibt es im
ganzen Land. Wir haben drei im Sauerland besucht.

"Unser Westen - Unsere Parks und Gärten" sät die Lust auf Natur.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 19. Juni 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln
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SERIE/924: WDR setzt Ruhrgebiet-Familienserie "Phoenixsee" fort (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 19. Juni 2018

WDR setzt Ruhrgebiet-Familienserie PHOENIXSEE fort



Luxussanierung im ehemaligen Arbeiterviertel: In Dortmund-Hörde
entstehen zur Zeit sechs neue Folgen der beliebten WDR-Ruhrgebietserie
PHOENIXSEE. Die Geschichte der beiden ungleichen Familien Neurath und
Hansmann wird weitererzählt. Auch die neuen PHOENIXSEE-Episoden wurden
von Michael Gantenberg geschrieben. Regie führt wieder Bettina
Woernle.

Ihr Traumhaus am See hat den Hansmanns kein Glück gebracht. Die Ehe
von Birger (Stephan Kampwirth) und Katharina (Nike Fuhrmann) ist
zerrüttet. Sie ist mit ihren Kindern in eine kleine Wohnung gezogen.
Birger muss nicht nur verkraften, dass seine Ex-Frau eine Affäre mit
Bertram Jocke (Robert Dölle), seinem Nachbarn im Villenviertel, hat.
Auch beruflich läuft es für ihn nicht rund: Nach krummen Geschäften
kehrten viele Klienten seinem Steuerbüro den Rücken und er ist
gezwungen, Stellen abzubauen. Derweil muss Mike Neurath (Felix
Vörtler) mit Mitte 50 noch einmal die Schulbank drücken. In der
Berufsschule büffelt er für seine Meisterprüfung. Nur so kann er den
Job in der Kfz-Werkstatt behalten. Seine Frau Sybille (Anna Stieblich)
hat ihre Kündigung bereits in der Tasche. Die Bäckerei, in der sie 23
Jahre gearbeitet hat, wurde an eine Backshop-Kette verkauft. Wie kommt
sie jetzt schnell an eine neue Stelle? Schließlich will die
fünfköpfige Familie versorgt werden. Und eine neue bezahlbare Wohnung
muss her. Wegen der Luxussanierungen im Viertel wurde den Neuraths
ihre geliebte Dreizimmer-Wohnung gekündigt. Doch die Mieten im Viertel
sind in den letzten Jahren explodiert. Ob sie sich das alles überhaupt
noch leisten können? Mehr Gerechtigkeit verspricht die populistische
"Dortmunder Konservative Mitte". Vor der Kommunalwahl erzielt die
Bürgerbewegung hervorragende Umfrageergebnisse.

Wieder mit dabei sind Hannah Schiller und Alvar Julian Götze als Sina
und Fabian Hansmann, sowie Antonia Lingemann, Moritz Klaus und Paul
Bohse als Jenny, Mats und Timo Neurath. In weiteren Rollen zu sehen
sind Caroline Maria Frier, Omar El-Saeidi, Johannes Rotter, Alexandra
von Schwerin, Markus Hoffmann, Stephan Bieker u.v.a.

Die Familienserie PHOENIXSEE spielt vor der realen Kulisse in 
Dortmund-Hörde. Dort, wo früher am Hochofen rund um die Uhr im Schichtbetrieb
gearbeitet wurde, erstreckt sich heute ein Naherholungsgebiet
inklusive des künstlich angelegten Phoenix-Sees. An dessen Ufer ist
ein neues luxuriöses Wohngebiet entstanden. Die Gentrifizierung im
ehemaligen Arbeiterviertel ist in vollem Gange. Dortmund-Hörde und der
Phoenix-See sind ein Sinnbild des Strukturwandels im Ruhrgebiet und
Ausgangpunkt für die Geschichte der Serie.

PHOENIXSEE ist eine Produktion der EIKON Media GmbH (Produzent: Mario
Krebs, Producerin: Katarina Cvitic) im Auftrag des WDR (Redaktion:
Elke Kimmlinger, Producerin: Christina Voss-Michalke). Die
Dreharbeiten laufen noch bis 1. August. Der Sendetermin ist für 2019
geplant.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 19. Juni 2018
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HÖRSPIEL/1764: WDR 3 - "Die Wand" von Cristin König, 23.6.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Die Wand

von Cristin König

Musik: Friederike Bernhardt

Technische Realisation: Matthias Fischenich und Steffen Jahn

Regie: die Autorin

Produktion: WDR 2018

WDR 3 Hörspiel 

23.06.2018, 19.04 - 20.00 Uhr | WDR 3



Eine Frau gewinnt den Geschlechterkampf - doch nicht.

Nele ist gestorben. Ihrem Freund Robert und ihrem Ex-Mann Leo hat sie
einen Koffer vermacht mit scheinbar belanglosen Dingen und Papieren.
Doch zwischen all dem wertlosen Kram entdecken die Männer plötzlich
eine Anleitung, eine Bank zu auszurauben. Trauen sich die beiden das
zu?

Zur selben Zeit in einem Café sitzt eine Frau, die die Männer bei
ihrem Abenteuer per Videoüberwachung beobachtet. Es ist Nele. Was
bezweckt sie mit ihrer Anleitung zum Bankraub, dem Vortäuschen des
eigenen Todes? Alles entpuppt sich als ausgetüftelte Konstruktion, die
Nele für und mit Freund Robert ausgeheckt hat, um Leo loszuwerden. Und
obwohl der Plan ihrem Genie entspringt, obwohl sie die Fäden in der
Hand hält und das Wissen, gerät Nele ins Stolpern. Über ihre
Unsicherheit, über ihre Vergangenheit und ihre Aussichten. Die Macht
will nicht auf ihre Seite wechseln. Die Rache wird scheitern.

Redaktion: Martina Müller-Wallraf

 * 

Quelle:

Programmtip vom 14. Juni 2018
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MELDUNG/1716: Deutschlandfunk - Der Konflikt um Katalonien, 23.6.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Jenseits der Propaganda

Der Konflikt um Katalonien

Von Julia Macher und Hans Günter Kellner

Gesichter Europas

Samstag, 23. Juni 2018, 11.05 - 12.00 Uhr, Deutschlandfunk



Am 27. Oktober 2017 erklärte das katalanische Parlament die
Unabhängigkeit der Region von Spanien. Eine rein symbolische
Erklärung, haben zahlreiche Abgeordnete später beteuert. Ein
Putschversuch, heißt es aus Madrid. Doch so laut die nationalistische
Propaganda auf beiden Seiten sein mag: Der Konflikt zwischen den
Machtzentren Barcelona und Madrid ist kein Streit verfeindeter
Volksgruppen. Denn weder sind alle 7,5 Millionen Katalanen für die
Unabhängigkeit, noch verschließen sich in Madrid alle einer
Verständigung. Auch deshalb gibt es Grund zur Hoffnung.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 12. Juni 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de
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MELDUNG/1715: Deutschlandfunk Kultur - Der Schriftsteller und Nervenarzt Hans Keilson, 23.6.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Sprachwurzellos

Eine Lange Nacht über den Schriftsteller und Nervenarzt Hans Keilson

Von Daniela Herzberg

Lange Nacht

Samstag, 23. Juni 2018, 0.05 - 3.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Hans Keilson (1909-2011) spielte bei Tanzveranstaltungen im Berlin der
20er-Jahre Trompete. Spielfreude und Eleganz prägen auch seine Romane,
Gedichte und Essays. Schon mit 23 veröffentlichte er seinen ersten
Roman. Dann wirbelte die Emigration das Leben des jungen jüdischen
Arztes und Schriftstellers durcheinander. Sein Berufsleben als
Nervenarzt und Psychoanalytiker widmete er den jüdischen Kriegswaisen
in den Niederlanden und allen Kindern, die Opfer von Krieg und
Verfolgung wurden. Nach dem deutschen Überfall auf sein Exilland
Holland schloss er sich dem Widerstand an. Er besuchte jüdische Kinder
in ihren Verstecken, um ihnen seelisch beizustehen. In einer
einzigartigen Langzeitstudie zeichnete er später ihre Lebenswege nach.
Die 'Lange Nacht' wird ab 23.05 Uhr auch im Deutschlandfunk gesendet.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 12. Juni 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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MUSIK/2596: WDR 5 - Fußball-Musik-Deluxe. 22.6.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Fußball-Musik-Deluxe

Mitwirkende: Orchester der Liebe 

Moderation: Ebasa

Aufzeichnung aus der Kneipe "Backes" in der Kölner Südstadt

WDR 5 U 22 - Unterhaltung nach zehn 

Freitag, 22.06.2018, 22.04 - 23.00 Uhr, WDR 5



Es ist das wichtigste Thema der Zeit: Fußball. Das "Orchester der
Liebe" aus Köln hat sich dieses Themas angenommen, um mit Liedern und
Texten die Höhen und Tiefen des Kickens zu ergründen.

Fußball beginnt mit der Nationalhymne, jedenfalls bei so wichtigsten
Ereignissen wie der WM. "Fußball ist unser Leben" singen die Fans, und
vielleicht auch die Hymne des einen oder anderen Vereins aus unserer
Gegend. Aber Obacht! Nichts klingt wie es war.

Für Hooligans gibt es als besonderes Geschenk "Deine blauen Augen" und
danach "Ein bisschen Frieden". Und vorsichtshalber auch schon mal das
Klagelied "Wir haben wieder verloren". Das kann ja heiter werden. Aber
zum Trost erklingt dann auch der "Triumphmarsch", dargeboten auf dem
Alphorn. Nichts ist normal in dieser Fußballwelt des "Orchesters der
Liebe".

Redaktion: Hans Jacobshagen

 * 

Quelle:

Programmtip vom 18. Juni 2018
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BILDUNG/1115: Dem Nachwuchsmangel in der Diabetologie entgegenwirken (DGE)


Deutsche Gesellschaft für Endokrinologie (DGE) - 20. Juni 2018

Dem Nachwuchsmangel in der Diabetologie entgegenwirken

Fehlende Lehrstühle und zu wenig Diabeteswissen im Medizinstudium gefährden langfristig die Patientenversorgung



Berlin, Juni 2018 - Immer mehr Menschen in Deutschland erkranken an
Diabetes. Der Bedarf an Diabetesexperten steigt, aber es droht ein
Behandlungsengpass. Ein Grund ist, dass es immer weniger klinische
Lehrstühle für Diabetologie/Endokrinologie gibt. Zudem sind
diabetologische Inhalte im Medizinstudium unterrepräsentiert. Sie
reichen nach Ansicht der Deutschen Diabetes Gesellschaft (DDG) und der
Deutschen Gesellschaft für Endokrinologie (DGE) nicht aus, um eine
Versorgung von Menschen mit Diabetes auf neuestem wissenschaftlichen
Stand zu garantieren. Wie eine erfolgreiche Nachwuchsförderung
aussehen könnte und welche Rolle die Politik hier spielen muss,
erläutern Experten auf einer Pressekonferenz am 28. Juni 2018 in
Berlin.

Immer mehr Menschen in Deutschland erkranken an Diabetes, bald wird
die sieben Millionengrenze erreicht sein. Damit steigt der Bedarf an
gut ausgebildeten Diabetologen - auch um die gravierenden
Folgeerkrankungen wie Herz-Kreislauf-Erkrankungen,
Durchblutungsstörungen oder Erblinden möglichst zu verhindern oder
zumindest hinauszuzögern. Da immer mehr erfahrene Diabetologen in den
nächsten Jahren die Altersgrenze erreichen und in den Ruhestand gehen
werden, droht bereits in naher Zukunft eine massive Versorgungslücke.
"Wenn wir jetzt nicht umgehend aktiv werden und die Ausbildung von
Diabetologen massiv fördern, können bald nicht mehr alle
Diabetespatienten angemessen versorgt werden", sagt Professor Dr. med.
Baptist Gallwitz, Mediensprecher der DDG. Allerdings gibt es
strukturelle Hürden, die überwunden werden müssen, um diese
Entwicklung zu stoppen. "Die Diabetologie ist im Medizinstudium
beziehungsweise in der ärztlichen Ausbildung nicht ausreichend
verankert", kritisiert Gallwitz, der als stellvertretender Direktor an
der Medizinischen Klinik IV am Universitätsklinikum Tübingen tätig
ist.

Zudem sinkt die Zahl klinischer Lehrstühle für Diabetologie und
Stoffwechsel an den deutschen Universitäten. Weil "sprechende Medizin"
weniger rentabel ist, wird sie abgewickelt. Das Fach ist nur noch an
acht der insgesamt 33 Medizinischen Fakultäten vertreten. "Es ist
richtig, dass die angewandte Diabetologie sich weitgehend in den
ambulanten Bereich verlagert hat. Aber ohne Experten, die an den
Universitätskliniken Diabetologie lehren, wird es auch immer weniger
junge Ärzte geben, die sich für eine Karriere in der Diabetologie
entscheiden", so Gallwitz.

Wo Defizite in der Medizinerausbildung liegen, zeigt eine aktuell von
der DDG und dem Bundesverband Niedergelassener Diabetologen
durchgeführten Umfrage unter rund 270 Nachwuchsmedizinern und
Dozenten. Auf die Fragen, ob das Studium gut darauf vorbereitet,
Diabetespatienten zu erkennen, antworteten 68 Prozent mit Ja, bei den
Lernenden im Praktischen Jahr (PJ) waren es 77 Prozent und bei den
Dozenten nur 47 Prozent. Dass sie aber Diabetespatienten auch gut
behandeln könnten, davon waren nur etwa die Hälfte der Studenten und
der PJ-ler und 42 Prozent der Dozenten überzeugt. Und nicht einmal die
Hälfte aller Befragten bezeichnete das Lehrangebot zur Diabetologie
als ausreichend. Nach Ansicht von DDG und DGE ist das Wissen zu
Diabetes im Studium unterrepräsentiert. "Unser Ziel muss sein, den
diabetologischen Nachwuchs bereits früh, etwa in Blockpraktika,
Famulaturen und dem Praktischen Jahr für das Fach Diabetologie und die
'sprechende Medizin' insgesamt zu begeistern. Die interdisziplinären
und interprofessionellen Aspekte der Diabetologie helfen, wichtige
ärztliche Handlungskompetenzen zu vermitteln", betont Gallwitz.

Beide Fachgesellschaften fordern eine stärkere Verankerung der
Diabetologie als Querschnittsfach und setzen sich dafür ein, dass ihre
Fächer im Nationalen Kompetenzbasierten Lernzielkatalog Medizin (NKLM)
und im "Masterplan Medizinstudium 2020" besser abgebildet werden.

Professor Dr. med. Matthias M. Weber, Leiter der Endokrinologie der
Universitätsmedizin der Johannes Gutenberg-Universität Mainz und
Mediensprecher der Deutschen Gesellschaft für Endokrinologie (DGE)
sieht auch die Politik in der Pflicht: "Die Bundesländer und der Bund
sind gefordert: Die Zahl der Lehrstühle für Diabetologie und
Endokrinologie muss wieder steigen." Zudem sichere die
Hochschulmedizin den medizinischen Fortschritt, ergänzt Weber.


Literatur:

Diabetoloie 2025. 10 strategische Handlungsfelder. Hrsg.: Deutsche
Diabetes Gesellschaft. 2016.

Die Ergebnisse der Umfrage bei den Fakultäten werden in Kürze in
"Diabetologie und Stoffwechsel" publiziert.


Über die Deutsche Gesellschaft für Endokrinologie (DGE):

Endokrinologie ist die Lehre von den Hormonen, Stoffwechsel und den
Erkrankungen auf diesem Gebiet. Hormone werden von endokrinen Drüsen,
zum Beispiel Schilddrüse oder Hirnanhangdrüse, aber auch bestimmten
Zellen in Hoden und Eierstöcken, "endokrin" ausgeschüttet, das heißt
nach "innen" in das Blut abgegeben. Im Unterschied dazu geben
"exokrine" Drüsen, wie Speichel- oder Schweißdrüsen, ihre Sekrete nach
"außen" ab.

Über die Deutsche Diabetes Gesellschaft (DDG):

Die Deutsche Diabetes Gesellschaft (DDG) ist mit über 9.000
Mitgliedern eine der großen medizinisch-wissenschaftlichen
Fachgesellschaften in Deutschland. Sie unterstützt Wissenschaft und
Forschung, engagiert sich in Fort- und Weiterbildung, zertifiziert
Behandlungseinrichtungen und entwickelt Leitlinien. Ziel ist eine
wirksamere Prävention und Behandlung der Volkskrankheit Diabetes, von
der mehr als sechs Millionen Menschen in Deutschland betroffen sind.
Zu diesem Zweck unternimmt sie auch umfangreiche gesundheitspolitische
Aktivitäten.

 * 

Quelle:

Deutsche Gesellschaft für Endokrinologie (DGE)

Pressemitteilung vom 20. Juni 2018
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FORSCHUNG/3856: Neuer Abwehrmechanismus gegen Sauerstoffradikale entdeckt (idw)


Universität Bern - 18.06.2018

Neuer Abwehrmechanismus gegen Sauerstoffradikale entdeckt



Sauerstoffradikale entstehen als Nebenprodukt, wenn Lebewesen
Kohlenhydrate oder Fett verbrennen. Sie stehen unter Verdacht, den
Alterungsprozess in Mensch und Tier voranzutreiben und schwere Krankheiten
wie Alzheimer oder bestimmte Krebsarten mitzuverantworten. Forschende der
Universität Bern und der Universität Stockholm haben nun einen
Abwehrmechanismus gegen Sauerstoffradikale entdeckt, der als Ansatz für
verschiedene Medikamente dienen könnte.

Um Energie zu gewinnen, verbrennen viele Lebewesen Nährstoffe wie
Kohlenhydrate oder Fette. In einigen dieser Verbrennungsreaktionen wird in
der Zelle Sauerstoff zu Wasser umgewandelt, um die chemische Energie der
Nährstoffe als biologische Energie für die Zelle nutzbar zu machen.
Allerdings sind diese Reaktionen nicht ganz ungefährlich, können doch
Zwischenprodukte auf dem Weg vom Sauerstoff zum Wasser entstehen,
sogenannte Sauerstoffradikale, welche für den Organismus schädlich sind.
Während sie in geringen Konzentrationen als Botenstoff wirken können oder
vom Immunsystem gar als Zellgifte gegen Eindringlinge eingesetzt werden,
greifen sie in grösserer Menge die Erbsubstanz (DNA), Eiweisse und Fette
an. So werden Sauerstoffradikale für die Entstehung von neurodegenerativen
Krankheiten wie Alzheimer oder Parkinson sowie gewissen Krebsarten
mitverantwortlich gemacht. Alle Zellen besitzen jedoch Abwehrmechanismen
in Form von speziellen Enzymen, welche diese gefährlichen Zwischenprodukte
schrittweise abbauen. Im Alter funktioniert diese Abwehr aber immer
schlechter und so nimmt sowohl die Konzentration dieser Radikale, wie auch
die Wahrscheinlichkeit zum Ausbruch der erwähnten Krankheiten, zu. Berner
Forschende um Prof. Christoph von Ballmoos vom Departement für Chemie und
Biochemie (DCB) konnten nun in Zusammenarbeit mit Kollegen aus Stockholm
einen bislang unbekannten Abwehrmechanismus aufzeigen und beschreiben.
Dabei gelang es den Forschenden, die Funktion eines seit Jahrzehnten
bekannten Enzyms aufzuklären, welches Sauerstoffradikale direkter
«entschärft» als die bisher bekannten Abwehrmechanismen. Die Erkenntnisse
könnten dereinst dazu beitragen, neue Medikamente zu entwickeln.

Neue biochemische Reaktion entdeckt

Das bei Verbrennungen am häufigsten entstehende reaktive Zwischenprodukt
ist das sogenannte Hyperoxid (engl. Superoxide). Um es unschädlich zu
machen, verwenden alle Organismen, die zum Leben Sauerstoff benötigen,
denselben Abwehrmechanismus mittels des Enzyms Superoxiddismutase. Es gibt
jedoch einen direkteren Weg über ein anderes Enzym, den nun die beiden
Forschergruppen beschreiben. Obwohl die Struktur des Enzyms bereits vor
Jahren von der Stockholmer Gruppe um Prof. Martin Högbom entschlüsselt
worden ist, konnte die Funktion erst durch die Zusammenarbeit mit der
Berner Gruppe «geknackt» werden.

«Es war eine ziemlich ungewöhnliche Situation - normalerweise ist es so,
dass man erst nach jahrelanger Forschung an der Funktion versucht, die
molekulare Struktur aufzuklären», sagt Christoph von Ballmoos. Der Berner
Doktorand Olivier Biner, einer der Erstautoren der Studie, konnte als
erster den neuen Mechanismus im Labor mit Hilfe von biochemischen und
spektroskopischen Methoden aufzeigen. «Aufgrund der strukturellen Daten
hatten wir eine grobe Ahnung, welche Reaktion das Enzym katalysieren, oder
beschleunigen, könnte, doch die finale Entschlüsselung des Mechanismus hat
lange gedauert», sagt Biner.

Das Enzym, Superoxid-oxidase genannt, verwandelt das gefährliche Hyperoxid
auf direktem Weg wieder zurück in ungefährlichen Sauerstoff und übergibt
das überschüssige Elektron an Coenzyme Q, einem Molekül, welches zentral
für die Herstellung der biologischen Energie ist. Das Enzym, wegen seiner
himbeerroten Farbe von den Forschenden liebevoll «Hallonsaft» (schwedisch
für Himbeersaft) genannt, entschärft also nicht nur die
Sauerstoffradikale, sondern führt die Energie auch noch einem sinnvollen
Prozess zu. Die atomare Struktur unterstützt diese Funktion und erlaubt es
den Forschenden nun, gezielt spezifische Änderungen am Enzym vorzunehmen,
um den Mechanismus noch besser zu verstehen. «Als wir schliesslich die
Lösung fanden und plötzlich alle Puzzleteile zusammenpassten, war das
schon eine sehr aufregende Zeit - eine neue biochemische Reaktion
entdeckt man nicht alle Tage», freut sich Olivier Biner.

Ein neues Feld mit therapeutischen Möglichkeiten eröffnet sich

Die Forschenden erzielten ihre Ergebnisse mit dem Bakterium Escherichia
coli. «Als erstes geht es nun darum, herauszufinden, ob diese Reaktion
auch in den Mitochondrien der menschlichen Zellen stattfindet», erklärt
von Ballmoos. Die Chancen dazu stünden gut, da diese Prozesse sehr
universell seien. «Aber es hat schlicht noch keine Arbeitsgruppe nach dem
Enzym gesucht, weil man nicht wusste, dass es diese Reaktion überhaupt
gibt», so von Ballmoos weiter. Neben der Grundlagenforschung sollen nun
auch praktische oder klinische Anwendungen getestet werden. «Zum einen
könnte das Enzym so optimiert werden, dass es als Indikator für Hyperoxide
im Labor und der Medizin verwendet werden kann, zum anderen könnten
Inhibitoren des Enzyms dereinst als Ersatz für Antibiotika zum Einsatz
kommen», erklärt von Ballmoos.
Die Studie wurde im Fachjournal Nature Chemical Biology veröffentlicht.
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FORSCHUNG/3855: Umwandlung von nicht-neuronalen Zellen in Nervenzellen (idw)


Universitätsmedizin der Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 18.06.2018

Umwandlung von nicht-neuronalen Zellen in Nervenzellen

Wissenschaftler der Universitätsmedizin Mainz veröffentlichen neue
Erkenntnisse auf dem Gebiet der Neuroregeneration in "Nature Neuroscience"



Bereits in 2012 war es einem Forscherteam um Prof. Dr. Benedikt Berninger
gelungen, im Gehirn vorkommende Bindegewebszellen in Nervenzellen
umzuprogrammieren. Welche Zwischenstadien die sogenannten Perizyten dabei
durchlaufen und wie wichtig diese für den Reprogrammierungserfolg sind,
war allerdings bislang völlig unklar. Gemeinsam mit Kollegen fand Prof.
Berninger jetzt heraus, dass die Zellen während der Umwandlung von Perizyt
zu Neuron ein stammzellartiges Stadium durchlaufen müssen. Es gelang
ihnen, die in diesem Zwischenstadium aktivierten Signalwege zu
manipulieren. Dadurch ließ sich die Reprogrammierung in Neurone steigern
beziehungsweise unterdrücken. Diese Entdeckung ist potentiell der
Schlüssel, um in der Zukunft die direkte Reprogrammierung von
nicht-neuronalen Zellen in Neurone für die Regeneration erkrankten Hirngewebes
zu nutzen. Die neuen Erkenntnisse wurden heute in Nature Neuroscience
veröffentlicht.

Perizyten regulieren im Gehirn die Weite kleiner Blutgefäße und beteiligen
sich an der Bluthirnschranke sowie der Wundheilung. Prof. Berninger konnte
jetzt zeigen, dass das gezielte Einschleusen zweier im Zellkern aktiver
Proteine, Ascl1 und Sox2, bewirkt, dass Perizyten Form und Funktion von
Nervenzellen annehmen. Bei diesen beiden Proteinen handelt es sich um
sogenannte Transkriptionsfaktoren, die bestimmen, welche Abschnitte der
DNA in einer bestimmten Zelle abgelesen werden und damit auch welche Form
und Funktion eine Zelle hat. Bei den Perizyten leiten die beiden
eingeschleusten Transkriptionsfaktoren die Umwandlung in Nervenzellen ein.
"Bisher war allerdings völlig unklar, ob die Zellen während der Umwandlung
abgrenzbare Zwischenstadien durchlaufen und wie wichtig diese für den
Reprogrammierungserfolg sind", sagt die Erstautorin der Mainzer Studie,
Dr. Marisa Karow, Mitarbeiterin in Prof. Berningers Mainzer Team und
mittlerweile Gruppenleiterin am Biomedizinischen Zentrum der Ludwigs
Maximilians Universität München. "Mittels Analyse der Genaktivität auf
Einzelzell-Niveau gelang es uns, den Entwicklungsverlauf des
Reprogrammierungsprogramms auf molekularer Ebene nachzuvollziehen",
unterstreicht Prof. Barbara Treutlein (Max Planck-Gruppenleiterin in
Leipzig und Dresden). Die Mainzer Wissenschaftler und ihre
Kooperationspartner in Sachsen und Bayern fanden heraus, dass die Zellen
während der Umwandlung von Perizyt zu Neuron ein stammzellartiges Stadium
durchlaufen müssen. Innerhalb des stammzellartigen Stadiums sind wichtige
Signalwege entweder unterdrückt oder aktiviert. "Dadurch, dass wir diese
Signalwege manipulierten, konnten wir die Reprogrammierung in Neurone
unterdrücken beziehungsweise steigern. Einerseits stellt das einen
wichtigen Beleg für die funktionelle Bedeutung dieses Stadiums dar.
Andererseits gibt es uns neue Möglichkeiten an die Hand, den
Reprogrammierungserfolg zu steigern", so Dr. Karow, und Professor
Berninger fügt hinzu: "Außerdem haben wir beobachtet, dass sich die Zellen
nach dem Durchlaufen des stammzellartigen Stadiums in zwei Klassen von
Neuronen differenzieren: sowohl erregende als auch hemmende Neurone. Wir
erhoffen uns von dieser Erkenntnis, dass wir in Zukunft die
Reprogrammierung in spezifische neuronale Subtypen noch gezielter
durchführen können." Auf Grundlage der neuen Erkenntnisse ist potentiell
vorstellbar, dass sich in Zukunft die direkte Reprogrammierung von
nicht-neuronalen Zellen in Neurone für die Regeneration erkrankten Gehirngewebes
nutzen lässt.


Originalveröffentlichung:

18.06.2018 DOI: 10.1038/s41593-018-0168-3
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MELDUNG/917: Demo in Düsseldorf - Protest für mehr Personal in Krankenhäusern und in der Altenpflege (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom 20. Juni 2018

ver.di-Demonstration zur Gesundheitsministerkonferenz in Düsseldorf: 

Lautstarker Protest für mehr Personal in Krankenhäusern und in der Altenpflege



Mehr Personal in Krankenhäusern und in der Altenpflege sowie eine
bessere Bezahlung vor allem in der Altenpflege - das forderten am
Mittwoch insgesamt 4.000 Beschäftigte bei der ver.di-Demonstration in
Düsseldorf anlässlich der Gesundheitsministerkonferenz. Unter ihnen
auch Streikende aus den Uni-Kliniken in Düsseldorf, Essen und
Homburg, die von ihren Arbeitgebern ein Ende der
gesundheitsgefährdenden Arbeitsbedingungen fordern und für einen
Tarifvertrag Entlastung kämpfen. Die Abschlusskundgebung fand am
Tagungsort der Gesundheitsministerkonferenz im Düsseldorfer
Medienhafen statt.

"Die Beschäftigten haben heute ein starkes Signal an die Politik
gesendet: Wir werden uns nicht mit Symbolpolitik abspeisen lassen,
sondern erwarten schnelle, wirksame und nachhaltige Maßnahmen für
eine gute Pflege und Versorgung sowie die Entlastung der
Beschäftigten", so ver.di-Bundesvorstandsmitglied Sylvia Bühler. "Das
von Bundesgesundheitsminister Spahn vorgelegte Sofortprogramm für die
Pflege ist halbherzig."

Die bundesweit 13.000 zusätzlichen Stellen in der stationären
Altenpflege seien nur ein Tropfen auf den heißen Stein, so Bühler
weiter. Allein wenn man den bisher besten Schlüssel eines
Bundeslandes für alle Länder zugrunde legen würde, fehlten 63.000
Stellen für Pflegefachkräfte in der stationären Altenpflege. In den
Krankenhäusern fehlen bundesweit 80.000 Stellen für Pflegefachkräfte
für eine sichere Versorgung, wie eine neue ver.di-Erhebung belegt,
die am Montag veröffentlicht wurde. Die Demonstration der
Beschäftigten am Mittwoch stand deshalb unter dem Motto: "Mehr von
uns ist besser für alle!"

Die Beschäftigten der Krankenhäuser und Altenpflege fordern
bundesweite gesetzliche Vorgaben für die Personalausstattung,
Sofortprogramme zur kurzfristigen Entlastung der Beschäftigten und
eine bessere Bezahlung vor allem in der Altenpflege durch die
bundesweite Erstreckung eines Tarifvertrages. Zudem verlangen sie,
dass die Bundesländer ihrer gesetzlichen Verpflichtung für die
Investitionskosten der Krankenhäuser endlich und vollständig
nachkommen. Bühler: "Spahn und seine Landeskollegen und -kolleginnen
sind in der Pflicht, für ein menschenwürdiges Gesundheitswesen zu
sorgen. Daran werden wir sie messen."

 * 

Quelle:

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Presseinformation vom 20. Juni 2018

ver.di-Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. Juni 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





HERZ/1076: Erwachsen mit angeborenem Herzfehler - Sport und gesunde Ernährung (idw)


Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 19.06.2018

Erwachsen mit angeborenem Herzfehler: Sport und gesunde Ernährung - unbedingt!

Erwachsene mit angeborenem Herzfehler (EMAH) müssen ihr vorbelastetes Herz
durch Prävention vor zusätzlichen Herz-Kreislauf-Erkrankungen
(Bluthochdruck, Herzinfarkt, Schlaganfall) schützen



Etwa 300.000 Erwachsene, die mit einem angeborenen Herzfehler zur Welt
kamen, kurz "EMAH", leben in Deutschland. Ihre Zahl nimmt jedes Jahr um
etwa 6.500 zu. Da auch die Lebensdauer der Betroffenen steigt, werden EMAH
und ihre Ärzte künftig immer mehr mit erworbenen Herz-Kreislauf-Leiden
konfrontiert, die die Funktion des vorgeschädigten Herzens zusätzlich
beeinträchtigen. "Auch bei EMAH tragen Risikofaktoren wie Übergewicht,
Fettleibigkeit und Bewegungsmangel entscheidend zu Komplikationen im
Krankheitsverlauf bei, die den natürlichen Verlauf des Herzfehlers
ungünstig beeinflussen", warnt Prof. Dr. med. Thomas Meinertz,
Vorsitzender der Deutschen Herzstiftung. Hierzu gehören u. a.
Arteriosklerose (Gefäßverkalkung), Bluthochdruck, koronare Herzkrankheit
(KHK), Herzinfarkt und Schlaganfall. "Menschen mit angeborenem Herzfehler
können daher nicht früh genug einen gesunden Lebensstil pflegen: mit
ausgewogener Ernährung, angepasster Bewegung, Verzicht auf Rauchen und auf
übermäßigen Alkoholkonsum", betonen Prof. Dr. med. Harald Kaemmerer und
Dr. Rhoia Neidenbach vom Deutschen Herzzentrum München anlässlich der
bundesweiten Informationskampagne der Herzstiftung unter dem Motto
"Diagnose: Herzensangelegenheit - jetzt den EMAH-Check machen!".
Informationen zu Sport und Ernährung, gesunde Lebensführung oder
Krankheits-Prävention für EMAH sowie zu vielen weiteren Themen bietet die
Herzstiftung unter www.emah-check.de

Sport mit Herzfehler: Vorab Herzuntersuchung beim EMAH-Spezialisten

"Fast alle Patienten mit angeborenem Herzfehler können und sollten
körperlich aktiv sein und auch Sport treiben. Von dieser Regel gibt es nur
wenige Ausnahmen. In jedem Fall sollten aber Belastungsform und
Belastungspensum an den jeweiligen Herzfehler und den Gesundheitszustand
des Patienten angepasst werden. Welche Sportarten möglich sind und welche
Risiken bestehen, hängt von der Art der angeborenen Herzfehler, der
durchgeführten Behandlung und von Rest- und Folgezuständen ab", bestätigt
die Sportwissenschaftlerin Dr. Neidenbach.

Einschränkungen beim Sport: wo mehr, wo weniger, wo keine?

Vor Beginn sportlicher Aktivitäten sollten sich die Patienten von einem
EMAH-Herzspezialisten oder in einer EMAH-Klinik durchchecken lassen. Nach
einer Herzuntersuchung mit Ruhe- und Langzeit-EKG, einer
Ultraschalluntersuchung sowie einem Belastungstest (Ergometrie,
Spiroergometrie) kann der erfahrene Arzt alle erforderlichen Empfehlungen
aussprechen. Weitere Hinweise erhalten EMAH unter
www.kinderherzstiftung.de/herzfehler_und_sport.php und unter www.emah-check.de sowie in den Leitlinien der Fachgesellschaften.

Sich gesund ernähren - und dennoch Spaß am Essen haben

Hinsichtlich einer gesunden Ernährung gelten auch für die meisten EMAH die
Ernährungsempfehlungen der Deutschen Gesellschaft für Ernährung (DGE). Bei
einzelnen speziellen Herzfehlern, z. B. nach Fontan-Operation, oder bei
Einnahme von bestimmten Medikamenten (z. B. Gerinnungshemmern =
Vitamin-K-Antagonisten, wie z. B. Marcumar) können besondere
Ernährungsformen erforderlich werden. Praktische Hinweise für die
Ernährung von EMAH, die zusätzlichen Herz-Kreislauf-Erkrankungen vorbeugen
möchten, finden sich unter www.herzstiftung.de/kochbuch

EMAH-Versorgung: Ernährungsberatung muss fester Bestandteil sein

Prävention ist ein dauerhafter Prozess, der oftmals von der Umstellung
lange gepflegter (ungesunder) Lebensgewohnheiten geprägt ist. "Deshalb
sollte die Ernährungsberatung Teil der regelmäßigen Nachsorge von
EMAH-Patienten sein", fordern Prof. Kaemmerer und Dr. Neidenbach. Beide bauen
zusammen mit international renommierten Ernährungsspezialisten,
Sportwissenschaftlern, Epidemiologen und Psychologen und mit Unterstützung
der Deutschen Herzstiftung und "Herzkind e.V." ein Netzwerk zur Prävention
von kardiovaskulären Komplikationen bei EMAH auf.

EMAH-Zentren informieren Patienten und Ärzte an vier Standorten

Im Rahmen der Informationskampagne bieten acht ausgewiesene EMAH-Zentren
im Juni und Juli 2018 Patienten- und Ärztetage zu den wichtigsten
EMAH-spezifischen Themen (Termine unter: www.emah-check.de). Veranstaltungsorte
sind Leipzig (zusammen mit dem Deutschen Herzzentrum Berlin), Hamburg
(zusammen mit dem Uniklinikum (UK) Kiel), Köln (mit UK Münster), und
München (mit UK Erlangen). Das Programm richtet sich an Betroffene sowie
an Haus- u. Allgemeinärzte, Internisten, Kardiologen und EMAH-Ärzte.


Die kostenfreie Broschüre für EMAH mit einer aktuellen Liste der
EMAH-Spezialisten bundesweit steht (auch für medizinische Fachkräfte) zum
PDF-Download bereit unter 

www.herzstiftung.de/presse/emah-broschuere


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.emah-check.de

http://www.emah-check.de/#Presse

http://www.herzstiftung.de/presse/emah-broschuere

http://www.herzstiftung.de/kochbuch

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment65874

Pressemappe_DHS_EMAH-Kampagne_2018

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution825
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HERZ/1075: Zehntausende Erwachsene mit angeborenem Herzfehler ohne Herz-Check (idw)


Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 18.06.2018

Gefahr im Verzug: Zehntausende Erwachsene mit angeborenem Herzfehler (EMAH) ohne Herz-Check

Herzstiftung warnt: Großteil der EMAH in Deutschland "ohne fachgerechte
Versorgung ihres Herzfehlers" / Bundesweite Kampagne sensibilisiert EMAH,
ihre spezielle lebenswichtige Nachsorge nicht zu vergessen



Etwa 300.000 Erwachsene mit einem angeborenen Herzfehler, kurz EMAH, leben
in Deutschland. Ihre Zahl steigt pro Jahr um ca. 6.500. Von den EMAH
werden derzeit viele Zehntausende nicht ausreichend medizinisch beraten
und versorgt. EMAH selbst sind oftmals nicht gut über ihren Herzfehler
informiert, viele nehmen die teils lebensnotwendige Nachsorge nicht wahr
und werden von Ärzten betreut, die keine ausreichende Erfahrung mit
angeborenen Herzfehlern (AHF) besitzen. "Damit riskieren die Betroffenen,
Anzeichen für schwerwiegende Spätkomplikationen zu übersehen. Hierzu
gehören Herzschwäche, Herzversagen, Lungenhochdruck,
Herzinnenhautentzündungen oder Herzrhythmusstörungen bis hin zum
plötzlichen Herztod", warnen der Vorsitzende der Deutschen Herzstiftung,
Prof. Dr. med. Thomas Meinertz, sowie Prof. Dr. Dr. med. Harald Kaemmerer
und Dr. Rhoia Neidenbach vom Deutschen Herzzentrum München (DHM): "Für
fast alle EMAH ist deshalb im Erwachsenenalter eine kontinuierliche,
fachärztliche Weiterbehandlung durch einen EMAH-spezialisierten
Kardiologen oder Kinderkardiologen lebenswichtig. Außerdem sollten
frühzeitig geeignete gesundheitsfördernde Maßnahmen ergriffen werden, die
den Langzeitverlauf günstig beeinflussen."

Die große Mehrheit der AHF kann heute durch Operationen oder
Kathetereingriffe so gut behandelt werden, dass sich die meisten
Betroffenen normal entwickeln und ein nahezu normales Familien- und
Berufsleben führen können. "Patienten - manchmal sogar auch der
behandelnde Arzt - wiegen sich daher über viele Jahre in trügerischer
Sicherheit, bis es zu bedrohlichen Komplikationen kommt. Viele Patienten
wissen auch nicht oder verdrängen, dass auch noch Jahre nach einer
zunächst erfolgreichen Herzfehlerbehandlung Spätkomplikationen eintreten
können", berichtet Prof. Kaemmerer. Alarmiert sind EMAH-Spezialisten wie
er von der Tatsache, dass bei Betrachtung der Leistungszahlen von
EMAH-Praxen und -Zentren ca. 200.000 der EMAH - also rund 80 % der Betroffenen
insgesamt - nicht in einer spezialisierten Versorgung stehen ("Lost to
follow-up").

Bundesweite Informationskampagne sensibilisiert EMAH für jährlichen Herz-Check

Um dieser bedenklichen Entwicklung gegenzusteuern, haben sich die Deutsche
Herzstiftung und EMAH-Spezialisten der EMAH-Zentren und -Praxen zum Ziel
gesetzt, mit einer bundesweiten Informationskampagne (www.emah-check.de)
Betroffene für die lebensnotwendige EMAH-zertifizierte Nachsorge
zurückzugewinnen. "Diagnose: Herzensangelegenheit - jetzt den EMAH-Check
machen!" lautet daher das Motto der längerfristig angelegten Kampagne.
Deutschland verfügt über ein im internationalen Vergleich erstklassiges
Versorgungssystem für Menschen mit AHF. Neue Medikamente, moderne
kathetergestützte und herzchirurgische Therapieverfahren können EMAH zu
einer besseren Lebensqualität und Prognose verhelfen. "Wir müssen
verhindern, dass Patienten wegen Wissenslücken über den eigenen
Herzfehler, schlechten Erfahrungen mit Ärzten ohne EMAH-Expertise oder
wegen der Distanz zum nächsten EMAH-Spezialisten ihre Nachsorge versäumen
oder gar ihr Leben riskieren", betont Herzstiftungs-Vorsitzender Prof.
Meinertz.

Wichtige Hilfen: Patienten- und Ärztetage sowie Adresslisten mit EMAH-Ärzten

Die Deutsche Herzstiftung stellt unter www.emah-check.de kostenfrei
Ratgeber für EMAH und ihre Angehörigen sowie eine Liste der
EMAH-zertifizierten Praxen und Zentren zur Verfügung. Diese Informationen
richten sich direkt an EMAH und deren Angehörige, eignen sich aber ebenso
für nicht-spezialisierte Ärzte vieler Fachrichtungen. Die Ratgeber und
Expertenschriften widmen sich EMAH-Versorgungsstrukturen, Fragen zur
Belastung/Belastbarkeit bei angeborenem Herzfehler,
Sexualität/Schwangerschaft/Empfängnisverhütung, sozialmedizinischen Aspekten
(Beruf, Versicherung). Im Rahmen der Informationskampagne bieten acht ausgewiesene
EMAH-Zentren im Juni und Juli 2018 Patienten- und Ärztetage zu den
wichtigsten EMAH-spezifischen Themen an 

(Termine unter: www.emah-check.de).

EMAH auch in den Wartezimmern der Hausärzte erreichen

Haus- und Allgemeinärzten kommt bei der Ansprache und Motivierung der aus
der Nachsorge "verlorenen" EMAH eine Schlüsselfunktion zu. Sie können und
sollten die Betroffenen in eine EMAH-zertifiziert kardiologische Praxis
oder Ambulanz, weiterverweisen und so die Behandlungskontinuität sichern.
"Wir begleiten die Betroffenen teils lebenslang. Darüber hinaus müssen wir
auch die Hausärzte, Allgemeinärzte sowie andere Fachärzte wie Internisten
oder Geburtshelfer, sensibilisieren, die neue EMAH-Patientengruppe einer
herzfehlerspezifischen Versorgung zuzuführen und alle erforderlichen und
verfügbaren präventiven Maßnahmen zu nutzen", betonen Prof. Kaemmerer und
Dr. Neidenbach (DHM).

EMAH-Zentren informieren Patienten und Ärzte an vier Standorten
Im Rahmen der Informationskampagne bieten acht ausgewiesene EMAH-Zentren
im Juni und Juli 2018 Patienten- und Ärztetage zu den wichtigsten
EMAH-spezifischen Themen (Termine unter: www.emah-check.de). Veranstaltungsorte
sind Leipzig (zusammen mit dem Deutschen Herzzentrum Berlin), Hamburg
(zusammen mit dem Universitätsklinikum (UK) Kiel), Köln (mit UK Münster),
und München (mit UK Erlangen). Das Programm richtet sich an Betroffene und
deren Angehörige sowie an Haus- und Allgemeinärzte, Internisten,
Kardiologen sowie an EMAH-Ärzte.

Angeborene Herzfehler erfordern andere Herzspezialisten als erworbene Herzkrankheiten

Etwa 40 verschiedene angeborene Herzfehler (AHF) sind bekannt: Das können
Veränderungen an den Herzkammern, an den Herzklappen oder an den
Trennwänden zwischen den Herzkammern (Loch in der Herzscheidewand) sein.
Selbst bei einfachen, nach Operation häufig als harmlos eingestuften
Herzfehlern können sich mit zunehmendem Alter schwerwiegende Probleme
einstellen, mit denen man bislang nicht gerechnet hat. Zusätzlich zum AHF
entwickeln sich im Erwachsenenalter erworbene Herzerkrankungen wie
koronare Herzkrankheit (Durchblutungsstörungen des Herzmuskels, die zum
Herzinfarkt führen kann), Herzklappenfehler und andere Organerkrankungen
an Lunge und Nieren. Diese erworbenen Zusatzerkrankungen beeinflussen den
Herzfehler und umgekehrt.

"Die EMAH-Behandlung unterscheidet sich nicht selten deutlich von der
Behandlung eines Herzpatienten mit einer 'erworbenen' Herzerkrankung oder
anderen Organerkrankungen", unterstreicht EMAH-Spezialist Prof. Kaemmerer.
Nicht nur Betroffene, sondern auch Ärzte und Beschäftigte in der
medizinischen Versorgung sollten sich über die Besonderheiten bei der
Versorgung von EMAH informieren: 

www.emah-check.de

Auch wenn sich viele EMAH über viele Jahre beschwerdefrei fühlen: die
Mehrheit der EMAH ist nicht dauerhaft geheilt, sondern muss neben
herzfehlerspezifischen Problemen mit Folgen für ihre Lebensqualität, ihre
Leistungs- sowie Arbeitsfähigkeit und Prognose rechnen. Nachsorge und
Vorsorge kann helfen, Befinden und Prognose der Betroffenen zu verbessern!


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.emah-check.de

http://www.emah-check.de/#Presse

http://www.herzstiftung.de/presse/emah-broschuere

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment65869

Pressemappe_DHS_EMAH-Kampagne_2018

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution825

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 18.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LEBER/240: Spezielle Leberfette - Warnzeichen für Fettlebererkrankung und Insulinresistenz (idw)


Deutsches Diabetes-Zentrum - 19.06.2018

Spezielle Leberfette: Warnzeichen für Fettlebererkrankung und Insulinresistenz



Übergewicht und Typ-2-Diabetes stehen im Zusammenhang mit der
nicht-alkoholischen Fettlebererkrankung (NASH). Weltweit weisen etwa 50 bis 75
Prozent der Betroffenen mit einem Typ-2-Diabetes eine Fettleber auf. - Bei
10 bis 20 Prozent dieser liegt sogar eine Leberentzündung
(Steatohepatitis), eine Leberzirrhose oder, in selteneren Fällen als
Folge, ein Leberkarzinom vor. Wissenschaftler am Deutschen
Diabetes-Zentrum (DDZ) in Düsseldorf und am Touchstone Diabetes Center in Texas
(USA) haben herausgefunden, dass bestimmte biologisch aktive Substanzen,
die in Leberproben gemessen wurden, das Risiko für eine Insulinresistenz
und Leberentzündung anzeigen.

Ziel der Studie war es herauszufinden, inwiefern spezifische
Fettabbauprodukte in der Leber (Sphingolipide) bei der Entstehung von
Insulinresistenz, oxidativem Stress und Entzündungsprozessen mitwirken und
eine bevorstehende Diabetes-Erkrankung anzeigen können. Dazu wurden
gesunde, schlanke Personen und Personen mit krankhaftem Übergewicht, bei
denen eine bariatrische Operation durchgeführt wurde, untersucht. "In
unserer Studie zeigen wir, dass bei Menschen mit einer Insulinresistenz
und einer Fettleber-Hepatitis mehrere Sphingolipide erhöht sind",
erläutert Prof. Dr. Michael Roden, Leiter der Studie. Einige dieser Lipide
können ein Biomarker für Insulinsensitivität, oxidativen Stress und
Entzündungsprozesse in der Leber sein. Dies deute darauf hin, dass diese
Produkte des Fettstoffwechsels zum Fortschreiten einer einfachen Fettleber
zu einer NASH beitragen, betont Roden. Die Wissenschaftler des Deutschen
Diabetes-Zentrums, Partner im Deutschen Zentrum für Diabetesforschung
(DZD), unter der Leitung von Prof. Dr. Michael Roden, veröffentlichten die
Ergebnisse in Kooperation mit dem Touchstone Diabetes Center in Texas
(USA) in der Ausgabe von "Diabetes Care".

In der Studie wurden die 21 übergewichtigen Patienten in drei Gruppen
unterteilt - je nach Status der Fettleberkrankheit. Die erste Gruppe hatte
keine Fettleber, die zweite Gruppe litt unter einer Fettleber im
Anfangsstadium ohne Entzündungszeichen und die dritte Gruppe wies eine
fortgeschrittene Entzündung mit vermehrter Bindegewebebildung in der Leber
auf. Die verschiedenen Formen der Fettlebererkrankung wurden auf Basis
einer Leberbiopsie ermittelt. In den Leberproben sowie auch in anderen
Geweben wie Muskeln und verschiedenen Fettgeweben wurden Ceramide
bestimmt. Die Ceramide gehören zu den Sphingolipiden, einer Gruppe von
biologisch aktiven Substanzen, die wichtige Bestandteile des Zellmembrans
sind.

Die vorliegenden Ergebnisse zeigen, dass die Patientengruppe mit einer
nicht-alkoholischen Fettlebererkrankung im Vergleich zu den anderen
Gruppen eine höhere Konzentration der gesamten Ceramide in der Leber
auswies. Darüber hinaus waren spezifische Ceramide nur in dieser
Patientengruppe charakteristisch erhöht, die mit einer ausgeprägten
Entzündung und oxidativem Stress, erniedrigter Funktion der Mitochondrien
(Kraftwerke der Zelle) in der Leber und ausgeprägter Insulinresistenz im
Zusammenhang stehen. Je höher der Wert bestimmter Ceramide war, desto
schlechter wurde die Insulinsensitivität.

Weitere Analysen verschiedener Untergruppen der Sphingolipide könnten
Vorgänge in den Zellen bei der Entstehung der NASH und auch des
Typ-2-Diabetes erklären.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://ddz.uni-duesseldorf.de/de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1280

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Diabetes-Zentrum - 19.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ENTWICKLUNG/1377: Google Maps für das Kleinhirn (idw)


Georg-August-Universität Göttingen - 18.06.2018

Google Maps für das Kleinhirn

Göttinger Wissenschaftler stellen mit spezieller Röntgenbildgebung
Nervenzellen dar



(pug) Das menschliche Kleinhirn beherbergt auf 10 Prozent des
Gehirnvolumens etwa 80 Prozent aller Nervenzellen - auf einen
Kubikmillimeter können also über eine Million Nervenzellen entfallen.
Diese verarbeiten Signale, welche vor allem erlernte und unbewusste
Bewegungsabläufe steuern. Ihre genauen Positionen und
Nachbarschaftsbeziehungen sind bislang weitgehend unbekannt. Forscherinnen
und Forscher der Universität und Universitätsmedizin Göttingen haben nun
mit einer besondere Variante der Röntgenbildgebung etwa 1,8 Millionen
Nervenzellen in der Kleinhirnrinde dargestellt. Gefördert wurde diese
Arbeit durch das Exzellenzcluster für Mikroskopie im Nanometerbereich und
Molekularphysiologie des Gehirns und den Sonderforschungsbereich SFB 755
Nanoscale Photonic Imaging. Die Ergebnisse sind in der Fachzeitschrift
Proceedings of the National Academy of Sciences erschienen.

"Durch Tomografie im sogenannten Phasenkontrastmodus und der
anschließenden automatisierten Bildbearbeitung können die Zellen in ihrer
genauen Lage lokalisiert und dargestellt werden", erklärt Erstautorin
Mareike Töpperwien vom Institut für Röntgenphysik der Universität
Göttingen. Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler entnahmen mit
einer Biopsie-Nadel zylindrische Gewebeproben aus Gewebeblöcken, um sie in
einem speziellen Phasenkontrast-Tomografen zu vermessen, den die
Arbeitsgruppe von Prof. Dr. Tim Salditt entwickelt hat. Konventionelle
Instrumente haben den Nachteil, dass kleine Strukturen sowie Gewebe
geringer Dichte - wie bei Nervenzellen - wenig bis keinen Kontrast geben
und daher nicht abgebildet werden können.

Die innovative Methode der Göttinger setzt hingegen nicht auf die
Absorption der Röntgenstrahlung, sondern auf die veränderte
Ausbreitungsgeschwindigkeit der Röntgenstrahlung. Die dadurch entstehenden
Laufzeitunterschiede werden durch Strahlausbreitung auf einer
Freiflugstrecke zwischen Objekt und Detektor indirekt sichtbar. Um scharfe
Abbildungen zu erhalten, bearbeiten die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler die Aufnahmen noch durch Algorithmen. Sie können dann die
dreidimensionale Elektronendichte des Gewebes aus der gesamten
tomografischen Bildreihe rekonstruieren.

"Mit dieser Methode wollen wir in Zukunft auch pathologische
Veränderungen, wie sie zum Beispiel bei neurodegenerativen Erkrankungen
auftreten, dreidimensional darstellen, zum Beispiel Veränderungen des
Nervengewebes bei Krankheiten wie der Multiplen Sklerose", erklärt Prof.
Dr. Christine Stadelmann-Nessler, Neuropathologin der Universitätsmedizin
Göttingen. Durch Kombination von Aufnahmen unterschiedlicher
Vergrößerungen erhielt das Göttinger Team eine Kartierung des Kleinhirns
über viele Größenordnungen. "In Zukunft möchten wir noch weiter in
interessante Hirnregionen reinzoomen können, fast so wie bei Google Maps",
sagt Salditt.


Originalveröffentlichung: 

Mareike Töpperwien, van der Meer F, Stadelmann C, Salditt T (2018) 

Three-dimensional virtual histology of human cerebellum by X-ray phase-contrast tomography. 

PROC NATL ACAD SCI, doi/10.1073/pnas.1801678115

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.uni-goettingen.de/de/569167.html

http://www.neuropathologie.med.uni-goettingen.de/index.htm

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution77

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Georg-August-Universität Göttingen - 18.06.2018
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VORTRAG/815: Deggendorf - Gute Pflege im Jahre 2025 ... Herausforderungen und Möglichkeiten, 25.06.2018


Technische Hochschule Deggendorf - 19.06.2018

Gute Pflege im Jahre 2025 - Herausforderungen und Möglichkeiten



Die Pflege ist eine unserer ganz großen gesellschaftlichen
Zukunftsaufgaben. Mit der aktuellen Situation der Pflege in Deutschland
sowie den wichtigsten Herausforderungen beschäftigt sich am 25. Juni um 19
Uhr ein Vortrag von Univ.-Prof. Dr. Hermann Brandenburg, der an der
Philosophisch-Theologischen Hochschule Vallendar (PTHV) den Lehrstuhl für
Gerontologische Pflege innehat. Die Veranstaltung findet im Rahmen der
Reihe "Mensch und Gesundheit" im Gebäude I, Raum 108, der Technischen
Hochschule Deggendorf statt und richtet sich an alle Interessierten.

Die allgemeine These lautet, dass es vor allem die politischen
Akzentsetzungen der letzten 20 Jahre waren, die für die aktuelle
Problematik in der Pflege verantwortlich gemacht werden müssen. Dabei
standen in erster Linie eine stärkere Liberalisierung und Ökonomisierung
des Gesundheitswesens im Vordergrund. Auf Basis der bekannten
demografischen Situation wird Prof. Brandenburg in seinem Vortrag auf jene
fünf Herausforderungen eingehen, die derzeit im Fokus der öffentlichen
Diskussion stehen. "Wozu wir angesichts der prognostizierten Zunahme an
pflegebedürftigen Menschen einen lösungsorientierten Konsens brauchen,
sind die Personalfrage, die Finanzierungsproblematik, die
Qualitätsdiskussion, die Rolle der Digitalisierung sowie neue
(Wohn)-Formen des Zusammenlebens," so Brandenburg. Der Professor wird
außerdem auf die politische Verantwortung eingehen, die zunehmende
Übernahme von Pflegeheimen - und sukzessive der gesamten Branche - durch
Finanzinvestoren zu stoppen. Ein marktwirtschaftlich kompatibles Modell
der Gemeinwohlökonomie müsse als pflegepolitische Alternative auf die
Agenda unserer Gesellschaft gesetzt werden, betont Prof. Brandenburg.

Prof. Brandenburg ist seit 2006 Inhaber des Lehrstuhls für Gerontologische
Pflege, war neun Jahre Prodekan und bis März 2018 Dekan der
Pflegewissenschaftlichen Fakultät an der PTHV.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1904

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Technische Hochschule Deggendorf - 19.06.2018

WWW: http://idw-online.de
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LABEL/4912: Neues Paul McCartney-Album "EGYPT STATION" erscheint am 27.09.2018 (Universal Music)


Universal Music Sondernewsletter vom 20. Juni 2018

Paul McCartney kündigt neues Album "EGYPT STATION" an ++ Neue
Single "I DON'T KNOW" / "COME ON TO ME" ab sofort erhältlich ++
Carpool Karaoke mit James Corden



Die Legende ist zurück! Sir Paul McCartney veröffentlicht am 07.
September sein neues Album "EGYPT STATION", das ab Mitternacht als
Vinyl und CD Album vorbestellt werden kann! Den ersten Vorgeschmack
auf das neue Werk der Musik-Ikone gibt es ab sofort. Gleich zwei
Songs sind auf einer Single vereint: "I Don't Know" und "Come On To
Me". Beide Songs verdeutlichen einmal mehr, warum Paul McCartney zu
den wichtigsten und einflussreichsten Songwritern und Musikern aller
Zeiten gehört. Ob eine gefühlvolle und bewegende Pop-Ballade wie "I
Don't Know" oder Power-Pop-Rock wie "Come On To Me" - Paul McCartney
ist ein Meister der emotionalen Facetten und grandiosen Melodien.

Das neue Album "EGYPT STATION" erscheint am 07. September. Produziert
wurde das neue Werk in Los Angeles, London und Sussex von Greg
Kurstin (Adele, Beck, Foo Fighters) und Ryan Tedder, mit dem Paul
einen Song aufnahm. Über den Titel sagt Paul McCartney: "Ich mochte
die Wörter 'Egypt Station'. Sie erinnerten mich an die 'Album' Alben,
die wir gemacht haben.... Egypt Station beginnt an der ersten Station
mit dem ersten Song. Und dann ist jeder Song wie eine weitere
Station. Ich sehe es als einen Traumort, aus dem Musik
herausstrahlt."

Die Wartezeit auf das neue Album verkürzen nicht nur die beiden neuen
Songs auf der Single, sondern auch ein ganz besonderes Highlight:
James Corden hat den Beatle in sein Auto eingeladen und eine
fulminante Episode von "Carpool Karaoke" in London gedreht, wo die
"Late Late Show" gerade für eine Woche gastiert. Das Ergebnis feiert
diese Woche Premiere - einen ersten Teaser gibt es hier. [1]

Über das neue Album - das erste seit 5 Jahren - spricht Paul
McCartney im Interview mit DIY. Die Inspiration kam u.a. auch durch
das 50. Jubiläum von 'St. Pepper's Lonely Hearts Club Band' und den
Re-Release des legendären Albums. "Ich ging ins Studio (...) und
wir alberten viel herum - und es inspiriert dich, dass du eigentlich
alles machen kannst." Diese Spielfreude wird nun mit "EGYPT
STATION" weitergeführt. Den ersten Vorgeschmack gibt es ab sofort.
Weitere Highlights werden folgen.


http://www.universal-music.de/paul-mccartney/home

[1] http://link.umusicconnect.net/r/?id=h28493f95,54d41a14,54d41cf5

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music GmbH

Stralauer Allee 1, 10245 Berlin

Telefon: 030/52007-01

E-Mail: presse@universal-music.de

Internet: universal-music.de
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LABEL/4911: Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter - 21.06.18


Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter -
25. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren wir Euch einige Album-Ankündigungen, die
es in sich haben: Clueso hat einen neue Single "Du & Ich" vorgestellt
und sein neues Album "Handgepäck I" angekündigt. PUR präsentieren
ihre neue Single "Zu Ende träumen" als Vorboten auf das neue Album
"Zwischen den Welten" und auch Kerstin Ott hat Album-News sowie eine
neue Single am Start.

Außerdem in den News: Felix Jaehn veröffentlicht sein Debüt als "I
Remixed", Martin Jensen liefert die neue Club-Hymne "Pull Up" ab und
Lary präsentiert ihr Video zu "Mond".

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer Newsletter-Team


Inhalt

Neuigkeiten

Veröffentlichungsplan

TV-Termine

 * 

Neuigkeiten

Clueso kündigt neues Album "Handgepäck I" für den 24. August an
++ Neue Single "Du und Ich" + Video

Am 24. August erscheint das neue und achte Clueso Album "Handgepäck
I". Es enthält Songs wie die erste Single "Du und Ich", die der
Songschreiber auf seinen zahlreichen Reisen schrieb und aufnahm. Es
ist die ergreifendste, intensivste Musik, die Clueso bislang
veröffentlicht hat.

Schon immer hat Clueso während seiner Reisen und Tourneen Lieder
geschrieben und Ideen festgehalten. So entstanden zahlreiche Songs,
die ihm genauso gefielen wie sie waren, die aber nie so ganz auf eins
seiner bisherigen Studioalben passten. Und so entschied sich Clueso
diese Songs ganz bewusst aufzuheben. Das achte Clueso Album
"Handgepäck I" versammelt nun 18 dieser Songs, vorab erscheint die
erste Single "Du und Ich". Entstanden sind die Lieder über viele
Jahre verteilt in Hotelzimmern und Autos, hinter der Bühne, auf
Inseln und Bergen.

Das Erstaunliche ist nun, dass man "Handgepäck I" die großen
zeitlichen Abstände nicht anhört, die zwischen einigen dieser Lieder
liegen. Sie alle fügen sich zu einem homogenen, überaus konzisen
Gesamtwerk zusammen. "Handgepäck I" ist ein echtes Clueso-Album
geworden und alles andere als eine B-Seiten-Kompilation.

Die Songs auf diesem Album hat Clueso nie wieder angefasst, nachdem
er sie aufgenommen hatte. Im Wesentlichen sind sie nun genau so auf
"Handgepäck I" versammelt, wie sie damals entstanden sind. Clueso hat
dieses Album selbst aufgenommen, die meisten Instrumente eingespielt,
alles arrangiert, produziert, und sogar selbst abgemischt. Dieses
Album erzählt unter anderem von einer Reise mit der ersten Liebe nach
Paris, der Einsamkeit nach umjubelten Konzerten und in der ersten
Single "Du und Ich" von dem Moment, an dem man nach all den Reisen
wieder nach Hause kommt.

All diese Ambivalenzen, die kleinen und die großen Gefühle, stecken
in dieser Musik. Es sind überwiegend spärlich instrumentierte
Miniaturen, die umso wirkmächtiger sind, weil sie ganz auf das
vertrauen, was Clueso vor allem ausmacht: der Sänger versteht es wie
nur wenige, tief empfundene Wahrhaftigkeit zu transportieren, ohne
jemals die Grenze zum Kitsch zu überschreiten.

Mit "Handgepäck I" legt Clueso sein Herz auf den Tisch. Es ist die
ergreifendste, intensivste Musik, die dieser Mann bislang
veröffentlicht hat. Clueso ist angekommen, indem er auf Reisen
gegangen ist.

LIVE

06.07.2018 - Stuttgart (Mercedes Benz Konzertsommer)

07.07.2018 - München (Sommernachtstraum)

20.07.2018 - Cuxhaven (Deichbrand Festival)

17. - 19.08.2018 - Großpösna (Highfield Festival)

18.08.2018 - Mainz (Zitadelle)

19.08.2018 - Ulm (Klosterhof Wiblingen)

01.09.2018 - Berlin (Deutschpoeten)

02.09.2018 - Dresden (Junge Garde)

03.09.2018 - Aachen (Kurpark Classix)

09.09.2018 - Dortmund (Westfalenpark)

KÜNSTLERINFO

www.clueso.de

https://www.facebook.com/clueso.musik

https://www.instagram.com/clueso


PUR veröffentlichen neue Single "Zu Ende träumen" und
kündigen neues Album "Zwischen den Welten" an

Bereits die Ankündigung einer Arenen-Tour im Herbst / Winter 2018
ließ die PUR-Fans hoffen, dass auch ein neues Album auf den Markt
kommt. Jetzt ist es offiziell: PUR werden am 14. September einen
brandneuen Longplayer veröffentlichen! Der Titel lautet "Zwischen den
Welten" und auch ein Vorbote ist in greifbare Nähe gerückt! Am
Freitag (22.06.) erscheint die neue Single "Zu Ende träumen"!
Zeitgleich starten auch die Vorbestellungen vom neuen Album.

Drei Jahre nach ihrem mit Platin gekrönten Album "Achtung"
präsentieren PUR ihre brandneue Single "Zu Ende träumen": Die
Power-Hymne unterstreicht einmal mehr, dass es PUR auch nach
dreieinhalb Jahrzehnten ihrer unglaublichen Karriere mit Leichtigkeit
gelingt, emotionale Texte mit grandiosen Melodien zu vereinen! "Zu
Ende träumen" erzählt von diesem Gefühl, wenn Wünsche, Ziele und
Träume uns so viel Kraft und Energie geben, dass man alles erreichen
will und kann. Das Video ist auch der deutschen
Fußball-Nationalmannschaft gewidmet und wird ab Freitag überall zu
sehen.

Das neue Album "Zwischen den Welten" erzählt von einem
Perspektivenwechsel, dem Wechsel zwischen den Welten, durch Reisen,
Bücher, Gespräche, Erlebnisse. "Es geht uns auch um den Blick auf die
Welt, darum, Toleranz und Verständnis zu entwickeln für vieles auf
der Welt, das uns zunächst fremd erscheint", erklärt Frontmann
Hartmut Engler den Ansatz für das neue Werk. "Zwischen den Welten"
erscheint am 14. September und kann ab Freitag vorbestellt werden.

PUR live - Arena Tour 2018

30.11.2018 Mannheim - SAP arena

01.12.2018 Nürnberg - Arena Nürnberger Versicherung

02.12.2018 Stuttgart - Hanns-Martin-Schleyerhalle

04.12.2018 Leipzig - Arena Leipzig

05.12.2018 München - Olympiahalle

07.12.2018 Dortmund - Westfalenhalle

08.12.2018 Dortmund - Westfalenhalle

09.12.2018 Hannover - TUI Arena

11.12.2018 Bremen - ÖVB-Arena

12.12.2018 Köln - LANXESS arena

14.12.2018 Hamburg - Barclaycard Arena

15.12.2018 Berlin - Mercedes-Benz Arena

Alle Informationen rund um PUR unter

www.pur.de

www.facebook.com/PURBAND

www.instagram.com/pur_band

Weitere Infos gibt es unter www.pur.de


Felix Jaehn veröffentlicht "I Remixed" und neue Single
"Keep Your Head Up" mit Damien N-Drix

Gerade erst ist Felix Jaehn mit seinem Debüt »I« in den Top 5 der
deutschen Charts eingestiegen und hat auf der dazugehörigen Tour in
restlos ausverkauften Locations gespielt, jetzt veröffentlicht er am
22. Juni 2018 das Remixalbum »I Remixed«.

Das Follow-Up zu »I« kombiniert Remixe von Tracks der A-Seite mit
Remixen von Klassikern auf der B-Seite, darunter »Ain't Nobody (Loves
Me Better)« oder »Bonfire«. Entstanden sind die neuen Versionen u.a.
mit Adam Trigger, Chris Meid und Mark Villa. Neben den 14 Remixen
findet sich auf »I Remixed« auch die Club-Collabo »Keep Your Head Up«
mit Damien N-Drix. Der Franzose ist ein absoluter Shootingstar in der
internationalen DJ-Szene.

Kennengelernt haben Felix und Damien sich, nachdem der Franzose einen
Remix für Felix' Airplay-Nummer-1-Single »Like A Riddle (feat. Hearts
& Colors, Adam Trigger)« produziert hat. Nach dem Felix als großer
Fan von Damien immer wieder dessen Tracks in seiner Radioshow
»collaection radio« gespielt hat, war es früher oder später an der
Zeit für eine Zusammenarbeit.

»Keep Your Head Up« erscheint gemeinsam mit »I Remixed« am Freitag.
Felix Jaehn wird diesen Sommer auf einigen ausgewählten Festivals zu
sehen sein und drei exklusive Shows auf Ibiza spielen:

28.06. Ushuaia, Ibiza w/ Hardwell

07.07. We Are Electric, Boxtel (Niederlande)

14.07. SMAG Sundance Open Air, Essen

20.07. Parookaville, Weeze

27.07. Sunrise Festival, Kolobrzeg (Polen)

05.08. Open Air DJ Festival, Westerland (Sylt)

10.08. Sonne Mond Sterne, Saalburg-Ebersdorf

17.08. Frequency Festival, St. Pölten (Österreich)

20.08. Cavo Paradiso, Mykonos (Griechenland)

24.08. New Horizons, Nürburgring

26.08. Ushuaia, Ibiza w/ Kygo

08.09. Stars am Strand, Timmendorf

www.felixjaehn.com

www.universal-music.de/felix-jaehn


Kerstin Ott veröffentlicht neue Single "Nur eimmal noch"
und kündigt neues Album für August an

Knapp zwei Jahre ist es erst her, seitdem sich Kerstin Ott mit dem
vom renommierten DJ-Duo Stereoact produzierten Megahit "Die immer
lacht" über Nacht als eine der erfolgreichsten und beliebtesten
deutschsprachigen Künstlerinnen etablierte. "Die immer lacht" wurde
im März 2017 vom Marktforschungsunternehmen GfK Entertainment
offiziell zum erfolgreichsten Werk des Jahres 2016 erklärt und mit
dem Deutschen Musikautorenpreis sowie einem Diamant-Award und
Doppel-Platin ausgezeichnet. Bisher generierte der Ohrwurm fast 132
Millionen YouTube-Views. Nach einem wahren Edelmetallregen, zwei
Auszeichnungen mit dem Deutschen Musikautorenpreis, insgesamt vier
ECHO-Nominierungen und ausverkauften Shows vor restlos begeistertem
Publikum legt die 36-jährige Sängerin und Songwriterin am 10. August
mit "Mut zur Katastrophe" ihren ungeduldig erwarteten
Longplay-Zweitling vor. Eine erste Kostprobe erscheint schon am 22.
Juni mit dem Vorab-Outtake "Nur einmal noch"!

Nachdem sie sich mit "Herzbewohner" bei all den Lieblingsmenschen
bedankte, die ihr während schwieriger Lebensphasen unermüdlich mit
Rat und Tat zur Seite standen, präsentiert sich Kerstin Ott heute von
einer ungewöhnlich kämpferischen Seite. "Es geht mir darum, neue Wege
auszuprobieren, sich zu verwirklichen und dabei auch mal Risiken
einzugehen." Kerstin Otts Texte sind unverschnörkelt; aus dem Leben
gegriffene Erlebnisse, die sie ganz ungeschminkt und direkt in ihren
oft hintergründigen Songs verarbeitet. Mit "Nur einmal noch" folgt am
Freitag das nächste Highlight und auch das neue Album kann dann
direkt vorbestellt werden.

Mehr Infos zu Kerstin Ott unter:

http://www.universal-music.de/kerstin-ott/home


Martin Jensen veröffentlicht neue Club-Hymne "Pull up"

Pünktlich zum Auftakt der Club-Sommersaison, begeben sich DJs
weltweit erneut auf die Suche nach der diesjährigen, ultimativen
Dancefloor-Hymne, die auf sämtlichen Main-Stages wie eine Bombe
einschlagen und Lautsprecheranlagen schlichtweg zerstören soll.
Martin Jensen liefert mit seinem neuen Megahit 'Pull Up' einen heißen
Anwärter auf den Titel!

"Ich freue mich sehr darauf, 'Pull Up' zu veröffentlichen, weil es
genau die Art von Musik ist, die ich als DJ auch live auflege",
erzählt Jensen. "Mein Ziel war es, dieses Festival Feeling in den
Track zu übertragen und 'Pull Up' verkörpert genau das." Der Track
ist inspiriert von den Eindrücken aus unterschiedlichsten Kulturen
und Klangwelten, die er während seiner Reisen zu einigen der größten
Bühnen und Festivals dieser Welt sammeln durfte.

Martin Jensens außergewöhnliches Talent an den Turntables und Songs
wie das Cristiano Ronaldo sampelnde 'Si' sowie die Singles 'All I
Wanna Do', 'Wait' und der globale Megahit 'Solo Dance' unterstreichen
seinen Ausnahmestatus. Alleine 'Solo Dance' hat unfassbare 500 Mio.
Streams und mehr als 35 Mio. YouTube Views erzielt und wurde auf
diversen Kontinenten insgesamt 24 Mal mit Gold und Platin
ausgezeichnet.

https://www.universal-music.de/martin-jensen


Lary präsentiert das Video zur Single "Mond" ++ Neues Album
"hart fragil" erscheint am 20. Juli

Knapp einen Monat müssen die Fans noch auf das neue Werk von Lary
warten: Am 20. Juli erscheint mit "hart fragil" Larys persönliches,
eindringliches, aufregendes, wundervolles neues Werk - und die
Wartezeit verkürzt sie mit der neuen Single "Mond". Der Song ist
bereits seit Anfang Juni erhältlich, jetzt gibt es das nächste
Highlight, denn Lary veröffentlicht das Video zu "Mond"!

"hart fragil" erscheint am 20. Juli und handelt von Abgründen, die
direkt vor ihr liegen. Davon, wie gefährlich und reizvoll zugleich
sie sein können. Wie sie sich verliert in dem Leben, das sie lebt, in
dem Lifestyle, der sie umgibt. Und gleichzeitig abgestoßen ist von
alldem. Dabei zeigt die poetische Powerfrau, warum sie zu den
absoluten Geheimtipps gehört, die man sich für 2018 auf den Kalender
schreiben sollte. Was viele vorhatten, setzt sie einfach um. Lässt
sich nicht verbiegen und frönt den Gegensatz. Manchmal
Einzelgängerin, manchmal mitten drin. Singt mal stark, mal
zerbrechlich. Lary ist gekommen, um zu bleiben.

"hart fragil Tour"

06.11.18 Stuttgart, Kellerklub

07.11.18 München, Ampere

08.11.18 Köln, Club Volta

11.11.18 Hamburg, Nochtspeicher

12.11.18 Berlin, Lido

Festival:

Summer Jam (6. Juli - 8. Juli 2018)

http://www.larysays.com/

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

K.I.Z. / Hahnenkampf (White Edt.) / 22.06.2018

K.I.Z. / Sexismus gegen Rechts (Red Edt.) / 22.06.2018

K.I.Z. / Urlaub fürs Gehirn (Grey Edt.) / 22.06.2018

Felix Jaehn / I Remixed / 22.06.2018

Nilsen / Sommerferien (EP) / 06.07.2018

Lary / hart fragil / 20.07.2018

Kerstin Ott / Mut zur Katastrophe / 10.08.2018

Bozza / Thriller / 10.08.2018

Clueso / Handgepäck I / 24.08.2018

Samy Deluxe - SaMTV Unplugged / 31.08.2018

Laing / Fotogena / 07.09.2018

The Night Game / The Night Game / 07.09.2018

Xatar / Alles Oder Nix II / 14.09.2018

PUR / Zwischen den Welten / 14.09.2018

Singles

Clueso / Du und Ich / 15.06.2018 

Saltatio Mortis / Heimdall / 21.06.2018

PUR / Zu Ende träumen / 22.06.2018

Chefket / Sowieso / 22.06.2018

Dendemann / tba / 22.06.2018

Samy Deluxe feat. Max Herre / Zurück zu Wir (SaMTV Unplugged) / 22.06.2018

Kerstin Ott / Nur einmal noch / 22.06.2018

Fancy Cars / Brave / 22.06.2018

Leoniden / Kids / 22.06.2018

Martin Jensen / Pull Up / 22.06.2019

Xatar / Balla (feat. Azet) / 22.06.2018

Sun Diego / Hookah Kartell / 22.06.2018

Twin feat. Manuellsen und Micel O / Soldat / 22.06.2018

Nico Santos / Rooftop (The Remixes) / 22.06.2018

257ers / Ti Amo / 22.06.2018

B-Case, Iyaz, Jowell & Randy / One Puff / 29.06.2018

Shadow030 ft. Haze / Rhythym of the Night / 29.06.2018

D.Howell & Rico Bernasconi / Time 2 Party (feat. Sean Paul) / 06.07.2018

 * 

TV-Termine

Alina

24.06.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten

Aloe Blacc

16.11.2018 / 23:00 Uhr / ZDF / Aspekte

Beatrice Egli 

28.07.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Starnacht am Wörthersee 

10.08.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Meine Schlagerwelt - Die Party mit Ross Antony 

11.08.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Die Schlager des Sommers

Lary

20.07.2018 / 05:30 Uhr / ZDF / Morgenmagazin

Michelle

24.06.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten

26.06.2018 / 18:45 Uhr / NDR / DAS!

29.06.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Schlager des Monats

29.06.2018 / 22:00 Uhr / MDR / Riverboat

11.08.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Schlager des Sommers

Sasha

24.06.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten

28.07.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Starnacht am Wörthersee

Vincent Malin

21.06.2018 / 05:30 Uhr / ZDF / Morgenmagazin

Wolfgang Niedecken BAP

21.06.2018 / 17:20 Uhr / Arte / Bob Dylans Amerika, Teil 4 - New Orleans

22.06.2018 / 17:20 Uhr / Arte / Bob Dylans Amerika, Teil 5 - Kalifornien

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music GmbH

Stralauer Allee 1, 10245 Berlin

Telefon: 030/52007-01

E-Mail: presse@universal-music.de

Internet: universal-music.de
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LABEL/4910: Universal Music International Presse-Newsletter - 21.06.18


Universal Music International Presse-Newsletter - 25. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren wir Euch neue Veröffentlichungen von
KYGO x Imagine Dragons, Nicki Minaj & Ariana Grande und Cher, die auf
dem Soundtrack zu "Mamma Mia! Here We Go Again" den Hit "Fernando"
neuinterpretiert.

Außerdem in den News: Alessia Cara veröffentlicht das Video zu
"Growing Pains", Ariana Grande stellt ihre neue Single vor, Andrea
Bocelli kündigt sein neues Album an, die Rolling Stones sind in
Berlin und The Record Company veröffentlichen ihr neues Album.

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer UMI Newsletter-Team


Inhalt

Neuigkeiten

Veröffentlichungsplan

 * 

Neuigkeiten

Imagine Dragons veröffentlichen gemeinsame Single + Video "Born
To Be Yours" mit KYGO

Einige Zeit ist vergangen seit Imagine Dragons ihren Song "Next To
Me" mitsamt bildgewaltigem Kurzfilm abgeliefert haben. Regie führte
Mark Pellington, das Musikvideo Überlänge lieferte eine
tiefschürfende Geschichte. Jetzt gibt es ein weiteres Highlight:
Imagine Dragons und Kygo haben gemeinsame Sache gemacht! Die Single
heißt "Born To Be Yours" und ist bereits erhältlich. Kygo sagte dazu:
"Born To Be Yours" fühlt sich für mich wie die perfekte Kombination
meines Sounds mit den ikonischen Elementen und dem Gesang der Band
an. Imagine Dragons sind eine meiner Lieblingsbands und es ist mir
eine Ehre, endlich alle hören zu lassen, woran wir gearbeitet haben."

Imagine Dragons präsentieren mit "Born To Be Yours" ihren ersten Song
nach ihrem Erfolgsalbum "Evolve" mitsamt träumerischen Lyric-Video.
Alles erscheint ganz im Stile vorangegangener Artworks.
Zusammengearbeitet hat die Band mit dem norwegischen Ausnahme-DJ und
Produzent Kygo, der neben einem satten Sommerbeat eine seiner
Signature-Melodien verarbeitet hat, die einem nicht mehr aus dem Ohr
geht.

http://www.universal-music.de/imagine-dragons/home


Ariana Grande veröffentlicht neue Single + Video "The Light
Is Coming" feat. Nicki Minaj ++ Neues Album "Sweetener" kommt am 17.
August

Nach der Teaser-Single "No Tears Left To Cry" hat Superstar Ariana
Grande jetzt ihre neue Single auf den Markt gebracht: "The Light Is
Coming" entstand gemeinsam mit Nicki Minaj und Pharrell Williams. Das
Video hierzu feierte gestern Abend seine exklusive Videopremiere bei
Reebok, ab heute Abend ist auch bei Youtube anzuschauen.

"The Light Is Coming" ist der nächste Vorbote auf Ariana Grandes
neues Album "Sweetener", das am 17. August veröffentlicht wird. Das
Album kann ab sofort vorbestellt werden.

Dem neuen Album "Sweetener" ist auch ein eigener Instagram-Account
gewidmet, wo man zur Zeit u.a. ein Puzzle vom Cover sehen kann.
Ariana Grande ist zurück und wird 2018 für einige Highlights sorgen!

http://www.universal-music.de/ariana-grande/home


The Rolling Stones in Berlin: Exklusiver POP-UP STORE bei
Dussmann, das KulturKaufhaus ++ Limitiertes VINYL Boxset und
Merchandise ++ Open-Air Konzert am 22. Juni

Berlin ist im Rolling Stones-Fieber! Bevor die Rock-Ikonen am 22.
Juni ihr Open-Air-Konzert im Olympiastadion spielen, gibt es zwei
Highlights, die man sich nicht entgehen lassen sollte: Das am
vergangenen Freitag veröffentlichte VINYL BOX SET "The Studio Albums
Vinyl Collection 1971-2016" sowie den Pop-Up Store bei Dussmann das
KulturKaufhaus. Dort öffneten am Montag die Tore des exklusiven The
Rolling Stones Pop-Up-Stores! Für wenige Tage gibt es dort alles, was
das Stones-Fanherz begehrt:

Neben dem Vinyl-Boxset und den zahlreichen anderen Veröffentlichungen
aus dem unglaublichen Katalog der Rock-Legenden wird es eine große
Auswahl an Rolling Stones "No Filter"-Merchandise und Accessoires von
Bravado geben, teilweise exklusiv bei Dussmann!

Am 22. Juni werden The Rolling Stones als Krönung einer erfolgreichen
Woche das Berliner Olympiastadion zum Beben bringen, bevor sie am 30.
Juni in Stuttgart ein zweites Konzert spielen werden.

The Rolling Stones Pop-Up-Store Berlin

ab 18.06. - 30.06.18

Dussmann das KulturKaufhaus

Friedrichstraße 90

10117 Berlin

Tel: +49 (0)30 2025 1111

Montag-Freitag 9-24 Uhr

Samstag 9-23:30 Uhr

The Rolling Stones 2018 live

22.06.2018 Berlin, Olympiastadion

30.06.2018 Stuttgart, Mercedes-Benz-Arena

http://www.rollingstones.com

http://www.facebook.com/therollingstones

http://www.twitter.com/rollingstones

http://www.instagram.com/therollingstones

http://www.youtube.com/therollingstones

http://www.universal-music.de/rolling-stones/home


Nicki Minaj veröffentlicht neue Single "Bed" feat. Ariana
Grande ++ Neues Album "QUEEN" erscheint am 10. August +
Tourdaten

Bevor am 10. August ihr neues, von Fans bereits sehnsüchtig
erwartetes neues Album "QUEEN" auf den Markt kommt, veröffentlicht
HipHop-Ikone Nicki Minaj jetzt einen weiteren Vorgeschmack: "Bed"
heißt die neue Single und entstand gemeinsam mit einem anderen
Superstar: Ariana Grande! Die Single ist bereits erhältlich.

Die beiden Ladys haben bereits bei den Tracks "Bang Bang" und "Side
To Side" zusammengearbeitet. Die Freundschaft geht sogar so weit,
dass die beiden auf dem Cover von "Bed" zusammen baden gehen.
Revanchiert hat sich Nicki Minaj auf Ariana Grandes eigener neuer
Single "The Light Is Coming" (alle Infos hier im Newsletter)

Ein weiteres Highlight ist ebenfalls offiziell: Die Live-Tournee von
Nicki Minaj und Future, die sie 2019 auch nach Deutschland führen
wird. Die Tickets sind bereits erhältlich.

NICKI MINAJ live:

21.02.2019 Olympiahalle München

28.02.2019 Mercedes-Benz Arena

22.03.2019 Festhalle Frankfurt

23.03.2019 LANXESS arena, Köln


Alessia Cara - Neues Video "Growing Pains" feierte jetzt
Premiere ++ Auftritt bei Jimmy Kimmel

In der letzten Woche haben wir Euch schon von der neuen Single
"Growing Pains" der wundervollen Alessia Cara berichtet. Die Single
ist der offizielle Vorbote auf ihr kommendes neues Album. Nachdem
"Growing Pains" der Welt vorgestellt wurde, gibt es ab sofort das
nächste Highlight:

Das Video zu "Growing Pains" feierte heute Premiere.

Gestern Abend war Alessia Cara zu Gast bei Jimmy Fallon und performte
"Growing Pains" als US-TV-Premiere. Im Interview erzählte die
Sängerin u.a. von ihrer gemeinsamen Tour mit Coldplay, denen sie am
letzen Tourtag mit einem gigantischen Teddy-Bären einen Streich
spielte: Sie kletterte in den Riesen-Bären, wartete gefühlte 3
Stunden im Bären und erschreckte die Band erfolgreich.

Ein unglaubliches Jahr liegt hinter Alessia Cara. Die 21-jährige
Sängerin, Songwriterin und Musikerin hat mit ihrem Debütalbum
"Know-It-All" und den Singles "Here" und "Scars To Your Beautiful"
weltweit den Durchbruch geschafft, wurde mit Edelmetall und Platz 1
der Radiocharts belohnt und hat rund um den Globus mit ihren
Live-Shows begeistert. Gemeinsam mit Logic veröffentlichte sie die
Single "1-800-273-8255" und performte den Song auch live bei den
Grammy Awards, wo sie selbst mit einem Award ausgezeichnet wurde.

http://www.universal-music.de/alessia-cara/home


Andrea Bocelli veröffentlicht am 26. Oktober sein neues
Album ++ Neue Single "If Only" erscheint in drei Sprachen

Es ist das erste Album seit 14 Jahren! Andrea Bocelli meldet sich am
26. Oktober mit einem neuen Longplayer "Si" zurück!
Andreas Bocelli hat in Zusammenarbeit mit dem renommierten
Produzenten Bob Ezrin sein neues Album "Sì" eingesungen, das vor
musikalischen Überraschungen strotzt und wunderbar seine gesangliche
Vielseitigkeit unter Beweis stellt. Thematisch rückt der italienische
Tenor in den englischen und italienischen Popsongs die Liebe zu
seiner Familie und seiner Heimat in den Mittelpunkt und präsentiert
dabei alle Facetten seiner wandlungsfähigen Stimme.

Zahlreiche illustre Gäste bereichern das Album darüber hinaus um
viele weitere Klangfarben, so dass man sich auf viele berührende
Duette freuen darf. Andrea Bocellis Stimme verströmt dabei immer ihre
ganz besondere Wärme und lässt jeden Song zu einem lebendigen
Gesamtkunstwerk werden.

So ist ein Album entstanden, das sowohl emotional als auch
musikalisch berührt und den klassischen Star-Tenor einmal mehr als
herausragenden Crossover-Künstler ausweist. Mit der Single "If Only"
kann man bereits ab dem 15. Juni einen Eindruck bekommen und in der
Vorfreude auf elf weitere Titel schwelgen.

http://www.klassikakzente.de/andrea-bocelli/home

http://www.andreabocelli.com/


Soundtrack von "Mamma Mia! Here We Go Again" - Neue Single
"Fernando" von Pop-Ikone CHER ab sofort erhältlich

Es ist der Film dieses Sommers: "Mamma Mia! Here We Go Again", der
zweite Teil des Filmhits kommt in die Kinos und auch diesmal ist der
Soundtrack eine Klasse für sich! Ab sofort erhältlich ist die Single
"Fernando", gesungen von Pop-Ikone CHER - und damit eine der wohl
faszinierendsten ABBA-Neuinterpretationen überhaupt! Die Pop-Queen
singt ABBA! Und ist auch selbst im Film dabei.

Vor genau zehn Jahren feierte Mamma Mia! einen riesen Erfolg. Nun
geht der Film mit "Mamma Mia! Here We Go Again" in die zweite Runde.
Auf der idyllischen griechischen Insel Kalokairi erleben Donna,
Sophia, Sky und Co. weitere aufregende Abendteuer. Und auch dieses
Mal dürfen die Hits von ABBA natürlich nicht fehlen. Ab sofort kannst
du den Soundtrack zum Film "Mamma Mia! Here We Go Again"
vorbestellen. Alle Songs gibt es dann bei Veröffentlichung am 13.
Juli 2018 zu hören.

Der Kinohit "Mamma Mia!" bescherte ABBA im Jahr 2008 eine weitere
Serie von Charterfolgen: Ihr Rekord-Compilation-Album "ABBA Gold",
das ursprünglich schon 1992 die Spitzenposition der Charts in
Deutschland, Österreich, der Schweiz und Großbritannien belegt hatte,
kehrte nach dem sensationellen Filmstart in mehreren Ländern an die
Spitze zurück. In Großbritannien gehört es seither zu den
meistverkauften Alben überhaupt.


Rock-Trio THE RECORD COMPANY aus Los Angeles veröffentlicht
am 22. Juni "ALL OF THIS LIFE"

The Record Company veröffentlichen am 22. Juni 2018 über Concord
Records mit All Of This Life den heißersehnten Nachfolger ihres 2016
erschienenen und für einen GRAMMY nominierten Debütalbums. Man muss
dieses aufregende neue Werk nur einmal anhören und sieht sofort, wie
sehr das Trio seit seinem kometenhaften Aufstieg gewachsen ist. Die
harte Slide Guitar, der leicht verzerrte Bass und das treibende
Schlagzeug stehen weiterhin im Zentrum ihrer Musik, aber die Songs
sind mutiger und ehrgeiziger, nachdenklicher und ernster, randvoll
mit Abenteuerlust und Lebensfreude und gleichzeitig weiterhin tief
verwurzelt im amerikanischen Rock'n'Roll, der der Band schon in der
Vergangenheit viel Inspiration und zugleich Bodenhaftung verliehen
hat.

"Nach diesem ersten Album explodierte alles", erinnert sich Sänger
und Gitarrist Chris Vos. "Unser Leben wurde verrückter und größer und
komplizierter - auf positive Art und Weise! - und parallel dazu
entwickelte sich unser Sound und unser Songwriting. Wir sind die
gleichen Menschen wie vorher, aber The Record Company sind nicht mehr
bloß drei Typen in einem Wohnzimmer."

Neben den nachdenklicheren Texten geht die Band auf dem neuen Album
auch musikalisch über das Vertraute hinaus. "Goodbye To The Hard
Life" ist eine vorsichtig brodelnde Ballade in 6/8, die an die ruhige
Kraft von Led Zeppelin erinnert. Der akustische Twang des Songs "I'm
Changing" ist von der ländlichen Südstaaten-Intensität eines Johnny
Cash beeinflusst und das energiegeladene "I'm Getting Better" greift
Bob Dylans wilde Highway 61 Revisited-Phase auf und klingt fast so
übermütig wie ein paar Punkrockkids, die zum allerersten Mal den
Proberaum betreten.

The Record Company im Web:

Website: http://therecordcompany.net/

Facebook: https://www.facebook.com/therecordcompany

Twitter: https://twitter.com/therecordcomp

Instagram: https://instagram.com/therecordcompany/

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

Teyana Taylor / tba / 22.06.2018

Yungblud / 21. Century Liability / 06.07.2018

Various Artists / OST Mamma Mia! Here We Go Again / 13.07.2018

Rise Against / The Ghost Note Symphonies, Vol. 1 / 27.07.2018

Nicki Minaj / QUEEN / 10.08.2018

Ariana Grande / Sweetener / 17.08.2018

Troye Sivan / BLOOM / 31.08.2018

Catalogue

The Cure / Mixed Up (3CD Deluxe / Standard CD) / 22.06.2018

The Cure / Mixed Up (Remastered) (2LP) / 22.06.2018

The Cure / Torn Down: Mixed Up Extras 2018 (Remastered) (2LP) / 22.06.2018

The Record Company / All Of This Life (CD/LP) / 22.06.2018

Hildur Guðnadóttir / Sicario: Day Of The Soldado (Original Motion Picture Soundtrack) (CD) / 29.06.2018

Breaking Benjamin / Dear Agony (CD) / 29.06.2018

Breaking Benjamin / Phobia (CD) / 29.06.2018

Breaking Benjamin / We Are Not Alone (CD) / 29.06.2018

Bruce Dickinson / Scream For Me Sarajevo (DVD/BD) / 29.06.2018

Count Five / Psychotic Reaction (LP) / 29.06.2018

Guns N' Roses / Appetite For Destruction (Standard CD/Deluxe 2CD/Super Deluxe CD Box/2LP) / 29.06.2018

Jawbreaker / Dear You (LP) / 29.06.2018

Mike Ness / Under The Influences (LP) / 29.06.2018

Sparks / The Best Of, The Rest Of (2LP) / 29.06.2018

The Music Machine / (Turn On) The Music Machine (LP) / 29.06.2018

The Offspring / The Offspring (LP) / 29.06.2018

Various Artists / Mamma Mia! (Original Motion Picture Soundtrack / 2LP) / 06.07.2018

Frank Zappa / Burnt Weeny Sandwich (LP) / 06.07.2018

Rory Gallagher / Wheels Within Wheels (Remastered 2018 / LP) / 06.07.2018

The Beatles / Yellow Submarine (Picture Disc / V7) / 06.07.2018

Various Artists / Beside Bowie: The Mick Ronson Story (DVD/BD/CD/2LP) / 06.07.2018

Randy Bachman / By George By Bachman (CD/2LP) / 13.07.2018

Eric B. & Rakim / Don't Sweat The Technique (2LP) / 13.07.2018

Eric B. & Rakim / Follow The Leader (2LP) / 13.07.2018

Eric B. & Rakim / Let The Rhythm Hit 'Em (2LP) / 13.07.2018

Eric B. & Rakim / Paid In Full (2LP) / 13.07.2018

Doug Clifford / Doug "Cosmo" Clifford (LP) / 13.07.2018

Smash Mouth / Fush Yu Mang (20th Anniversary Edition / 2CD) / 13.07.2018

Sunny Day Real Estate / The Rising Tide (2LP) / 13.07.2018

The Rolling Stones / From The Vault: No Security - San Jose 1999 (DVD/BD/DVD+CD/3LP) / 13.07.2018

Tom Fogerty / Excalibur (LP) / 13.07.2018

Masta Ace Incorporated / Sittin' On Chrome (2LP) / 20.07.2018

Masta Ace Incorporated / SlaughtaHouse (2LP) / 20.07.2018

The Pharcyde / Labcabincalifornia (2LP) / 20.07.2018

The Supremes / The Supremes Sing Holland-Dozier-Holland (Expanded Edition / 2CD) / 20.07.2018

Tone-Loc / Loc-ed After Dark (LP) / 20.07.2018

Young MC / Stone Cold Rhymin' (LP) / 20.07.2018

Donna Summer / On The Radio: Greatest Hits Vol. I & II (2LP) / 20.07.2018

Supertramp / Breakfast In America (Sound Of Vinyl / LP) / 20.07.2018

Various Artists / Eric Clapton: Life In 12 Bars (Original Motion Picture Soundtrack / 4LP)

Frank Zappa / Chunga's Revenge (LP) / 20.07.2018

Public Image Limited / The Public Image Is Rotten (Songs From The Heart) (LP Box / CD Box) / 20.07.2018

R.E.M. / Document (LP) / 20.07.2018

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music GmbH
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AKTION/2666: Herten - Programm "summer in the city" startet am 30. Juni 2018


Kultursommer 2018 startet

Programm "summer in the city" jetzt erhältlich



Herten. Pünktlich zum Sommerbeginn gibt es das neue Programm "summer
in the city". Von Juni bis September hat das Kulturbüro eine große
Auswahl von Konzerten und Kulturveranstaltungen in Herten
zusammengestellt. Das neue Kultursommer-Programm liegt ab sofort in
allen öffentlichen Einrichtungen aus.

"Bei 'summer in the city' ist für alle etwas dabei", erklärt Bettina
Hahn vom Kulturbüro. "Dank der Sponsoren der Volksbank Ruhr Mitte und
der Hertener Stadtwerke können wir wieder sensationelle
Veranstaltungen für alle Interessierte anbieten." Bernhard Felling,
Leiter des Finanzcenters der Volksbank Ruhr Mitte, ergänzt: "Die
Hertenerinnen und Hertener können sich fast jede Woche auf ein tolles
Event freuen."

Konzerte und Musik

Der Kultursommer wird vielstimmig und startet mit dem !SING - Day of
Song. Am Samstag, 30. Juni, um 12.10 Uhr beginnt das große Mitsingen
in der Hertener Innenstadt mit dem Steigerlied und der Europahymne.
Danach folgt eine Mischung aus Schlagern, Musicals und Chartsmusik.

Die erste "Reggaenight" gibt es am Freitag, 27. Juli, im Glashaus. An
diesem Abend voller Rhythmus und Grooves bleiben die Zuhörerinnen und
Zuhörer im Glashaus nicht lange ruhig auf ihren Sitzen.

Argentinisches Lebensgefühl in einem Feuerwerk aus Musik - das
verspricht die argentinische Band "Rosario Smowing" bei der Tanznacht
am 1. September im Glashaus. Von Swing, Bolero, Rockabilly bis zu
Tango und Mambo ist für alle etwas dabei.

Beim Schlosskonzert im Schloss Herten präsentiert die Sopranistin
Katharina Konradi am Sonntag, 9. September, um 11 Uhr Werke von
Schubert, Mendelssohn, Debussy und Strauss. Daniel Heide begleitet sie
auf dem Klavier. Anschließend können die Gäste beim "After Concert
Talk" mit Moderatorin Ulrike Froleyks vom WDR mehr über die Künstlerin
und den Künstler erfahren.

Spektakuläre Events

Die ExtraSchicht in Herten lädt am Samstag, 30. Juni, um 18 Uhr auf
die ehemaligen Zechengelände Ewald und Schlägel & Eisen ein. Dort
können die Gäste illuminierte Industriedenkmäler bestaunen und ein
ausgewähltes Kulturprogramm bei Nacht erleben. Höhepunkt des Abends
sind die abschließenden Feuerwerke.

Auch in diesem Jahr präsentieren die Hertener Stadtwerke und die AGR
ein Sommerkino. Vom 15. bis 19. August können die Gäste zwischen
Förderturm und Halde Hoheward Filme auf dem Doncaster-Platz der Zeche
Ewald unter freiem Himmel genießen. Wie in den vergangenen Jahren wird
das Eintrittsgeld gespendet. Hertener Vereine, karitative
Institutionen, Schulen und Kindergärten können sich bewerben und mit
etwas Glück die Preisgelder gewinnen.

Ein großes Spektakel ist auch das diesjährigen Straßentheater. "Les
P'Tits Bras" zeigen atemberaubende Luftakrobatik mitten in der
Innenstadt und führen am Dienstag, 21. August ab 19 Uhr Kunststücke in
luftiger Höhe auf. Ihre Show "Der Duft von Sägemehl" erzählt eine
Geschichte von Liebe und lässt die Zuschauenden in die Welt des Zirkus
eintauchen.

Kinder und Jugendliche

Noch keine Pläne für die Sommerferien? Bei der Sommerakademie der
CreativWerkstatt kommt sicher keine Langeweile auf. Dort gibt es für
Kinder und Jugendliche einiges zu entdecken, zum Beispiel die
"C.A.F.C.A. - Creative Fashion and Catwalk Academy", ein
Graffiti-Workshop oder das Trickfilmprojekt "Ran an die Knete".

Auch im Copa Ca Backum ist einiges los. Am Samstag, 14. Juli, starten
die Ferien mit der großen Sommer-Poolparty. Bei der
Wasserflöhe-Olympiade am Samstag, 28. Juli, gibt es viele sportliche
Wettkämpfe und zum Abschluss der Ferien kann beim Wasserflöhe
Sommerfest nochmal richtig gefeiert werden.

Vorverkaufsstellen

Glashaus, Hermannstr. 16, 45699 Herten, Tel.: (0 23 66) 303 651

RVR-Besucherzentrum Hoheward, Werner-Heisenberg-Str. 14, 45699 Herten,
Tel.: (0 23 66) 18 11 60

Buchladen Attatroll, Herner Str. 16, 45657 Recklinghausen, Tel.: (0 23
61) 1 70 02

www.proticket.de (gebührenpflichtig)

Zusätzlich zum Programmheft sind alle Termine zu "summer in the city"
im Internet unter www.herten.de zu finden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 15. Juni 2018

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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AKTION/2665: Oldenburg - Konzert Otherworlds, Abwechslung und Vielfalt, 27.06.2018


Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Konzert Otherworlds: Abwechslung und Vielfalt

Musikalische Beiträge aus aller Welt



Oldenburg. Nach dem erfolgreichen Start im Sommer 2017 lädt das World
Music Ensemble der Universität Oldenburg am Mittwoch, 27. Juni, zum
zweiten Konzert in der Reihe "Otherworlds". Eine attraktive Mischung
unterschiedlicher Musikstile erklingt ab 20.00 Uhr in der Aula der
Universität (Campus Haarentor, Gebäude A11, Ammerländer Heerstraße
69). Neben demWorld Music Ensemble unter Leitung von Nangialai Nashir
gestalten das Schlagwerk Ossietzky, das Henna Ensemble und das Duo
Klezm-A-riseD den Abend. Der Eintritt ist frei.

Zu Beginn spielt das Schlagwerk Ossietzky unter der Leitung von Axel
Fries unterschiedliche Werke aus Jazz, Rock und Pop sowie Neue Musik,
Experimentelles und Weltmusik. Zu den aufgeführten Stücken gehören
sowohl Stücke von Axel Fries, wie "Kanister" für 4 Benzinkanister, als
auch Arrangements bekannter Stücke wie "Human Nature" von Michael
Jackson oder traditionelle irische Songs.

Henna, eine aus dem World Music Ensemble heraus entstandene Formation,
stellt den Dialog zwischen arabischer und westlicher Musik in den
Vordergrund. Die fünf Musikstudierenden Hani Alkhatib (Oud und
Violine), Thea Reutepöhler (Cello), Marvin Garschke (Gitarre und
Bass), Björn Jeddeloh (Percussion, Klavier und Gitarre) sowie Lys von
Malottki (Querflöte) präsentieren Repertoirestücke und eigene
Arrangements aus traditionell orientalischer und zeitgenössisch
westlichen Kompositionen.

Die zweite Konzerthälfte wird bestritten vom Duo Klezm-A-riseD mit
Felix Riemenschneider (Akkordeon) und Maximilian Stoll (Geige) und vom
25-köpfigen World Music Ensemble. Neben Studierenden des Instituts für
Musik beteiligen sich im Ensemble auch Studierende anderer
Fachbereiche sowie externe Mitglieder. Dargeboten werden
facettenreiche Lieder und Instrumentalstücke aus Iran, Aserbaidschan,
Israel, England, Deutschland, Kuba, Argentinien und Mexiko.

Weblinks

uol.de/musik

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 194/18 vom 20. Juni 2018

Pressedienst der Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Presse & Kommunikation

26111 Oldenburg

Tel: 0441 / 7 98 - 54 46, Fax: 0441 / 7 98 - 55 45

E-Mail: presse@uni-oldenburg.de

Internet: www.uni-oldenburg.de
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KLASSIK/10093: Cuxhaven - Sommerkonzert im Schloss mit Stefan Lex am 28.6.


Sommerkonzert im Schloss mit Stefan Lex



Am Donnerstag, den 28. Juni 2018, um 19.30 Uhr findet das
unterhaltsame Sommerkonzert mit Stefan Lex im Schloss Ritzebüttel,
Schlossgarten 8, 27472 Cuxhaven statt.

Stefan Lex ist der "Charming Tenor", singt mit strahlender Stimme
berühmte Arien der Tenorliteratur und führt galant und bestens gelaunt
durch einen abwechslungsreichen Abend. Mit dabei ist seine attraktive
Duettpartnerin Christiane Linke, die auch einige brillante Soli
präsentieren wird. Begleitet werden die Sänger von der preisgekrönten
Pianistin Sigrid Althoff, die mit ihrem weichen Anschlag und vitalem
Spiel verzaubert. In diesem Jahr bringt das bekannte Trio einen
Überraschungsgast mit, von der man mit einem Augenzwinkern sagt, dass
sie ganz gut Geige spielen könne.

Freuen Sie sich auf eine ungewöhnliche und mitreißende Mischung aus
Oper, italienischen Kanzonen, Musicalhighlights und vieles mehr...

Karten gibt es im Vorverkauf bei der Kulturinformation, Schlossgarten
4, 27472 Cuxhaven, Tel. 0 47 21/6 22 13, kulturinformation@cuxhaven.de
(geöffnet Mo-Fr 9-13 Uhr, Di-Fr 15-18 Uhr, Sa 10-13 Uhr), im Internet
unter www.cuxhaven.de/tickets oder am Veranstaltungsabend ab 18.30 Uhr
an der Abendkasse im Schloss Ritzebüttel (Tel. 0 47 21/72 18 12).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 14. Juni 2018

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/700607, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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AUSLAND/8742: Aus aller Welt - 21.06.2018 (SB)




MELDUNGEN



Italiens Innenminister legt im Asylstreit nach

Vor dem EU-Sondergipfel zu den Themen Migration und Asyl am Sonntag
in Brüssel verschärft Italiens neuer Innenminister Matteo Salvini
seinen Konfrontationskurs im Flüchtlingsstreit. Der Chef der
fremdenfeindlichen Lega fordert mit Blick auf die von der EU
beschlossene Umverteilung von Flüchtlingen Spanien auf, die nächsten
vier Flüchtlingsschiffe aufzunehmen, die vor der Küste Libyens
gerettet werden. Salvini kritisierte auch die französische Regierung,
die weitaus weniger Einwanderer aus Italien aufgenommen habe als
zugesagt worden sei. Er drohte zudem damit, Zahlungen ins EU-Budget
zu überdenken, sollte es keine Reform der Dublin-Regeln geben.

21. Juni 2018
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JUSTIZ/8742: Kriminalität und Rechtsprechung - 21.06.2018 (SB)




MELDUNGEN



Großrazzia gegen international agierende Drogenbande

Bei einer großangelegten Polizeiaktion gegen eine mutmaßliche
Drogenhändlerbande in mehreren Städten in Nordrhein-Westfalen und den
Niederlanden sind sechs Verdächtige festgenommen worden. Wie die
Wuppertaler Staatsanwaltschaft am Donnerstag mitteilte, soll eine
insgesamt 16köpfige Gruppe über Wuppertal Drogen nach Dänemark,
Schweden, Österreich, Italien und in die Schweiz verschoben haben.
Insgesamt wurden 18 Objekte durchsucht. Im Zuge der Maßnahme
beschlagnahmten die Beamten sechs hochwertige Autos, ein Motorrad,
110 000 Euro Bargeld und zwei Uhren im Wert von insgesamt einer
Million Euro. Ferner wurde eine Marihuanaplantage mit 420 Pflanzen
ausgehoben.

21. Juni 2018
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MILITÄR/8739: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 21.06.2018 (SB)




MELDUNGEN



Pentagonchef Mattis lobt deutsche Anstrengungen

Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen ist bei dem Treffen mit
ihrem US-Kollegen James Mattis in Washington für den gestiegenen
deutschen Wehretat gelobt worden. Die CDU-Ministerin wiederum
bekannte sich zu einer deutlichen Aufstockung der
Verteidigungsausgaben. Die USA bestehen darauf, daß NATO-Partner zwei
Prozent des Bruttoinlandsprodukts spätestens 2024 für Verteidigung
ausgeben. Von der Leyen warb in Washington um Verständnis dafür, daß
Deutschland sich dieser Marke zunächst nur annähern könne.

21. Juni 2018
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POLITIK/8741: Aus Parlament und Gesellschaft - 21.06.2018 (SB)




MELDUNGEN



Grünen-Chef Habeck: CSU will Kanzlerin Merkel stürzen

Der Vorsitzende der Grünen/B'90, Robert Habeck, wirft der CSU vor,
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) stürzen zu wollen. Im anhaltenden
Asylstreit mit der CDU gehe es der CSU nicht um die Lösung eines
Sachproblems, sondern darum, daß Merkel weg müsse, sagte Habeck im
ARD-Morgenmagazin. Das hätten CSU-Politiker in persönlichen
Gesprächen eingeräumt.

21. Juni 2018
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SONSTIGES/8740: Tragisches und Kurioses - 21.06.2018 (SB)




MELDUNGEN



18 Fischer von sinkendem Schiff gerettet

Rund 460 Seemeilen vor der Küste der Präfektur Miyagi im Nordosten
der japanischen Hauptinsel Honshu konnte die gesamte Besatzung eines
in Seenot geratenen Fischerboots gerettet werden. In der Nähe
kreuzende Schiffe folgten einem Notruf der japanischen Küstenwache
und bargen 18 Seeleute von ihrem sinkenden Boot. Nach Angaben der
Besatzung war das Schiff von einer riesigen Welle getroffen worden
und voll Wasser gelaufen.

21. Juni 2018
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WISSENSCHAFT/7825: Aus Forschung und Technik - 21.06.2018 (SB)




MELDUNGEN



Gemüseanbau in der Antarktis

Forscher des Deutschen Zentrums für Luft- und Raumfahrt (DLR) haben
in einem Versuchsgewächshaus in der Antarktis, in der Nähe der
deutschen Forschungsstation Neumayer III, ihre erstes Gemüse
geerntet. Nachdem die Saat Mitte Februar ausgebracht war, wird der
Speiseteller der Wissenschaftler inzwischen mit eigenen Salaten,
Tomaten, Radieschen und Gurken angereichert. Mit Hilfe des
Spezialgewächshauses Eden-ISS erforscht das DLR, wie man Menschen auf
einer Raumstation mit frischem Obst und Gemüse versorgen kann.

21. Juni 2018
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AUSLAND/7837: Aus aller Welt - 21.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Soldaten prüfen in Venezuela Preise auf den Märkten

In Venezuela haben Armeeangehörige und Mitglieder der Nationalgarde
landesweit Dutzende kommunaler Lebensmittelmärkte kontrolliert. Den
Anstoß dazu hat Präsident Maduro gegeben. Er will verhindern, daß die
Verkaufspreise für preisgebundene Artikel überzogen werden. Soldaten
wurden als Wachen an den Eingängen der Märkte aufgestellt. Der
Präsident sagte zu der von ihm als erfolgreich bezeichneten Aktion,
viele Mafiosi, Großhändler, Diebe und Kapitalisten seien verhaftet
worden. Maduro spricht von einem Wirtschaftskrieg.

21. Juni 2018
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GESUNDHEIT/7798: Medizin und Gesundheitswesen - 21.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Mangelhafte Gesundheitsversorgung älterer Menschen

Die Gesundheitsversorgung ältere Menschen ist in Deutschland, gelinde
gesagt, ausbaufähig. Daher hat die Landespflegekammer Rheinland-Pfalz
eine bessere Zusammenarbeit von Medizin und Pflege bei der
geriatrischen Versorgung gefordert. Schon bald sollen Leitlinien
entwickelt werden, um eine engere Zusammenarbeit und Abstimmung der
verschiedenen Gesundheitseinrichtungen zu ermöglichen.

21. Juni 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7825: Kriminalität und Rechtsprechung - 21.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Genfer Konvention gilt laut Gutachten auch für abgewiesene Asylbewerber

Einem am Donnerstag in Luxemburg veröffentlichten Rechtsgutachten des
Generalanwalts am Europäischen Gerichtshof (EuGH) ist zu entnehmen,
daß straffällig gewordene, abgelehnte Asylbewerber nicht in jedem
Fall abgeschoben werden dürfen. Die Betroffenen genießen immer noch
den Schutz durch die Genfer Flüchtlingskonvention. Auch gelten für
sie die Grundrechte der Europäischen Union selbst dann, wenn ihnen
der Flüchtlingsstatus verweigert oder aberkannt wurde. Die
Eigenschaft, Flüchtling zu sein, wird von der Anerkennung durch
Staaten nicht berührt. Das Gutachten ist für den europäischen
Gesetzgeber nicht verbindlich. Der EuGH wird sich mit der Problematik
eines Entzugs des Flüchtlingsstatus befassen.

21. Juni 2018
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KULTUR/7749: Sprache, Kunst und Medium - 21.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Kassel will bis Ende Juni über Obelisken entscheiden

Kassels Stadtparlament hat nach monatelangen Verhandlungen
entschieden, den 16 m hohen Obelisken des Bildhauers Olu Oguibe, der
für die letzte documenta aufgestellt wurde, zu erwerben. Aus Spenden
waren 126.000 Euro aufgebracht worden. Vereinbart waren mit dem
Künstler zuvor jedoch 600.000 Euro. Doch Oguibe will der Stadt seine
Arbeit auch für den niedrigeren Betrag überlassen. Allerdings ist er
bisher nicht mit einem Umzug seiner Säule aus dem Zentrum der Stadt an
dessen Rand einverstanden.

Wenn bis Ende Juni keine Einigung gefunden wird, soll der Obelisk in
der Innenstadt abgebaut werden.

21. Juni 2018
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MILITÄR/7815: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 21.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Taliban lassen Waffen wieder sprechen

In mehreren Provinzen Afghanistans haben Taliban-Milizen
Kontrollposten von Militär und Polizei sowie einen Militärkonvoi
überfallen. Dabei wurden mindestens 38 Menschen getötet. Viele Tote
gehen auch auf die Explosionen von am Straßenrand angebrachten
Sprengkörpern zurück. Am vergangenen Sonntag endete für die Taliban
die dreitägige Waffenruhe, die sie zum Ende des Ramadan eingehalten
hatten. Die Regierung in Kabul war gewillt, den Waffenstillstand zehn
Tage zu verlängern.

21. Juni 2018
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POLITIK/7829: Aus Parlament und Gesellschaft - 21.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Bundesregierung gewährt Jordanien Kredit für Wirtschaftsreformen

Die Bundesregierung wird das Königreich Jordanien mit einem Kredit in
Höhe von 87 Millionen Euro unterstützen. Mit dem Geld soll die
Umsetzung der vom Internationalen Währungsfonds (IWF) verlangten
Wirtschaftsreformen unterstützt werden, wie Bundeskanzlerin Merkel
nach einem Gespräch mit König Abdullah II. in Amman berichtete. Von
dem Kredit abgesehen, gewährt Deutschland Jordanien Entwicklungshilfe
in Höhe von 384 Millionen Euro. Jordanien hat mehr als eine Million
Flüchtlinge aufgenommen, die vor allem aus dem benachbarten
Bürgerkriegsland Syrien stammen. In Jordanien hat die Bundeswehr
Soldaten stationiert, die an dem Krieg beteiligt sind. Merkel setzt
darauf, daß die Kooperation mit Jordanien dessen Funktion als
regionaler Stabilitätsanker stärkt. Von Jordanien aus reiste die
Kanzlerin in den Libanon. Dort leben fast eine Million syrische
Flüchtlinge.
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SONSTIGES/7799: Tragisches und Kurioses - 21.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Skandal in britischem Krankenhaus wegen zu starker Medikamente

Einer Untersuchung zufolge sind nach der Verabreichung starker
Schmerzmittel in einem britischen Krankenhaus bis zu 650 Patienten
wegen unnötig verabreichter Opioide frühzeitig gestorben.

Laut einem Bericht der Deutschen Welle (DW) seien die Medikamente ohne
medizinische Rechtfertigung und in zu hohen Dosen verabreicht worden,
heißt in der unabhängigen Untersuchung über das seit langem
umstrittene Gosport War Memorial Hospital im südenglischen Hampshire.

Im Mittelpunkt des Skandals steht dem Bericht zufolge eine inzwischen
pensionierte Ärztin des Krankenhauses. Die Klinik soll bisher zu
keiner Stellungnahme bereit gewesen sein.
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SOZIALES/7826: Arbeit, Soziales und Familie - 21.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Schlimmes Los der Migranten an Mexikos Grenze zu den USA

Die Hilfsorganisation Ärzte ohne Grenzen hat auf die prekäre
Situation von Migranten hingewiesen, die von Mexiko aus in die USA
einreisen wollen und an der Überquerung der Staatsgrenze wegen der in
den USA drohenden Inhaftierung abgeschreckt werden. Die meist aus
Mittel- und Südamerika stammenden Menschen können nicht mehr in ihr
Herkunftsland zurück und sitzen an der Grenze fest. Dort sind sie der
Erpressung krimineller Banden ausgeliefert. Viele Frauen werden
vergewaltigt. Die Lage der Migranten dürfte sich verschlimmern, wenn
die US-Regierung und die mexikanische Regierung vereinbaren,
Asylanträge für die USA nur noch in Mexiko zu bearbeiten statt bei
der Ankunft in den Vereinigten Staaten.
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UMWELT/7809: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 21.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Stadtluft schlecht für Blutgefäße

Stadtluft ist ungesund. Diese nun wirklich nicht neue Erkenntnis
haben dänische Kardiologen um einen weiteren Aspekt ergänzt. Sie
stellten fest, daß Großstadtbewohner fast doppelt so häufig
Verkalkungen der Koronararterien aufweisen wie Bewohner ländlicher
Regionen. In der Folge soll ihr Risiko deutlich erhöht sein, einen
Herzinfarkt zu erleiden. Und nicht nur das: Es sprich vieles dafür,
daß auch das Risiko erhöht ist, durch Verkalkung der das Gehirn
versorgenden Arterien einen Schlaganfall zu erleiden.
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WIRTSCHAFT/7814: Märkte und Finanzen - 21.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Amprion und OGE wollen PtG industriell erproben

Der Stromnetzbetreiber Amprion und der Gasnetzbetreiber Open Grid
Europe (OGE) wollen gemeinsam die Power-to-Gas-Technologie (PtG)
weiterentwickeln. Bei der bekannten, noch nicht großmaßstäblich
erprobten Technik wird elektrischer Strom genutzt, um Wasserstoff aus
Wasser abzuspalten oder Methan aus Kohlendioxid und Wasser zu
synthetisieren. Das Gas kann problemlos gespeichert, verteilt und bei
Bedarf als Treibstoff von Autos oder Brennstoff für Kraftwerke
eingesetzt werden. Der Strom steht faktisch kostenlos in Solar- und
Windkraftwerken zur Verfügung, wenn diese Überschuß produzieren und
gedrosselt werden müßten. Die beiden überregional tätigen Unternehmen
wollen für 100 bis 150 Millionen Euro eine PtG-Demonstrationsanlage
mit einer Leistung von 50 bis 100 Megawatt möglicherweise in
Niedersachsen oder dem nördlichen Nordrhein-Westfalen errichten. Die
Zustimmung der Bundesnetzagentur für den Großversuch steht noch aus.
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WISSENSCHAFT/7832: Aus Forschung und Technik - 21.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Weiterhin laxer Umgang mit Passwörtern

Es wird Zeit, daß die Identifizierung von Nutzern nicht mehr über
Passwörter geschieht. Denn obgleich allgemein bekannt sein sollte,
welche Gefahren darin liegen, wenn Fremde ein Passwort erfahren, ist
der Umgang damit mehr als mangelhaft. So ergab eine Studie der
International School of Management in Stuttgart und der Universität
Luxemburg, daß Nutzer einen laxen Umgang mit ihrem Passwort pflegen.
Fast die Hälfte der Befragten (47,9 Prozent) rückten mit dem Passwort
heraus, wenn dafür eine kleine Belohnung in Aussicht stand. Nur jeder
Zehnte gab gegenüber den Forschern nichts preis.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1544: Mit Parasiten infizierte Stichlinge beeinflussen Verhalten gesunder Artgenossen (idw)


Westfälische Wilhelms-Universität Münster - 20.06.2018

Mit Parasiten infizierte Stichlinge beeinflussen Verhalten gesunder
Artgenossen



Bestimmte Bandwürmer bringen Stichlinge dazu, sich "leichtsinnig" zu
verhalten und so eine leichtere Beute für Vögel zu werden.
Evolutionsbiologen aus Münster und Berlin zeigen nun erstmals: Die Würmer
beeinflussen nicht nur das Verhalten der infizierten Fische. Indirekt
können sie auch deren Schwarmgenossen zu einem riskanten Verhalten
bringen.

Parasiten, die über die Nahrungskette weitergegeben werden, beeinflussen
oft das Verhalten ihres Wirts zu ihren Gunsten. Ein Beispiel: Bandwürmer
der Art Schistocephalus solidus bringen Dreistachlige Stichlinge dazu,
sich "leichtsinnig" zu verhalten: Die infizierten Fische wagen sich
häufiger ins offene Wasser und werden so eine leichtere Beute für
fischfressende Vögel, beispielsweise Eisvögel. Dies ist ganz im Sinne des
Bandwurms, denn er vermehrt sich im Vogeldarm. Evolutionsbiologen um Dr.
Jörn Peter Scharsack von der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster
(WWU) zeigen nun erstmals: Die Bandwürmer beeinflussen nicht nur das
Verhalten der infizierten Fische. Indirekt können sie auch deren gesunde
Schwarmgenossen zu einem ebenso riskanten Verhalten bringen. Die Studie
ist aktuell in der Fachzeitschrift "Proceedings of the Royal Society B"
veröffentlicht.

In Laborexperimenten zeigten die Forscher: In Stichlingsschwärmen, in
denen der Anteil infizierter Fische die Zahl der gesunden Tiere
übersteigt, folgt die gesunde Minderheit dem veränderten Verhalten ihrer
infizierten Artgenossen. "Der Grund für diese 'falsche' Entscheidung der
nicht infizierten Stichlinge liegt vermutlich im Schwarmverhalten", sagt
Jörn Scharsack. "Der Drang, in der Gruppe zu bleiben, übersteigt die
Vorsicht vor einem Vogelangriff." Umgekehrt jedoch ist es anders: Die
infizierten Tiere verhalten sich in jedem Fall risikofreudig - sie
orientieren sich auch dann nicht am vorsichtigen Verhalten ihrer gesunden
Artgenossen, wenn diese in der Mehrheit sind.

In der freien Natur könnte die Fähigkeit des Parasiten, indirekt auch das
Verhalten gesunder Stichlinge zu beeinflussen, Auswirkungen auf
Stichlings- und Vogelpopulationen haben, so mutmaßen die Wissenschaftler.
So könnten mehr Vögel angelockt werden, weil mehr Fische als Beute
attraktiv sind. Der Fraßdruck auf die Fische könnte somit steigen.
Letztendlich könnten mehr Bandwürmer in den Darm von Vögeln gelangen und
sich dort vermehren.

An der Studie beteiligt waren neben Evolutionsbiologen der WWU Münster
auch Forscher aus Berlin: vom Leibniz-Institut für Gewässerökologie und
Binnenfischerei, vom Max-Planck-Institut für Bildungsforschung und von der
Humboldt-Universität.

Zur Methode:

Die Wissenschaftler zogen Dreistachlige Stichlinge im Labor auf und
infizierten einige Tiere mit einem Bandwurm (Schistocephalus solidus). Sie
beobachteten Gruppen von Stichlingen in einem Aquarium und zeichneten
deren Verhalten vor und nach der Bedrohung mit einer Vogel-Attrappe auf.
Nicht infizierte Stichlinge vermieden nach dem Vogelkontakt den oberen
"gefährlichen" Bereich des Aquariums, während infizierte Tiere rasch
wieder zu dem oben angebotenen Futter zurückkehrten. In gemischten Gruppen
mit überwiegend infizierten Stichlingen folgten die nicht infizierten
Stichlinge ihren durch den Parasitenbefall wagemutigen Artgenossen.

Der Lebenszyklus des Bandwurms:

Die Bandwürmer der Art Schistocephalus solidus durchlaufen einen komplexen
Lebenszyklus. Die frei im Wasser schwimmende Bandwurm-Larve muss zunächst
von einem kleinen Ruderfußkrebs gefressen werden. Im Inneren des Krebses
wächst die Larve, bis der Krebs mitsamt Larve von einem Dreistachligen
Stichling, der bis zu elf Zentimeter lang wird, geschluckt wird. Im
Inneren des Stichlings wächst der Bandwurm enorm. Nachdem er die Darmwand
des Fisches durchbohrt hat und in dessen Leibeshöhle gelangt ist, kann er
bis zu 50 Prozent des Gewichts seines Wirts erreichen. Trotzdem lebt der
Fisch mit dem Parasiten weiter. Für den Bandwurm ist das Ziel erreicht,
wenn der Stichling Beute eines Vogels wird: Dann kann er sich im Vogeldarm
vermehren. Die Wurmeier gelangen mit dem Vogelkot ins Wasser, wo der
Kreislauf von vorne beginnt.


Originalpublikation:

Nicolle Demandt, Benedikt Saus, Ralf H. J. M. Kurvers, Jens Krause,
Joachim Kurtz, Jörn Peter Scharsack: Parasite-infected sticklebacks
increase the risk-taking behavior of uninfected group members. Proceedings
of the Royal Society B; DOI: 10.1098/rspb.2018.0956

Weitere Informationen unter:

https://www.uni-muenster.de/Evolution/animalevolecol/

Animal Evolutionary Ecology Group (WWU Münster)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution72

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Westfälische Wilhelms-Universität Münster, 20.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1543: Gezielt zugreifen - Forscherteam untersucht intuitive Fähigkeit von Schimpansen (idw)


Georg-August-Universität Göttingen - 20.06.2018

Gezielt zugreifen: 

Internationales Forscherteam untersucht intuitive Fähigkeit von
Schimpansen



(pug) Jahrzehntelang nahmen Wissenschaftler an, dass statistische
Fähigkeiten eng an Sprachvermögen und mathematische Erziehung gekoppelt
sind. Ein internationales Forscherteam der Universität Göttingen, des
Max-Planck-Instituts für evolutionäre Anthropologie in Leipzig und der
schottischen University of St. Andrews hat nun aber gezeigt, dass auch
Menschenaffen intuitive Statistiker sind: Sie können intuitiv
Zusammenhänge zwischen Stichproben erfassen und daraus
Wahrscheinlichkeiten ableiten. Die Studie ist in der Fachzeitschrift
Current Biology erschienen.




[image: Foto: © Johanna Eckert]

Kalema und Eddie, zwei der Versuchsteilnehmer auf Ngamba Island, Uganda.

Foto: © Johanna Eckert



Menschenaffen mögen Erdnüsse deutlich lieber als Karotten. In einer
Auffangstation in Uganda stellten die Forscherinnen und Forscher
Schimpansen vor die Wahl, aus welcher von zwei Futtermischungen sie eine
Kostprobe haben wollten: Eine Mischung bestand aus 200 Erdnüssen und 20
Karottenstückchen, bei der anderen waren die Verhältnisse umgekehrt. Doch
zunächst mussten die Schimpansen Menschen beobachten, die ebenfalls
Kostproben entnahmen - einmal gezielt, also mit Blick auf die
Futtermischung, das andere Mal blind.

"Wählten die Menschen gezielt Erdnüsse oder Karotten aus, ignorierten die
Schimpansen die Proportionen und entschieden sich für die Stichprobe des
Forschers mit der gleichen Vorliebe wie sie selbst", erläutert Erstautorin
Johanna Eckert vom Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie die
Ergebnisse. "Wählten die Menschen blind, änderten die Affen ihr Verhalten
und bevorzugten das bessere Mengenverhältnis."




[image: Grafik: © Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie, Multimedia Department]

Versuchsanordnung: Forscherinnen und Forscher stellten Schimpansen vor die
Wahl, aus welcher von zwei Futtermischungen sie eine Kostprobe haben
wollten.

Grafik: © Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie, Multimedia Department



Bemerkenswerterweise bevorzugten die Affen die Wahl der Experimentatoren
nur dann, wenn die gezogenen Stichproben wiederholt nicht repräsentativ
für das Mischverhältnis waren, zum Beispiel nur Erdnüsse aus der
Karottenmischung gezogen wurden, nicht aber, wenn sie den statistischen
Wahrscheinlichkeiten entsprach, also beispielsweise nur Erdnüsse aus der
Erdnussmischung.

"Unsere Studie zeigt, dass Schimpansen ähnlich wie Kleinkinder bei
statistischen Schlussfolgerungen sowohl Proportionen als auch Bedingungen
der Probenentnahme beobachten", so Eckert. "Das lässt darauf schließen,
dass intuitive Statistik eine evolutionär alte Fähigkeit ist, die wir mit
unseren nächsten lebenden Verwandten teilen."



Originalveröffentlichung: Johanna Eckert et al.: Chimpanzees Consider
Humans' Psychological States when Drawing Statistical Inferences. Current
Biology 2018. Doi: 10.1016/j.cub.2018.04.077.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution77

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Georg-August-Universität Göttingen, 20.06.2018
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





AGRAR/381: Düngegesetzgebung jetzt überarbeiten - Grundwasser schützen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 21. Juni 2018

Düngegesetzgebung jetzt überarbeiten - Grundwasser schützen!



Zur Verurteilung Deutschlands aufgrund der Verletzung der Nitratrichtlinie durch den Europäischen Gerichtshof (EuGH) und zum jüngsten wissenschaftlichen Gutachten zur Bewertung der neuen Düngegesetzgebung von Prof. Taube erklärt Friedrich Ostendorff, Sprecher für Agrarpolitik:

Die Bundesregierung hat jahrelang auf die Einflüsterungen der Agrarlobby aus Bauernverband und Union gehört und nichts getan, sondern die Probleme immer wieder auf die lange Bank geschoben und sogar die fachlichen Empfehlungen der Wissenschaft zur Verbesserung der Düngeregelung ignoriert. Jetzt zeigen sich die Konsequenzen dieser falschen Politik: Dafür zahlen nun der Steuerzahler und die Landwirtschaftsbetriebe, die mit einer guten fachlichen und verantwortungsvollen Praxis zu einer Schonung von Umwelt und Grundwasser beigetragen haben.

Auch die neue Düngegesetzgebung reicht nicht aus, um das Grundwasser zu schützen. Das bestätigt das aktuelle Gutachten zur Bewertung des überarbeiteten Düngerechts von Prof. Taube im Auftrag des Bundesverbandes der Energie- und Wasserwirtschaft (BDEW). Deutschland steuert also direkt auf ein neues Vertragsverletzungsverfahren zu. Deutschland muss deshalb nacharbeiten und die Düngegesetzgebung jetzt neu überarbeiten, um endlich das Grundwasser vor hohen Nitratfrachten aus der industriellen Tierhaltung zu schützen.

Besonders in den Tierhaltungskonzentrationsgebieten gefährdet Gülle unsere Grundwasserqualität erheblich, die Nitratfrachten müssen dort drastisch reduziert werden. Deutschland liegt bei der Nitratbelastung nach wie vor auf dem vorletzten Platz in der EU. An 28 Prozent der Messstellen in Deutschland wurden laut einem EU-Bericht mehr als 50 Milligramm Nitrat gemessen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. Juni 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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FINANZEN/1492: Share Deals - Der Berg kreiste und gebar eine Maus


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 21. Juni 2018

Share Deals: Der Berg kreiste und gebar eine Maus



Zum Entschluss der Finanzministerkonferenz der Länder zur Share-Deals-Regelung, erklärt Lisa Paus, Sprecherin für Finanzpolitik:

Dieser Entschluss der Finanzministerkonferenz, auf den zwei Jahre hingearbeitet wurde, ist eine Enttäuschung. Der Berg kreiste und gebar eine Maus - eine Reihe von Mini-Korrekturen. Die minimale Absenkung des Schwellenwertes von 95 Prozent auf 90 Prozent und die Verlängerung der Frist von 5 auf 10 Jahre sind ein Schritt in die richtige Richtung aber keine echte Reform. Diese Anpassungen reichen bei weitem nicht, um das "Steuerschlupfloch" Share Deals zu schließen.

Denn Share Deals führen dazu, dass Immobilieninvestoren die Grunderwerbssteuer ganz legal umgehen können. Dass es sich also lohnt, Immobilien zu kaufen und schnell wieder abzustoßen, solange der Wert auch ohne Investitionen steigt. Für die Länder bedeutet dieser faule Kompromiss weiter Verluste in dreistelliger Millionenhöhe. Die Hauptleidtragenden sind aber die Mieter, denn ihre Mieten steigen auch durch Immobilienspekulation rasant.

Ob die heute beschlossene Reform wirklich die Grenze des verfassungsrechtlich Machbaren ist, ist nicht klar. Die juristischen Einschätzungen gehen auseinander: Der wissenschaftliche Dienst des Bundestages hat geurteilt, dass eine Absenkung bis auf 75 Prozent verfassungsrechtlich machbar, bis auf 51 Prozent denkbar sei. Andere Modelle, wie die Absenkung des Schwellenwertes auf 30 Prozent für Immobiliengesellschaften wie z.B.in den Niederlanden, wurden von der Arbeitsgruppe des Bundesrates gar nicht ernsthaft geprüft.

Bei einem Problem dieser Größenordnung hätte man sich gewünscht, dass Bund und Länder einen mutigeren Schritt nach vorne machen. Es ist zwar gut, dass auch auf grüne Initiative dieser Anfang gemacht wurde und es gibt Chancen, dass er die Steuerumgehung erschwert. Ziel muss aber sein, die Umgehung der Grunderwerbssteuer durch Share Deals für Immobilieninvestoren ganz abzuschaffen.

Hintergrund: Grunderwerbsteuerbefreiung bei Share Deals : Werden Anteile an Unternehmen (Shares), in denen die Grundstücke enthalten sind, gekauft, braucht der Käufer keine Grunderwerbssteuer zu bezahlen - jedenfalls wenn er weniger als 95 Prozent der Unternehmensanteile erwirbt (Share Deal). Denn die Grunderwerbsteuer fällt erst an, wenn mindestens 95 Prozent dieser Unternehmensanteile (zum Beispiel Aktien) auf den Käufer übergehen. Zur Diskussion stand in der FMK zuletzt die Absenkung dieses Schwellenwertes von 95 Prozent auf 90 Prozent.

Die Finanzministerinnen basieren ihre Entscheidung auf einem Gutachten von Prof. Dr. Klaus-Dieter Drüen (LMU München) zur Prüfung verfassungsrechtlicher und europarechtlicher Fragen bei einer Änderung der der Share-Deals-Regelung.

Schon 2016 hatten die Bundestagsfraktion von Bündnis90/Die Grünen den Antrag gestellt, keine Steuerbegünstigungen für Übernahmen durch Share Deals zu gewähren. Ein Gutachten des wissenschaftlichen Dienstes des Bundestages hatte die Senkung der Schwelle auf 51 Prozent als verfassungsrechtlich denkbar eingestuft.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. Juni 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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INNEN/3104: 100 Tage - welche Regierung?


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 21. Juni 2018

100 Tage - welche Regierung?



Zu 100 Tage Große Koalition erklären die Fraktionsvorsitzenden Katrin Göring-Eckardt und Anton Hofreiter:

Noch nie ist eine deutsche Regierung so spät und unter solchem Handlungsdruck gestartet und noch nie ist eine deutsche Regierung derart fahrlässig mit ihrer Verantwortung umgegangen.

Die Welt gerät in Unordnung, Europa wartet auf Reformen, der internationale Klimaschutz hängt durch und das Zusammenleben in unserem Land bröckelt zusehends. Doch die Regierung handelt nicht: Sie ist weder willens, noch in der Lage zur Zusammenarbeit. Statt zu schaffen, eskaliert die CSU den Streit um die Flüchtlingspolitik: Maximale Rhetorik, maximale Erpressung, minimales Handeln. Der Masterplan: ein Gespenst. Die brachiale Testosteronrhetorik von Seehofer und Söder ist nichts anderes als das Vertuschen der eigenen Verantwortung, sowohl für die Fehler im Umgang mit Flüchtlingen und Migranten, als auch im Bereich innere Sicherheit. Das größte Sicherheitsproblem für Deutschland ist im Moment die CSU.

Nichts wird besser durch Grenzschließungen. Kein soziales Problem wird gelöst, kein Friede gestiftet. Diese Regierung kann nichts werden, solange die CSU sie von rechts zerstören will und die SPD schweigt. Nationalismus hilft niemandem, er sät nur Angst und Gewalt. Wir wollen keine Autokratie, keinen Handelskrieg, keine Abschaffung von Europa, keine Rückkehr in eine Gesellschaft der Ausgrenzung - und die Mehrheit in Deutschland auch nicht.

Es stimmt ja, die Welt wie sie ist, verlangt radikale Antworten. 13 Jahre Merkel'sches Beschwichtigen und unerklärte Wendemanöver erzwingen forsches Handeln: Aber es geht nur nach vorne, nicht zurück. Eine vielfältige Gesellschaft muss gestaltet werden, damit gutes Zusammenleben gelingt, aber sie kann niemals rückabgewickelt werden. Klimaschutz braucht Mut zum Kohleausstieg und für große Infrastrukturmaßnahmen. Er kann nichtausgesessen werden, ohne dass wir einen furchtbaren Preis zahlen. Deutschland braucht eine Regierung, die sich den geschädigten Autobesitzern und den unter schlechter Luft leidenden Menschen in den Städten verpflichtet fühlt, statt im Interesse der Autobosse zu verzögern und zu verschleiern.

Deutschland braucht eine Regierung, die den Aufbruch für Europa gemeinschaftlich angeht, Reformen vorantreibt, damit Europa nicht zerbricht.

 * 
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ARBEIT/818: Zukunft der Arbeit aktiv gestalten


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 20. Juni 2018

Zukunft der Arbeit aktiv gestalten

Unionsfraktion sucht den Dialog mit wichtigen Akteuren



Im Rahmen der Arbeitsgruppe Arbeit und Soziales der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat sich der Arbeitskreis "Zukunft der
Arbeit" gebildet. Dazu erklärt der arbeitsmarkt- und sozialpolitische
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Peter Weiß:

"Es ist für die Unionsfraktion ein wichtiges Anliegen, den digitalen
Wandel der Arbeitswelt im Interesse der Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer und der Wirtschaft begleitend zu gestalten. Nur wenn es
uns gelingt, die Interessen von Unternehmen und Beschäftigten auch
unter den Bedingungen der Digitalisierung in Einklang zu bringen,
wird Deutschland wirtschaftlich stark und sozial gerecht bleiben.

Ich freue mich daher, dass sich im Rahmen der Arbeitsgruppe Arbeit
und Soziales jetzt der Arbeitskreis "Zukunft der Arbeit" gegründet
hat. Noch vor der Sommerpause ist ein erstes Treffen zum Thema
"Lebensbegleitendes Lernen" geplant, bei dem es zunächst um einen
Austausch mit Fachleuten gehen wird.

Neben Thomas Heilmann, der den Arbeitskreis koordiniert, gehören ihm
als Berichterstatter auch die Abgeordneten Marc Biadacz, Antje Lezius
und Kai Whittaker an."

 * 
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INNEN/3377: "Sicherheitsbehörden haben gravierenden Terror-Anschlag verhindert - Danke dafür!"


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 20. Juni 2018

"Sicherheitsbehörden haben gravierenden Terror-Anschlag verhindert
- Danke dafür!"



Laut Medienberichten sind bei dem in Köln festgenommenen Tunesier
sehr viel mehr Rizinussamen gefunden worden als zunächst angenommen.
Es wird vermutet, dass der Mann konkrete Pläne für die Herstellung
eines Sprengsatzes hatte. Hierzu können Sie den innenpolitischen
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Mathias Middelberg, wie
folgt zitieren:

Immer mehr deutet darauf hin, dass unsere Sicherheitsbehörden erneut
einen gravierenden Terror-Anschlag in Deutschland verhindert haben.
Allen, die an der rechtzeitigen Festnahme des verdächtigen Tunesiers
mitgewirkt haben, gilt unser größter Dank! Der Fall zeigt einmal
mehr, dass die Bedrohung durch den gewalttätigen Islamismus in
Deutschland andauert. Die CDU/CSU-Fraktion setzt sich mit aller Kraft
dafür ein, dass unseren Behörden die nötigen Mittel zur Bekämpfung
dieses gefährlichen Phänomens zur Verfügung stehen."

 * 
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AUSSEN/1747: Rüstungsexporte stoppen, Töten im Jemen beenden


DIE LINKE - Presseerklärung vom 21. Juni 2018

Rüstungsexporte stoppen, Töten im Jemen beenden



Zum Vorrücken der von Saudi-Arabien angeführten Kriegskoalition im Jemen und dem Rüstungsexportbericht der Bundesregierung erklärt der stellvertretende Vorsitzende und Außenexperte der Partei DIE LINKE Ali Al-Dailami:

Es ist ungeheuerlich, dass die Bundesregierung weiter deutsche Waffen an Staaten wie Saudi-Arabien und Ägypten liefern lässt, die am völkerrechtswidrigen Krieg gegen den Jemen beteiligt sind. Während mit der Schlacht um die jemenitische Hafenstadt Hodeïda die Bevölkerung des Jemen vollständig von Lebensmittellieferungen abgeschnitten zu werden droht, darf die Bundesregierung keine weiteren deutsche Waffen liefern lassen, sonst macht sie sich weiter mitschuldig an den Kriegsverbrechen gegen die Zivilbevölkerung im Jemen.

Über zehn Millionen Menschen im Jemen droht durch Blockade der saudischen Kriegskoalition, die auch von den USA und Frankreich unterstützt wird, der Hungertod. Es ist absehbar, dass hier im gigantischen Maßstab neue Fluchtursachen geschaffen werden. Es handelt sich im Jemen um die größte humanitäre Krise unserer Tage mit mehr als 10 000 Toten und der bisher größten jemals erfassten Cholera-Epidemie. Alle zehn Minuten stirbt ein Kind im Jemen an den Folgen des Angriffskrieges.

Die Bundesregierung muss sich bei ihren NATO-Verbündeten für einen sofortigen Waffenstillstand einsetzen und die UN endlich wirksam bei ihren Bemühungen Lebensmittel an die jemenitische Bevölkerung zu liefern, unterstützen. Das Selbstbestimmungsrecht und somit auch das Widerstandsrecht der Jemeniten müssen anerkannt werden und jegliche äußere Einmischung beendet werden.

 * 

Quelle:
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AUSSEN/1746: Wiederaufbau von Syrien nicht an politische Bedingungen knüpfen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 21. Juni 2018

Wiederaufbau von Syrien nicht an politische Bedingungen knüpfen



'Wenn Bundeskanzlerin Merkel die Beteiligung Deutschlands am Wiederaufbau von Syrien nun an politische Bedingungen knüpft, zeigt das nur, dass nachhaltige Lösungen für das Kriegsland von politischen Interessen blockiert werden. Denn die von Deutschland geforderte 'politische Lösung' ist und bleibt ein Regime Change", sagt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, die mit der Delegation der Kanzlerin in Jordanien und Libanon ist. Hänsel weiter:

"Tatsächlich ist Deutschland bei der Aufbauhilfe in Syrien alles andere als zurückhaltend, denn in Gebieten islamistischer Rebellen ist auch die Bundesregierung über den Syria Recovery Trust Fund an Infrastruktur- und Entwicklungsprojekten beteiligt, die Mittel stammen aus Stabilisierungsfonds des Auswärtiges Amtes. Der Syria Recovery Trust Fund wird gemeinsam mit den Vereinigten Arabischen Emiraten und NATO-Staaten betrieben.

Wichtig wäre nun, dass alle beteiligten politischen Akteure im Rahmen der Vereinten Nationen eine nachhaltige Lösung für Syrien und den Wiederaufbau beschließen, um den Geflüchteten und den Menschen im Land zu helfen."

 * 
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AUSSEN/1745: Türkei verweigert deutschem OSZE-Wahlbeobachter die Einreise


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 21. Juni 2018

Türkei verweigert deutschem OSZE-Wahlbeobachter die Einreise



Vor den Parlaments- und Präsidentschaftswahlen in der Türkei am kommenden Wochenende verweigert die türkische Regierung dem OSZE-Wahlbeobachter und europapolitischen Sprecher der Fraktion DIE LINKE, Andrej Hunko, die Einreise in die Türkei. Er erklärt dazu:

"Der türkische OSZE-Botschafter informierte auf der heutigen Ratssitzung, dass die Türkei mir als akkreditiertem OSZE-Wahlbeobachter die Einreise in die Türkei verweigern wird. Zu diesem Zeitpunkt befand ich mich bereits im Flugzeug und kurz vor dem Abflug aus Wien. Die türkische Regierung sorgt für einen nie dagewesenen Affront gegen die internationale Wahlbeobachtung. Heiko Maas muss gegenüber der Erdogan-Regierung durchsetzen, dass diejenigen deutschen Abgeordneten, die an Wahlbeobachtungsmissionen teilnehmen, dies ungehindert tun können.

Ich musste das Flugzeug stoppen und in Wien aussteigen. Als Abgeordneter des Deutschen Bundestages und Mitglied in der Parlamentarischen Versammlung des Europarates habe ich seit dem Jahr 2011 beinahe sämtliche Wahlen in der Türkei beobachtet. Dass die Erdogan-Regierung in dieser Weise gegen das System der internationalen Wahlbeobachtung vorgeht, lässt sich nur durch die wachsende Nervosität angesichts äußerst knapper Umfrageergebnisse für die AKP erklären.

Offensichtlich will die Erdogan-Regierung bei diesen für sie äußerst wichtigen Wahlen freie Hand haben. Bereits im Vorfeld wurde das türkische Wahlgesetz dahingehend geändert, dass auch ungestempelte Wahlzettel anerkannt werden und nur staatliche Beamte den Wahlgang beaufsichtigen. Auch die Verlegung von Wahllokalen weist darauf hin, dass die Erdogan-Regierung mit allen Mitteln sicherstellen will, dass es am Sonntag eine für sie erfolgreiche Wahlinszenierung gibt."

 * 
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EUROPA/1621: Griechenland bleibt Schuldenkolonie


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 21. Juni 2018

Griechenland bleibt Schuldenkolonie



"Die Zukunft Griechenlands droht erneut auf dem Altar bayerischer Suppenkasper wie Markus Söder geopfert zu werden", erklärt Fabio De Masi, stellvertretender Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE, zum heutigen Treffen der Eurogruppe. De Masi weiter:

"Die Bundesregierung will Griechenland mit Liquiditätsreserven aus dem laufenden Programm ausstatten, so dass ein Offenbarungseid bis nach den nächsten Bundestagswahlen ausbleibt. Griechenland bleibt somit Geisel deutscher Wahlkämpfe.

Der IWF schätzt die Schuldentragfähigkeit der griechischen Wirtschaft realistisch ein und wird sich wohl nicht mit eigenem Geld am dritten Griechenlandprogramm beteiligen. Damit hätte Ex-Finanzminister Wolfgang Schäuble den Bundestag und die Öffentlichkeit vor der Bundestagswahl getäuscht. Gleichwohl blockiert die Bundesregierung die Umschuldung über eine Übernahme höher verzinster IWF-Kredite durch den ESM. Griechenland bleibt Schuldenkolonie, um noch Jahrzehnte der Nachprogrammüberwachung und somit der Fernsteuerung aus Brüssel und Berlin zu rechtfertigen. Um die Erholung der griechischen Wirtschaft oder um Wahrhaftigkeit gegenüber den Steuerzahlern geht es dabei nicht.

Die Griechenland-Pakete waren schizophren: Athen wurden weitere Kredite aufgezwungen, aber über die Kürzung von Investitionen, Löhnen und Renten sowie die Privatisierung öffentlichen Vermögens wurde dem Land untersagt, Einkommen zu erzielen. Eine Schuldenerleichterung ist daher weiterhin unvermeidlich und wäre bei Ausbruch der Krise billiger zu haben gewesen. Griechenland muss endlich wieder über seine eigene Zukunft bestimmen und braucht Spielraum für Investitionen."

 * 
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FINANZEN/1508: Steuervermeidung durch Share Deals entschlossen eindämmen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 21. Juni 2018

Steuervermeidung durch Share Deals entschlossen eindämmen



"Der Plan der Finanzministerkonferenz, die Schwelle für den steuerfreien Grunderwerb über Share Deals auf 90 Prozent zu begrenzen, ist nur ein Tropfen auf den heißen Stein. Natürlich müssen verfassungsrechtliche Grenzen bedacht werden. Aber der Staat kann doch nicht einerseits den kleinen Häuslebauern immer höhere Grunderwerbsteuern auferlegen und dann tatenlos zusehen, wie finanzstarke Immobilieninvestoren diese Grunderwerbsteuer systematisch umgehen", erklärt Jörg Cezanne, für die Fraktion DIE LINKE Mitglied im Finanzausschuss des Deutschen Bundestages. Bei der heutigen Konferenz der Länderfinanzminister wird über den weiteren Umgang mit sogenannten Share Deals zur Umgehung der Grunderwerbsteuer gesprochen. Durch dieses Schlupfloch entgeht dem Staat mindestens eine Milliarde Euro jährlich. Cezanne weiter:

"Die Schritte, die die Länderfinanzminister zur Vermeidung dieses Steuerschlupflochs ergreifen wollen, sind halbherzig. Sehr viel besser wäre es, sie würden sich zum sogenannten 'quotalen Besteuerungsverfahren' durchringen. Dabei wird anteiliger Grunderwerb wenigstens auch anteilig besteuert. So würden z.B. bei Übernahme von mehr als 50 Prozent eines Grundstückseigentümers auch 50 Prozent der entsprechenden Grunderwerbsteuer fällig, bei Erwerb von mehr als 75 Prozent eines Grundstückseigentümers entsprechend 75 Prozent der fälligen Steuer. Auch zu diesem Modell haben die Länderfinanzminister ein Rechtsgutachten eingeholt, welches die Chancen durchaus als positiv bewertet. Wir fordern die Finanzminister von Bund und Ländern auf, diesen Weg zu beschreiten und Share Deals endlich mit vollem gesetzlichem Einsatz zu bekämpfen."

 * 
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GESUNDHEIT/1025: Unterfinanzierung als Ausdruck einer mangelhaften Krankenhauspolitik der Bundesregierung


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 21. Juni 2018

Unterfinanzierung als Ausdruck einer mangelhaften Krankenhauspolitik der Bundesregierung



"Es wurde noch nie so wenig in Krankenhäuser investiert wie in den letzten Jahren. Aber Gesundheitsminister Spahn liegt falsch damit, den Ländern allein die Verantwortung dafür in die Schuhe zu schieben. CDU/CSU und SPD haben im Bund mittels der Schuldenbremse die mangelhafte Investitionsfinanzierung auf Dauer festgeschrieben", kommentiert Harald Weinberg, gesundheitspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, die Forderung des Bundesgesundheitsministers nach mehr Länderinvestitionen für Krankenhäuser. Weinberg weiter:

"Die Krankenhäuser in Deutschland sind unterfinanziert, weil die Länder ihren Verpflichtungen zur Finanzierung der Ausstattung nicht nachkommen können. Der Investitionsstau wird auf 50 Milliarden Euro geschätzt. Dringend nötig wäre, die Länder finanziell in die Lage zu versetzen, Krankenhäuser adäquat ausstatten zu können. Dazu muss der Bund einen eigenen Beitrag leisten. Aber das Gegenteil ist der Fall: Seit rund 20 Jahren setzt die Bundespolitik die Krankenhäuser einem ungeheuren wirtschaftlichen Druck aus. Mehrfache Budgetkürzungen und die Einführung von diagnosebezogenen Fallpauschalen haben den Kosten- und Wettbewerbsdruck enorm erhöht. Unausgesprochen verfolgt die Bundesregierung damit das Ziel, eine Strukturbereinigung in der deutschen Krankenhauslandschaft durchzusetzen, also über den Wettbewerb die Zahl der Krankenhäuser zu vermindern.

Wenn wir diese Probleme an der Wurzel anpacken und unsere Krankenhausversorgung für die Zukunft aufstellen wollen, müssen wir die Krankenhäuser vom Joch des Wettbewerbs befreien und eine bedarfsgerechte, am Gemeinwohl orientierte Finanzierung entwickeln. Das bedeutet, die Fallpauschalen als Finanzierungssystem abzuschaffen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 21. Juni 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. Juni 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





INNEN/4948: 100 Tage rechtspopulistisches Störfeuer statt Politik für die Menschen


DIE LINKE - Presseerklärung vom 21. Juni 2018

100 Tage rechtspopulistisches Störfeuer statt Politik für die Menschen



Zu der 100-Tage-Bilanz der Bundesregierung erklären die Vorsitzenden der Partei DIE LINKE, Katja Kipping und Bernd Riexinger:

Der Zustand der kleinsten Großen Koalition aller Zeiten ist nach 100 Tagen mehr als besorgniserregend. Wer nach dem äußerst holprigen Start dieser Regierung dachte, dass es nicht mehr schlimmer werden kann, der sieht sich getäuscht. Die Bilanz ist erschreckend: Politik für die Menschen in diesem Land? Fehlanzeige, die Groko ist durch Machtkämpfe und Lobbyismus offensichtlich voll ausgelastet. Diese Regierung ist, kaum gestartet - schon gescheitert. Das Gründungsdokument dieser Koalition der Wahlverlierer ist die vorweggenommene Drückebergerei vor den großen Zukunftsherausforderungen: Im Koalitionsvertrag bleiben Kinder- und Altersarmut, Wohnungsnot, Pflegenotstand, prekäre Beschäftigung, Ostdeutschland und Klimaschutz außen vor oder es wird bestenfalls politische Kosmetik betrieben.

Statt Kinder- und Altersarmut entschlossen zu bekämpfen wurde das Problem mit einer Rentenkommission vertagt und für die ärmsten Familien gibt es fast gar nichts. Ostdeutsche Probleme wie Niedriglöhne, die Ungerechtigkeit bei den Renten gegenüber Ost-Biographien, wie z.B. die Situation der in der DDR Geschiedenen, spielen ebenfalls keine Rolle. Für die Bekämpfung der Wohnungsnot stellt die Regierung viel zu wenig Geld für Sozialwohnungen bereit, um eine Trendwende am Wohnungsmarkt zu erreichen. Befristungen und Leiharbeit wurden nicht abgeschafft, die Klimaziele werden einfach ignoriert und verfehlt, bei der Energiewende steht man weiter auf der Bremse, genau wie beim Dieselskandal. Trotz des dramatischen Pflegenotstands folgen den vollmundigen Ankündigungen im Wahlkampf keine Taten. Die im Sofortprogramm Kranken- und Altenpflege versprochenen 13 000 Pflegestellen sind angesichts der rund 140 000 fehlenden Pflegekräfte in Alten- und Krankenpflege ein schlechter Witz.

Die Koalitionskrise ist zum Normalzustand und das rechtspopulistische Störfeuer ist zum Soundtrack der vierten Amtszeit Merkels geworden. Eine Bundesregierung ist kein Streichelzoo, aber sie ist auch kein Bierzelt, wo der den Ton angibt, der die härtesten rechten Sprüche klopft. Die CSU macht auf rechtspopulistische Opposition. Die SPD tut so, als ob sie mit alledem nichts zu tun hat und steht als Zaungast am Rande.

Es ist ein eigenartiges Schauspiel, dass eine Regierung schwerpunktmäßig daran arbeitet, die eigene Regierungschefin zu stürzen. Der Innenminister und der Gesundheitsminister sägen am Stuhl der Kanzlerin statt sich um ihre eigenen Ressorts zu kümmern, dabei gäbe es gegen Wohnungsnot und Pflegenotstand wahrlich genug zu tun.

Diese Regierung ist sich zwar selbst die härteste Opposition - aber von rechts. Deshalb braucht es unbedingt eine starke soziale Opposition. Das wird DIE LINKE sein - im Parlament und auf der Straße.

 * 
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WIRTSCHAFT/2075: Bundesregierung verweigert Mindeststandards für deutsche Unternehmen im Ausland


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 21. Juni 2018

Bundesregierung verweigert Mindeststandards für deutsche Unternehmen im Ausland



"Der Oxfam-Supermarktcheck zeigt erneut, mit welchen fatalen Folgen sich die Bundesregierung vor der Einführung gesetzlicher sozialer, menschenrechtlicher und ökologischer Mindeststandards für deutsche Unternehmen im Ausland drückt", erklärt Eva-Maria Schreiber, Entwicklungspolitikerin der Fraktion DIE LINKE. Schreiber weiter:

"Mit Initiativen wie dem 'Aktionsplan Wirtschaft und Menschenrechte' oder dem Textilbündnis betreibt die Bundesregierung pure Augenwischerei. Nur die Abkehr von freiwilligen Vereinbarungen mit der Privatwirtschaft und die Einführung verbindlicher gesetzlicher Mindeststandards kann tatsächlich zu einer Verbesserung der Situation für die Arbeiterinnen und Arbeiter im globalen Süden beitragen.

Auch deutsche Unternehmen sind für zahlreiche Menschenrechtsverletzungen in ihren Lieferketten im Ausland verantwortlich. Die Bundesregierung darf deshalb den UN-Treaty-Prozess nicht länger torpedieren, sondern muss sich endlich für ein völkerrechtsverbindliches Abkommen zum Schutz der Menschenrechte gegenüber Unternehmen einsetzen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 21. Juni 2018
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BUNDESTAG/7284: Heute im Bundestag Nr. 434 - 21.06.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 434

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 21. Juni 2018, Redaktionsschluss: 14.16 Uhr

1. Zahl offener Haftbefehle

2. Cyber-Sicherheit und Cyber-Abwehr

3. Verbindungen von Attentäter in die USA

4. Geschlechtseintragung im Geburtenregister

5. Auslieferung von Mario R.

6. Statistik über Disziplinarverfahren



1. Zahl offener Haftbefehle

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im Polizeilichen Informationssystem (Inpol-Z)
beziehungsweise dem Schengener Informationssystem (SIS II) haben zum
Stichtag 26. März 2018 laut Bundesregierung 594 Fahndungen aufgrund
von Haftbefehlen im Phänomenbereich der politisch rechts motivierten
Kriminalität vorgelegen. "Abzüglich der Haftbefehle ausländischer
Behörden (sieben Fahndungen) richteten sich diese gegen insgesamt 457
Personen", schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (18/2644) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (18/1970). Diese seien
aufgrund polizeilicher Erkenntnisse dem Phänomenbereich der politisch
rechts motivierten Kriminalität zugeordnet worden.

 * 

2. Cyber-Sicherheit und Cyber-Abwehr

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über Aspekte der Cyber-Sicherheit berichtet die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/2645) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/2032). Darin verweist sie darauf, dass innere und
äußere Sicherheit im Cyber-Raum nicht mehr trennscharf voneinander
abzugrenzen seien. Die Wahrung der Cyber-Sicherheit und die
Verteidigung gegen Cyber-Angriffe seien so zu einer gesamtstaatlichen
Aufgabe geworden, die gemeinsam zu bewältigen sei. Deshalb seien in
der "Cybersicherheitsstrategie für Deutschland 2016" die Cyber-Abwehr,
die "Cyber-Außen/-Sicherheitspolitik" sowie die Cyber-Verteidigung als
drei sich ergänzende Mittel zum Erreichen von Cyber-Sicherheit
festgehalten.

Cyber-Verteidigung umfasst dabei laut Vorlage die in der Bundeswehr im
Rahmen ihres verfassungsgemäßen Auftrages vorhandenen Fähigkeiten und
"Cyber-Außen/-Sicherheitspolitik" das "aktive Einbringen Deutschlands
in die europäische und internationale Cyber-Sicherheitspolitik".
Cyber-Abwehr beziehe sich auf die zivile Abwehr aller Formen
vorsätzlicher Handlungen, deren Ziel es ist, die "Verfügbarkeit,
Integrität und Vertraulichkeit von informationstechnischen Systemen
mit informationstechnischen Mitteln zu manipulieren, zu beeinflussen
oder zu stören" und die keinen "bewaffneten Angriff" im Sinne von
Artikel 51 der Charta der Vereinten Nationen darstellen.

Ein "Cyber-Gegenangriff" sei insofern "ebenfalls eine - aktive -
Maßnahme der Cyber-Abwehr mit dem Ziel, die zum Angriff genutzten
informationstechnischen Systeme mit informationstechnischen Mitteln zu
manipulieren oder zu stören", schreibt die Bundesregierung weiter.
Maßnahmen in diesem Sinne bezeichne sie als "aktive Cyber-Abwehr".
Maßnahmen der aktiven Cyber-Abwehr werfen der Antwort zufolge
verschiedene rechtliche Fragen auf, die die Bundesregierung derzeit
prüft. Aus dieser Prüfung werde sich auch möglicher gesetzgeberischer
Handlungsbedarf ableiten. Da für den Einsatz von Maßnahmen der aktiven
Cyber-Abwehr besondere Fachkenntnisse erforderlich seien, würden neben
den rechtlichen Fragen auch organisatorische Fragen geprüft. "Diese
Prüfungen sind noch nicht abgeschlossen, daher werden bislang keine
Maßnahmen der aktiven Cyber-Abwehr durchgeführt", heißt es in der
Vorlage.

 * 

3. Verbindungen von Attentäter in die USA

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) "Verbindungen des Attentäters vom
Olympia-Einkaufszentrum in München in die USA" sind Thema der Antwort
der Bundesregierung (19/2649) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/2246). Wie die Fraktion darin schrieb, hatte der Attentäter
vom Olympia-Einkaufszentrum, David S., der im Juli 2016 neun Menschen
und sich selbst tötete, Medienberichten zufolge Kontakt zu einem
Todesschützen in den USA. Nach Angaben des Sheriffs im San Juan County
habe sich David S. im Internet mit William Atchison ausgetauscht, der
im Dezember 2017 im US-Bundesstaat New Mexico zwei Schüler und sich
selbst erschossen habe.

Laut Bundesregierung hatte das Bundeskriminalamt (BKA) seit dem 9.
Dezember 2017 Kenntnis davon, "dass Atchison - nach dessen eigenen
Angaben gegenüber den zuständigen US-amerikanischen Behörden - mit dem
Attentäter von München/Bayern in Kontakt gestanden haben will". Wie
die Bundesregierung weiter ausführt, war David S. unter dem
Nutzernamen "Maurächer" auf der Darknet-Plattform "Deutschland im Deep
Web" ("DiDW") aktiv, die auch einen Chatraum beinhaltet habe. Ob David
S. im Chatraum an "Gesprächen" oder "Diskussionen" teilnahm, sei ihr
der Bundesregierung nicht bekannt.

Eine Person mit Namen "William Atchison" sei im Rahmen der im BKA
erfolgten Abklärungen nicht bekannt geworden, führt die
Bundesregierung weiter aus. Vor diesem Hintergrund lägen ihr "keine
Informationen, welche Medien, Webseiten oder Online-Plattformen David
S. und William Atchison für ihre Kontakte oder ihren Austausch genutzt
haben könnten, noch zu möglichen dort geäußerten Attentatsplänen vor".

 * 

4. Geschlechtseintragung im Geburtenregister

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um die Eintragung des Geschlechts Neugeborener im
Geburtenregister geht es in der Antwort der Bundesregierung (19/2654)
auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/2281). Wie die Fraktion
darin ausführte, schreibt das Personenstandsrecht vor, dass nach der
Geburt eines Kindes dessen Geschlecht im Geburtenregister zu
beurkunden ist. Mit dem "Gesetz zur Änderung personenstandsrechtlicher
Vorschriften" habe der Bundestag die Möglichkeit geschaffen, auf eine
Geschlechtsangabe im Geburtenregister zu verzichten, wenn das Kind
weder dem weiblichen noch dem männlichen Geschlecht zugeordnet werden
kann. Die Möglichkeit, den Geschlechtseintrag im Geburtenregister
offen zu lassen, ermögliche jedoch laut Bundesverfassungsgericht nicht
hinreichend eine Anerkennung der "dem eigenen Empfinden entsprechenden
Geschlechtlichkeit". Deshalb müsse der Gesetzgeber bis zum 31.
Dezember 2018 eine Neuregelung treffen (1 BvR 2019/16).

Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort darlegt, bereitet das
Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat ein Gesetz zur
Umsetzung der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vor. Die
Ressortabstimmung sei noch nicht abgeschlossen; die von dem Gericht
gesetzte Frist werde nach aktueller Planung eingehalten. Wie aus der
Antwort ferner hervorgeht, ist die Eintragung des Geschlechts im
Geburtenregister nach Ansicht der Bundesregierung weiter erforderlich,
"da in einigen Bereichen Rechtsfolgen an das Geschlecht geknüpft
werden".

 * 

5. Auslieferung von Mario R.

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Eine rechtskräftige Entscheidung über die
Auslieferung des in Ungarn festgenommenen Mario R. hat mit Stand vom
7. Juni noch nicht vorgelegen. Dies geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/2658) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/2303) hervor. Darin hatte die Fraktion die "Verhaftung des
Rechtsextremen Mario R." thematisiert. Dieser gelte als Betreiber des
Online-Versandes "Migrantenschreck.de", über den seit Mai 2016 Waffen
vertrieben worden seien.

Auf die Frage, seit wann genau bundesdeutsche Sicherheitsbehörden
wussten, "dass sich (der untergetauchte) Mario R. in Ungarn aufhält",
verweist die Bundesregierung darauf, dass das Landeskriminalamt Berlin
das Verfahren gegen Mario R. in alleiniger Zuständigkeit führe. Dem
Bundeskriminalamt sei der Aufenthaltsort des Mario R. in Ungarn im
April 2016 bekannt geworden. Das Bundesamt für Verfassungsschutz habe
"erstmalig im Rahmen der Presseberichterstattung zur Festnahme am 28.
März 2018 Kenntnis über den Aufenthalt des Mario R. in Ungarn"
erlangt.

 * 

6. Statistik über Disziplinarverfahren

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Disziplinarverfahren gegen Bundesbeamte sind
Gegenstand der Antwort der Bundesregierung (19/2677) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/2296). Darin hatte sich die
Fraktion unter anderem nach der Zahl disziplinarrechtlicher Verfahren
erkundigt, die infolge der Arbeit des NSA-Untersuchungsausschusses der
18. Wahlperiode des Bundestages etwa gegen Mitarbeiter des
Bundesnachrichtendienstes eingeleitet wurden.

Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort ausführt, lassen sich in der
jährlich veröffentlichten Statistik über Disziplinarverfahren der
Bundesbeamten die dort erfassten Verfahren verschiedenen Arten von
Dienstpflichtverletzungen zuordnen, aber nicht einzelnen Anlässen. In
den Personalakten der möglicherweise betroffenen Beamten und Soldaten
könnten heute "keine disziplinarrechtlichen Verfahren im Sinne der
Anfrage" festgestellt werden.

"Aufgrund des gesetzlichen Verwertungsverbotes von Paragraf 16 Absatz
1 des Bundesdisziplinargesetzes und des Tilgungsgebotes von Paragraf
16 Absatz 3 Satz 1 des Bundesdisziplinargesetzes sind vor Ablauf
dieser gesetzlichen Fristen gegebenenfalls gegen Beamtinnen und Beamte
geführte Disziplinarverfahren heute nicht mehr nachvollziehbar", heißt
es in der Vorlage weiter. Gleiches gelte für Verfahren gegen Soldaten
aufgrund der Tilgungspflicht von Paragraf 8 der
Wehrdisziplinarordnung.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7283: Heute im Bundestag Nr. 433 - 21.06.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 433

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 21. Juni 2018, Redaktionsschluss: 13.35 Uhr

1. Verschobene Cybersicherheitskonsultation

2. Datenaustausch mit Russland zur WM

3. Neuregelung zu Geschlechtseintrag

4. Mehr sonderpädagogische Förderung

5. Zukunft des Hochschulpaktes

6. Europäische Forschungsförderung



1. Verschobene Cybersicherheitskonsultation

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die ursprünglich für Mitte März dieses Jahres
terminierten "Cybersicherheitskonsultationen" mit Russland sind "nach
Bekanntwerden der Cyberoperation gegen das Auswärtige Amt" verschoben
worden. Dies geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/2643) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/2297) hervor. Danach
wurde noch kein neuer Termin vereinbart.

 * 

2. Datenaustausch mit Russland zur WM

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MTR) "Datenaustausch mit Russland zur Fußball-WM 2018"
lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/2634). Wie
die Fraktion darin ausführt, ist zur Prävention von gewalttätigen
Auseinandersetzung zwischen Fußballfans die Speicherung und der
Austausch von Daten auch international notwendig. Wissen wollen die
Abgeordneten, ob die Bundespolizei oder andere Sicherheitsbehörden
Daten an russische Sicherheitsdienste übermittelt haben. Auch fragen
sie unter anderem, welche Arten von Daten gegebenenfalls nach Kenntnis
der Bundesregierung an die russischen Behörden übermittelt werden.

 * 

3. Neuregelung zu Geschlechtseintrag

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die "Umsetzung des Urteils des
Bundesverfassungsgerichtes zur ,Dritten Option' beim
Geschlechtseintrag" ist Thema der Antwort der Bundesregierung
(19/2554) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/2103). Wie die Fraktion darin ausführte, hatte das
Bundesverfassungsgericht mit Beschluss vom 10. Oktober 2017
entschieden, dass die Regelungen des deutschen Personenstandsgesetzes
mit den grundgesetzlichen Anforderungen insoweit nicht vereinbar sind,
als dass das Gesetz "neben dem Eintrag ,weiblich' oder ,männlich'"
keine dritte Möglichkeit bietet, ein Geschlecht positiv eintragen zu
lassen" (1 BvR 2019/16). Menschen, deren geschlechtliche Identität
nicht eindeutig "weiblich" oder "männlich" ist, seien damit
diskriminiert und in ihren Persönlichkeitsrechten eingeschränkt. Im
Ergebnis sei der Gesetzgeber aufgefordert worden, bis zum 31. Dezember
2018 eine verfassungsgemäße Neuregelung zu schaffen.

Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort darlegt, haben sich die sie
tragenden Parteien im Koalitionsvertrag dazu bekannt, geschlechtliche
Vielfalt zu respektieren. Alle Menschen sollten "unabhängig von ihrer
sexuellen Identität frei und sicher leben können - mit gleichen
Rechten und Pflichten". Diesen Vorgaben fühle sie sich verpflichtet,
schreibt die Bundesregierung. Gleichzeitig seien die zeitlichen
Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts zu beachten.

Den Angaben zufolge bereitet das Bundesministerium des Innern, für Bau
und Heimat ein Gesetz zur Umsetzung der Entscheidung des Gerichts vor.
"Die Ressortabstimmung ist noch nicht abgeschlossen. Umfang und Inhalt
der beabsichtigten Regelungen werden noch diskutiert", heißt es in der
Antwort weiter. Die vom Verfassungsgericht gesetzte Frist 31. Dezember
2018 werde nach aktueller Planung eingehalten.

 * 

4. Mehr sonderpädagogische Förderung

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Seit 2009 ist die Zahl der Kinder gestiegen, die
sonderpädagogisch gefördert werden. Waren es 1990 noch 483.267
Schüler, hatte sich die Zahl 2016 auf 523.813 Schüler erhöht. Damit
ist die Förderquote von 6,032 Prozent auf 6,990 Prozent gestiegen. Das
schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/2685) auf die Kleine
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/2067). Die Grünen
hatten in ihrer Kleinen Anfrage unterstrichen, dass trotz des Rechts
auf inklusive Bildung noch viel getan werden müsste, bis inklusive
Bildung auch in Deutschland für alle Schüler Realität geworden sei.

 * 

5. Zukunft des Hochschulpaktes

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Mit dem laufenden Hochschulpakt 2020 unterstützt der
Bund die Länder und Hochschulen bei der Aufnahme zusätzlicher
Studienanfänger bei hoher Studienqualität. Eine Untersuchung der
Auswirkungen des Hochschulpakts 2020 vom Dezember 2017 bestätigt den
Erfolg des Hochschulpakts, schreibt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/2676) auf die Kleine Anfrage von Bündnis 90/Die Grünen
(19/2330). Die Abgeordneten hatten in ihrer Kleinen Anfrage
unterstrichen, dass zwar die Grundfinanzierung der außeruniversitären
Forschungseinrichtungen über den Pakt für Forschung und Innovation
seit 2005 jährlich um mindestens drei Prozent gestiegen sei, die
Grundfinanzierung von Universitäten und Fachhochschulen aber
stagniere. Die Grünen fordern nicht nur eine Verstetigung des
Hochschulpakts, sondern auch eine bessere Ausstattung und regelmäßige
Erhöhung.

Aus Sicht der Bundesregierung ist in erster Linie die Erhöhung der
Grundfinanzierung der Hochschulen durch die Länder maßgebend für ein
zukunftsfähiges Hochschulsystem in Deutschland. Dies bedeute auch,
dass in der Nachfolge des Hochschulpakts die Bundesmittel an eine
nachweisbare und transparente Gegenfinanzierung durch die Länder
geknüpft seien, welche dauerhaft und zusätzlich zur Grundfinanzierung
der Hochschulen durch ihre Träger erfolgen müssten.

Mit der 2017 beschlossenen Neuordnung der Bund-Länder-Finanzen hätten
die Länder unter anderem auch hierfür eine aufgabenadäquate
Finanzausstattung erhalten. Ihre Haushalte würden allein dadurch ab
2020 insgesamt um rund 9,7 Milliarden Euro pro Jahr entlastet. Die
Bundesregierung halte eine ausgewogene Balance zwischen unbefristeten
und befristeten Arbeitsverhältnissen im Wissenschaftssystem für
wichtig, um sowohl die notwendige Dynamik zu erhalten als auch gute
Arbeitsbedingungen zu schaffen, die auch Nachwuchswissenschaftlern
Perspektiven biete. Die Umsetzung dieses Anliegens liege bei den
Hochschulen in ihrer Funktion als Arbeitgeber.

Die Bundesregierung sei grundsätzlich bereit, die Bundesmittel auf
Grundlage des 2015 neu gefassten Artikels 91b Grundgesetz dauerhaft zu
verstetigen. Mit der Verstetigung der Mittel würden die Hochschulen
mehr finanzielle Planungssicherheit erhalten. Dies würde ihnen die
Einstellung unbefristeten Lehrpersonals erleichtern. Die
Bundesregierung erwarte von den Hochschulen und Ländern, dass sie eine
verantwortliche Personalpolitik durchführen und mehr unbefristete
Beschäftigungsverhältnisse schaffen. Der Wissenschaftsrat fordere die
Hochschulen in seinem Positionspapier explizit dazu auf, diese Chance
zu nutzen und den Anteil befristeter Beschäftigungsverhältnisse zu
reduzieren.

Die Verbesserung der Betreuungsrelation zwischen Professoren und
Studenten an den Hochschulen sei eine wichtige, aber nicht die einzige
sinnvolle Maßnahme zur Erhöhung der Qualität von Studium und Lehre.
Vor diesem Hintergrund werde sich die Bundesregierung in den kommenden
Verhandlungen mit den Ländern entsprechend für alle Aspekte einsetzen,
die eine weitere Verbesserung der Qualität von Studium und Lehre
bedeuten.

Laut einer Modellberechnung des Wissenschaftsrats aus dem Jahr 2008,
bezogen auf das Referenzjahr 2005/2006, ergäbe sich ein Zusatzbedarf
von 3.969 hauptberuflichen Professuren, um das Niveau der Schweizer
Richtwerte zu erreichen.

Die Einrichtung von Professuren liege allein im Zuständigkeitsbereich
der Länder beziehungsweise der Hochschulen. Die zusätzlichen Kosten,
die mit einer neuen Professur einhergingen, würden unter anderem vom
Ergebnis der Verhandlungen des individuellen Berufungsverfahrens
abhängen.

Daneben fördere der Bund mit dem Qualitätspakt Lehre (2011 bis 2020)
zahlreiche Hochschulen bei der projektförmigen Entwicklung und
Umsetzung innovativer Lehr- und Lernformate und neuer
Betreuungskonzepte.

 * 

6. Europäische Forschungsförderung

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Die Bundesregierung wird sich bei den Beratungen zum
Finanzrahmen 2021-2027 der Europäischen Union für eine weitere
Modernisierung des Haushalts, für die konsequentere Ausrichtung auf
den europäischen Mehrwert und für die angemessene Berücksichtigung
wichtiger Zukunftsaufgaben und Querschnittthemen, wie Forschung und
Innovation, einsetzen. Das schreibt die Bundesregierung der Antwort
(19/2648) auf eine Kleine Anfrage von Bündnis 90/Die Grünen (19/2245).

Die Grünen hatten in ihrer Anfrage unterstrichen, dass die
Europäischen Forschungsrahmenprogramme mit der richtigen Ausgestaltung
und finanziellen Ausstattung einen wichtigen Beitrag zur Bewältigung
von komplexen Herausforderungen leisten können, denen Politik und
Wissenschaft nur auf internationaler Ebene angemessen begegnen können.
Dazu gehörten beispielsweise die Klimakrise, wachsende soziale
Ungleichheit oder die Zerstörung der natürlichen Lebensgrundlagen.

Die Bundesregierung unterstreicht, dass sie bei den Verhandlungen
bewährte EU-Politiken grundsätzlich nicht in Frage stellen werde.
Europäische Werte seien die Grundlage des Zusammenhalts der EU. So sei
die Einhaltung rechtsstaatlicher Grundprinzipien eine wichtige
Voraussetzung für ein gesundes Investitionsumfeld. Ein Vorschlag der
Kommission zu einer Rechtsstaatlichkeits-Verordnung liege bereits vor
und werde von der Bundesregierung geprüft.

Die Bundesregierung werde die Vorschläge der Kommission im Einzelnen
sorgfältig prüfen. Bei der abschließenden Bewertung einzelner
Mittelansätze, so dem für das 9. Forschungsrahmenprogramm (Horizont
Europa) und dem für EURATOM, müssten sowohl die noch ausstehenden
Sektorverordnungen als auch der Gesamtkontext des künftigen
Finanzrahmens sowie die finanziellen Auswirkungen zu berücksichtigt
werden, betont die Bundesregierung. Die Bundesregierung werde im
Rahmen der Verhandlungen zum Mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) auf ein
angemessenes Gesamtvolumen und eine faire Lastenteilung achten.

Im 9. Forschungsrahmenprogramm (Horizont Europa) müssten alle
Entwicklungsgrade des Forschungs- und Innovationsgeschehens und
Projektgrößen in einem ausgewogenen Verhältnis gefördert werden:
ausgehend von einer starken Grundlagenforschung, die maßgeblich auch
von den Hochschulen geleistet werde, über die angewandte Forschung bis
zur Markteinführung.

Die Bundesregierung sei offen für eine Diskussion über eine
anreizgerechte Absenkung der Förderung ("Research and Innovation
Actions" und "Innovation Actions") für industrielle Partner (mit
Ausnahme der kleinen und mittleren Unternehmen (KMU)), um mehr
Industrieunternehmen eine Beteiligung am Rahmenprogramm für Forschung
und Innovation zu ermöglichen.

Beim Thema europäische Hochschullandschaft betont die Bundesregierung,
dass sie - ebenso wie die Kultusministerkonferenz der Länder - es als
großen Erfolg ansehe, dass über den Bologna-Prozess die Mobilität der
Studenten im Europäischen Hochschulraum deutlich zugenommen habe.
Teile oder ein gesamtes Studium in verschiedenen Ländern in Europa zu
absolvieren, sei heute weit verbreitet. In diesem Kontext sehe die
Bundesregierung auch die Initiative des französischen
Staatspräsidenten Emmanuel Macron und der Staats- und Regierungschefs
der Europäischen Union zur Schaffung Europäischer Hochschulnetzwerke.
Danach sollen Hochschulen in Europa in die Lage versetzt werden,
Netzwerke zu schaffen, die für Studenten und Lehrende einen
europäischen Mehrwert bringen und finanziell nachhaltig unterlegt
sind.

 * 
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BUNDESTAG/7282: Heute im Bundestag Nr. 432 - 21.06.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 432

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 21. Juni 2018, Redaktionsschluss: 12.57 Uhr

1. Fachgespräch zum Solidaritätszuschlag

2. Grundsteuer-Aufkommen wird gesichert

3. Grundsteuer für Kommunen wichtiger

4. Treuhänder werden überprüft

5. Konjunkturprognose der Bundesregierung

6. Notleidende Kredite in der Eurozone



1. Fachgespräch zum Solidaritätszuschlag

Finanzen/Anhörung

Berlin: (hib/HLE) Mit dem Solidaritätszuschlag befasst sich der
Finanzausschuss in einem öffentlichen Fachgespräch am Mittwoch, den
27. Juni von 11.30 bis 13.00 Uhr im Saal E 400 des Paul-Löbe-Hauses.
Dem Fachgespräch liegen zwei Anträge von Fraktionen zugrunde. So
fordert die Fraktion der AfD die "sofortige und uneingeschränkte"
Abschaffung des Solidaritätszuschlags. Begründet wird dies in dem
Antrag (19/1179) mit der Verfassungswidrigkeit des Zuschlags. Der vor
23 Jahren angegebene Zweck der Sicherung des einigungsbedingten
Mittelbedarfs des Bundes sei inzwischen weggefallen. Daher sei die
Verfassungsmäßigkeit nicht mehr gegeben, weil der Ausnahmecharakter
der Ergänzungsabgabe eine dauerhafte und immerwährende Erhebung dieser
Steuer verbiete.

Auch die FDP-Fraktion will den Solidaritätszuschlag mit einem
Gesetzentwurf (19/1038) aufheben lassen. Zur Begründung schreibt die
Fraktion, den Bürgern sei bei Einführung des Solidaritätszuschlages
versprochen worden, dieser werde nur befristet erhoben. Das
unbefristete Solidaritätszuschlaggesetz sei 1995 mit der Begründung
erlassen worden, dieses "finanzielle Opfer" sei zur Finanzierung der
Vollendung der Einheit unausweichlich. Mittelfristig sei eine
Überprüfung zugesagt worden. "Der zur Vollendung der deutschen Einheit
aufgelegte Solidarpakt II läuft 2019 aus, so dass auch die
Legitimation des Solidaritätszuschlaggesetzes 1995 spätestens zu
diesem Zeitpunkt wegfällt", begründet die FDP-Fraktion ihren Vorstoß.
Einen Fortbestand des Solidaritätszuschlags hält die Fraktion für
einen Verstoß gegen das Grundgesetz

Als Sachverständige sind geladen: Bund der Steuerzahler Deutschland,
Bundesverband der Deutschen Industrie, Stefan Bach (Deutsches Institut
für Wirtschaftsforschung), Professor Frank Hechtner (Technische
Universität Kaiserslautern), Professor Karl-Georg Loritz (Universität
Bayreuth) Professor Hans-Jürgen Papier (Präsident des
Bundesverfassungsgerichts i.R.), Katja Rietzler
(Hans-Böckler-Stiftung) und Professor Henning Tappe (Universität
Trier).

Zuhörer werden gebeten, sich im Sekretariat des Ausschusses mit
vollständigem Namen und Geburtsdatum per E-Mail
(finanzausschuss@bundestag.de) anzumelden. Außerdem sind das Datum und
das Thema der Anhörung anzugeben. Zur Sitzung muss das
Personaldokument mitgebracht werden.

 * 

2. Grundsteuer-Aufkommen wird gesichert

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung will die neue Grundsteuer unter
Beachtung der Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts, der Sicherung
des derzeitigen Aufkommens sowie unter Beibehaltung des kommunalen
Hebesatzrechts neu regeln. Dies schreibt die Regierung in ihrer
Antwort (19/2589) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen (19/2244). Danach ist sich die Regierung "der Bedeutung der
Grundsteuer als unverzichtbare Einnahmequelle der Kommunen bewusst".
Bei einem Treffen mit Vertretern der 16 Bundesländer Anfang Mai habe
es keine Vorfestlegungen auf ein Grundsteuermodell gegeben.

 * 

3. Grundsteuer für Kommunen wichtiger

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Grundsteuer ist für die Städte und Gemeinden in
den vergangenen Jahrzehnten immer wichtiger geworden. Wie aus
Übersichten in einer Antwort der Bundesregierung (19/2659) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/2329)
hervorgeht, betrug der Anteil der Einnahmen aus der Grundsteuer B an
den Gesamteinnahmen der Kommunen 1992 noch 3,5 Prozent. Bis 2017 war
dieser Anteil auf fünf Prozent gestiegen.

 * 

4. Treuhänder werden überprüft

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Treuhänder, die Beitragserhöhungen von
Versicherungen auf ihre Rechtmäßigkeit überprüfen, werden von der
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) geprüft.
Derzeit gebe es 16 Treuhänder in der Krankenversicherung, vier
Treuhänder in der Lebensversicherung, vier Treuhänder in der Schaden-
und Unfallversicherung sowie zwei Treuhänder bei Pensionskassen und
Pensionsfonds, heißt es in der Antwort der Bundesregierung (19/2480)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/1790).
Darin berichtet die Regierung, dass es in den vergangenen zehn Jahren
einen Widerspruchsfall gegen einen Treuhänder gegeben habe. Die BaFin
habe der Bestellung eines Treuhänders widersprochen, weil er bei dem
betreffenden Unternehmen Ansprüche auf Versorgungsleistungen gehabt
habe.

 * 

5. Konjunkturprognose der Bundesregierung

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung hält hohe wirtschaftliche
Wachstumsraten in den kommenden 15 bis 20 Jahren für möglich.
Voraussetzung dafür sei eine Erneuerung der sozialen Marktwirtschaft
in verschiedenen Eckpunkten, erklärt die Bundesregierung in der
Antwort (19/2680) auf eine Kleine Anfrage (19/2280) der FDP-Fraktion.
Diese Punkte sollen in einer Charta der sozialen Marktwirtschaft
fixiert werden, die derzeit vorbereitet werde. Die Schätzungen zum
Produktionspotenzial liege aktuell bei knapp zwei Prozent.

Gemäß der Frühjahrsprojektion der Bundesregierung wird die deutsche
Wirtschaft in diesem und im kommenden Jahr einen Zuwachs des
Bruttoinlandsprodukts von preisbereinigt mehr als zwei Prozent
erreichen. Das Risiko eines starken Einbruchs der Inlands-Nachfrage
oder schnell steigenden Preisen aufgrund von Angebotsengpässen hält
die Bundesregierung für gering. Lange Aufschwungphasen habe es auch in
anderen Industrieländern gegeben, erklärt sie und führt mindestens 23
Jahre währende Perioden etwa in Australien, Frankreich und Schweden
an.

Die FDP-Fraktion hatte Aussagen zum Wirtschaftswachstum von
Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier (CDU) im Nachrichtenmagazin
"Der Spiegel" zum Anlass für die Kleine Anfrage genommen.

 * 

6. Notleidende Kredite in der Eurozone

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach notleidenden Krediten in der Eurozone erkundigt
sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/2663). Die
Bundesregierung soll angeben, wie groß das Gesamtvolumen notleidender
Kredite ist, wie hoch der Anteil am Gesamtvolumen aller Kredite ist
und wie sich die Lage in den einzelnen Euro-Ländern darstellt. Gefragt
wird unter anderem nach der Stabilität des Bankensektors in
Griechenland, wo der Anteil notleidender Kredite 60 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts des Landes entspricht. Die Abgeordneten wollen
in diesem Zusammenhang auch wissen, wie es um Italien steht und welche
Gefahren sich aus der Lage in Italien für den deutschen und
europäischen Bankensektor ergeben.

Die Bundesregierung soll Angaben zu den Ursachen für notleidende
Kredite machen und die Planungen der EU-Kommission zum Abbau von
notleidenden Krediten beurteilen. In der Vorbemerkung zur Kleinen
Anfrage schreibt die FDP-Fraktion, notleidende Kredite würden als das
derzeit größte Risiko für die Stabilität des Bankensektors in der
Eurozone angesehen. Im Mai 2018 habe zum Beispiel die Regierung von
Zypern einer Bank 2,5 Milliarden Euro zur Verfügung stellen müssen,
weil diese notleidende Kredite mit einem Volumen von 6,2 Milliarden
Euro in der Bilanz stehen hatte. Das Volumen notleidender Kredite der
zypriotischen Banken mache 90 Prozent des Bruttoinlandsprodukts des
Landes aus.

 * 
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BUNDESTAG/7281: Heute im Bundestag Nr. 431 - 21.06.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 431

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 21. Juni 2018, Redaktionsschluss: 11.15 Uhr

1. FDP: Waldrodungen für die Windkraft stoppen

2. Konzeption des Baukindergeldes

3. Keine Lieferprobleme bei Cannabisblüten

4. Zentrales Implantateregister

5. Klimaziel wird wahrscheinlich verfehlt



1. FDP: Waldrodungen für die Windkraft stoppen

Ernährung und Landwirtschaft/Antrag

Berlin: (hib/EIS) Die FDP setzt sich für den Schutz der Wälder ein.
Dafür legen die Abgeordneten einen Antrag (19/2802) vor, der einen
Stopp der Rodungen von Wäldern für das Aufstellen von Windkraftanlagen
fordert. Die Liberalen meinen, dass der Ausbau der Windenergie nicht
auf Kosten des Natur- und Artenschutzes gehen dürfe. Die
Bundesregierung soll deshalb einen Gesetzentwurf vorlegen, der
Waldflächen, Nationalparke, Naturschutzgebiete und Biosphärenreservate
als Standort von Windenergieanlagen dauerhaft und für künftige
Vorhaben ausnahmslos ausschließt. Darüber hinaus sollen
Abstandsgrenzen zu Brutstätten und Nahrungshabitaten gefährdeter
Vogelarten verbindlich nach den Empfehlungen der
Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzarten - auch als Helgoländer
Papier bekannt - geregelt werden.

 * 

2. Konzeption des Baukindergeldes

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung arbeitet noch an der konkreten
Ausgestaltung des angekündigten Baukindergeldes, mit dem Familien beim
Bau oder Erwerb von Wohneigentum unterstützt werden sollen. Aus der
Antwort (19/2684) auf eine Kleine Anfrage (19/2105) der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen geht hervor, dass sowohl Voraussetzungen als
auch Nachweise und Kontrollen noch in der Abstimmung sind.

Zugleich sieht die Bundesregierung Unterschiede zur früheren
Eigenheimzulage, die vor mehr als zehn Jahren aus Kostengründen
eingestellt wurde. Das Baukindergeld sei zielgerichteter, da
ausschließlich Familien mit Kindern gefördert werden sollen. "Die
vorgesehene Ausgestaltung als KfW-Programm erlaubt zudem die
Förderparameter leichter und schneller zu ändern und zu optimieren,
wenn neue Erkenntnisse durch Monitoring oder Änderungen der
Rahmenbedingungen eintreten", heißt es weiter. Dem Staat gingen durch
die Zulage den Angaben zufolge Milliarden Euro verloren - im Jahr 2006
beliefen sich die Mindereinnahmen auf mehr als 9,3 Milliarden Euro,
2005 waren es 10,2 Milliarden Euro, 2004 mehr als 10,8 Milliarden
Euro. Die Summen beziehen sich auf Grundförderung, ökologische
Zusatzförderung und Kinderzulage.

Das Baukindergeld soll bis zu einer Einkommensgrenze von 75.000 Euro
zu versteuerndem Haushaltseinkommen und zusätzlich 15.000 Euro pro
Kind gewährt werden.

 * 

3. Keine Lieferprobleme bei Cannabisblüten

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Versorgung von Patienten mit Medizinalcannabis
ist in Deutschland durch Importe offenbar gesichert. Der
Bundesregierung lägen keine Erkenntnisse vor, dass die im Sommer 2017
aufgetretenen Lieferschwierigkeiten für Cannabisblüten in dieser Form
noch fortbestünden, heißt es in der Antwort (19/2753) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/2386) der Fraktion Die
Linke.

Derzeit werde Medizinalcannabis aus den Niederlanden und Kanada
importiert. Aus dem Ausland kämen mehr als ein Dutzend verschiedene
Sorten medizinischer Cannabsiblüten in pharmazeutischer Qualität mit
unterschiedlichen Wirkstoffgehalten.

Bis Medizinalcannabis aus eigenem Anbau zur Verfügung stehe, werde der
Bedarf weiter über Importe gedeckt. Mit einer ersten Ernte von
Cannabis zu medizinischen Zwecken in Deutschland wird den Angaben
zufolge 2020 gerechnet.

Sollte in einigen Fällen trotz der gesteigerten Importmengen in
Apotheken eine bestimmte Sorte von Medizinalcannabisblüten nicht
vorrätig sein, könne auf eine andere Apotheke ausgewichen werden.
Zudem bestehe die Möglichkeit, dass Ärzte alternative
Rezepturarzneimittel oder Fertigarzneimittel auf Cannabisbasis
verschrieben. Solche Cannabisarzneimittel seien derzeit ohne
Einschränkung lieferbar.

 * 

4. Zentrales Implantateregister

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit der Errichtung eines zentralen
Implantateregisters befasst sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/2784). Die Notwendigkeit eines solchen Registers sei in
Fachkreisen unumstritten. Entsprechend sei ein Register seit Jahren in
der Planung. Das Deutsche Aortenklappenregister, das Deutsche
Herzschrittmacherregister oder das Deutsche Wirbelsäulenregister
hätten sich teilweise unabhängig vom Bundesgesundheitsministerium
entwickelt.

Die Abgeordneten wollen nun wissen, ob die Bundesregierung an der
Planung zur Einführung eines Implantateregisters festhält und wie
gegebenenfalls der aktuelle Stand ist.

 * 

5. Klimaziel wird wahrscheinlich verfehlt

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Unterrichtung

Berlin: (hib/SCR) Deutschland wird sein Klimaziel für 2020
voraussichtlich verfehlen. Statt der bis dahin zu realisierenden
Reduzierung des Treibhausgasemissionen um 40 Prozent prognostiziert
die Bundesregierung eine tatsächliche Minderung um 32 Prozent im
Vergleich zum Basisjahr 1990. Dies geht aus dem Klimaschutzbericht
2017 hervor, der als Unterrichtung vorliegt (19/2780). Die Prognose
bezieht sich demnach auf die bisher umgesetzten Klimaschutzmaßnahmen.
Als Gründe für die Lücke führt die Bundesregierung unter anderem "die
in den vergangenen Jahren unerwartet dynamische Konjunkturentwicklung
sowie das unerwartet deutliche Bevölkerungswachstum" an.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1696: Regierungspressekonferenz vom 20. Juni 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 20. Juni 2018

Regierungspressekonferenz vom 20. Juni 2018

Themen: Termin der Bundeskanzlerin (informelles Arbeitstreffen in
Brüssel zu aktuellen Fragen der Migration im Vorfeld des Europäischen
Rates), Kabinettssitzung (Rüstungsexportbericht 2017, Rahmenprogramm
Forschung für die zivile Sicherheit 2018 bis 2023, Aktionsprogramm
Insektenschutz der Bundesregierung), Tweets des US-Präsidenten zur
deutschen Kriminalstatistik, Einsatz von glyphosathaltigen
Pflanzenschutzmitteln, Austritt der USA aus dem UN-Menschenrechtsrat,
Menschenrechtslage in den USA, Finanzhilfen für Griechenland, Handelsstreit
mit den USA, gemeinsame Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage Deutschlands
und Frankreichs, sogenannter Masterplan des
Bundesinnenministers


Sprecher: StS Seibert, Petermann (BMI), Burger (AA), Wagner (BMWi),
Haufe (BMU), Bürgelt (BMEL), Schwamberger (BMF)



Vorsitzender Detjen eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Guten Tag, meine Damen und Herren! Ich kann Ihnen ankündigen,
dass die Bundeskanzlerin am Sonntag in Brüssel an einem informellen
Arbeitstreffen teilnehmen wird, zu dem Kommissionspräsident Jean-Claude
Juncker eingeladen hat und bei dem es um aktuelle Fragen der Migration im
Vorfeld des Europäischen Rates in der kommenden Woche gehen wird.

Damit komme ich dann zu den Themen des Kabinetts. Das erste ist der
sogenannte Rüstungsexportbericht für das Jahr 2017. Sie wissen, dass es der
Bundesregierung ein Anliegen ist, Transparenz bei den
Genehmigungsentscheidungen für Rüstungsexporte zu schaffen. Deswegen liegt
nun zum fünften Mal der Rüstungsexportbericht für das Vorjahr noch vor der
Sommerpause vor.

Es bleibt dabei, und das wird man auch wieder an diesem Exportbericht
ablesen können, dass die Bundesregierung eine restriktive und
verantwortungsvolle Rüstungsexportpolitik betreibt, die vor allem durch
eine sorgfältige Einzelfallprüfung gekennzeichnet ist. Wie immer, bevor wir
zu den Zahlen kommen, schicke ich vorweg, dass es nicht unbedingt ein
taugliches Mittel für die Beurteilung der Restriktivität der
Rüstungsexportpolitik ist, nur auf die Zahlen zu schauen und sie pauschal
zu betrachten. Man muss sich das einzelfallorientiert anschauen, denn - und
auch den Hinweis gebe ich immer - es passiert regelmäßig, dass die
Statistik durch den Genehmigungswert eines Projekts oder mehrerer besonders
großer Projekte maßgeblich beeinflusst wird.

Jetzt kommen die Zahlen für 2017: Im Jahr 2017 wurden Einzelgenehmigungen
für die Ausfuhr von Rüstungsgütern in Höhe von 6,24 Milliarden Euro
erteilt. Der Vorjahreswert für 2016 lag bei 6,85 Milliarden Euro. Das
heißt, das sind 600 Millionen Euro weniger. Ein Anteil von 39,2 Prozent
aller Einzelgenehmigungen entfiel auf Genehmigungen für Lieferungen in EU-,
Nato- und Nato-gleichgestellte Länder. Nato-gleichgestellte Länder können
zum Beispiel Australien, Japan, Neuseeland oder die Schweiz sein.

Für Drittländer wurden Ausfuhrgenehmigungen in Höhe von 3,795 Milliarden
Euro erteilt. Der Genehmigungswert für Drittländer - jetzt kommen wir zu
dem Punkt, den ich vorhin angesprochen hatte, was die Großprojekte angeht -
ist maßgeblich von einzelnen Ausfuhrvorhaben mit einem besonders hohen
Auftragswert bestimmt. Ich nenne zum Beispiel die Genehmigungen für die
Lieferung einer Fregatte für die algerische Marine und eines U-Boots für
die ägyptische Marine. Das hatte einen erheblichen Anteil an dem
Genehmigungsvolumen für Drittländer. Bei zahlreichen Exportgenehmigungen
für Empfänger in Drittländern geht es zudem um Zulieferungen von
Komponenten an europäische oder amerikanische Kooperationspartner, die
ihrerseits erneut über die Ausfuhr entscheiden. - So viel dazu.

Das nächste Thema im Bundeskabinett wurde von der Bundesministerin für
Bildung und Forschung vorgestellt. Das ist das Rahmenprogramm Forschung für
die zivile Sicherheit 2018 bis 2023. Die zivile Sicherheitsforschung hat
die Kernaufgabe, den Schutz der Bürger vor Gefährdungen zu erhöhen, die
beispielsweise mit den Auswirkungen von Naturkatastrophen, Terrorismus oder
Kriminalität verbunden sind können.

Das Programm stützt sich auf die drei Säulen: den Schutz und die Rettung
von Menschen, den Schutz kritischer Infrastrukturen und den Schutz vor
Kriminalität und Terrorismus. Die Forschung zielt sowohl darauf ab, die
Eigenvorsorge und die Widerstandsfähigkeit der Bevölkerung zu stärken, als
auch darauf, die sogenannten Anwender zu unterstützen. Anwender sind in
diesem Zusammenhang zum Beispiel Feuerwehren, Rettungs- und
Bevölkerungsschutzorganisationen oder auch diejenigen, die kritischer
Infrastrukturen betreiben.

Mit dem Programm stellt sich die Bundesregierung ihrer Verantwortung,
Sicherheit und Ordnung in einer vernetzten Welt zu fördern. Sie investiert
in die Sicherheit der Bürger von morgen.

Zum Schluss ging es um ein Thema aus der letzten Zeit, das betrüblich ist,
aber, Gott sei Dank, auch von der Öffentlichkeit zunehmend beachtet wird.
Es geht um Insektenschutz, um das Aktionsprogramm Insektenschutz der
Bundesregierung, vorgelegt von der Bundesumwelt- und Naturschutzministerin.

Es ist leider so, dass in Deutschland sowohl die Gesamtmenge der Insekten
als auch die Vielfalt der Insektenarten stark zurückgegangen sind. Das ist
besorgniserregend, denn Insekten sind ein besonders wichtiger Teil unserer
Ökosysteme. Sie sind ein wichtiger Teil der Nahrungskette. Sie erbringen
elementare Leistungen auch für uns Menschen, indem sie Nutzpflanzen
bestäuben oder indem sie für eine biologische Kontrolle von Schädlingen
sorgen. Sie sind wichtig für die Reinigung von Gewässern, und sie erhalten
die Fruchtbarkeit der Böden.

Das Kabinett hat heute die von der Umweltministerin vorgelegten Eckpunkte
zum sogenannten Aktionsprogramm Insektenschutz der Bundesregierung
beschlossen. Es gibt neun Handlungsbereiche, die ich kurz anreißen will: Es
geht um mehr und vielfältigere Lebensräume für Insekten, um eine Stärkung
von Schutzgebieten, um weniger Ausbringung oder Einträge von Pestiziden,
Dünger und Schadstoffen in Böden und Gewässer. Wir brauchen mehr Forschung,
und wir brauchen eine bessere Finanzierung dieser entsprechenden Maßnahmen.

Es ist ja im Koalitionsvertrag vereinbart, dass die Bundesregierung dem
Insektensterben entgegenwirken will und dass sie die Lebensbedingungen und
die Lebensräume für Insekten sowie die biologische Vielfalt in Deutschland
verbessern will. Auch die Bundeskanzlerin hat ja die Bedeutung des
Insektenschutzes gerade neulich in ihrer Rede beim Rat für Nachhaltige
Entwicklung Anfang dieses Monats nochmals betont.

Frage: Herr Seibert, zu dem informellen Arbeitstreffen am Sonntag: Wir
haben hier vor zwei Tagen darüber diskutiert, was eigentlich eine
europäische Lösung ist, und da haben Sie angedeutet - das hat sich ja
bestätigt -, dass es im Moment um eine Reihe von bilateralen Verträgen
zwischen Deutschland und anderen Staaten gehe. Soll das Treffen am Sonntag
dazu dienen, diese bilateralen Verträge dann doch noch in ein Vertragswerk
nach europäischem Recht zu überführen? Soll das da vorbereitet werden, oder
steht das damit nicht im Zusammenhang?

StS Seibert: Einladender zu dem Treffen am Sonntag ist der
Kommissionspräsident. Das ist schon einmal ziemlich europäisch. Ich habe
hier auch am Montag nicht bilaterale Verabredungen sozusagen konkret
angekündigt. Wir haben uns grundsätzlich darüber ausgetauscht, dass
bilaterale Möglichkeiten, bilaterale oder multilaterale Verabredungen ein
europäischer Weg sind.

Jetzt gibt es ein Treffen mit einer Reihe von betroffenen und
interessierten Staaten. Deutschland ist dabei. Das ist ein Arbeitstreffen,
dem natürlich andere folgen müssen. Das ist ein Arbeitstreffen zur
Vorbereitung und im Vorfeld des Europäischen Rats in der kommenden Woche.
Es wird den Boden für die Diskussionen bereiten und wird ausloten, was
hinsichtlich der Themen möglich ist, die im Moment besonders interessieren.

Zusatzfrage: Sie haben ja auch die Berichterstattung nach dem Montag
wahrgenommen. Es war allgemein schon so verstanden worden, dass der Weg der
Kanzlerin im Moment stärker auf eine Summe bilateraler Verträge setzt. Die
Frage lautet also noch einmal: Soll bei dem Treffen auch von deutscher
Seite ausgelotet werden, ob es neben den bilateralen Verträgen dann auch
multilaterale Verträge oder eben gar welche nach europäischem Recht - das
ist ja noch einmal eine eigene Kategorie - geben kann?

StS Seibert: Das Entscheidende ist doch der Maßstab, den die Kanzlerin
gesetzt hat, und der heißt, dass wir nicht unilateral, nicht unabgestimmt
und nicht zulasten Dritter vorgehen wollen. Genau in diesem Sinne wird es
zu dem Treffen am Sonntag kommen.

Frage: Abgesehen von diesem informellen Arbeitstreffen am Sonntag möchte
ich doch die direkte Frage stellen, ob die Bundesregierung einen
bilateralen Vertrag mit Griechenland anstrebt, da Griechenland ja eines der
Länder ist, durch die die meisten Flüchtlinge nach Europa und nach
Deutschland gekommen sind.

StS Seibert: Die Bundeskanzlerin wird sich am Sonntag zunächst einmal mit
den Ländern austauschen, die der Einladung von Kommissionspräsident Juncker
folgen, und dann wird man sehen, wer das ist und was sich aus diesem ersten
informellen Arbeitstreffen ergibt.

Zusatzfrage: Ist Griechenland bei diesem informellen Treffen am Sonntag
dabei? Wissen Sie das?

StS Seibert: Sie werden verstehen, dass ich das jetzt nicht für die
griechische Regierung ankündigen kann. Entweder fragt man also den
gastgebenden Kommissionspräsidenten oder vielleicht die Griechen.

Frage: Herr Söder hat jetzt gesagt, dass die Bewegung in der
Flüchtlingspolitik innerhalb der Europäischen Union maßgeblich auf das
Wirken der CSU und Bayerns zurückzuführen sei. Wie verhält sich die
Bundesregierung dazu? Sehen Sie das auch so?

StS Seibert: Das ist eine politische Wertung des bayerischen
Ministerpräsidenten, zu der ich hier keine Stellung nehmen.

Frage: Noch einmal zu dem Treffen am Sonntag: Ich habe verstanden, dass Sie
zu den Teilnehmern nichts sagen möchten. Aber ist das Treffen denn so
angelegt, dass es Raum für bilaterale Treffen der Kanzlerin auch mit
einzelnen ihrer Kollegen bietet, möglicherweise sogar Raum, um schon
Absprachen der Qualität zu treffen, wie sie sie mit Macron getroffen hat?

StS Seibert: Ein informelles Arbeitstreffen ist schon einmal per
definitionem keine sehr starre Sache. Deswegen kann ich Ihnen jetzt nicht
genau sagen, ob es am Rande dieses Arbeitstreffens noch weitere Begegnungen
geben wird.

Die Bundeskanzlerin hat sich ja gestern in Meseberg über viele Stunden
hinweg mit dem französischen Staatspräsidenten ausgetauscht. Kurz davor gab
es den Besuch des neuen italienischen Ministerpräsidenten. Das heißt, es
gibt natürlich bereits eine Reihe von Gesprächen mit Staaten, die an dieser
Problematik auch interessiert und beteiligt sind.

Frage: Frankreich und Italien scheinen ja ein großes Interesse daran zu
haben, die schon oft diskutierten Hotspots oder Aufnahmezentren in Libyen,
in denen dann eben auch Asylanträge bearbeitet werden, noch einmal ins
Spiel zu bringen. Dazu würde mich die Haltung der Bundesregierung
interessieren, gerade auch vor dem Hintergrund, dass das schon so oft
diskutiert wurde. Mit welchen neuen Ideen geht man vielleicht an diesen
Inhalt heran?

Dann würde mich von Frau Petermann und von Herrn Burger interessieren, dass
Teil des sogenannten Masterplans auch sein soll, dass Deutschland
finanzielle Hilfen zur Stabilisierung Libyens leistet. Könnte Sie aus Ihrer
Sicht sagen, wie Sie auf diese Problematik blicken und wie groß überhaupt
die Chancen dafür sind, dann noch einmal einen neuen Anlauf zu machen?

StS Seibert: Libyen - das haben wir hier vielfach gesagt - spielt natürlich
in der Migrationsfrage eine zentrale Rolle, und deswegen ist es für uns
zunächst einmal wie auch in den letzten Monaten schon entscheidend wichtig,
dass wir, so sehr wir es können, zu einer Stabilisierung in Libyen
beitragen. Das ist das eine.

Das Zweite ist, dass wir dazu beitragen, dass sich die Lebensbedingungen
von Flüchtlingen und Migranten, die sich in Libyen aufhalten und, wie wir
leider wissen, dort zum Teil unter entsetzlichen Bedingungen aufhalten
müssen, bessern. Deswegen unterstützt die Bundesregierung sehr intensiv die
Arbeit des UNHCR und der Internationalen Organisation für Migration, auch
finanziell, weil das Organisationen sind, die eine konkrete Verbesserung
des Lebens von Migranten und Flüchtlingen in Libyen erreichen können. In
diesem Sinne werden wir auch weiter arbeiten.

Natürlich gehört auch wie bisher die weitere Ausbildung der libyschen
Küstenwache dazu - bei der Seenotrettung, aber auch beim Vorgehen gegen
kriminelle Schlepper.

Zusatzfrage: Mich interessiert im Lichte der beiden vergangenen Tage und
der Treffen mit Macron und Conte, was es hinsichtlich der Hotspots, die ja
noch einmal eine andere Sache als die derzeitige Unterstützung durch IOM
und UNHCR wären und wo eben Asylanträge in Libyen bearbeitet werden, wie
auch immer das dann genau aussehen könnte, für konkrete Ideen gibt oder wie
eben die Haltung dazu ist.

StS Seibert: Sie spielen auf einen Vorschlag an, der dem Präsidenten des
Europäischen Rats Donald Tusk zugeschrieben wird. Dazu kann ich nur sagen:
Bisher gibt es noch keinen öffentlichen Entwurf der Schlussfolgerungen. Das
ist noch nicht vollständig. Das wird von den europäischen Staats- und
Regierungschefs noch beraten werden müssen, und deswegen kann ich dem nicht
vorgreifen.

Petermann: Sie hatten eine Frage zum Masterplan Migration gestellt. Dazu
muss ich Ihnen leider an dieser Stelle sagen: Der Masterplan Migration ist
noch nicht öffentlich, und damit kann ich hier auch keine Maßnahmen aus dem
Masterplan benennen und sie erst recht nicht kommentieren.

Burger: Ich war auch namentlich gefragt worden, aber Herr Seibert hat zu
Libyen wirklich alles gesagt, was ich auch zu sagen gehabt hätte. Insofern
kann ich mich dem nur anschließen.

Frage MADELIN: Ich hätte auch noch ein paar Fragen zum Thema Migration. Bei
den Abkommen, die die Kanzlerin ins Auge fasst, hat sie schon das Beispiel
des Abkommens der EU mit der Türkei erwähnt, glaube ich; vielleicht können
Sie mich auch korrigieren. Heißt das, dass Geld in die Länder fließen soll,
die ein Abkommen abschließen, sei es bilateral zwischen Deutschland und
diesen Ländern oder sei es ein Abkommen der EU mit diesen Ländern?

Gestern gab es die Ankündigung von Macron, dass die Flüchtlinge, die in
Frankreich registriert worden sind und die in Deutschland sind, zurück nach
Frankreich kommen sollen und umgekehrt. Soll diese Absprache dann auch in
ein förmliches Abkommen umgewandelt werden, also so, dass man das
unterschreibt, oder ist das erst einmal informell?

StS Seibert: Jetzt scheint mir einiges durcheinanderzugehen, Herr Madelin,
wenn ich das so sagen darf. Das EU-Türkei-Abkommen ist ein Abkommen von 28
Mitgliedstaaten der Europäischen Union mit einem Staat außerhalb der
Europäischen Union. Dieses Abkommen ist in vielerlei Hinsicht ein gutes
Abkommen und hat erheblich dazu beigetragen, dass sich die Situation in der
Ägäis, aber auch die Situation für Griechenland erheblich entspannt haben,
vor allem auch dazu, dass nicht mehr so viele Menschen in der Ägäis
ertrinken. Insofern ist dieses Abkommen ein Abkommen, wie man es -
natürlich nicht identisch, aber analog - natürlich vielleicht auch mit
anderen Staaten außerhalb der Europäischen Union anstreben könnte.

Aber jetzt geht es doch um etwas ganz anderes. Jetzt geht es um die
zwischenstaatliche Zusammenarbeit von EU-Mitgliedstaaten untereinander. Das
ist das, was bei dem informellen Arbeitstreffen in Brüssel am Sonntag
besprochen werden soll. Insofern kann das EU-Türkei-Abkommen da jetzt gar
keine Vorbildrolle spielen.

Ich möchte diesen Gesprächen am Sonntag jetzt nicht weiter vorgreifen. Die
Bundeskanzlerin hat es klar gesagt: Sie setzt auf Verabredungen,
Vereinbarungen und Absprachen mit anderen Mitgliedstaaten innerhalb der
Europäischen Union, die von diesen Themen betroffen sind. Die sind gemeint.
Jetzt ist das ein erstes Arbeitstreffen auf Einladung des europäischen
Kommissionspräsidenten.

Zusatzfrage MADELIN: Danke für die Klarstellung. Aber heißt das, dass
gegenüber diesen Ländern kein Geld fließt?

Eine Nachfrage: Vielleicht können Sie auf das reagieren, was Herr Söder
gesagt hat, nämlich dass die Kanzlerin die Migrantenfrage seiner Meinung
nach mit einem Eurozonenhaushalt erkauft habe.

StS Seibert: Zur zweiten Frage: Das kann ich zurückweisen.

Zur ersten Frage: Auch das ist nicht das Prinzip, nach dem hier verfahren
werden soll. Wir kommen jetzt zu einem informellen Arbeitstreffen zusammen
und werden über die Sache sprechen.

Frage: Die Bundeskanzlerin und der Innenminister haben sich ja beide am
Montag dazu geäußert, dass sie beide in der Vergangenheit keine Kenntnis
davon hatten, dass Menschen, die mit einer Einreisesperre belegt sind,
trotzdem wieder nach Deutschland einreisen. Meine Frage ist: Wie erklärt
sich die Bundesregierung diese Unkenntnis? Seit wann hat die
Bundesregierung Kenntnis darüber?

StS Seibert: Da kann ich für die Bundeskanzlerin nur auf die Äußerung
verweisen, die sie am Montag gemacht hat und die Ihre Frage - zumindest den
zweiten Teil Ihrer Fragen - beantwortet.

Frage: Herr Seibert, es gibt einen Vorschlag des österreichischen
Bundeskanzlers, Ausreisezentren für abgelehnte Asylbewerber in Albanien
einzurichten. Wie steht die Bundesregierung dazu?

Frau Petermann, morgen soll der albanische Innenminister zu Besuch bei
Ihnen sein. Worum wird es bei dem Gespräch gehen? Wird es auch um solche
Zentren gehen?

StS Seibert: Ich möchte jetzt hier für die Bundesregierung auf
Einzelvorschläge nicht eingehen. Es wird am Sonntag ein informelles
Arbeitstreffen geben, und dabei wird sicherlich eine Vielzahl von Themen,
die mit diesem großen Komplex verbunden sind, besprochen werden.

Petermann: Ich kann Ihnen zu den Inhalten dieses Gesprächs nichts sagen.

Frage: Vielleicht habe ich mich eben missverständlich ausgedrückt. Ich
wollte nur wissen, warum die Bundesregierung keine Kenntnis darüber hatte,
dass Menschen mit einer Einreisesperre weiter einreisen können.

StS Seibert: Die Bundesregierung hat, wie Sie wissen, vor allen mit Blick
auf unsere humanitäre Verantwortung von der Zurückweisung von
Schutzsuchenden, also von Menschen, die hier um Asyl bitten, abgesehen.
Seit den Geschehnissen von 2015 ist die Bundesregierung auf allen Ebenen
bemüht, das Migrationsgeschehen zu steuern und zu ordnen. Dabei sind
natürlich Sicherheitsaspekte vordringlich. Daran passt sich die gestrige
Entscheidung des Bundesinnenministers, die ja auch die volle Unterstützung
der Bundeskanzlerin hat, an.

Frage: Das gehört zu diesem Themenkomplex, auch wenn es jetzt sicherlich
nicht nur dieses Treffen am Sonntag betrifft. Herr Burger, ich würde ganz
gerne wissen, ob diese Einlassungen des Herrn Trump und seines Botschafters
hierzulande in irgendeiner Form auch zu formalen Reaktionen geführt haben.
Am Ende geht es ja auch dabei um die Frage des multilateralen
Verhältnisses. Welche Aktionen hat denn der Außenminister selbst
unternommen, um das vielleicht auch einer Erklärung zuzuführen?

Burger: Beziehen Sie sich jetzt auf die Tweets des amerikanischen
Präsidenten zur Kriminalitätsstatistik in Deutschland?

Zusatz: Und zur Einwanderung usw.

Burger: Ich glaube, dazu hat die Kanzlerin sich ja gestern schon relativ
deutlich geäußert und dann eben auch die entsprechenden statistischen
Fragen so eingeordnet, wie sie einzuordnen sind.

Zusatzfrage: Heißt das, einen verschärften Beratungsbedarf beispielsweise
mit dem US-Botschafter oder mit dem US-Counterpart sieht Herr Maas nicht?

Burger: Vielleicht ist das ein Anlass, einmal an einen Satz zu erinnern,
den Außenminister Maas vor ein paar Wochen im Bundestag gesagt hat. Am 21.
März hat er gesagt:

"Lassen Sie uns das transatlantische Verhältnis nicht allein von 
Twitter-Meldungen abhängig machen. Die deutsch-amerikanische Freundschaft besteht
aus weitaus mehr als 280 Zeichen."

Insofern ist es, glaube ich, richtig, dass wir uns vom Twitter-Rhythmus nun
nicht den Takt für das transatlantische Verhältnis vorgeben lassen.

Frage: Ich wollte hinsichtlich einer Frage nachhaken, die Herr Burger zum
Teil schon beantwortet hat: Wie nimmt die Bundesregierung solche Äußerungen
war? Gilt das aus Ihrer Sicht, Herr Seibert, als Einmischung in
innerdeutsche politische Angelegenheiten? Falls ja, ist das aus Ihrer Sicht
akzeptabel?

Dann wollte ich noch bei Frau Petermann nachhaken, was diese Zahlen angeht,
die von Herrn Trump in seinem Tweet erwähnt wurden, also zu diesem
angeblichen Anstieg der Kriminalität in Deutschland um 10 Prozent. Lassen
die sich irgendwie belegen, oder können Sie nachvollziehen, welche Quellen
diese Zahlen haben?

StS Seibert: Ich kann eigentlich nur noch einmal auf das verweisen, was die
Bundeskanzlerin gestern in ihrer Meseberger Pressekonferenz gesagt hat. Auf
die Frage eines Journalisten hin hat sie auf die Kriminalitätsstatistik
verwiesen, die der Bundesinnenminister vor noch nicht allzu langer Zeit ja
genau hier vorgestellt hat. Deren Zahlen sprechen und stehen für sich. Er
hatte damals wörtlich erklärt:

"Die Zahl der in Deutschland verübten Straftaten ist mit etwa 5,76
Millionen Fällen die niedrigste seit 1992. Noch deutlicher zeigt sich die
sinkende Kriminalität bei Betrachtung im Verhältnis zur Bevölkerungszahl:
Die Häufigkeit von unter 7000 Fällen pro 100 Einwohner wurde sogar im 
30-jährigen Vergleich nie erreicht!"

Petermann: Ich kann dazu nur ergänzend sagen: Erst vor wenigen Wochen hat
der Bundesinnenminister hier in diesem Raum die jährliche Statistik
vorgestellt. Die ist auch öffentlich zugänglich. Ansonsten schließe ich
mich den Ausführungen von Herrn Seibert an.

Frage: Herr Wagner, Herr Seibert, unter anderem wurden ja wieder
Patrouillenboote nach Saudi Arabien geliefert. Müsste man nicht angesichts
der aktuellen Lage beispielsweise rund um den jemenitischen Hafen das Dogma
"Erlaubt ist, was schwimmt" an dieser Stelle noch einmal ganz scharf
überdenken?

Wagner: Ich würde die Gelegenheit, wenn Sie dieses Thema ansprechen,
vielleicht auch noch einmal dazu nutzen, ganz kurz zur Einordnung des
Rüstungsexportberichts auch zwei, drei Bemerkungen vorwegzuschicken und
dann gerne das Thema Saudi Arabien mit Ihnen besprechen.

Zur Einordnung - Herr Seibert hat ja auch schon einige einordnende Sätze
gesagt - oder vielleicht noch einmal ergänzend: Wichtig ist, glaube ich,
auch noch einmal zu betonen, dass es Fakt ist, dass wir Rüstungsgüter
exportieren und an andere Länder liefern, aber natürlich auch, dass wir
eines der weltweit restriktivsten und strengsten Kontrollsysteme haben. Die
Rüstungsexportkontrolle wird von außen- und sicherheitspolitischen
Bewertungen geleitet, nicht von wirtschaftspolitischen. Die am
Bundessicherheitsrat beteiligten Ressorts, die insoweit über Genehmigungen
entscheiden, prüfen jeden Einzelfall eben sehr umfassend und in all seinen
Dimensionen. Insbesondere sind natürlich die außen- und
sicherheitspolitische Expertise der federführenden und zuständigen Ressorts
dafür entscheidend.

Grundlagen für die Entscheidungen der Bundesregierung sind das
Kriegswaffenkontrollgesetz, das Außenwirtschaftsgesetz, die
Außenwirtschaftsverordnung sowie die politischen Grundsätze der
Bundesregierung für den Export von Kriegswaffen und sonstiger Rüstungsgüter
aus dem Jahr 2000, der gemeinsame Standpunkt des Rates der EU vom 8.
Dezember 2008 sowie der Vertrag über den Waffenhandel.

Zur Einordnung der Zahlen, und das hat Herr Seibert ja auch schon erwähnt,
sage ich vielleicht auch noch einmal, dass Genehmigungswerte an sich kein
tauglicher Gradmesser dafür sind, inwieweit eine Exportkontrollpolitik
restriktiv ausgerichtet ist. Es ist dabei immer ganz entscheidend, sich den
konkreten Einzelfall anzuschauen. Das jeweilige Empfängerland, die Art des
Rüstungsguts und auch der vorgesehene Verwendungszweck müssen dabei
betrachtet werden. Die Statistik wird dabei immer - auch das hat Herr
Seibert schon angesprochen - durch einige Großvorhaben sehr stark
beeinflusst. Ein Beispiel war in diesem Jahr etwa die Fregatte oder ein 
U-Boot, die zu sehr hohen Werten führen. Das merken wir jetzt eben
beispielsweise auch bei den Zahlen der Exporte in Drittstaaten.

Wichtig ist, vielleicht auch noch einmal zu betonen, dass Rüstungsgüter
nicht immer mit Panzern oder Gewehren gleichzusetzen sind, sondern als
Rüstungsgüter sind tatsächlich auch eine ganze Reihe von defensiven Gütern
erfasst. Das sind zum Beispiel Minenräumgeräte zum Schutz von Zivilisten
oder auch sondergeschützte Fahrzeuge für die Vereinten Nationen oder für
Botschaften im Ausland. Zum Beispiel wurden 2017 auch Ausfuhren an 
UN-Organisationen und UN-Missionen in vielen Ländern geschickt, unter anderem
in Afghanistan, Syrien, Kambodscha, Somalia oder auch Mali.

Zu den Zahlen: Herr Seibert hat die Gesamtzahlen schon genannt, auch für
die Drittländer. Für die Drittländer möchte ich vielleicht noch ergänzen,
dass die Ausfuhren etwas über dem Niveau des Vorjahres liegen, aber
natürlich auch hier wieder gilt, dass die Zahlen allein kein geeigneter
Gradmesser sind, sondern dass wir im Wesentlichen auch wieder schauen
müssen, welche Projekte es waren und in welche Länder es ging. Da gingen
unter anderem dieses Jahr ein Schiff nach Algerien und ein U-Boot nach
Ägypten, was die Statistik wesentlich beeinflusst hat. Es gibt aber eben
auch viele Aufträge für Lkws, die nach Algerien gingen, und auch für
amphibische Fahrzeuge für Indonesien, die bei den Drittländern eine sehr
große Rolle spielen. Unter die Zahlen hinsichtlich der Drittländer fallen
eben auch die Exporte für die Friedensmissionen der Vereinten Nationen und
die Minenräumgeräte.

Ich würde vielleicht ganz gerne noch eine Bemerkung zu den
Entwicklungsländern machen, weil das auch Gegenstand der heutigen
Berichterstattung war. In der Tat sind die Zahlen bezüglich der
Entwicklungsländer gegenüber 2016 angestiegen. Es geht um 1,05 Milliarden
Euro im Vergleich zu rund 600 Millionen Euro im letzten Jahr. Aber auch
hier gebe ich noch einmal den Hinweis, dass allein die Zahl keinen Hinweis
darauf gibt, inwieweit die Rüstungsexportkontrolle restriktiv ausgeführt
wurde; denn die Bundesregierung prüft ja jeden Einzelfall umfassend und
nach außen- und sicherheitspolitischen Erwägungen. Vielleicht ist in diesem
Zusammenhang interessant, dass Ägypten der Hauptempfänger unter den
Entwicklungsländern war. Allein 70 Prozent der auf die Entwicklungsländer
entfallenden Exporte gingen an Ägypten, und dabei hat eben dieses eine 
U-Boot eine Rolle gespielt, das nach Ägypten geliefert wurde. Auch für die
Entwicklungsländer gilt, dass die Ausfuhrgenehmigungen für
Friedensmissionen auch unter diese Zahlen und die verschiedenen Missionen
fallen. - Das vorneweg zur Einordnung.

Jetzt war die Frage, wie die aktuelle Politik gegenüber Saudi-Arabien ist.
Auch für Saudi-Arabien wurden 2017 Ausfuhren von Rüstungsgütern im Wert von
254 Millionen Euro genehmigt. Im Vergleich zu 2016 ist der Genehmigungswert
um mehr als die Hälfte zurückgegangen; da waren es rund 530 Millionen Euro.
Der Hauptanteil des Genehmigungswertes entfällt 2017 auf die Lieferung von
Patrouillenbooten. Die sind aufgrund ihrer Konfiguration an dem Zweck der
Grenzsicherung ausgerichtet und sind für einen Einsatz im Rahmen längerer
Missionen insbesondere im feindlichen Umfeld auch nicht geeignet. Neben den
Patrouillenbooten haben einen großen Teil der Exporte nach Saudi-Arabien
Lkws und Lkw-Teile ausgemacht.

Zusatzfrage: Nachdem meine Frage jetzt so halb beantwortet wurde, habe ich
eine Nachfrage dazu, Herr Wagner: Heißt das, Sie sagen mir, dass die
Patrouillenboote, die nach Saudi-Arabien geliefert wurden, grundsätzlich
nicht für die Blockade eines Hafens geeignet sind?

Wagner: Die Patrouillenboote sind für den Einsatz im Rahmen einer längeren
Mission insbesondere im feindlichen Umfeld nicht geeignet. Das hatten wir,
glaube ich, auch schon einmal im Rahmen von verschiedenen parlamentarischen
Anfragen und Antworten darauf geschrieben.

Frage: Herr Wagner, wenn die Zahlen keinen Hinweis auf eine restriktive
Rüstungsexportpolitik der Bundesregierung sind, was dann?

Wagner: Wie gesagt: Die Zahlen allein - das hatte ich hier gerade
ausgeführt - sind natürlich kein Indiz dafür, denn jeder Einzelfall muss ja
genau geprüft werden. Die Antwort auf die Frage, ob eine Rüstungsexport-
und Rüstungskontrollpolitik restriktiv ist, betrifft die Frage, wenn man
jeden Einzelfall betrachtet und untersucht, ob sicherheitspolitische und
außenpolitische Gründe dabei berücksichtigt wurden und ob die verschiedenen
Kriterien eingehalten wurden, die insbesondere der gemeinsame Standpunkt
der Europäischen Union festgelegt. Insbesondere betrifft das die Achtung
der Menschenrechte und des humanitären Völkerrechts und auch die innere
Lage im Endbestimmungsland. Es geht dabei auch um die Aufrechterhaltung von
Frieden, Sicherheit und Stabilität in der Region und eine Reihe von anderen
Kriterien, die dabei sehr streng anzuwenden sind. Insoweit sind die Zahlen
kein aussagekräftiges Kriterium.

Ich habe auch schon ausgeführt, dass sich in den Zahlen auch defensive
Mittel verstecken, zum Beispiel für Friedensmissionen, beispielsweise auch
Sicherheitsglase für Sicherheitsverglasungen von Botschaften. Das fällt
unter die Rüstungsgüter.

Im Übrigen sind die Zahlen insoweit kein Gradmesser, als Großprojekte
natürlich auch eine Rolle spielen - das hatten wir alles gerade eben
ausgeführt - und es, wie gesagt, im Einzelfall darauf ankommt.

Zusatzfrage: Aber erkennen Sie schon an, dass die Summe der Einzelausfuhren
eine objektive Zahl ist, nach der man sich richten kann?

Sie haben gerade auch gesagt, die Rüstungsexportpolitik habe für die
Bundesregierung keine wirtschaftspolitische Komponente. Sind Sie denn froh
darüber, dass die Gesamtausfuhren jetzt um 600 Millionen Euro
zurückgegangen sind, oder ist Ihnen das eigentlich egal, oder tun Sie als
Bundesregierung alles dafür, dass die Zahlen wieder steigen? Diese Frage
richtet sich auch an Herrn Seibert.

StS Seibert: Sie fragen diese Frage jährlich, und wir können diese Antwort
auch jährlich wieder geben. Wie der Kollege genau ausgeführt hat, geht es
bei den Rüstungsexportgenehmigungen der Bundesregierung nicht um das
Erreichen bestimmter Volumina. Es ist falsch - obwohl die Gesamtzahl eine
objektive Zahl ist, wie Sie gerade sagten - beziehungsweise jedenfalls
überhaupt nicht zielführend, die Rüstungsexportpolitik der Bundesregierung
anhand dieser Zahl zu beschreiben oder zu analysieren. Aber das sagen wir
Ihnen jedes Jahr, und ich kann nur erneut um Verständnis dafür bitten.

Frage: Ich habe zwei Fragen. Zum einen entsprechen die Zahlen, die Sie
heute vorstellen, ja im Wesentlichen dem, was Sie im Januar schon einmal
erzählt haben. Vielleicht hätten Sie ja so etwas wie eine Aktualisierung zu
bieten. Wie sind denn die Trends in den bisherigen Monaten gewesen? Wir
haben ja fast Jahresmitte. Bewegt sich das weiterhin auf einem historisch
doch relativ hohen Niveau?

Bei der zweiten Frage können Sie vielleicht auch helfen, Herr Seibert. Es
gab ja immer wieder Bestrebungen in Europa und insbesondere zwischen
Deutschland und Frankreich, bei der Bewilligungspolitik in Bezug auf
Rüstungskontrollen zu einer Harmonisierung zu kommen. Ist da irgendetwas
Konkretes passiert? Ist ausgeschlossen, dass die Rüstungsexportpolitik bei
diesen Harmonisierungsgesprächen am Ende dann doch ein bisschen liberaler,
freizügiger, großzügiger wird?

Wagner: Die Zahlen für 2017, die wir heute vorstellen, hatten wir - das
haben Sie gerade richtig gesagt - als vorläufige Zahlen schon im Rahmen
einer Antwort auf eine parlamentarische Anfrage im Januar veröffentlicht.

Hinsichtlich der Zahlen für 2018 ist es grundsätzlich so: Die Transparenz
der Bundesregierung umfasst ja einerseits die jährliche Darstellung der
Ausfuhrzahlen im Rüstungsexportbericht sowie einen Halbjahresbericht. Die
Zahlen aus dem Halbjahresbericht kann ich jetzt natürlich noch nicht
vorlegen, sondern die werden wir dann vorlegen, wenn wir sie haben.

Im Übrigen berichten wir regelmäßig im Rahmen von Antworten auf
parlamentarische Anfragen über aktuelle Ausfuhren. Das betrifft auch 2018.
Ich habe die aktuellen Zahlen jetzt nicht dabei. Ich bin mir auch gar nicht
sicher, ob es jetzt eine aktuelle Antwort auf eine Anfrage gab, die sich
auf die Zeit bis zum jetzigen Zeitpunkt bezieht. Ich erinnere mich daran,
dass es eine gibt, die sich auf das erste Quartal bezieht. Ich habe die
Zahlen jetzt leider nicht dabei, aber die Antworten und die
parlamentarischen Anfragen sind alle bei uns auf der Internetseite zu
finden.

StS Seibert: Es stimmt, dass das Thema nationaler Rüstungsexportpraktiken
ein Thema auf der deutsch-französischen Gesprächstagesordnung ist. Das ist
beim Ministertreffen anlässlich des 55-jährigen Bestehens des 
Élysée-Vertrags auch besprochen worden. Diese Gespräche dauern an. Ich kann Ihnen
zumindest für heute sagen, dass die Rüstungsexportpraxen sicherlich noch
sehr unterschiedlich sind, jedenfalls in einzelnen Punkten. Wir halten uns
an unsere Grundsätze, die wir hier oft dargelegt haben.

Frage: Herr Wagner, Ihrer Pressemitteilung und dem Bericht kann man
entnehmen, dass zwei Post-Shipment-Kontrollen im Jahr 2017 bei Kleinwaffen
durchgeführt wurde. Halten Sie diese Zahl von zwei Post-Shipment-Kontrollen
erstens in irgendeiner Form für ausreichend? Wie sieht es zweitens mit den
Endverbleibskontrollen aus, eben nicht bei kleinem, sondern größerem Gerät?

Wagner: In der Tat wurden im Jahr 2017 zwei Post-Shipment-Kontrollen
durchgeführt, eine in Indien und einer in den VAE. Beide liefen ohne
Beanstandungen ab. Beide sind erfolgreich durchgeführt worden. Der
Hintergrund ist: Die Post-Shipment-Kontrollen wurden erst mit einem
Kabinettsbeschluss vom März 2016 eingeführt. Insoweit konnten natürlich
alle Ausfuhr-/Exportvorhaben tatsächlich erst nach dem März 2016 erfasst
werden. Das war in 2017 auch erst einmal eine Pilotphase, und es musste
erst einmal entsprechende Ausfuhrgenehmigungen geben, die Kleinwaffen
müssen produziert werden und dann tatsächlich ausgeführt werden; erst dann
ergibt es Sinn, eine Vor-Ort-Kontrolle zu machen. So waren es 2017 jetzt
zwei Kontrollen. Wie gesagt, die sind erfolgreich verlaufen. Über aktuelle
und weitere Post-Shipment-Kontrollen informieren wir immer dann, wenn sie
abgeschlossen sind, aber natürlich wird das weitergehen.

Zusatzfrage: Sie haben jetzt zum Thema Kleinwaffen geantwortet, Sie haben
mir aber nicht zum Thema größere Geräte geantwortet. Gab es dort
irgendwelche Post-Shipment-Kontrollen?

Wagner: Post-Shipment-Kontrollen wurden für die Kleinwaffen eingeführt. Für
größere Rüstungsgüter gibt es keine Post-Shipment-Kontrollen.

Frage: Wie viele Menschen arbeiten an diesen Post-Shipment-Kontrollen, wie
viele Menschen setzt die Bundesregierung dort also ein?

Wie ist das Verhältnis, auf wie viele Ausfuhren kommt eine Kontrolle? Gibt
es da eine Zielmarke? Wir haben gerade von zwei Kontrollen gehört, bei 100
Ausfuhren im Jahr oder so.

Wagner: Zum einen: Die Post-Shipment-Kontrollen finden jeweils in einem
Land statt. Es geht meiner Kenntnis nach also nicht um eine konkrete
einzelne Ausfuhr, sondern es wird dann kontrolliert, ob in dem jeweiligen
Land alle Waffen, alle Kleinwaffen, die unter der Post-Shipment-Kontrollen
unterliegen, dort noch in der bestimmungsgemäßen und vereinbarten
Verwendung sind. Insofern ergibt das Verhältnis zwei zu 100 keinen Sinn;
vielmehr müssen Sie das in das Verhältnis zu den Ausfuhren in die
jeweiligen Ländern setzen, die stattfanden, nachdem diese
Kleinwaffengrundsätze und Post-Shipment-Kontrollen Anwendung fanden.

Was war Ihre zweite Frage?

Zusatzfrage: Wie viele Mitarbeiter arbeiten daran? Bzw.: Wenn in Indien
kontrolliert wird, wer fährt dann dahin? Jemand aus der Botschaft, der
keine Ahnung von dem ganzen Kram hat, oder Experten?

Wagner: Das wird dort von Experten kontrolliert. Unter anderem sind das
Experten des Bundesamts für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle, des BAFA, und
das wird auch von den vor Ort befindlichen deutschen Botschaften
unterstützt und vorbereitet.

Zusatzfrage: Und die haben alle nur zweimal im Jahr Zeit, um nach Indien
und in die Arabischen Emirate zu fahren?

Wagner: Wie gesagt, 2017 war im Wesentlichen eine Pilotphase. Solche
Rüstungsbeschaffen haben ja eine längere Vorlaufzeit; auch in dem
jeweiligen Land ist so eine Rüstungsbeschaffung ja keine Sache, die
innerhalb von zwei Wochen geschieht. Insofern wurden jetzt zwei Kontrollen
erfolgreich durchgeführt, und weitere werden kommen. Ich würde daraus jetzt
aber nicht schließen, dass das viel oder wenig ist.

Zusatzfrage: Wissen die indische und die arabische Regierung dann vorher
Bescheid, dass die kommen und kontrollieren, damit sie sich vorbereiten
können und dann alles in Ordnung ist?

Wagner: Selbstverständlich werden die Kontrollen vor Ort im Einvernehmen
mit den Regierungen gemacht. Praktisch gesehen: Wenn Waffen weiter
exportiert werden, dann sind sie entweder da oder nicht. Wenn sie noch beim
bestimmungsgemäßen Empfänger sind, dann werden sie dort auch weiter
verbleiben, auch wenn das Empfängerland informiert ist.

Vorsitzender Detjen: Ein Hinweis von mir: Wenn das auf breiteres Interesse
stößt und Sie das ermöglichen wollen, Herr Wagner, dann steht die
Bundespressekonferenz sicherlich zur Verfügung, um hier "unter drei" ein
Hintergrundgespräch zu diesem Thema zu machen. Wenn Sie die Experten oder
Leute, die damit befasst sind, einmal hierher bringen wollen, dann bieten
wir das bestimmt gerne an.

Wagner: Ich nehme das auf.

Frage: Zum Thema Insektenschutz an das Umweltministerium und vielleicht
auch an das Landwirtschaftsministerium: Es geht ja auch um die
Minderungsstrategie bei dem Einsatz von Pflanzenschutzmitteln. Bis wann
wollen Ihre beiden Ressorts, die sich zu diesem Thema ja schon länger
miteinander auseinandersetzen, eine gemeinsame Strategie vorlegen, wie man
nun mit den Fragen rund um Pflanzenschutzmittel - zum Beispiel auch
glyphosathaltigen - umgeht?

Haufe: Das Aktionsprogramm Insektenschutz wird ja im nächsten Jahr starten,
da beginnen wir mit der Umsetzung. Das heißt, dann wird es auch die
nächsten Schritte beziehungsweise die ersten Schritte bezüglich der
Minderung des Einsatzes von Pflanzenschutzmitteln geben. Es ist ja das
Ziel, dass wir weniger Pflanzenschutzmittel einsetzen und dass wir sie in
einer Form einsetzen, in der sie die Artenvielfalt weniger stören, also
dass sie naturverträglicher eingesetzt werden. Das heißt, sie müssen in
einer bestimmten Weise gezielter eingesetzt werden.

Davon zu trennen ist die Angelegenheit mit dem Glyphosat, das ja ein
Wirkstoff in mehreren Pflanzenschutzmitteln ist. Beim Glyphosat haben wir
einen ganz anderen Zeitrahmen, weil wir hier in einem
Wiederzulassungsverfahren befinden. Hier haben wir Grenzen, die die Regeln
innerhalb dieses Verfahrens bestimmen. Das bedeutet, dass wir hier in der
Mitte der zweiten Jahreshälfte mindestens so weit sein müssen, dass wir
wissen, wie wir das grundsätzliche Verbot dieses Wirkstoffes umsetzen, weil
zu diesem Zeitpunkt dann auch über die Mittelzulassungen neu entschieden
werden muss.

Bürgelt: Ich kann mich dem grundsätzlich nur anschließen, was das Thema
Reduzierung des Einsatzes von Pflanzenschutzmitteln anbelangt.
Bundesminister Klöckner hat an verschiedenen Punkten auch schon sehr
deutlich gemacht, dass sie durch Technologien beziehungsweise durch die
Verbesserung von Technologien und durch wissenschaftliche Forschung in
diesem Bereich den Einsatz von Pflanzenschutzmitteln maßgeblich reduzieren
möchte.

Konkret zum Glyphosat hat sie bereits einen Gesetzentwurf vorgelegt, der
die Reduzierung im Wesentlichen vorsieht. Da ist man auch weiterhin im
Gespräch mit dem Bundesumweltministerium, um dann eben, wie auch im
Koalitionsvertrag festgehalten, den Einsatz zu reduzieren beziehungsweise
dann auch zu beenden.

Zusatzfrage: Ich will Sie jetzt nicht unnötig lange damit aufhalten, aber
meine Frage war ja die nach dem Zeitrahmen. Sie haben ja einen
Gesetzentwurf vorgelegt. An das Umweltministerium: Meines Wissens müssten
Sie, gerade weil es um die Zulassungserneuerung geht, bis zur Sommerpause
eine Haltung gefunden haben, wie Sie damit umgehen. Sprich, kommt das in
den nächsten Wochen noch? Könnten Sie uns einfach einmal einen Zeitrahmen
skizzieren beziehungsweise uns zumindest sagen, was Sie da anstreben?

Haufe: Wir müssen dazu in den nächsten Wochen einen Plan vorlegen, weil
wir, wie gesagt, in einem Wiederzulassungsverfahren sind, und dafür gibt es
Fristen. Die Wiederzulassung eines Pflanzenschutzmittels, das Glyphosat
enthält, muss innerhalb von sechs Monaten geklärt werden.

Frage: Frau Bürgelt, was raten Sie denn jetzt Landwirten, wie sollen die
sich ganz praktisch darauf einstellen? Heißt das, sie sollten einfach kein
Glyphosat mehr einkaufen, weil sie im nächsten Jahr wesentlich weniger auf
die Felder ausbringen dürfen?

Bürgelt: Ich kann dazu sagen: Noch ist der Wirkstoff zugelassen. Wie
gesagt, ist ein Gesetzentwurf vorgelegt worden, der die Reduzierung
vorsieht. Das betrifft vor allem die private Anwendung, die eingeschränkt
werden soll. Wie sich alles Weitere ausgestaltet, wird man dann in
gemeinsamen Beratungen sehen. Wie gesagt, noch ist der Wirkstoff Glyphosat
zugelassen.

Zusatzfrage: Das heißt, der Landwirt darf weiter einkaufen oder sollte sich
jetzt nicht großartig darum scheren, aber der Kleingärtner zu Hause sollte
vielleicht darüber nachdenken, ob das sinnvoll ist?

Bürgelt: Es gilt das Gesetz. Der Wirkstoff ist zugelassen.

Haufe: Es gibt ja eine klare Vereinbarung innerhalb des
Koalitionsvertrages, und der stellt deutlich dar, dass es um einen
Ausstiegsprozess geht. In dem befinden wir uns übrigens auch schon; eine
Reihe von Kommunen und eine Reihe von Unternehmen benutzen diese Mittel
nicht mehr. Unter anderem benutzen auch die bayerischen Staatsbetriebe für
Landwirtschaft keine Pflanzenschutzmittel mit Glyphosat mehr, die
Landwirtschaft selbst handelt hier also schon. Wir haben im
Koalitionsvertrag festgelegt, dass wir ein grundsätzliches Verbot
anstreben. Damit ist doch ein klares Signal auch in Richtung Landwirtschaft
gegeben.

Frage: An das Auswärtige Amt: Gibt es vom Auswärtigen eine Reaktion auf die
Entscheidung der USA, aus dem UN-Menschenrechtsrat auszutreten? Wann und
wie hat das Auswärtige Amt von der Entscheidung erfahren, und welche
Auswirkungen wird das Ihrer Meinung nach auf die Arbeit des Rats haben?

Burger: Ja, es gibt eine Reaktion, die vor einer knappen Stunde
veröffentlicht worden ist, nämlich ein Statement der
Menschenrechtsbeauftragten der Bundesregierung im Auswärtigen Amt, Frau
Kofler. Auf dieses Statement würde ich Sie verweisen.

Zusatzfrage: Aber soweit ich weiß, ist Frau Kofler nicht regulär im
Menschenrechtsrat, vielmehr sind ihre Diplomaten im Menschenrechtsrat. Die
haben doch sicherlich einen besseren Einblick als die
Menschenrechtsbeauftragte, oder?

Burger: Da muss ich Sie korrigieren: Frau Kofler vertritt immer wieder auch
die Bundesregierung im UN-Menschenrechtsrat.

Frage: Ich würde dazu gerne eine Reaktion der Bundesregierung haben, denn
ich habe von Ihnen immer wieder gelernt, dass Frau Kofler nicht für die
Bundesregierung spricht. Herr Seibert, wie bewertet die Kanzlerin die
Entscheidung der USA? Schließt sich Deutschland vielleicht an? Es gibt ja
Gründe, die von den USA genannt werden, etwa dass dieser Rat
israelfeindlich sein soll. Sieht die Bundesregierung das auch?

StS Seibert: Die Bundesregierung hat die Ankündigung der US-Regierung, aus
dem UN-Menschenrechtsrat auszutreten, mit Bedauern zur Kenntnis genommen.
Dieser UN-Menschenrechtsrat ist ein wichtiges Gremium der internationalen
Gemeinschaft zum Schutz der Menschenrechte. Deutschland hat diesen
Menschenrechtsrat 2006 mit begründet, und es ist deswegen gerade für uns
von großer Bedeutung, die Rolle dieses Rates als ein zentrales Gremium des
internationalen Menschenrechtsschutzes zu stärken.

Auch Deutschland beobachtet die antiisraelischen Tendenzen im
Menschenrechtsrat mit Sorge. Trotzdem sind wir überzeugt, dass es
zielführend ist, diesen Rat von innen zu reformieren und zu stärken. Nur so
kann nach unserer Auffassung die Menschenrechtslage international besser
beobachtet werden und kann man auch Menschenrechtsverletzungen effizienter
begegnen.

Zusatzfrage: Ich möchte noch einmal zu der Menschenrechtslage in den USA
selbst kommen, gerade an den Grenzen. Wie bewertet die Bundesregierung die
Internierungslager für Kinder hinter Maschendrahtzäunen, in Zellen. In
Amerika wird schon von der politischen Seite schon von Konzentrationslagern
gesprochen. Das hat ja in Deutschland einiges an historischem Gewicht. Wie
bewerten Sie die Menschenrechtslage dort?

StS Seibert: Ich möchte eine grundsätzliche Bemerkung machen: Bevor
irgendjemand von Konzentrationslagern spricht, sollte er sich noch einmal
vor Augen führen, was Konzentrationslager in der deutschen Geschichte
waren, welches unsägliche verbrecherische Regime die angewandt hat und zu
welchem gewaltigen Leid das für Millionen von Menschen geführt hat.

Zweitens werde ich hier für die Bundesregierung jetzt nicht in eine
aktuelle inneramerikanische Debatte eingreifen. Ich will nur sagen, dass
nach unserer Überzeugung in der Migrationspolitik immer zwei Dinge
zusammengehören, nämlich die Beachtung des Rechts und die Beachtung der
Würde jedes einzelnen Menschen.

Zusatzfrage: Da würde die US-Regierung jetzt sagen, dass sie das alles
einhält. Ich will ja wissen, wie Sie das einschätzen. Herr Burger, wie
bewertet das Auswärtige Amt die Lage für zum Beispiel Kinder an der 
US-Grenze?

Burger: Ich kann dazu auch nur sagen: Ich glaube, dass es niemand unberührt
lässt, wenn man diese Bilder sieht. Ich glaube, das gilt auch für die
wesentlichen amerikanischen Entscheidungsträger, die sich dazu auch in dem
Sinne äußern, dass sie mit dieser Situation nicht zufrieden sind und sich
wünschen, dass die schnellstmöglich beseitigt wird. Darauf hoffen wir auch.

Frage: Es handelt sich im Zusammenhang ja doch um ein komplexes Paket -
sowohl die Internierung der Kinder an der Grenze als auch der Austritt aus
dem Menschenrechtsrat, um möglicherweise eine Verurteilung zuvorzukommen.
Ist das mit der westlichen Wertegemeinschaft und ihren zentralen Werten
noch in Einklang zu bringen, oder ist die US-Regierung dabei, diese
Wertegemeinschaft durch solche Aktionen zu verlassen?

Herr Burger, aus der Opposition werden die Aktionen der USA als
Staatsterror - wörtliches Zitat - bezeichnet, und es wird verlangt, dass
der US-Botschafter einbestellt wird, um die Haltung der Bundesregierung
dagegen deutlich zu machen. Erwägen Sie eine solche Einbestellung?

Burger: Ich kenne diese Äußerungen nicht, deswegen kann ich darauf jetzt
auch nicht reagieren.

Zusatz: Es war die Parteivorsitzende der Grünen.

Burger: Ich habe dazu das gesagt, was ich dazu zu sagen habe.

Zusatzfrage: Erwägen Sie eine Einbestellung? Das kann man mit Ja oder Nein
beantworten.

Zweite Frage: Sehen Sie die Gefahr oder die Realität, dass die USA -
zumindest die Administration - dabei sind, die westliche Wertegemeinschaft
zu verlassen?

Burger: Wenn es Gespräche gibt, über die wir Sie zu informieren haben, dann
informieren wir Sie darüber. Im Moment habe ich keine Gespräche
anzukündigen.

Die Interpretation zu Ihrer zweiten Frage ist, glaube ich, Ihr eigenes
Prärogativ.

Frage: Eine Wissensfrage, Frau Petermann: Gibt es in Deutschland Umstände -
einmal abgesehen von Fällen von Kindesmissbrauch -, unter denen
Migrantenkinder entweder bei Ankunft oder bei Abschiebung von ihren Eltern
getrennt würden?

Petermann: Sie haben diese Frage schriftlich gestellt, ich habe sie auch
weitergegeben. Mir sind derzeit keine Fälle bekannt. Sollte es irgendwelche
Wendungen geben, dann würden wir Sie darüber auch schriftlich informieren -
was ich an dieser Stelle allerdings bezweifle.

Zusatzfrage: Meine Frage war ja, ob es da irgendwelche Umstände gibt, unter
denen das passieren würde, nicht ob es Fälle gibt.

Petermann: Das kann ich Ihnen so nicht sagen, deswegen habe ich die Frage
zur Beantwortung weitergereicht.

Frage: Herr Seibert, sind die USA für Frau Merkel noch Teil der westlichen
Wertegemeinschaft?

StS Seibert: Ja.

Zusatzfrage : Warum?

StS Seibert: Das erklärt sich von selbst, das ist ein Land der Demokratie -
-

Zusatz : Offensichtlich nicht.

StS Seibert: Würden Sie mich bitte nicht so verhören? Ich habe mit Ja
geantwortet und habe ansonsten dem, was Kollege Burger und ich zu diesem
konkreten Fall gesagt haben, nichts hinzuzufügen.

Frage: Herr Seibert, die Bundeskanzlerin hat gestern gesagt, sie hoffe,
dass bei der morgigen Sitzung der Eurogruppe der letzte Schritt im
griechischen Programm gemacht wird. Geht sie davon aus, dass morgen eine
umfassende Lösung für das, was noch ansteht, mit Griechenland getroffen
wird?

An das Finanzministerium: Wenn in der Eurogruppe eine umfassende Lösung
getroffen wird, wie sieht es dann hinsichtlich der noch anstehenden
Schuldenerleichterungen für Griechenland und einem Kontrollmechanismus nach
dem Ende des Programms aus? Kann die griechische Regierung nach dem Ende
des Programms die Politik betreiben und die Entscheidungen treffen, die sie
für richtig hält?

StS Seibert: Die Bundeskanzlerin hat diese Hoffnung gestern ausgedrückt.
Ich würde gerne für alle Detailfragen das zuständige
Bundesfinanzministerium ins Boot holen.

Schwamberger: Wie Sie richtig gesagt haben, trifft sich morgen die
Eurogruppe, um über das Ende des ESM-Anpassungsprogramms für Griechenland
zu beraten. Das läuft am 20. August aus. Jetzt ist zum einen ein Blick
darauf zu werfen, wie die letzten Überprüfungen - sozusagen der letzte
Milestone - dieses Programms bewertet werden und ob die griechischer Seite
auch erfüllt worden sind. All die Fragen, die Sie jetzt auch angesprochen
haben, was denn nach Ende dieses Anpassungsprogramms passiert - Stichwort
Schuldenerleichterung -, sind die Fragen, die morgen die 
Euro-Finanzminister im Rahmen der Eurogruppe in Luxemburg beraten werden. Dem
kann ich hier nicht vorgreifen.

Zusatzfrage: Sie gehen aber doch mit bestimmten Vorstellungen nach Brüssel,
was die Schuldenerleichterungen für Griechenland betrifft? Diese
Entscheidungen können doch nicht ad hoc an diesem Zeitpunkt getroffen
werden.

Zweitens. Wie sieht es dann mit der Rolle des IWF aus? Bleibt der IWF
dabei, oder wie sieht es da aus?

Schwamberger: Zum einen führen wir diese Gespräche mit den Partnern dann,
wenn sie stattfinden, und nicht im Vorfeld an dieser Stelle. Es sind diese
Fragen, die man morgen in diesem Kreis gemeinsam berät. All diese Fragen
wurden schon öfter im Kreis der Euro-Finanzminister beraten, und es gibt
auch aus den Jahren 2016 und 2017 Beschlüsse, in denen man sozusagen den
Instrumentenkasten und die mittelfristigen Maßnahmen beschreibt, die sich
nach dem Ende eines Anpassungsprogramms anbieten könnten - in Absprache
gemeinsamer Beschlüsse und natürlich auch in Absprache mit den europäischen
und anderen Institutionen, die auch alle öffentlich zugänglich sind.

Erst einmal steht aber der Schritt an, über das Ende dieses
Anpassungsprogramms zu beraten, das Ende einzuläuten, und gleichzeitig zu
beraten, welche sinnvollen, richtigen Schritte sich danach anschließen. Was
das Ergebnis der morgigen Besprechung und der Gespräche sein wird, kann ich
Ihnen hier an dieser Stelle aber nicht mitteilen. Nach der Sitzung der
Eurogruppe wird es aber natürlich eine Information geben, wie weit der
Stand der Gespräche ist.

Zusatzfrage: Abgesehen vom Inhalt der Entscheidungen, die morgen getroffen
werden: Geht der Bundesfinanzminister mit der Intention nach Brüssel, dass
dort eine umfassende und endgültige Lösung für das griechische Programm
getroffen wird?

Schwamberger: Ich denke, dass der Bundesfinanzminister die Einschätzung und
die Hoffnung der Bundeskanzlerin teilt, dass das Anpassungsprogramm für
Griechenland jetzt zu einem guten Ende geführt wird. Man kann mit Blick auf
die griechische Wirtschaft und die Wachstumszahlen an dieser Stelle auch
einmal darauf hinweisen, dass das bislang ein Erfolg ist; denn jetzt sind
auch Primärüberschüsse vorhanden. Das sollte man sich an dieser Stelle noch
einmal vor Augen führen.

Frage: An das Bundeswirtschaftsministerium: Die EU-Kommission hat
angekündigt, dass ab kommenden Freitag die EU-Gegenmaßnahmen zu den
Importzöllen der USA gelten sollen. Haben Sie irgendwelche Informationen
oder Signale aus Amerika erhalten, wie weit man da schon mit den
angedrohten Zöllen für die Autoindustrie ist? Müssen Sie nach den jüngsten
Erfahrungen, die China mit dieser Spirale von Zollentscheidungen hat, damit
rechnen, dass unmittelbar nach dem Freitag auch die USA einen nächsten
Schritt an Gegenzöllen beschließen wird?

Wagner: Erstens. Die Kommission hat heute in der Tat Auskunft darüber
gegeben, dass jetzt auch der finale Beschluss des Kollegiums der Kommissare
diese Gegenmaßnahmen beschlossen hat. Damit werden diese Gegenmaßnahmen,
die Gegenzölle, am Freitag in Kraft treten.

Zur Frage, wie weit das Verfahren bezüglich der Autozölle ist: Es ist ja
das gleiche Verfahren wie bei den Stahl- und Aluminiumzöllen, das
sogenannte Section-232-Verfahren. Das ist in Amerika mit verschiedenen
Fristen ausgestattet. Da gibt es eine Anhörung, da gibt es
Stellungnahmefristen. Diese Fristen laufen derzeit. Was das genaue
Verfahren ist, müssten Sie noch einmal beim US-Handelsministerium
nachfragen; dazu liegen mir aktuell keine detaillierten nächsten
Verfahrensschritte vor.

Zu der Frage, inwieweit wir mit einer Spirale rechnen beziehungsweise
inwieweit wir damit rechnen, dass es unmittelbare Gegenzölle geben wird:
Wie gesagt, das Verfahren zu den Autozöllen läuft derzeit. Wir müssen
abwarten, wie das weitergeht. Wir sind dazu natürlich auch Gesprächen
beziehungsweise vor allen Dingen die Europäische Kommission ist in
Gesprächen, um das Thema zu adressieren. Wie gesagt, an Freitag werden erst
einmal die Gegenmaßnahmen der Europäischen Union in Kraft treten. Das
warten wir jetzt ab. Eventuelle Reaktionen der USA sind insoweit
abzuwarten.

Frage: Meine Frage richtet sich an Frau Schwamberger vom
Bundesfinanzministerium: Deutschland und Frankreich haben sich ja auf eine
einheitliche Position für eine gemeinsame 
Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage verständigt. Können Sie ganz kurz schildern, was Sie
sich davon versprechen beziehungsweise was der Bundesfinanzminister sich
davon verspricht?

Schwamberger: Das haben Sie richtig beschrieben: Das ist eine gemeinsame
Position, auf die sich Frankreich und Deutschland jetzt nach durchaus
langen und langjährigen Gesprächen verständigt haben, die sich ganz gezielt
auf den Richtlinienentwurf der EU-Kommission bezieht. Die Angleichung der
Bemessungsgrundlage hätte sehr viele Vorteile. Zum einen würde die
grenzüberschreitende Wirtschaftstätigkeit im Binnenmarkt erleichtert, und
man könnte vor allem noch besser und effektiver gegen schädlichen
Steuerwettbewerb und aggressive Steuergestaltungen vorgehen. Mit dieser
gemeinsamen Positionierung, die Deutschland und Frankreich gestern
vereinbart haben und die man auch den europäischen Partnern vorstellen und
mit ihnen diskutieren möchte, soll dem wichtigen Projekt einer gemeinsamen
Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage Schwung verliehen werden, auch im
Hinblick auf den Richtlinienvorschlag der Kommission. Diese Diskussion
wollen wir mit dieser gemeinsamen Positionierung eben beschleunigen.

Zusatzfrage: Was ist da der angestrebte Zeitplan?

Schwamberger: Jetzt geht es erst einmal darum, in einem ersten Schritt mit
den europäischen Partnern darüber zu sprechen. Der aktuelle
Richtlinienentwurf liegt seit Oktober 2016 vor. An sich ist das Thema schon
seit 2011 auf der Agenda. Jetzt geht es darum, da ein bisschen Schwung
hineinzubekommen. Ich denke einmal, mit dieser gemeinsamen Positionierung
ist der Schwung auch da, um dieses Thema noch einmal verstärkt und mit
neuer Dynamik voranzubringen.

Frage: Frau Schwamberger, nur ganz kurz: Die finanziellen Auswirkungen
dieses gemeinsamen Vorschlags werden Sie ja höchstwahrscheinlich bereits
durchgerechnet haben. Über welche Größenordnungen reden wir denn da? Es
geht dabei ja um die Frage von Lizenzbesteuerung etc. Das hat ja gewaltige
Auswirkungen auf die Haushalte in mindestens beiden Ländern, wenn nicht
sogar europaweit.

Schwamberger: Wie Sie wissen, würden die genauen Zahlen zur
haushalterischen Wirkung von der genauen Ausgestaltung abhängen. So weit
ist man noch nicht, das wäre der zweite Schritt vor dem ersten. Jetzt geht
es erst einmal darum, mit den Partnern ein Modell zu diskutieren, und man
hat damit jetzt sozusagen Eckpunkte für eine Position vereinbart. Der erste
Schritt ist jetzt erst einmal, dass wir uns mit den anderen auf ein Modell
einigen. Wenn das geschehen ist, werden wir hier auch sprechfähig sein, was
die genauen und ganz konkreten finanziellen Auswirkungen anbelangt.

Frage: Frau Petermann, Sie haben vorhin gesagt, dass der komplette
Masterplan noch nicht öffentlich bekannt sei. Können Sie uns sagen, ob der
Minister plant, diese Veröffentlichung noch vor dem EU-Gipfel vorzunehmen?

Vorsitzender Detjen: Jetzt kommen wir ja wieder zurück zu einem Thema, das
wir eigentlich schon hatten.

Zusatz: Nein, das ist eine andere Frage. Insofern ganz schnell: Ist
geplant, den Masterplan vor dem EU-Gipfel oder danach vorzustellen?

Vorsitzender Detjen: Eigentlich bringen wir damit die Themenreihe
durcheinander. Möchten Sie es kurz beantworten, Frau Petermann?

Petermann: Das kann ich gerne machen: Es gibt noch keinen Zeitplan für die
Vorstellung des Masterplans.

Mittwoch, 20. Juni 2018

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 20. Juni 2018

https://www.bundesregierung.de/Content/DE/Mitschrift/Pressekonferenzen/2018/06/2018-06-20-regpk.html
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RECHT/896: Kanada ist ein Vorbild für Deutschland


FDP-Pressemitteilung vom 21. Juni 2018

STRACK-ZIMMERMANN: Kanada ist ein Vorbild für Deutschland



Zur beschlossenen Freigabe von Cannabis in Kanada erklärt die
stellvertretende FDP-Bundesvorsitzende Dr. Marie-Agnes
Strack-Zimmermann:

"Wie auch schon beim Freihandelsabkommen CETA ist Kanada auch in der
Frage der Cannabis-Legalisierung wieder einmal Vorreiter. Während die
deutsche Bundesregierung wie immer bremst, schreitet Kanada
entschlossen voran. Die mutige Entscheidung des Abgeordnetenhauses
und des Senats von Kanada, Cannabis zu legalisieren, beendet ein
jahrzehntelanges unnützes Verbot. Dieses hat niemanden geschützt,
aber Drogenhändlern und dem Schwarzmarkt sehr genützt. Auch in
Deutschland wird es endlich Zeit für die Legalisierung von Cannabis.
Die fadenscheinigen Gegenargumentationen - insbesondere seitens der
Union - sind von neuesten wissenschaftlichen Studien klar widerlegt.
Wie bei Alkohol oder Gummibärchen gilt auch beim Cannabiskonsum Maß
und Mitte.

Selbst der Bund Deutscher Kriminalbeamter fordert inzwischen die
Freigabe von Cannabis. Diese würde nicht schaden, sondern im Gegenzug
dazu führen, dass durch einen kontrollierten Verkauf von Cannabis in
lizensierten Shops bzw. Apotheken Konsumenten vor giftiger Mischware
geschützt würden. Gleichzeitig würde dem Schwarzmarkt die Grundlage
entzogen und der dortige Erstkontakt mit harten Drogen weiter
erschwert werden. Außerdem würden die Justizbehörden von
Bagatelldelikten entlastet und hätten endlich wieder Ressourcen, um
sich auf wirkliche Verbrechen konzentrieren zu können. Leider hat die
Große Koalition einen entsprechenden Antrag zur Freigabe von Cannabis
im Bundestag der FDP-Fraktion abgelehnt. Wir Freie Demokraten fordern
insbesondere die Union sowie die SPD auf, sich den Realitäten zu
stellen und die Freigabe von Cannabis endlich zu unterstützen."

 * 

Quelle:

Presseservice der Liberalen

FDP-Bundesgeschäftsstelle
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UMWELT/879: Die liberale Antwort auf den Klimawandel


FDP-Pressemitteilung vom 21. Juni 2018

BEER/MINOVES: Die liberale Antwort auf den Klimawandel



Anlässlich des 200th Liberal International Executive Committee zum
Thema "Delivering Climate Justice - Liberal responses to the Paris
Agreement" am 22. und 23. Juni 2018 erklären Nicola Beer,
Generalsekretärin der FDP und Juli Minoves, Präsident des
Weltverbands der liberalen Parteien "Liberal International":

"An diesem Wochenende ist die liberale Weltpolitik zu Gast in Berlin.
Über 150 Liberale aus 43 Ländern und sechs Kontinenten treffen sich
auf dem 200th Liberal International Executive Committee. Im
Hans-Dietrich-Genscher-Haus diskutieren sie, wie die liberalen
Antworten auf die heutigen Herausforderungen aussehen. Mit der
Vorstellung des Andorra Liberal Manifesto wird die Liberal
International (LI) den Grundstein für die liberale Politik des 21.
Jahrhunderts legen.

Ein zentrales Thema dabei: der Klimawandel und die Reaktion auf das
Pariser Abkommen, die auf der Klimakonferenz der Veranstaltung
thematisiert werden. Die LI ruft aus diesem Grund ein eigenes Climate
Justice Committee ins Leben: Unter dem Vorsitz der ehemaligen
Umweltministerin von Marokko und stellvertretenden LI-Präsidentin
Hakima el Haite soll dieses politischen Entscheidungsträgern in allen
Teilen der Welt beim Übergang zu klimagerechten Gesellschaften
helfen.

Wir Freie Demokraten freuen uns, Liberale aus aller Welt in der
Herzkammer der liberalen Politik Deutschlands begrüßen zu können.
Neben Klimawandel und Umwelt wird auch das Thema Bildungspolitik auf
der Agenda stehen - für uns als Liberale ein weiteres zentrales Thema
neben der Umweltpolitik, um den Menschen die Voraussetzungen für ein
selbstbestimmtes Leben zu ermöglichen."

 * 

Quelle:

Presseservice der Liberalen

FDP-Bundesgeschäftsstelle

Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin
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BAYERN/4928: Nur acht Prozent Öko-Landbau in Bayern (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 21. Juni 2018

Nur acht Prozent Öko-Landbau in Bayern

SPD-Abgeordnete Ruth Müller fordert stärkere Förderung der heimischen Produktion - Langfristig 20 Prozent Öko-Anteil als Ziel



Nur acht Prozent der bayerischen Bauern betreiben ökologischen Landbau. Dies geht aus der Antwort den Agrarministeriums auf eine parlamentarische Anfrage (PDF, 372 kB) der SPD-Abgeordneten Ruth Müller hervor. Während Schwaben (12 Prozent) und Oberbayern (11 Prozent) relativ gut dastehen, hinken andere Regierungsbezirke, wie z.B. Niederbayern mit 5 Prozent, stark hinterher.

Insgesamt steigen die Zahlen bayernweit seit Jahren leicht an, aber leider nicht ausreichend, wie die Landshuter Abgeordnete Müller, die Mitglied im Landwirtschaftsausschuss ist, bedauert: "Immer mehr Menschen legen Wert auf ökologische Lebensmittel. Leider kann diese Nachfrage noch nicht mit heimischen Produkten befriedigt werden. Aber es macht doch keinen Sinn, zum Beispiel Bio-Kartoffeln aus Ägypten zu importieren, statt hier einfach mehr anzupflanzen."

Die SPD-Landtagsfraktion setzt sich für eine umweltverträgliche und dem Tierwohl Rechnung tragende Landwirtschaft ein, wie Müller betont: "Wir wollen den Anteil des Öko-Landbaus langfristig auf 20 Prozent steigern. Dazu müssen der Öko-Landbau und der Absatz der ökologisch erzeugten Produkte jedoch viel stärker gefördert werden als bisher! Es läuft etwas schief in unserem Land, wenn Investitionsförderungen in der Landwirtschaft hauptsächlich in extrem große Betriebe mit industriellem Charakter fließen. "

Die Zahl der Öko-Tierhalter ist in Bayern ebenfalls gestiegen, von 3.578 im Jahr 2000 auf 6.483 im Jahr 2017. "Wir begrüßen diese Entwicklung, bei der es jedoch auch starke Unterschiede in den Regierungsbezirken gibt. Eine stärkere Zunahme der Anzahl der Öko-Tierhalter ist wünschenswert, denn die Verbraucher wissen, dass die Tiere hier besonders artgerecht gehalten werden. Dazu gehören beispielsweiße genügend Auslauf und die Fütterung mit ökologisch erzeugten Futtermitteln", ergänzt Müller.

Der Hauptgedanke ökologischer Landwirtschaft ist ein Wirtschaften im Einklang mit der Natur. Ökologische Landbaumethoden wollen dabei stärker als andere einen möglichst geschlossenen Nährstoffkreislauf erreichen, die Bodenfruchtbarkeit erhalten und mehren sowie Tiere besonders artgemäß halten. Öko-Landbau ist damit in besonderem Maße auf Nachhaltigkeit ausgelegt und stärkt zugleich die regionale Wertschöpfung.

 * 

Quelle:

Pressestelle der BayernSPD-Landtagsfraktion

Bayerischer Landtag
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HAMBURG/4402: DIE LINKE beantragt einfacheren Zugang zu Kita-Gutscheinen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 21. Juni 2018

DIE LINKE beantragt einfacheren Zugang zu Kita-Gutscheinen



Einen einfacheren Weg zu Kita-Gutscheinen für fast 73.000 Hamburger Eltern fordert die Fraktion DIE LINKE mit einem Antrag (Drs. 21/13433) zur Sitzung der Hamburgischen Bürgerschaft am kommenden Mittwoch. Bislang müssen Eltern jedes Jahr aufs Neue eine Weiterbewilligung der Unterstützung beantragen - verpassen sie Fristen, entstehen ihnen hohe Kosten und den Kitas oft Zahlungsausfälle. "Wir wollen eine Vereinfachung wie im Berliner Modell", erläutert Mehmet Yildiz, kinderpolitischer Sprecher der Fraktion. "Dort müssen Eltern die Kita-Gutscheine nur einmal für die maximal dreijährigen Kinder und dann noch einmal für die bis zu Sechsjährigen beantragen. Eine solche Vereinfachung wäre für Hamburg ein Segen: Die Mitarbeiter_innen in den Behörden müssen nicht mehr jedes Jahr 73.000 Anträge auf Weiterbewilligung bearbeiten, die Kitas könnten Zahlungsrückstände und die Beauftragungen von Inkasso-Firmen reduzieren. Und die Eltern müssten nicht mehr bei kleinen Versäumnissen für die Betreuung ihrer Kinder bezahlen, obwohl sie eigentlich einen Anspruch darauf haben."

Statt der regelhaften jährlichen Weiterbewilligungen sollen nur noch Meldungen bei Bedarfsänderungen nötig werden, wie es im rot-rot-grün regierten Berlin möglich ist. Außerdem sollen zur Herstellung des Rechtsfriedens den Kitas aufgelaufene Rückstände erstattet werden. Der Vorschlag soll in der "Vertragskommission Kita" von Senat und Kita-Anbietern entsprechend den Vorgaben des Hamburger Gutschein-Systems verhandelt werden - in diesem Rahmen hat der Senat genügend Spielraum für die Reform.

Hintergrund des Antrags ist die Anfrage 21/12928 der Fraktion DIE LINKE, wonach den Einrichtungen aufgrund des jährlichen Auslaufens der Kita-Gutscheine Zahlungsrückstände durch die Eltern von bis zu 165.000 Euro entstehen. Allein in 80 Einrichtungen der "Elbkinder" belaufen sie sich auf jeweils mindestens 20.000 Euro. "Dass Kitas dann Inkasso-Unternehmen beauftragen müssen, belastet ihr Verhältnis zu den Eltern erheblich", so Yildiz. "Das vereinfachte Verfahren würde nicht nur sehr viel Arbeit einsparen, sondern auch viele Spannungen abbauen. Wir hoffen, dass SPD und Grüne dem Vorbild ihrer Kolleg_innen in Berlin folgen und dieser dringend gebotenen Reform zustimmen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 21. Juni 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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RHEINLAND-PFALZ/4850: Folgen von Unwettern abmildern, Bekämpfen der Ursachen (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 20.06.2018

Folgen von Unwettern abmildern, aber das Bekämpfen der Ursachen
darüber nicht vergessen



Zur heutigen Regierungserklärung der Ministerpräsidentin Malu Dreyer
zu den jüngsten Unwetterereignissen in Rheinland-Pfalz erklärt Dr.
Bernhard Braun, Fraktionsvorsitzender:

"Die Existenzen vieler Bürgerinnen und Bürger im Land wurden durch die
verheerenden Regenfälle der vergangenen Wochen in ihren Grundfesten
erschüttert. Viele Menschen stehen vor den Scherben dessen, was sie
mit eigenen Händen aufgebaut haben. Unser Dank gilt daher den vielen
Helferinnen und Helfern, die den Opfern der Unwetter mit all ihren
Kräften beigestanden und noch schlimmere Folgen verhindert haben. Sie
haben mit ihrem unermüdlichen Einsatz gezeigt, was es heißt, wenn
Solidarität gelebt wird. Konsequent ist, dass auch die Landesregierung
das Mögliche getan hat und den betroffenen Menschen eine schnelle und
unbürokratische Nothilfe ermöglicht.

Das Land handelt darüber hinaus entschieden, um die Folgen von
Unwettern vor Ort dauerhaft abzumildern. So übernimmt das Land 90
Prozent der Planungskosten für Hochwasserschutzkonzepte der Kommunen.
Insgesamt 434 Ortsgemeinden im Land erarbeiten aktuell ein
Hochwasserschutzkonzept oder haben es bereits abgeschlossen. Im Rahmen
der Aktion Blau Plus renaturieren wir gezielt Flüsse und Bäche, um
Hochwasserspitzen zu minimieren. 300 Millionen Euro haben wir so schon
in die Rückgewinnung von Rückhalteflächen investiert. Und alleine
durch Einführung des Wassercents vor fünf Jahren konnten wir bis heute
130 Millionen Euro zusätzliche zweckgebundene Mittel für den
Gewässerschutz generieren. Für die Folgen schwerer Regenfälle spielt
aber auch die Beschaffenheit der Böden eine wichtige Rolle. Die
jüngsten Unwetter haben demonstriert, wie der intensive Anbau von
Monokulturen die Speicherfähigkeit von Böden zerstört und so
bedrohliche Hangrutsche mitverursacht. Ökolandbau kann auch hier
Abhilfe schaffen. Ökologisch bewirtschaftete Flächen haben eine
doppelt so hohe Versickerungsrate im Vergleich zu konventionell
genutzten Böden. Wir haben den Anteil des Ökolandbaus im Land in den
vergangenen sieben Jahren auf 10 Prozent verdoppelt und verfolgen mit
Nachdruck das Ziel, seinen Anteil auf 20 Prozent zu steigern.

Wir müssen die Folgen von Unwettern abmildern, aber wir dürfen das
Bekämpfen der Ursachen darüber nicht vergessen. Denn immer wieder
haben wir in Rheinland-Pfalz in den vergangenen Jahren verheerende
Starkregenereignisse erlebt. Die Expertenmeinung lautet: Die extremen
Regenfälle gehören zu den ersten Boten des immer stärker
beschleunigten Klimawandels. Sie erinnern uns daran, dass wir auch in
Rheinland-Pfalz von den klimatischen Veränderungen nicht verschont
bleiben. Das Zeitfenster, um die katastrophalsten Auswirkungen des
Klimawandels in der Zukunft einzudämmen, wird indes immer kleiner.
Handeln wir heute nicht, werden künftige Generationen die bitteren
Folgen zu tragen haben.

Rheinland-Pfalz ist beim Klimaschutz bereits auf einem guten Weg. Wir
haben, seitdem wir GRÜNE Regierungsverantwortung übernommen haben, den
Anteil Erneuerbarer Energien an der Stromproduktion im Land
verdoppelt. Jede zweite produzierte Kilowattstunde kommt in
Rheinland-Pfalz heute aus Erneuerbaren Energien. Darauf können wir in
Rheinland-Pfalz stolz sein. Immer noch bleibt aber beim Klimaschutz
viel zu tun. Denn Deutschland schafft es auch weiterhin nicht, seine
Klimaschutzziele zu erreichen. Wenn Deutschland Klimaschutz ernst
meint, bleibt der schnellstmögliche Kohleausstieg durch die
Bundesregierung unabdingbar. Dringend beendet werden muss auch das
Trauerspiel im Bereich Mobilität. Deutschland hat es bis heute nicht
geschafft, die CO2-Emissionen aus dem Verkehr gegenüber 1990
nachhaltig zu senken. Auch das ist kein Schicksal, sondern das
Resultat einer schlechten Mobilitätspolitik."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 20. Juni 2018

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 31-30, Fax: 06131 / 208 41-31

Internet: http://www.gruene-fraktion-rlp.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. Juni 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





RHEINLAND-PFALZ/4849: Absenkung des Wahlalters stärkt Demokratie (FDP)


Pressemitteilung der FDP-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
20.06.2018

Absenkung des Wahlalters stärkt Demokratie

Landtag diskutiert über Wahlrecht mit 16 bei Kommunalwahlen



Der rheinland-pfälzische Landtag hat heute, am 20. Juni 2018, über die
Absenkung des Wahlalters bei Kommunalwahlen auf 16 Jahre diskutiert.
Dazu sagt die Fraktionsvorsitzende der FDP-Fraktion im Landtag
Rheinland-Pfalz, Cornelia Willius-Senzer:

"Die Herabsenkung des Wahlalters bei Kommunalwahlen auf 16 Jahre ist
uns Freien Demokraten ein wichtiges Anliegen. Jüngst hat das
Bundesverwaltungsgericht in Leipzig das Wählen mit 16 Jahren auf der
kommunalen Ebene für verfassungskonform erklärt.

Dieses Urteil bestärkt uns darin, weiterhin beharrlich daran zu
arbeiten, die Herabsenkung des Wahlalters in Rheinland-Pfalz zu
ermöglichen. Wir trauen jungen Menschen etwas zu. Jugendliche verfügen
über die nötige Reife, auf ihr unmittelbares Lebensumfeld politischen
Einfluss nehmen zu können.

In der Ampel-Koalition sind wir uns einig, dass wir das Projekt im
Sinne der Jugendlichen in unserem Land zum Erfolg führen wollen.
Leider blockiert die CDU nach wie vor dieses wichtige Vorhaben. Ohne
die Stimmen der CDU können wir die notwendige Änderung der
Landesverfassung nicht durchführen. Wir fordern die Christdemokraten
auf, ihre Blockadehaltung aufzugeben. In dieser Frage steht meine Tür
für Herrn Baldauf weit offen. Wir treten gerne mit der CDU in den
Dialog.

Die Absenkung des Wahlalters bei Kommunalwahlen auf 16 Jahre ist ein
wirksamer Schritt zur Stärkung der Demokratie und kann wesentlich dazu
beitragen, Politikverdrossenheit frühzeitig durch aktive
Gestaltungsmöglichkeiten zu verhindern."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 20. Juni 2018
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RHEINLAND-PFALZ/4848: Autobauer müssen Diesel-Fahrzeuge auf eigene Kosten umrüsten (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
20.06.2018

Autobauer müssen Diesel-Fahrzeuge auf eigene Kosten umrüsten -
Oster: Was drauf steht, muss auch drin sein



Anlässlich der Aktuellen Debatte zum Diesel-Abgasskandal erklärt der
verkehrspolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion, Benedikt Oster:

"Der Skandal um manipulierte Abgaswerte an Dieselfahrzeugen
beschäftigt Deutschland bereits seit drei Jahren. Aktuell sitzt der
langjährige Vorstandsvorsitzende von Audi in Untersuchungshaft. All
diese Entwicklungen sind besorgniserregend. Beispiellos ist auch das
Verhalten der Bundeskanzlerin und des Bundesverkehrsministers, die den
Skandal offenbar am liebsten aussitzen würden. Aus Sicht der
SPD-Fraktion ist eine klare Haltung und Positionierung gegenüber der
Automobilindustrie überfällig. Für eine positive Neuerung hat
Bundesjustizministerin Katharina Barley gesorgt: Aufgrund ihrer
Initiative wurde in der vergangenen Woche im Bundestag die
Musterfeststellungsklage beschlossen. Geschädigte Verbraucherinnen und
Verbraucher können nun leichter ihre Rechte einklagen."

Oster sagt weiter: "Die Autobauer müssen ihrer Verantwortung gerecht
werden und die Fahrzeuge mit höherem Abgasausstoß als angegeben auf
eigene Kosten nachrüsten. Was drauf steht, muss auch drin sein. Darauf
müssen sich die Verbraucherinnen und Verbraucher verlassen können. Mit
Software-Updates ist es nicht getan. Gerade in einem Land wie
Rheinland-Pfalz mit hohen Pendlerzahlen und einem starken Mittelstand
sind Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, Handwerker sowie
Unternehmerinnen und Unternehmer auf Verlässlichkeit angewiesen: Sie
müssen zu ihrem Arbeitsplatz, ihren Kunden und Kundinnen sowie den
Produktionsstätten fahren und die Kosten vorab verlässlich kalkulieren
können. Die Automobilindustrie befindet sich in einer Umbruchphase: Im
eigenen Interesse und aufgrund der Arbeitsplätze sollte sie nun
endlich ihre Energien dafür einsetzen, weiterhin exzellente und
innovative Produkte herzustellen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 20. Juni 2018

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217

Internet: www.spdfraktion-rlp.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. Juni 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / SPD





EUROPA/1609: Ungarn plant Angriff auf die Zivilgesellschaft


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 20. Juni 2018

Arbeitsgruppe: Menschenrechte und humanitäre Hilfe

Ungarn plant Angriff auf die Zivilgesellschaft



Frank Schwabe, menschenrechtspolitischer Sprecher:

Die rechtskonservative Regierung Ungarns will Nichtregierungsorganisationen (NGOs), die Flüchtlinge in Ungarn unterstützen, mit einer Strafsteuer belegen. Heute wurde diese Steuer in Höhe von 25 Prozent auf ausländische Spenden beschlossen.

"Das Gesetzespaket der ungarischen Regierung ist ein Angriff auf den ungarischen Rechtsstaat und alle Menschen, die sich für grundlegende Menschenrechte einsetzen. Sollte das ungarische Parlament dieses Gesetzespaket verabschieden, muss die Europäische Union entschlossen gegen Ungarn vorgehen und das eröffnete Vertragsverletzungsverfahren gegen Ungarn entschieden vorantreiben.

Die Sondersteuer in Höhe von 25 Prozent war Teil des ursprünglichen ,Stop-Soros'-Gesetzentwurfes. Nach scharfer Kritik aus dem Ausland - unter anderem durch die Venedig-Kommission des Europarates - entfernte die Regierung die Strafsteuer aus dem Gesetzentwurf, um sie schließlich über die Steuergesetzgebung zu beschließen.

Das ,Stop-Soros-Gesetz' richtet sich vor allem gegen den US-Milliardär Georg Soros, der zahlreiche Zivilorganisationen in Ungarn unterstützt. Die neue Fassung des Gesetzes sieht vor, dass Organisationen die Flüchtlingen helfen, künftig die Genehmigung des Innenministeriums benötigen, Helferinnen und Helfern der Zugang zum Grenzgebiet verboten werden kann und Ausländerinnen und Ausländern, die Flüchtlingen helfen, des Landes verwiesen werden."
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SOZIALES/2704: Kommunale Haushaltslage bestimmt Investitionstätigkeit


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 20. Juni 2018

Arbeitsgruppe: Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen

Kommunale Haushaltslage bestimmt Investitionstätigkeit



Bernhard Daldrup, kommunalpolitischer Sprecher:

Der Investitionsrückstand der Kommunen steigt laut aktuellem Kommunalpanel der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) auf 159 Milliarden Euro. Die Große Koalition steuert mit einer milliardenschweren Investitionsoffensive gegen.

"Das aktuelle Kommunalpanel der KfW zeigt einen weiterhin hohen Rückstand bei den kommunalen Investitionen. Dank der guten ökonomischen Rahmenbedingungen und der massiven Entlastungen des Bundes in der letzten Legislaturperiode sind viele Kommunen allerdings verhalten optimistisch, die Investitionsrückstände auf lange Sicht abbauen zu können.

Wie in der Vergangenheit ist die Lage regional unterschiedlich. Das Investitionsniveau in Kommunen mit Haushaltssicherungskonzepten liegt weiterhin um rund ein Drittel niedriger. Diese Kommunen können die wachsenden Bedarfe nicht durch höhere Investitionen ausgleichen. Hier bedarf es zielgerichteter politischer Lösungsansätze und Förderungen.

Aber auch in Kommunen mit guter Haushaltslage setzen fehlendes Personal und die hohe Auslastung der Bauwirtschaft der Investitionstätigkeit Grenzen. Insgesamt ist der Investitionsstau laut Kommunalpanel in den Bereichen Schule (47,4 Milliarden Euro) und Verkehrsinfrastruktur (38,6 Milliarden Euro) besonders hoch.

Wir setzen wir unsere Politik der Kommunalentlastungen deshalb fort und beginnen eine Investitionsoffensive: Von Investitionen in Schulen, Kitas und in die Pflege, über die Einrichtung eines sozialen Arbeitsmarkts und Milliarden für den öffentlichen Wohnungsbau, bis zur Schaffung eines flächendeckenden Glasfasernetzes - wir setzen klare Akzente zur Stärkung der Kommunen. Wir ändern das Grundgesetz, damit die Hilfen im sozialen Wohnungsbau, im Bildungssektor und in der Förderung des Nahverkehrs auch bei den Kommunen ankommen.

Mit den Kommissionen zu gleichwertigen Lebensverhältnissen und zur Novellierung des Bodenrechts wollen wir systematische Verbesserungen erarbeiten. Durch einen Kommunalausschuss im Bundestag haben wir die kommunale Stimme auf der Bundesebene verstärkt. Die Neuordnung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen hat den Ländern überdies mehr Spielraum zur Unterstützung der Kommunen gegeben. Kurzum: Die SPD-Bundestagsfraktion bleibt an der Seite der Kommunen, wenn es um die Schaffung gleichwertiger Lebensbedingungen und guter Lebensqualität geht."
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UMWELT/1162: Nitrat-Urteil des EuGH Ohrfeige für jahrzehntelange Realitätsverweigerung


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 21. Juni 2018

Arbeitsgruppe: Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit

Nitrat-Urteil des EuGH Ohrfeige für jahrzehntelange Realitätsverweigerung



Rainer Spiering, agrarpolitischer Sprecher;

Carsten Träger, umweltpolitischer Sprecher:

Heute hat der Europäische Gerichtshof in Luxemburg (EuGH) der Klage der EU-Kommission gegen Deutschland stattgegeben. Danach hat Deutschland jahrelang gegen die Vorgaben der EU-Nitrat-Richtlinie verstoßen. Jüngste wissenschaftliche Studien sowie der Sachverständigenrat für Umweltfragen attestieren zudem, dass die Bemühungen der Bundesrepublik nicht ausreichen. Daher fordert die SPD-Bundestagsfraktion eine umfassende Revision der Regelungen zur Stickstoffausbringung.

"Seit Jahrzehnten gelangt in einigen Regionen von Deutschland durch die landwirtschaftliche Düngung deutlich zu viel Nitrat in unsere Böden und Gewässer. Die Kosten daraus sind für Mensch, Umwelt und Klima mehr als deutlich. So wird die Trinkwasseraufbereitung in belasteten Gebieten immer aufwendiger. Einem 3-Personen-Haushalt in Nitrat-belasteten Gebieten droht ein Anstieg der Wasserrechnung um rund 140 Euro pro Jahr. Darüber hinaus sind bereits die Folgen des Stickstoffanstiegs in den Oberflächengewässern und Meeren mit verstärkter Algenbildung und sauerstoffarmen Bereichen sichtbar. Zudem nimmt auf überdüngten Böden die Artenvielfalt ab. Schäden zu vermeiden, ist immer preiswerter als sie zu reparieren. Wir fordern daher eine schnelle, EU-konforme Überarbeitung des Düngegesetzes und der Düngeverordnung.

Anlass zur Sorge bereitet außerdem eine aktuelle wissenschaftliche Studie, die belegt, dass die jüngste Reform des Düngerechts bei weitem nicht ausreicht, um der Situation Herr zu werden. Wir dürfen uns nicht mehr mit dem Kleinklein abgeben und müssen endlich den großen Schritt wagen. Nur auf diesem Weg können wir zukünftigen Generationen eine gesunde Umwelt zum Leben und Wirtschaften garantieren.

Nach dem Nitrat-Urteil des EuGH muss jedem klar werden, dass es ein 'weiter so' nicht geben kann. Auch um deutschen Steuerzahlern vor Strafzahlungen von bis zu 240.000 Euro pro Tag beziehungsweise insgesamt mehreren Milliarden Euro zu bewahren, muss die Bundeslandwirtschaftsministerin ernsthaftere Anstrengungen unternehmen, um die Nitratbelastung nachhaltig zu senken. Weder die Allgemeinheit noch die Landwirte, die ordentlich arbeiten, dürfen für die Versäumnisse der letzten Jahrzehnte in Haftung genommen werden."
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UMWELT/1161: Insektenschutz - erste Schritte umgesetzt


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 21. Juni 2018

Arbeitsgruppe: Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit

Insektenschutz - erste Schritte umgesetzt



Carsten Träger, zuständiger Berichterstatter:

Aufgrund des rapiden Rückgangs der Insekten und ihrer "Systemrelevanz" für Ökosysteme sind die Verabschiedung des "Eckpunktepapier zum Aktionsprogramm Insektenschutz der Bundesregierung" im Kabinett und die Bereitstellung von jährlich fünf Millionen Euro für den Insektenschutz wichtige erste Schritte, um dieser Tiergruppe mit konkreten Maßnahmen zu helfen.

"Der rapide Rückgang der Insekten hat negative Auswirkungen auf alle insektenfressende Tiere, insbesondere Vögel und Fledermäuse. Insekten stehen am Anfang der Nahrungskette, sie sind 'systemrelevant' für intakte Ökosysteme und für die Bestäubung von Nutzpflanzen.

Schnelles Handeln ist erforderlich. Die Bundesumweltministerin setzt daher innerhalb der ersten 100 Tage der Bundesregierung ein wichtiges Signal, um einen weiteren Biodiversitätsverlust zu stoppen. Als Sofortmaßnahme werden fünf Millionen Euro pro Jahr aus dem 'Bundesprogramm Biologische Vielfalt' für den Insektenschutz bereitgestellt.

Mit dem Aktionsprogramm sollen unter anderem Maßnahmen zur Förderung von Insektenlebensräumen in der Stadt und auf dem Land und zur Erhöhung der Strukturvielfalt gefördert werden. Ackerblühstreifen oder Blumenwiesen helfen nicht nur den Insekten, sondern erhöhen auch die Attraktivität unserer Kulturlandschaften und die Lebensqualität der Menschen. Parallel dazu muss insbesondere auch der Pestizideinsatz reduziert werden.

Mit dem Beschluss des Eckpunktepapiers werden jetzt die Weichen für Insektenschutzmaßnahmen die nächsten Jahre gestellt, von denen sowohl die Tier- und Pflanzenwelt als auch der Mensch profitieren wird."
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FORSCHUNG/1141: Astronautennahrung für Kühe - Industriell gezüchtete Mikroben als umweltfreundliches Futter (idw)


Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung - 20.06.2018

Astronautennahrung für Kühe: 

Industriell gezüchtete Mikroben als umweltfreundliches Futter




	Für Klima und Umwelt hat der Anbau von Futtermitteln für Schweine, Rinder und Hühner heute immense Auswirkungen.

	In Zukunft wird sich ein Teil der Futtermittelproduktion für Nutztiere voraussichtlich nicht mehr auf dem Acker sondern in industriellen Großanlagen von Mikroben produziert, was sowohl finanzielle als auch ökologische Vorteile mit sich bringen könnte.

	Würden nur 2 Prozent des Proteinfutters durch eiweißreiche Mikroben ersetzt, könnte dies Treibhausgasemissionen aus der Landwirtschaft, die globale Anbaufläche und Stickstoffverluste aus der Landnutzung um mehr als 5 Prozent senken.



Entwaldung, Treibhausgasemissionen, Biodiversitätsverlust,
Stickstoffverluste - die heutige landwirtschaftliche
Futtermittelproduktion für Rinder, Schweine und Hühner hat enorme
Auswirkungen auf Umwelt und Klima. Eine landlose Produktion von
Futtermitteln könnte dazu beitragen, die kritischen Auswirkungen in der
landwirtschaftlichen Lebensmittelversorgungskette zu mildern.
Proteinreiche Mikroben aus dem Industrielabor werden in Zukunft
voraussichtlich mehr und mehr traditionelles Kraftfutter ersetzen. Eine
neue Studie, die jetzt in der Fachzeitschrift Environmental Science &
Technology veröffentlicht wurde, untersucht erstmals auf globaler Ebene
das wirtschaftliche und ökologische Potenzial dieses Eiweißfutter-Ersatzes
für Schweine, Rinder und Hühner in der Landwirtschaft. Würden nur 2
Prozent des Viehfutters durch Mikroben ersetzt, könnten bereits 5 Prozent
der landwirtschaftlichen Treibhausgasemissionen, der globalen Ackerfläche
und der globalen Stickstoffverluste in der Landwirtschaft vermieden
werden.

"Kühe, Schweine und Hühner werden mit sehr proteinreichem Futter gemästet.
Inzwischen wird die Hälfte der auf Ackerland angebauten Proteine an Tiere
verfüttert", sagt Benjamin Leon Bodirsky, Autor der Studie des
Potsdam-Instituts für Klimafolgenforschung (PIK). Ohne drastische
Veränderungen im Agrar- und Ernährungssystem wird der steigende Bedarf an
Nahrungs- und Futtermitteln, der mit unserer fleischreichen Ernährung
einhergeht, wohl zu kontinuierlicher Entwaldung, Verlust der biologischen
Vielfalt, Stickstoffbelastung und klimawirksamen Treibhausgasemissionen
führen. Neuerdings ist eine neue Technologie im Gespräch, die diese
negativen Umweltauswirkungen verringern könnte: Mikroben werden mit
Energie, Stickstoff und Kohlenstoff kultiviert, um Proteinpulver
herzustellen. Dieses kann dann etwa anstelle von Sojabohnen an Tiere
verfüttert werden. Die Züchtung von Futterprotein in industriellen Anlagen
statt auf Ackerland könnte helfen, einige Umwelt- und Klimaauswirkungen der
Futtermittelproduktion zu mildern. Da die Produktion recht günstig ist
dürfte sich mikrobielles Protein als Kraftfutterersatz auch ohne
Subventionen durchsetzen."

Kleine Veränderungen bei der Fütterung könnten erhebliche Auswirkungen
auf die Umwelt haben

Für die Studie haben die Wissenschaftler Modellsimulationen zu
wirtschaftlichem Potenzial und Umweltauswirkungen der mikrobiellen
Proteinproduktion untersucht. Nach diesen Simulationen werden bis 2050
weltweit zwischen 175-307 Millionen Tonnen Mikroben an Tiere verfüttert um
Kraftfutter zu ersetzen. Dies entspricht nur 2 Prozent des gesamten
Viehfutters. Hierdurch könnte jedoch mehr als 5 Prozent der globalen
Ackerflächen, Treibhausgasemissionen und Stickstoffverluste eingespart
werden - nämlich 6 Prozent bei der Ackerfläche, 7 Prozent bei den
Treibhausgasemissionen der Landwirtschaft und 8 Prozent bei den globalen
Stickstoffverlusten.

"In der Praxis könnten gezüchtete Mikroben wie Bakterien, Hefen, Pilze
oder Algen proteinreiche Pflanzen vom Acker wie Sojabohnen oder Getreide
ersetzen. Entwickelt wurde diese Methode ursprünglich während des Kalten
Krieges für die Raumfahrt. Energie, Kohlenstoff und Stickstoffdünger
werden dabei im Labor zur industriellen Produktion proteinreicher Mikroben
eingesetzt", erklärt Ilje Pikaar von der University of Queensland in
Australien.

Für ihre neue Studie haben die Forscher fünf verschiedene Wege zur
Züchtung von Mikroben in Betracht gezogen: Durch den Einsatz von Erdgas
oder Wasserstoff könnte die Futtermittelproduktion vollständig von der
Anbaufläche entkoppelt werden. Diese landlose Produktion vermeidet jede
Verschmutzung durch die landwirtschaftliche Produktion, geht jedoch auch
mit einem enormen Energiebedarf einher. Alternativ können auch Zucker,
Biogas oder Synthesegas aus der Landwirtschaft durch die Mikroben zu
hochwertigem Eiweiß veredelt werden. Durch die Nutzung der Photosynthese
wird bei diesen Verfahren keine externe Energiequelle benötigt, sie führt
aber auch zu geringeren Umweltvorteilen, teilweise sogar zu einem Anstieg
der Stickstoffbelastung und der Treibhausgasemissionen.

Mikrobielles Eiweiß allein reicht nicht aus, um unsere Landwirtschaft
nachhaltig zu gestalten

"Die Fütterung von mikrobiellem Eiweiß würde die Produktivität der Tiere
nicht beeinträchtigen", betont die Autorin Isabelle Weindl vom PIK. "Im
Gegenteil, es könnte sogar positive Auswirkungen auf das Wachstum der
Tiere oder die Milchproduktion haben. Aber auch wenn die Technologie
wirtschaftlich rentabel ist, könnte die Einführung dieser neuen
Technologie immer noch auf Hindernisse treffen - etwa Gewohnheiten in der
Betriebsführung, Risikoaversion gegenüber neuen Technologien, fehlenden
Marktzugang oder mangelnden Marktanreizen. "Eine Bepreisung von
Umweltschäden in der Landwirtschaft könnte diese Technologie jedoch noch
wettbewerbsfähiger machen", so Weindl.

"Trotz der positiven Ergebnisse ist klar, dass eine Umstellung auf
mikrobielles Protein aus dem Labor allein nicht ausreicht, um unsere
Landwirtschaft nachhaltig zu verändern", sagt Alexander Popp vom PIK. Um
die Umweltauswirkungen der Lebensmittelversorgungskette wirksam zu
reduzieren, seien große strukturelle Veränderungen im Agrar- und
Ernährungssystem genauso nötig wie Veränderungen bei der Ernährung selbst
hin zu mehr Gemüse. "Für unsere Umwelt und das Klima, aber auch für die
eigene Gesundheit haben wir auch die Option, tierische Produkte teilweise
durch das Essen von mehr Obst und Gemüse zu ersetzen. Und nach weiteren
Fortschritten in der Technologie könnte mikrobielles Protein aus dem Labor
auch ein direkter Bestandteil unserer Ernährung werden -
Astronautennahrung für jedermann".


Artikel: Ilje Pikaar, Silvio Matassa, Benjamin L. Bodirsky,
Isabelle Weindl, Florian Humpenöder, Korneel Rabaey, Nico Boon, Michele
Bruschi, Zhiguo Yuan, Hannah van Zanten, Mario Herrero, Willy Verstraete,
Alexander Popp (2018): Decoupling Livestock from Land Use through
Industrial Feed Production Pathways. Environmental Science and Technology
[DOI:10.1021/acs.est.8b00216]
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FORSCHUNG/1140: Das Geheimnis der Sojabohne - Mainzer Forscher untersuchen Ölkörperchen in Sojabohnen (idw)


Max-Planck-Institut für Polymerforschung - 20.06.2018


Das Geheimnis der Sojabohne: 

Mainzer Forscher untersuchen Ölkörperchen in Sojabohnen



Mainzer Forscherinnen und Forscher des Max-Planck-Instituts für
Polymerforschung (MPI-P) haben mit Hilfe von Neutronenstreuung kleine
Ölkörper in Sojabohnen untersucht. Diese dienen der Bohne beim Keimen und
Wachsen als Energielieferant, werden aber auch bei der Herstellung von
Sojaölen verwendet. Mit ihren Untersuchungen haben die Wissenschaftler um
Prof. Thomas Vilgis (MPI-P, Abteilung von Prof. Kurt Kremer) die Struktur
und damit die mechanische Stabilität dieser Ölkörperchen näher untersucht.
Eine mögliche Anwendung ihrer Forschungsergebnisse liegt in der
Herstellung neuer und innovativer Lebensmittel auf natürlicher Basis.

Wasser und Öl vermischen sich nicht - dies ist eine Erfahrung des
täglichen Lebens. Um Wasser mit Öl zu mischen bedarf es sogenannter
"Emulgatoren". Ein solcher ist das ebenfalls in der Sojapflanze
vorliegende Molekül "Lecithin" (ein Phospholipid): Das langkettige Molekül
besitzt einen wasserliebenden sowie einen wasserabweisenden (und damit
fettliebenden) Teil. Das Molekül ordnet sich um Öltröpfchen herum an und
schließt diese im Inneren einer Kugel ein. Der fettliebende Teil schaut
hierbei nach innen zum Öl. Da das Molekül nach außen hin wasserliebend
ist, können also kleine Ölkörperchen - bestehend aus der Emulgatorhülle
sowie dem öligen Inneren - in Wasser gelöst werden. Diese Ölkörperchen
nennen sich Oleosome.

Rein über das Vorhandensein des Emulgators Phospholecitin ist jedoch nicht
erklärbar, warum Oleosome eine lange Zeit stabil in der Sojapflanze
vorliegen können. "Schon kleine Temperaturschwankungen und Erschütterungen
müssten Oleosome eigentlich zerstören - und die Pflanze würde sterben", so
Vilgis.

Daher schafft die Natur durch spezielle Proteine, sogenannter Oleosine,
einen Stabilitätsbonus. Diese Oleosine ragen mit ihrem langgestreckten und
eng-haarnadelförmigen Mittelteil wie Anker tief in die Ölphase, während
sich zwei wasserliebende Ärmchen schützend über die Phospholipide
ausbreiten.

Zudem sind diese wasserliebenden Ärmchen elektrisch geladen. Damit ergibt
sich für die nur wenige hundert Nanometer großen Oleosome eine
zwiebelartige Schichtstruktur, die aus den Enden der ins Wasser ragenden
Proteinärmchen, den darunterliegenden Phospholipiden, den ins Öl ragenden
Proteinankern und dem Ölkern selbst besteht.

Für die Wissenschaftler der Mainzer "soft matter food physics"-Gruppe
standen diese in der Natur vorkommenden Nanopartikel schon seit längerem
im Fokus der Forschung, aber die genaue Struktur der Oleosome war bisher
unbekannt. Aufklärung brachte erst eine genaue Analyse über
Kleinwinkelneutronenstreuung. Dazu wurden an den Forschungsreaktoren in
Grenoble und Oxford Neutronen auf die Nanopartikel geschossen und aus
deren Ablenkung Rückschlüsse über die Struktur der Partikel geschlossen.

Möglich wird dies durch Kontrastvariationsverfahren mit Mischungen von
unterschiedlichen Konzentrationen aus "schwerem Wasser" (dessen
Wasserstoffatome durch Deuterium ersetzt wurden) und "normalem Wasser".
Die Neutronen werden von Deuterium und Wasserstoff vollkommen
unterschiedlich abgelenkt, was mit der sogenannten Streulänge beschrieben
wird. Diese hat sogar für Deuterium und Wasserstoff ein unterschiedliches
Vorzeichen. Somit lassen sich, ähnlich wie bei der Wahl entsprechender
Brechungsindizes in der Optik, verschiedene Schichten des Oleosoms
selektiv für die Neutronen aus- und einblenden. Aus den Mustern der
gestreuten Neutronen lassen sich damit Struktur und Größe der Olkörperchen
bestimmen.

Die Forscherinnen und Forscher konnten den Durchmesser der Oleosome auf
278 Nanometer bestimmt werden. Die äußere Schicht, der ins Wasser ragenden
Proteinärmchen zeigt sich mit 9 Nanometern dabei dicker als bisher
angenommen. Grund dafür sind die darauf vorhandenen positiv elektrischen
Ladungen: wegen deren Abstoßung bleibt nur der Ausweg in die wässrige
Umgebung der Zelle und damit weg vom Oleosom. Auch die
Temperaturstabilität der Ölkörperchen bis zu 90 °C konnte über die
Neutronenstreumessungen direkt verifiziert werden.

Aus der genauen Kenntnis der Struktur der Nanopartikel aus der Sojabohne
ergeben sich eine ganze Reihe gezielter Anwendungen: Mit derartigem
natürlichen Nanopartikeln lassen sich gezielt wasser- und fettlösliche
Nährstoffe platzieren und transportieren. Während öllösliche Nährstoffe
(z.B. Vitamine) in das Innere der Partikel geschleust werden können,
lassen sich wasserlösliche Stoffe an deren Oberfläche haften. Möglich wird
dies durch die elektrisch geladenen Oleosine, deren Ladung sich über den
pH-Wert steuern lässt. Die Oleosome sind in saurer Umgebung positiv, im
basischer Umgebung negativ geladen. Damit lassen sich die Nanopartikel
auch auf eine vielfältige Weise mit Biopolymeren jeweils gegensätzlicher
Ladung "verkapseln". Dies wurde in der Vergangenheit z. B. bereits mit
Pektin - einem bekannten Zucker und Geliermittel - durchgeführt. Auch hier
konnte die Schichtdicke des Pektins mit Neutronenstreuung gemessen werden.
Damit sind neue Formen von pflanzlichen Lebensmitteln auf Oleosombasis
denkbar. Des Weitern beschränken sich die Erkenntnisse nicht auf
Sojabohnen, sie lassen sich auf die Oleosome anderer Ölsaaten (Haselnüsse,
Leinsamen, ?) erweitern.. Neue Ansätze, z.B. für die geriatrische
Ernährung lassen sich damit ebenfalls realisieren.


Weitere Informationen unter:

https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S0021979718306015 

- Originalpublikation

http://www.mpip-mainz.mpg.de/Thomas_Vilgis/ 

- Soft Matter Food Science-Gruppe

http://www.mpip-mainz.mpg.de 

- Max-Planck-Institut für Polymerforschung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution350

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Polymerforschung, 20.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STANDPUNKT/775: Waffen für die Welt, Teil 2 (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 21. Juni 2018

german-foreign-policy.com

Waffen für die Welt (II)



BERLIN - Die deutschen Rüstungsexporte haben im vergangenen Jahr ihren
dritthöchsten Wert seit der Publikation des ersten einschlägigen Berichts
im Jahr 1999 erreicht. Dies geht aus dem gestern veröffentlichten
Rüstungsexportbericht der Bundesregierung für 2017 hervor. Demnach hat der
Bundessicherheitsrat im vergangenen Jahr die Ausfuhr von Kriegsgerät im
Wert von mehr als 6,2 Milliarden Euro genehmigt. Rund ein Sechstel davon -
Rüstungsgüter im Wert von mehr als einer Milliarde Euro - wurde in
Entwicklungsländer verkauft. Regional zeichnen sich drei geostrategisch
definierbare Zielgebiete als Schwerpunkte der Rüstungsexporte deutlich ab.
So wurden deutsche Waffen - wie schon seit Jahren - an mehrere Staaten der
Arabischen Halbinsel geliefert, die gegen Iran opponieren. Daneben
statteten deutsche Firmen einige Staaten Nordafrikas mit Kriegsschiffen und
mit zur Flüchtlingsabwehr nutzbaren Landfahrzeugen aus. Zudem gingen
Rüstungsgüter im Wert von rund 900 Millionen Euro an asiatische und
pazifische Rivalen der Volksrepublik China.

Milliarden für den Krieg

Die deutschen Rüstungsexporte haben im vergangenen Jahr ihren dritthöchsten
Wert seit dem Beginn der regelmäßigen Veröffentlichung entsprechender
Angaben durch die Bundesregierung erreicht.[1] Dies geht aus dem gestern
publizierten Rüstungsexportbericht der Regierung für 2017 hervor. Demnach
hat der Bundessicherheitsrat im vergangenen Jahr die Ausfuhr von
Kriegsgerät im Wert von 6,2 Milliarden Euro genehmigt. Pendelten die
deutschen Rüstungsexporte ab 1999 zunächst um den Betrag von rund drei
Milliarden Euro pro Jahr, so bewegten sie sich ab 2003 regelmäßig um die
fünf Milliarden Euro, um ab 2015 um die Sieben-Milliarden-Euro-Schwelle zu
kreisen. Noch nicht absehbar ist, ob die Tatsache, dass deutsche
Waffenschmieden zunehmend Rüstungsgüter im Ausland herstellen [2],
langfristig zu einer Senkung der Rüstungsexporte aus der Bundesrepublik
selbst führt; dies ginge dann allerdings mit größeren Lieferungen aus
deutschen Produktionsstätten etwa in den USA oder in Südafrika an die
jeweiligen Zielländer einher. Deutschland verkaufte 2017 rund 61 Prozent
seiner Rüstungsexporte an Länder, die nicht EU- oder NATO-Mitglieder oder
der NATO gleichgestellt [3] sind. Gut 17 Prozent der Rüstungsexporte gingen
an Entwicklungsländer.[4]

Gegen Iran

Schwerpunktregionen deutscher Rüstungsexporte jenseits von EU und NATO
waren dabei auch 2017 - wie bereits seit Jahren - drei geostrategisch
definierbare Großregionen. So gehörten weiterhin Saudi-Arabien mit
Lieferungen im Wert von etwa einer Viertelmilliarde Euro und die
Vereinigten Arabischen Emirate mit Lieferungen in Höhe von mehr als 210
Millionen Euro zu den Top Ten unter den Empfängern deutschen Kriegsgeräts.
Die Emirate hatten bereits in den Jahren von 2008 bis 2016 Rüstungsgüter im
Wert von 1,95 Milliarden Euro aus Deutschland bekommen; Saudi-Arabien hatte
sich im selben Zeitraum militärische Produkte im Wert von sogar 3,24
Milliarden Euro aus der Bundesrepublik liefern lassen.[5] Beide Länder
treiben den Aufbau einer militärisch schlagkräftigen Front gegen Iran voran
und konnten sich dabei bis vor kurzem weitestgehend auf deutsche
Unterstützung verlassen. Erst in jüngster Zeit ist es zu gewissen
Unstimmigkeiten gekommen, weil Riad und Abu Dhabi an der Seite Washingtons
den Bruch des Atomabkommens mit Iran und eine drastische Verschärfung des
Aggressionskurses gegen Teheran forcieren, um ihre regionalen
Hegemonialbestrebungen zu befriedigen. Das hat zu einer teilweisen
Einstellung der deutschen Rüstungslieferungen bis zur Beendigung des Kriegs
im Jemen geführt - wobei gleichzeitig deutsche Waffenschmieden die Gründung
einheimischer Rüstungsbetriebe in beiden Ländern fördern.[6]

Gegen Flüchtlinge

Aufgerüstet werden von der Bundesrepublik auch mehrere Mittelmeeranrainer
Nordafrikas - vor allem Algerien und Ägypten, die 2017 die größten
Empfänger deutschen Kriegsgeräts überhaupt waren. Ägypten erhielt
Lieferungen im Wert von mehr als 700 Millionen Euro - die Zahlungen wurden
für ein U-Boot, Torpedos sowie Feuerleiteinrichtungen getätigt -, während
Algerien sogar Ausfuhren im Wert von 1,35 Milliarden Euro abnahm, darunter
eine Fregatte und Torpedos, aber auch LKW sowie Geländewagen. Zielt Berlin
mit der Unterstützung nordafrikanischer Marinen darauf ab, sich die
Kontrolle über die Küsten im Süden des Mittelmeers zu sichern -
Geostrategen sprechen von der wichtigen "Gegenküste" - [7], so erhält
Algerien militärische Fahrzeuge mit dem erklärten Ziel, diese zur
Abschottung seiner Landgrenzen gegen Flüchtlinge aus Ländern südlich der
Sahara zu nutzen. Aus demselben Grund hat Tunesien im vergangenen Jahr
Rüstungsgüter im Wert von beinahe 60 Millionen Euro erhalten - vor allem
militärisch nutzbare LKW.

Gegen China

Eine dritte Schwerpunktregion deutscher Rüstungsexporte bilden diverse
Länder Süd-, Südost- und Ostasiens sowie der Pazifikregion, die in einer
gewissen Opposition zu China stehen oder die der Westen für eine solche
Rolle zu gewinnen hofft. So erhielt Südkorea Kriegsgerät im Wert von mehr
als einer Viertelmilliarde Euro aus der Bundesrepublik, unter anderem Teile
für U-Boote und Torpedos, aber auch Teile für Panzer und Panzerhaubitzen.
Südkorea hat von 2001 bis 2016 Rüstungsgüter im Wert von 6,5 Milliarden
Euro aus Deutschland erhalten. Seoul hat zudem ein Framework Participation
Agreement mit der EU geschlossen, das die Beteiligung südkoreanischer
Truppen an EU-Militäreinsätzen vorsieht. Bereits im März 2017 unterstellte
Südkorea seine am Horn von Afrika operierenden Kriegsschiffe der EU.[8]
Eine engere militärische Zusammenarbeit hat die Bundesrepublik auch mit
Australien eingeleitet [9], dem fünftgrößten Kunden deutscher
Waffenschmieden, der 2017 Schützenpanzer, LKW, Kommunikationsausrüstung und
einiges mehr für 260 Millionen Euro in Deutschland beschaffte. Teile der
australischen Eliten positionieren sich inzwischen klar gegen China.
Kriegsgerät aus der Bundesrepublik haben - wie in den Vorjahren - auch 2017
mehrere Länder Südostasiens erhalten (Indonesien, Singapur), die der Westen
im Streit mit China um Inseln im Südchinesischen Meer enger an sich zu
binden hofft. Ein wichtiger Käufer deutscher Rüstungsprodukte war im
vergangenen Jahr auch Indien. Das Land bemüht sich um eine eigenständige
Außenpolitik und ist 2017 der Shanghai Cooperation Organisation (SCO)
beigetreten, einem Staatenbund um China und Russland mit einer
militärischen Komponente. Die westlichen Mächte suchen dessen ungeachtet,
traditionelle asiatische Rivalitäten zu nutzen, um New Delhi gegen Beijing
zu positionieren.[10]

Nummer vier weltweit

Mit seinen Waffenlieferungen ist Deutschland, wie das Stockholmer
Forschungsinstitut SIPRI bestätigt, der viertgrößte Rüstungsexporteur der
Welt - nach den USA, Russland und Frankreich, vor China.[11] SIPRI macht
Angaben über Fünfjahreszeiträume, um die für die Rüstungsbranche typischen
Schwankungen aufgrund besonders teurer Einzellieferungen - etwa
Kriegsschiffe oder Kampfjets - auszugleichen. Laut dem Institut stellte die
Bundesrepublik von 2013 bis 2017 5,7 Prozent aller globalen
Rüstungsexporte. Die EU, die sich - nicht zuletzt gegenüber der eigenen
Bevölkerung - immer noch als "Friedensmacht" anpreist, tätigte im
Fünfjahreszeitraum 2013 bis 2017 mehr als ein Viertel (27 Prozent) aller
Lieferungen von Kriegsgerät überhaupt - mehr als Russland (22 Prozent),
nicht viel weniger als die USA (34 Prozent).


Anmerkungen:

[1] Die Bundesregierung publiziert jährliche Rüstungsexportberichte seit
1999.

[2] S. dazu Der transatlantische Schusswaffenmarkt

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7414/

und Man schießt deutsch

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7449/

[3] Der NATO gleichgestellt sind bei deutschen Rüstungsexporten Australien,
Japan, Neuseeland und die Schweiz.

[4] Bericht der Bundesregierung über ihre Exportpolitik für konventionelle
Rüstungsgüter im Jahre 2017.

[5] S. dazu Die Schlacht um Al Hudaydah

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7639/

[6] S. dazu Man schießt deutsch

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7449/

[7] S. dazu Waffen für die Welt

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7322/

[8] S. dazu Rüsten gegen China

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/6762/

[9] S. dazu Sprungbrett in den Pazifik

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7072/

[10] S. dazu China eindämmen.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/6642/

[11] Trends in International Arms Transfers, 2017. SIPRI Fact Sheet March
2018.
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STANDPUNKT/774: Europa oder Deutschland first? (Kai Ehlers)


Europa oder Deutschland first?

Anmerkungen zu einer Scheinalternative im Asylstreit

von Kai Ehlers, 19. Juni 2018



Europa retten? Deutschland retten? Vor wem? Es scheint, dass die in
den zurückliegenden Jahren allgegenwärtige 'russische Bedrohung' in
Deutschland und Europa zurzeit von einem Problem in den Hintergrund
gedrängt wird, von dem in staatstragenden Kreisen offenbar noch mehr
als von der 'russischen Gefahr' befürchtet wird, dass es die Einheit
Europas, zumindest die Regierungsfähigkeit der Großen Koalition
Deutschlands sprengen könnte.

Geredet wird grob von "Asyltourismus", der von Deutschland "gesteuert"
werden müsse, so Markus Söder, Ministerpräsident Bayerns im Chor mit
Heimatminister Horst Seehofer und der CSU. Etwas gemäßigter spricht
die Generalsekretärin der CDU, Annegret Kram-Karrenbauer von
'Migranten', die von Europa, speziell von Deutschland, wie von einem
Magneten angezogen würden und gegen die Europa seine Außengrenzen
schützen müsse.[1]

Die AfD darf sich erfolgreich fühlen. Von Seiten der SPD und der
übrigen politischen Szene wird der Schaukampf zwischen Angela Merkel
und Horst Seehofer verhalten beobachtet.

Alternativen werden aufgebaut, wie mit den Asylsuchenden in Europa
umzugehen sei, getragen von der Bundeskanzlerin Merkel einerseits, die
für eine 'solidarische' Lösung wirbt, soll heißen, für eine Lösung,
die von allen Mitgliedsstaaten der EU gemeinsam getragen wird. Eine
solche Lösung würde bedeuten, dass schon an den Außengrenzen der EU
entschieden würde, wer in den Binnenraum der EU, also nach Deutschland
hineingelassen werden soll und wer nicht und was mit denen geschehen
soll, die aufgehalten werden.

Demgegenüber steht Horst Seehofer, hinter ihm Markus Söder, beide
getrieben von der Sorge, dass die AfD sie mit ihrer Kritik an der
'Willkommenskultur' bei den bevorstehenden Bayerischen Landtagswahlen
aus ihrer langjährigen Mehrheitsposition im Bayerischen Landtag
verdrängen könnte.

Unter diesem Druck verlangt die CSU, dass Asylsuchende, die von den
europäischen Randstaaten nach Deutschland 'durchgewunken' worden seien
und in Zukunft 'durchgewunken' werden könnten, an den deutschen
Grenzen ohne Prüfung der Asylanträge abgewiesen und zurück in die
Ankunftsländer geschickt werden.

Das hieße, entweder würde die Last der Entscheidungen den Randstaaten
der EU aufgebürdet, was sie aus unterschiedlichen Gründen nicht zu
tragen bereit sind, oder Deutschland verließe den Konsens der EU, was
bei den übrigen Mitgliedern der EU den Eindruck hinterließe, als ob
der Schutz des nationalen deutschen Interesses gegen die Einheit
Europas stünde. Die konkrete Lebenssituation der Menschen spielt bei
alledem keine Rolle mehr.

In dieser Polarität ist das Problem der Asyl Suchenden nicht zu lösen,
schon gar nicht in einer den Werten des Europäischen Union
entsprechenden Weise, selbst wenn Deutschland bereit wäre, sich an den
Kosten für Asylprüfungsverfahren, für Unterbringung u.ä. in den
Grenzländern zu beteiligen. Als Solidargemeinschaft, die sich
humanitären Werten verpflichtet sieht, steht die EU vor ihrem
Bankrott. Nur ein Kompromiss könnte helfen, der das Problem in der
Hoffnung auf eine europäische Einstimmigkeit verschöbe, aber der ist
nicht in Sicht. Der einzig zur Zeit erkennbare Ausweg liegt in der
Aushandlung bilateraler Verträge zwischen den einzelnen Mitgliedern
der EU, insbesondere Deutschlands, in denen die besonderen Bedingungen
der jeweiligen Länder, die Anlaufstellen von Flüchtlingen waren und
absehbar auch in Zukunft sein werden, berücksichtigt würden. Eine
solche Regelung könnte sogar die Ahnung einer zukünftigen Entwicklung
der Europäischen Union als lockere Gemeinschaft selbstbestimmter
Staaten aufkommen lassen.


Festungsbau als Lösung?

Langfristig ist die Frage der Zuwanderung durch 'Migranten' und
Flüchtlinge, in der Tat weder mit Einreisesperren, noch mit
Abschiebungen aus dem Weg zu schaffen, gleichgültig auch, ob diese
Maßnahmen an den europäischen Außengrenzen oder an nationalen Grenzen
erfolgen, solange die Europäische Union einem starren
Einstimmigkeitszwang folgt.

Zwar ist die Position Angela Merkels 'offener', 'solidarischer',
'demokratischer', soweit es die politischen Beziehungen innerhalb der
EU angeht, als die Positionen Horst Seehofers und seines Lagers.
Merkels Haltung mag von manchem sogar als 'kleineres Übel' gegenüber
dem Rückfall in das nationale Denken Seehofers verstanden werden. Bei
genauerem Blick in die Struktur der Vorschläge wird aber doch
erkennbar, dass sie beide, Merkel wie auch Seehofer, demselben
Denkmuster folgen, vom Schutz des deutschen Nationalstaates zum
Schutz des europäischen Superstaates nur um eine Ebene ins Allgemeinere
verschoben: In Seehofers Position geht es um die Abschottung des
deutschen Nationalstaats, in Merkels Argumentation um die Abschottung
der Europäischen Union, deren Repräsentanten angesichts der
allgemeinen Verwerfungen der bestehenden Völkerordnung soeben dabei
sind, die Union zum übernationalen Einheitsstaat entwickeln zu wollen.

Etwas gröber gesagt, liegt der Unterschied zwischen den Positionen
Horst Seehofers und Angela Merkels allein in der Dimension: Festung
Deutschland oder Festung Europa, die - so oder so - gegen den Ansturm
der Flüchtlinge und der generellen weltweiten 'Migration' aufgebaut
werden sollen.

Europa wird sich aber, in welcher Formation auch immer, daran muss
hier wohl doch erinnert werden, wie die übrigen 'entwickelten Länder'
der 'westlichen' Welt darauf einstellen müssen, in Zukunft
Einwanderungsland für die Teile des Globus zu sein, deren
Entwicklungsdynamik immer mehr Menschen hervorbringt, die an den Rand
der Gesellschaften gedrängte 'Überflüssige' nach Möglichkeiten der
Verwirklichung ihres Lebens suchen. Tendenziell wird das zweifellos
auch zu einer Nivellierung des Wohlstandsgefälles zwischen dem Norden
und dem Süden führen. Die demographischen Daten über das dynamische
Bevölkerungswachstum im Süden und die "Schrumpfung" im Norden lassen
keine andere Erwartung zu. Diese Tatsachen sind ja schon lange kein
Geheimnis mehr.[2]


Öffnen statt schließen

Was angesichts dieser Entwicklung gebraucht wird, ist nicht die
Festigung der überholten Ideologie des Nationalstaats, weder als
deutscher, noch als europäischer Superstaat, sondern die Öffnung und
Transformation der Europäischen Union in Richtung einer europäischen
Föderation. Sie könnte den Völkern und Kulturgemeinschaften Europas
die Möglichkeit geben, sich ihrer Eigenheiten und ihrer Kräfte
entsprechend in gegenseitiger Förderung selbst zu entscheiden und
diesen Impuls zugleich an die sich heute herausbildende neue
Völkerordnung weitergeben, statt sich zum Superstaat zu verhärten.

Darüber hinaus ist ganz sicher nicht ein europäischer Magnetismus die
Hauptursache für die Migration, sondern die Tatsache, dass die Länder
der ehemaligen Kolonien aufgrund der nach wie vor anhaltenden, wenn
auch verdeckten imperialen Abhängigkeiten, in denen diese Länder von
den 'entwickelten Staaten' noch immer gehalten werden, nicht in der
Lage sind, eine Infrastruktur aufzubauen, die es ihren Bevölkerungen
erlaubt, ein ökonomisch und politisch abgesichertes Leben zu führen.
Da ist Hilfe beim Aufbau lokaler Wirtschaften zu leisten, die den
Menschen ein Bleiben vor Ort ermöglichen. Die Rede ist, um nicht
missverstanden zu werden, von aktiver Hilfe zur Selbsthilfe, die an
den gewachsenen Bedingungen vor Ort anknüpft, aufgelaufene Schulden
abbaut und keine neuen Kreditabhängigkeiten herstellt.

Zum Dritten ist das Problem der Migration ganz sicher weder im
Alleingang Deutschlands, noch Europas, auch nicht des 'Westens' zu
lösen, sondern nur in Kooperation mit den Völkern und Staaten der
Weltgemeinschaft, die sich dafür engagieren, die globalen Kriegsherde
zu löschen, aus denen die Flüchtlingsströme hervorgehen. Das erfordert
allem voran eine Kooperation Deutschlands und Europas mit Russland und
China, soweit diese Länder der Botschaft des "Amerika first"
entgegenwirken. Es erfordert selbstverständlich auch ein
Zusammenwirken mit den USA, sofern diese selbst von ihrer Politik des
fortwährenden Zündelns Abstand nehmen sollten.

Werden diese Aspekte nicht in die Suche nach Lösungen zur weltweiten
Migrationsbewegung einbezogen, müssen alle Wege zur "Steuerung" der
Migration national gebundene Scheinalternativen nach dem Motto
Deutschland oder Europa first bleiben oder sogar als bewusste
Verschleierungen der Ursachen der Flüchtlingsprobleme verstanden
werden.

Hierzu das Buch:

Kai Ehlers,

Die Kraft der Überflüssigen,

BoD, 2016

zu bestellen über www.kai-ehlers.de


Anmerkungen:

[1] Alle Zitate aus "Frankfurter Allgemeine Zeitung", 18. Juni
2018

[2] siehe dazu: Kai Ehlers, Die Kraft der Überflüssigen, S. 25ff


Kai Ehlers ist Osteuropa-Experte, Autor und
Journalist.

www.kai-ehlers.de
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Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung

Gleichberechtigt - und diskriminiert


Für EU-Bürger gibt es Zugangsbarrieren zur deutschen Grundsicherung

von Nora Ratzmann



Kurz gefasst: Potenzielle ausländische Antragsteller aus der EU,
die sich auf Leistungen des Arbeitslosengelds ALG II bewerben, sehen
sich nicht nur mit rechtlichen Zugangsbeschränkungen (beispielsweise
stark begrenzten Ansprüchen von nicht erwerbstätigen EU-Bürgern)
konfrontiert, sondern auch mit einer Reihe von informellen
Hindernissen wie der Amtssprache Deutsch oder der Anforderung
zusätzlicher Nachweise. Dieser Artikel skizziert die wichtigsten
Barrieren und die dahinterliegenden Mechanismen. Die unklare
Rechtslage, fehlende und fehlerhafte Kommunikation gepaart mit
unterschiedlichen Erwartungshaltungen und unzureichender
interkultureller Sensibilität können in einer von Prinzipien des New
Public Management getriebenen Sozialverwaltung zu großen Hindernissen
werden.


In Deutschland ist die Gruppe der Grundleistungsempfänger, aber
auch deren Lebenslagen und Bedürfnisse, vielfältiger geworden.
Ursachen dafür sind Europäisierung, Globalisierung und
Migrationsbewegungen. Die deutschen Jobcenter, die für die
Antragstellung zur Grundsicherung nach dem SGB II, besser bekannt als
Hartz IV, zuständig sind, sind darauf nicht unbedingt eingerichtet.
Etwa 46 Prozent der ausländischen Klienten berichten von
Diskriminierungserfahrungen bei ihrem Kontakt mit der deutschen
Verwaltung. Leistungsrechte, die es de jure gibt, decken sich hier
nicht immer mit einem tatsächlichen Zugang zum System. Die genauen
Mechanismen dieser verdeckten Diskriminierung sind noch nicht
erforscht. Um bestehende erste Forschungserkenntnisse zu vertiefen,
beleuchtet meine Studie am Beispiel von EU-Bürgern, auf welche
Schwierigkeiten Leistungsberechtigte mit Migrationshintergrund in
deutschen Jobcentern stoßen und welche Ursachen es gibt.

EU-Bürgerinnen und -Bürger sind mit vier Millionen die größte
migrantische Gruppe in Deutschland. Rechtlich gesehen sind sie durch
die europäischen Staatsbürgerschaftsrechte den Einheimischen
gleichgestellt. Im Sozialrecht wurde diese Gleichstellung jedoch nach
dem Erwerbsstatus differenziert: Nur EU-Bürger, die einen Bezug zum
deutschen Arbeitsmarkt nachweisen können, haben in einem vollen
Umfang auch Zugang zum grundsichernden SGB II.

Die Studie basiert auf 104 durch Leitfaden gestützte Interviews
(zwischen 30 und 90 Minuten lang). Das Interviewsample, das
hauptsächlich zwischen September 2016 und Juli 2017 in Berlin erhoben
wurde, gliedert sich in 55 Interviews mit Jobcenter-Mitarbeitern über
alle Hierarchieebenen und Abteilungen hinweg. Dazu gehörten
beispielsweise die Bereiche Arbeitsvermittlung, Leistungsabteilung
oder Eingangszone. Weiterhin wurden 17 Interviews mit betroffenen
EU-Bürgern mit unterschiedlichen Qualifikationsniveaus - von einer
abgebrochenen Schulausbildung bis hin zur abgeschlossenen Promotion -
geführt. Sie stammen aus Herkunftsländern wie Frankreich, Spanien,
Polen und Bulgarien. Abgerundet wird das Sample durch 32 Interviews
mit unterstützenden Institutionen, die aus ihrer Erfahrung der
Beratung von EU-Bürgern berichteten. Hierzu zählen Gespräche mit
Mitarbeitern der Beratungsstellen der Wohlfahrtsverbände wie mit
deren Hauptverbänden auf Bundesebene, mit Rechtsanwälten,
zivilgesellschaftlichen Organisationen einzelner nationaler Gruppen
sowie Sozialattachés einiger europäischer Botschaften in Deutschland.
Begleitend hospitierte ich in drei Berliner Jobcentern.

Die Ergebnisse der Studie zeigen, dass nicht wenige EU-Bürgerinnen
und -Bürger Schwierigkeiten haben, mit ihrem Anliegen in den
Jobcentern vorzudringen, und dass es dort immer wieder zu
fehlerhaften Informationen und Entscheidungen der Mitarbeiter kommt.
Zum einen werden die potenziellen Antragsteller selten an den
Rechtskreis des SGB III, das heißt an die Arbeitsagenturen verwiesen,
wo sie auch ohne Leistungsanspruch Anrecht auf Beratung zur
Integration in den Arbeitsmarkt haben. Zum anderen werden einige von
ihnen bereits im Eingangsbereich des Jobcenters mündlich mit der
Begründung abgewiesen, sie hielten sich nur zum Zweck der
Arbeitssuche in Deutschland auf und hätten damit keinen Anspruch auf
das grundsichernde Arbeitslosengeld II (Hartz IV). Diese
Vorgehensweise widerspricht dem deutschen Sozialrecht, demzufolge
jeder Antrag angenommen und geprüft werden muss, unabhängig von
dessen Aussicht auf Erfolg. Ferner kommt es im Beratungsalltag
mitunter zu inadäquaten Ermessensentscheidungen. Die EU-Bürger werden
häufig aufgefordert, Nachweise aus den Heimatländern zu erbringen,
die dort nicht immer existieren oder nur persönlich ausgestellt
werden. Das führt zu Zeitverzögerungen in der Antragstellung und
finanziellem Mehraufwand. Und dies, obwohl solche Nachweise laut
EU-Verordnung 883/2004 auf dem Dienstweg zwischen den
Sozialverwaltungen der einzelnen EU-Länder erbracht werden müssten.

Wie lassen sich die von den EU-Bürgern erfahrenen Schwierigkeiten
erklären? Welche Mechanismen stehen dahinter? Direkte
Diskriminierung, für die es mittlerweile Nachweise gibt, ist nur ein
Teil der Erklärung. Die Analyse des qualitativen Datensatzes ergab
ein Bild zahlreicher organisationsstruktureller Mechanismen, die in
ihrem Zusammenspiel diese neu Zugewanderten institutionell
benachteiligen könnten.

Sprache wird von allen Beteiligten als Haupthemmnis genannt: bei der
Antragstellung, in der Kommunikation, während der Leistungsgewährung
und bei der Integration in den Arbeitsmarkt. Der zunehmenden
Diversität der Antragsteller wird kaum Rechnung getragen. Trotz
EU-Rechtslage und Weisungen der Bundesagentur für Arbeit dominiert in
den untersuchten Jobcentern die Ansicht, dass EU-Bürger, die über
unzureichende Deutschkenntnisse verfügen, immer selbst einen
Dolmetscher mitbringen müssen. Nur wenige Mitarbeiter sind bereit, in
einer ihnen geläufigen Fremdsprache zu kommunizieren. Dies ist
einerseits auf das Risiko zurückzuführen, rechtsverbindliche
Falschauskünfte zu geben. Einige Mitarbeiter signalisierten auch
Unwillen, in einer deutschen Behörde einen Dolmetscher zur Verfügung
zu stellen. Insgesamt entsteht der Eindruck, dass die Amtssprache
Deutsch als Instrument zur Regulierung des Zugangs zum SGB II genutzt
wird.

Unzureichende interkulturelle Kompetenz und fehlende
länderspezifische Kenntnisse schaffen eine weitere informelle
Zugangshürde. Ausländische Antragsteller sind oft wenig vertraut mit
dem deutschen Sozialsystem und den darin eingebetteten
Erwartungshaltungen, die zum Beispiel eine aktive Mitarbeit
miteinschließen. Leistungsanwärter aus bestimmten kulturellen
Zusammenhängen sehen in den Jobcenter-Mitarbeitern einen
Repräsentanten von Autorität und Expertise, dessen Anweisungen ohne
Diskussion Folge zu leisten ist. Menschen aus Ländern wie Bulgarien,
in denen Korruption in der Verwaltung vorkommt, nehmen den
Sozialstaat zudem oft als nicht vertrauenswürdigen Gegner wahr.
Arbeitsvermittler legen die daraus entstehenden passiven Haltungen
oder die unterschwelligen Widerstände einiger Antragsteller mit
Migrationshintergrund nicht selten als fehlende Mitwirkung aus.
Gescheiterte Kommunikationsprozesse durch kulturelle
Missverständnisse sind die Folge.

Die Studie zeigt auch deutlich, dass das viele Mitarbeiter zu wenig
über die aktuelle Rechtslage wissen, was häufig zu Fehlentscheidungen
bei Auskünften zur Antragstellung führt. Einige Interviewpartner
vertraten zum Beispiel die Meinung, dass EU-Bürger grundsätzlich vom
Leistungsbezug beim Arbeitslosengeld II ausgeschlossen sind, während
andere aufgrund der Komplexität und Ausdifferenzierung der Rechtslage
nach Erwerbsstatus unsicher wegen der Auslegung des Gesetzes waren.
Zwar bedienen sich die Jobcenter eines Prüfungsschemas zur
Feststellung des (Nicht-)Erwerbstätigenstatus oder einer
Selbstständigkeit, aber in den jeweiligen Jobcentern werden dafür
Gerichtsurteile mit unterschiedlichen Kriterien herangezogen. Oft
begeben sich die Mitarbeiter auf eine ihrer Meinung nach sichere
Seite, indem sie bei geringfügigen Tätigkeiten eine Grundsicherung
ablehnen, um solche Grenzfälle vor Gericht klären zu lassen. Diese
Rechtsunklarheiten haben mancherorts fatale Auswirkungen gegenüber
EU-Bürgern wie den Roma mit rumänischer oder bulgarischer
Staatsbürgerschaft, denen bisweilen Sozialbetrug durch eine
vorgeschobene Scheinselbstständigkeit zum Erhalt von SGB II
Leistungen unterstellt wird. Die vorhandenen Rechtsunklarheiten in
Bezug auf Mindesteinkommensgrenzen, die eine Selbstständigkeit
begründen, eröffnen vom Gesetzgeber nicht vorgesehene Spielräume und
schaffen so Diskriminierungsmöglichkeiten für Mitarbeiter.

Eine Steuerung nach quantitativen Indikatoren wie den
Eingliederungsquoten wirkt sich ferner negativ auf den Spielraum der
individuellen Betreuung und die Rücksichtnahme auf spezielle
Bedürfnisse von Leistungsempfängern aus. Seit den Hartz-IV-Reformen
und der Schaffung der Jobcenter ist die Grundsicherung in Deutschland
stark von den Prinzipien des New Public Management als
Steuerungsmodell getrieben. In dem Modell wird versucht,
betriebswirtschaftliche Kennzahlen als Gradmesser für die Wirkung der
Verwaltungsarbeit zu etablieren. Das Jobcenter agiert somit als
System der Kontrolle statt der Fürsorge. Um dem Zahlendruck gerecht
zu werden, versuchen Mitarbeiter ihr Arbeitsvolumen durch Strategien
der Standardisierung und des sogenannten creaming and parking zu
senken, was bedeutet, dass sie schwierig zu bearbeitende Fälle nach
hinten stellen, beispielsweise durch die Anforderung weiterer
Nachweise oder indem ein Ansinnen gleich abgelehnt wird. Manche
EU-Bürger fallen dabei automatisch in die Gruppe der schwer zu
bearbeitenden Fälle aufgrund der undurchsichtigen und vielschichtigen
Rechtslage und oft fehlender Sprach- und Kulturkenntnisse.

Wegen der politisch gewollten Konzentration auf die Quantität
einerseits und mangelnder Wertschätzung von Beratungsqualität
andererseits nehmen sich wenige Mitarbeiter die Zeit,
Fehlinformationen aufseiten der Leistungsempfänger und kulturelle
Mißverständnisse aufzuklären oder bei Handlungsunsicherheiten
Unterstützung bei Fachorganisationen zu suchen. Kontakt zu
Migrationsberatungsstellen, die eben jene blinden Flecken aufdecken
könnten, gibt es nur auf Initiative einzelner Jobcenter-Mitarbeiter.
Es kommt zur Isolierung einzelner Fälle, sodass EU-Bürger mit
unzureichendem Wissen und Sprachkenntnissen zwischen den Systemen
hängen bleiben.

Eine Änderung der derzeitigen Rechtslage, die Rechtsunsicherheiten
und fehlerhaftes Verwaltungshandeln zur Folge hat, ist eine
politische Frage. Andere Aspekte wie schlechte Kommunikation durch
fehlende Kenntnisse und die für die EU-Bürger oft nachteilige
Standardisierung der Fallbearbeitung lassen sich indes auf Ebene der
Bundesagentur für Arbeit lösen. Verbesserte interinstitutionelle
Kooperationen wären hier ein Weg, einige der beschriebenen
Wirkungsmechanismen und deren Effekte abzubauen. Erste Versuche in
diese Richtung startete die EU-Gleichbehandlungsstelle des Bundes im
Jahr 2017, als sie gemeinsam mit der Bundesagentur für Arbeit ein
Modellprojekt zur Verbesserung der Kommunikationsstrukturen und
Arbeitsabläufe ins Leben rief.

Mit einer Schulungsreihe zu Diversität und interkultureller
Sensibilität versucht die Bundesagentur für Arbeit außerdem seit
einigen Jahren potenziell diskriminierende Haltungen der Mitarbeiter
zu beeinflussen - das jedoch nach Auffassung einer Expertin für
Migration in der Arbeitsverwaltung ohne nachhaltigen Effekt. Sie
begründet dies mit fehlenden Transfermöglichkeiten in den
Arbeitsalltag und dem fehlenden Raum für Reflexion und Supervision
als flankierende Maßnahmen.

Das Wissen zum migrationssensiblen Umgang in der
Arbeitsmarktintegration existiert allerdings oft bereits innerhalb
der Sozialverwaltung: unter den Mitarbeitern mit
Migrationshintergrund und mit persönlichen interkulturellen
Erfahrungen sowie in der Zivilgesellschaft wie den
Wohlfahrtsverbänden oder Migrantenselbstorganisationen. Mitarbeiter
mit Migrationshintergrund könnten hier als kulturelle Mittler mit
Brückenfunktion agieren. Allerdings wird ihr Potenzial im
Arbeitsalltag bisher unzureichend genutzt. Das Wissen zirkuliert zu
wenig, da derzeit der Raum für Reflektion und gegenseitiger Austausch
fehlt, der bislang auf lokale Eigeninitiativen beschränkt ist. Die
Bundesagentur für Arbeit könnte hier unterstützend eingreifen, indem
sie Kooperationsformate institutionalisiert. Dazu könnten
Hospitationen in unterschiedlichen Fachabteilungen innerhalb des
Hauses oder über verschiedene Häuser hinweg gehören sowie
deutschlandweite Gesprächsrunden mit Migrationsberatungsstellen.
Ferner wäre ein Überdenken der derzeitigen Steuerungslogik nach
Zahlen und eine stärkere Verzahnung der Schulungskonzepte mit dem
Arbeitsalltag der Mitarbeiter wünschenswert.
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BANK/550: AIIB-Jahrestagung - Menschenrechtlich auf Kollisionskurs (urgewald)


urgewald - Pressemitteilung vom 21. Juni 2018

AIIB-Jahrestagung: Menschenrechtlich auf Kollisionskurs

- Umwelt- und Sozialstandards der Bank enthalten massive Schlupflöcher

- AIIB schließt Finanzierung klimaschädlicher Kohleprojekte nicht aus

- Gründungsmitglied Deutschland sollte stärkere Richtlinien einfordern zur
Transparenz und zum Beschwerdemechanismus



Mumbai, 21.6.2018 - Am kommenden Montag und Dienstag wird die Asiatische
Infrastruktur-Investitionsbank (AIIB) ihre Jahrestagung im indischen Mumbai
abhalten. Sie ist die erste multilaterale Bank unter chinesischer Führung,
an der westliche Staaten beteiligt sind. Seit ihrer Gründung Anfang 2016
steht sie in der Kritik von Umwelt- und Menschenrechtsgruppen wegen der
drohenden Missachtung fundamentaler Schutzkriterien bei den von ihr
finanzierten Projekten. Zu Gast sein werden in Mumbai neben Vertreter*innen
von Regierungen auch solche aus der Finanzwirtschaft und von
Nichtregierungsorganisationen wie urgewald. Die deutsche Bundesregierung
vertritt bei der Tagung auch die Interessen der Mitglieder aus der Eurozone
innerhalb der AIIB.

Dr. Korinna Horta, Expertin für multilaterale Banken, ist für urgewald als
kritische Beobachterin vor Ort. Sie kommentiert: "Das
Bundesfinanzministerium rechtfertigte Deutschlands Rolle als
Gründungsmitglied der AIIB damit, nur so für die Einhaltung höchstmöglicher
Standards für Menschen und Umwelt bei Projekten der AIIB sorgen zu können.
Doch nun zeigt sich, dass die chinesische Führung wenig Interesse an
Transparenzvorschriften hat, die für die Einhaltung von Schutzstandards von
fundamentaler Wichtigkeit sind. Es ist höchste Zeit für die Bundesregierung
sich dafür einzusetzen, dass das AIIB-Management detaillierte
Projektinformationen öffentlich zugänglich macht."

Die Mission der AIIB ist es in große Infrastrukturprojekte in Asien, aber
auch außerhalb Asiens zu investieren. Solche Investitionen, die Bergbau,
Pipelines, Transportkorridore und große Staudämme einschließen, haben nach
bisherigen Erfahrungen immer wieder schwerwiegende und oft irreversible
Umwelt- und Sozialauswirkungen. Beispiele sind die rücksichtslose
Vertreibung oder erzwungene Umsiedlung ganzer Dörfer, die Abholzung von
Wäldern, Betrug und Korruption. Im Januar 2016 hat die Bank daher Umwelt-
und Sozialrichtlinien erlassen, etwa für die Prüfung der Folgen für
indigene Bevölkerungsgruppen, die besonders verletzlich sind und besonderen
Schutz genießen.

Die Schlupflöcher bei diesen Richtlinien sind jedoch riesengroß. Ein
zentrales Problem ist, dass die AIIB auch die Anwendung von Regeln der
Nehmerländer zulassen will - wobei noch überhaupt nicht klar ist, wie sie
sicherstellen will, dass für betroffene Menschen und Umwelt hier
vergleichbare Schutzstandards wie bei der AIIB gelten. "Durch das
Outsourcing von Verantwortung will die AIIB neue Kunden gewinnen,
gleichzeitig missachtet sie den Anspruch von Menschen in betroffenen
Regionen gehört zu werden. Wollen sich Betroffene etwa gegen fehlende
Entschädigung oder Zwangsumsiedlung für einen Staudamm wehren, sind sie von
den oft korrupten und nicht funktionierenden Regierungsapparaten abhängig",
so Horta. Hinzu kommen große Klima- und Gesundheitsgefahren: Die
Energiestrategie der AIIB schließt die Finanzierung von Kohleprojekten,
anders als etwa bei der Weltbank, nicht aus.

Auch die vor Kurzem vorgestellten Entwürfe für eine Transparenzrichtlinie
und einen Beschwerdemechanismus stellen Betroffene vor riesige Hürden.
Wollen sich betroffene Menschen beschweren, liegt die Beweispflicht dafür,
dass der Schaden bei einem Projekt aus fehlender Beachtung der
AIIB-Vorgaben entstanden ist, bei ihnen. Das setzt detaillierte Kenntnis
und eine gewisse juristische Interpretation der AIIB-Politikrichtlinien
voraus, außerdem sehr gute Englischkenntnisse, da die AIIB-Richtlinien nur
auf Englisch veröffentlicht sind. "Dies ist eine unangemessene Bürde für
betroffene Gemeinschaften, die oft in abgelegenen ländlichen Regionen oder
in marginalisierten Umständen leben", kritisiert Horta. "Es sollte genügen,
dass sie den Schaden oder den möglichen Schaden beschreiben und den
Zusammenhang mit einem von der AIIB finanzierten Projekt herstellen."

Laut der Transparenzrichtlinie soll AIIB-Präsident Jin Liqun viel
Entscheidungsmacht erhalten. Anfragen zur Veröffentlichung von Dokumenten
sollen zum Beispiel in einem vom Präsidenten zu bestimmenden Zeitrahmen
beantwortet werden. Der Präsident soll zum Teil auch bestimmen können, wann
Dokumente und welche Art von Dokumenten öffentlich zugänglich gemacht
werden. "Die Projekte der AIIB könnten ganze Regionen wirtschaftlich
prägen. Gerade deshalb muss die Bank die Menschen vor Ort einbinden und sie
frühzeitig sowie umfassend über die von ihr finanzierten Projekte
informieren."

Horta fordert eine klare Strategie von Deutschland und alliierten Staaten,
um solche Tendenzen innerhalb der AIIB zu verhindern: "Es wird für
Deutschland und die anderen Mitgliedsländer ein ständiger Kampf sein
sicherzustellen, dass die AIIB nicht zum Instrument für den Export einer
neuen Weltordnung wird, in der grundlegende Menschenrechte, die Meinungs-
und Versammlungsfreiheit und andere demokratische Werte beiseitegeschoben
werden."
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MEINUNG/068: Wenn die Shanghai Cooperation die G7 als Zukunftsmotor ablöst (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 24 vom 15. Juni 2018

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Alte und Neue Welt

Wenn die Shanghai Cooperation die G7 als Zukunftsmotor ablöst

von Klaus Wagener



Nachdem die USA vier Jahrzehnte die G7 gesteuert hätten, habe sich der
US-Präsident nun offenbar entschieden, die Rolle des Stinktiers auf
der Gartenparty zu spielen, mokiert sich Steward Patrick in einem
Beitrag für den einflussreichen US-Think-Tank Council on Foreign
Relations. "G6+1" ("Süddeutsche"), "Sechs gegen Trump",
("Handelsblatt"), "Desaster" ("RP-online"), die Berichterstattung über
das begrenzt erfolgreiche G7-Treffen nahe Quebec am letzten Wochenende
lässt an Deutlichkeit wenig zu wünschen übrig. Donald Trump war hart
geblieben, war vorzeitig abgereist und hatte vor aller Welt den
Dissens, den es ohnehin gab, auch offen zelebriert. Indem er seine
Zustimmung zurückzog, konnte die mit Formelkompromissen angefüllte
Abschlusserklärung nicht verabschiedet werden.

Der US-Präsident hat den für seine "Partner" lukrativen Nachkriegsdeal
aufgekündigt und den Europäern, aber auch Shinzo Abe und Justin
Trudeau, ist kaum mehr dazu eingefallen, als den Verlust zu beklagen.
Die Welt ist im Umbruch. Eine neue Ordnung entsteht, bei der die alten
antikommunistischen Bündnisse keine Rolle mehr spielen. Donald Trump
meint sein "America first!" durchaus ernst. Die US-Zölle auf Stahl und
Aluminium, die einseitige Kündigung des Iran-Abkommens sind die
ersten, noch verhaltenen Signale für eine neue Gangart in den
internationalen Beziehungen. Es wird nicht dabei bleiben. Bei höheren
US-Zöllen auf Automobile dürfte es für die deutsche Vorzeigebranche
teuer werden.

Wenn es beim Gipfel ein Thema gab, bei dem Einigkeit herrschte, so war
es die schon nahezu pathologische Feindschaft zu Russland. Wie der
Skripal-Skandal auch dem Gutgläubigsten gezeigt hat, spielen Fakten
keine Rolle. Insgesamt 150 Diplomaten wurden einfach mal so
ausgewiesen. Der Russe, genauer Wladimir Putin, muss der finstere
Drahtzieher sein, wobei auch immer. Egal, auch wenn man nicht die Spur
eines Beweises hat. Und ausgerechnet diese notorischen
Fake-News-Produzenten und Kriegstrommler wollen nun einen "Rapid
Response Mechanism" (RRM) gegen Fake News aufbauen. Natürlich gegen
"Wahlmanipulationen, Propagandaattacken und andere "inakzeptable
Handlungen" aus Russland" ("SZ") oder China. Ein Feld, wie die ganze
Fake-News-Debatte, mit hochmanipulativem Potential, das von der
Öffentlichkeit nur schwer zu durchschauen ist. Es gehört schon zu den
besonderen Absurditäten, dass sich die EU von US-Amerikanern und
Briten in eine, den eigenen Interessen diametral entgegengesetzte
Frontstellung zu Russland, aber auch zu Iran und China manövrieren
lässt.

Und natürlich durfte der russische Präsident auch nicht dabei sein,
beim Treffen der Großen Sieben in La Malbaie. Der hatte allerdings
auch Wichtigeres zu tun, als sich beim Streit der Europäer mit dem
"Stinktier" Donald Trump zu langweilen. Gleichzeitig mit dem G7-Gipfel
fand das 18. Meeting der Shanghai Cooperation Organization (SCO) im
chinesischen Qingdao statt. "Der Konkurrenz-Gipfel" wie ihn
Tagesschau-Korrespondentin Golineh Atai in gewohnter
Schützengraben-Rhetorik charakterisierte. "Je größer das Chaos in
Quebec, desto besser für China und Russland", zitiert Atai zustimmend
Janka Oertel vom German Marshall Fund. Eine Organisation der
eurasischen Staaten, bei denen nun auch Indien und Pakistan Mitglieder
sind, und die für eine größere Wirtschaftskraft als die G7, etwa die
Hälfte der Weltbevölkerung und 80 Prozent der eurasischen Landmasse
steht, und in der weder die USA noch die EU ihre "angestammte
Führungsrolle" spielen können, kann logischerweise nichts Gutes sein.

Qindao steht in der Tat für das Neue in der Welt, für den asiatischen
Aufbruch, der eng mit der chinesischen Industrialisierung und mit
seinem gigantischen Infrastrukturprojekt "Belt and Road Initiative"
(BRI), oder auch "Neue Seidenstraße", verknüpft ist. Anders als beim
G7-Treffen, bei dem es um Sanktionen, Kriege, höhere Zölle und
militante Rangeleien um die globale Hierarchie ging, stehen hier
Investitionen und Projekte im Billionen-Dollar-Volumen zur Debatte,
die drei Kontinente und 60 Staaten betreffen. Es gab nicht nur eine
beeindruckende Light-Show, nette Bilder von Putin und Xi in
freundschaftlicher Stimmung, sondern auch ein Kommunique, das sich um
die Mediation der Konflikte in Afghanistan, Syrien, im Mittleren Osten
und auf der Koreanischen Halbinsel auf der Basis der internationalen
Normen ebenso bemüht wie um eine Bekräftigung des Iran-Atom-Deals. Der
Unterschied zu La Malbaie könnte in der Tat kaum größer sein.

Wie die Kanzlerin bei Anne Will deutlich machte, sieht sie die
Möglichkeiten, auf Trumps Offensive zu reagieren, als eher begrenzt.
So möchte sie versuchen, auf die US-Forderung nach höheren Zöllen
beispielsweise für Automobile mit Verhandlungsangeboten zu antworten.
Das wird wenig helfen, denn das Ziel Trumps ist es, mit dem
deutsch/europäischen Merkantilismus Schluss zu machen. Zumindest
soweit er die USA betrifft. Das geht allerdings an die Substanz des
deutschen Geschäftsmodells. Ohne einen allzeit kaufwilligen und
-fähigen Außenmarkt und einem währungsschwächenden EU-Hinterhof ist es
mit dem "deutschen Wirtschaftswunder 2.0" ("Manager-Magazin") nicht
weit her. Dann bräche neben dem Export unserer ach so tollen Produkte
auch der Export der Arbeitslosigkeit, der Armut und der
Hoffnungslosigkeit zusammen. Donald Trump hat durchaus das Potential,
den Exportweltmeister auf Normalmaß einzudampfen. Auch das war Frau
Merkel am Sonntag deutlich anzusehen.
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INTERNATIONAL/235: Mexiko - Soldaten erstmals wegen Vergewaltigung und sexueller Folter zu langen Haftstrafen verurteilt (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko

Historisches Urteil: Soldaten wegen Vergewaltigung und 
sexueller Folter zu langen Haftstrafen verurteilt

Von Anayeli García Martínez



(Mexiko-Stadt, 19. Juni 2018, cimacnoticias) - Es ist ein historisches
Urteil, das eine Richterin im mexikanischen Bundesstaat Guerrero
gesprochen hat. Erstmals hat ein nationales Gericht die Empfehlungen
des Interamerikanischen Gerichtshofs für Menschenrechte beachtet und
zwei ehemalige Soldaten wegen Vergewaltigung und sexueller Folter zu
langen Haftstafen verurteilt. Damit erreicht die Überlebende Valentina
Rosendo Cantú, eine indigene Frau aus einer ländlichen Gemeinde in
Guerrero, nach 16 Jahren endlich Gerechtigkeit.

Seit 2002 hat sie viele Kilometer hinter sich gebracht, um an die
Türen von Regierung und Verwaltung zu klopfen, immer mit ihrer kleinen
Tochter auf dem Arm. Sie nannten sie Lügnerin und schlossen sie aus
ihrer Gemeinde aus, weil sie Soldaten des 41. Bataillons des
mexikanischen Militärs angezeigt hatte. Nun, nach 16 Jahren, scheint
der Kampf von Valentina Rosendo Cantú für Gerechtigkeit endlich
Früchte zu tragen.


Es war weder ein einfacher, noch ein kurzer Kampf

Am 16. Februar 2002 erstattete Valentina Anzeige, weil sie in der
Gemeinde Acatepec im Bundesstaat Guerrero von zwei Soldaten verhört,
geschlagen, vergewaltigt und sexuell gefoltert worden ist, während
sechs weitere Soldaten zusahen. Seitdem sah sich die junge Frau von
der Ethnie der Me 'phaa einem mächtigen Feind gegenüber, sie musste
vor Militärangehörigen aussagen, sich an nationale und internationale
Organismen wenden, um endlich Gerechtigkeit zu erfahren. Obwohl sie
ihre Aussage hätte zurückziehen können, hat sie jahrelang weiter
gekämpft, um zu zeigen, dass sie die Wahrheit sagt. Damals war sie ein
17-jähriges Mädchen, das in den Bergen von Guerrero sexuell gefoltert
wurde. Heute ist sie eine erwachsene Frau, die versucht, die Scherben
ihres Lebens wieder zusammenzufügen. Mit jedem Schritt in Richtung
Gerechtigkeit findet sie eine weitere, und dieses Jahr könnte das
letzte Stück dieses Puzzles seinen Platz finden. Am 1. Juni hat ein
Gericht in Guerrero die beiden Soldaten, Nemesio Sierra und Armando
Pérez, die sie 2002 gefoltert und vergewaltigt hatten, zu 19 Jahren
und fünf Monaten Haft verurteilt. Pérez hat mittlerweile Berufung
eingelegt, es ist unbekannt, ob die Verteidigung von Nemesio Sierra
ebenfalls Rechtsmittel einlegt. Valentinas Verteidiger von der
Menschenrechtsorganisation Tlachinollan müssen sich nun gut wappnen,
damit die Berufung keinen Erfolg hat.


Die Ketten der Straflosigkeit brechen

Die Aufklärung des Verbrechens hat lange gedauert, obwohl Valentina
die Soldaten schon wenige Tage nach dem Übergriff angezeigt hatte, und
das 41. Bataillon die Namen der Sicherheitskräfte kannte, die im
Februar 2002 den Auftrag hatten, in der Gemeinde Acatepec
Mohnpflanzungen zu zerstören. Die junge Indígena Valentina wusch an
jenem Tag Wäsche in einem Fluss in der Nähe ihres Dorfes, als die
Soldaten sie, mit Gewehren bewaffnet, überfielen. Eine Wende in ihrem
Leben, doch die mexikanischen Behörden, an erster Stelle das Militär,
und später zivile Behörden, haben es nicht geschafft, Valentinas
Willen zu brechen. Das kleine Mädchen, das sie auf ihrem Weg von
Behörde zu Behörde auf dem Arm trug, besucht heute das Gymnasium.

Die mexikanischen Dienststellen haben darauf gehofft, dass sie ihre
Anzeige zurückziehen würde, insbesondere vor internationalen
Instanzen, wo sie aber im Gegensatz zu ihrer Heimat Gehör fand. Ihr
Fall kam bis vor den Interamerikanischen Gerichtshof für
Menschenrechte, der 2010 entschied, der mexikanische Staat habe den
Fall zu untersuchen und die Schuldigen zur Rechenschaft zu ziehen. Im
Dezember 2011 entschuldigte sich der damalige Innenminister, Alejandro
Poiré, öffentlich bei Valentina Rosendo Cantú, dafür, dass der Staat
sie nicht beschützt und kein gerechtes Strafverfahren eröffnet hat,
und sie antwortete: "Was jetzt folgen muss, sind die Ermittlungen.
Hier stehe ich, erhobenen Hauptes, mit der Würde einer indigenen Frau.
Ich bin stolz darauf, wer ich bin, und ich rufe alle Frauen dazu auf,
für ihr Recht zu kämpfen und die Kette der Straflosigkeit zu
durchbrechen." Seitdem hat sie beharrlich weiter darum gekämpft, ihre
Peiniger hinter Gitter zu bringen.


Paradigmatische Zeugenaussage

Die Tlapanekin hat geschafft, was anderen Opfern sexueller Gewalt
nicht gelungen ist. In zahlreichen anderen Bundesstaaten gibt es
ebenfalls bekannte Fälle, bei denen Frauen von Militär- und
Marineangehörigen oder der Polizei vergewaltigt und gefoltert worden
sind. Aber in keinem dieser Fälle ist es bisher zu einer Verurteilung
gekommen. Auch in Valentinas Fall lehnte der Oberste Gerichtshof von
Mexiko noch im Mai 2015 ab, bisherige Urteilssprüche noch einmal auf
internationale Standards zu Frauenrechten, ethnischer Herkunft und
sexueller Folter zu überprüfen.

Valentinas Mut ist ein Vorbild für andere Fälle, weil sie dadurch
Betroffene bestärkt, ihre Stimme gegen die Straflosigkeit bei
Verbrechen durch Militärangehörige zu erheben. Auch das Urteil der
Richterin in Guerrero ist vorbildhaft, weil es den Empfehlungen des
Interamerikanischen Gerichtshofs und des Obersten Gerichtshofs in
Mexiko folgt und die Genderperspektive mit einbezogen ist. Die Anwälte
von Valentina haben in dieser Woche das Urteil veröffentlicht. In der
Begründung gab die Richterin überwiegend der Aussage der jungen Frau
Recht und bezog sich außerdem auf die Zeugenaussagen des damaligen
Freundes und der Schwägerin des Opfers. Diese waren zwar nicht am
Tatort, machten aber Aussagen über den Zustand von Valentina, nachdem
sie nach Hause kam. Bemerkenswert ist, dass die Richterin den Begriff
"Asymmetrie der Macht" benutzt hat, um auf die Verletzlichkeit der
damals 17-jährigen gegenüber den acht Soldaten aufmerksam zu machen.
Sechs von ihnen schauten zu, während zwei sie vergewaltigten. Das
Urteil zeigt auch, welche Folgen solch ein sexueller Übergriff auf
eine indigene Gemeinschaft und die Familie hat: Ihr Ex-Partner verließ
Valentina, und sie wurde aufgrund des Stigmas aus ihrer Gemeinde
verstoßen. Dennoch gab sie nicht auf. Die Beschuldigten versuchten
immer wieder, die Aussagen des Opfers als haltlos darzustellen,
insbesondere da es leichte Abweichungen zwischen drei Aussagen gab,
die Valentina zu unterschiedlichen Zeitpunkten gemacht hat. Die
Richterin erklärte dazu, man müsse berücksichtigen, dass Spanisch
nicht ihre Muttersprache und die Tat für sie traumatisierend gewesen
sei. Außerdem gaben die beiden Soldaten an, Valentinas Aussage sei
kein Beweis, weil es keine medizinische Untersuchung gab, die Ejakulat
in der Vagina nachweise. Das Gericht verwarf dieses Argument mit der
Begründung, in den Bergen Guerreros sei der Zugang zu medizinischen
Diensten erschwert. Dabei ist Valentina Rosendo sogar in eine Klinik
gegangen. Das Personal verweigerte eine Untersuchung, weil es keinen
Ärger mit den Militärs haben wollte.


Die Straflosigkeit an den Pranger stellen

Mittlerweile hat Valentina Rosendo Cantú mächtige Verbündete gefunden.
Der Vertreter des Hochkomissariats für Menschenrechte in Mexiko, Jan
Jarab, die Direktorin von Amnesty Mexiko, Tania Reneaum, der Direktor
von Tlachinollan, Abel Barrera und eine weitere
Menschenrechtsorganisation gaben Anfang der Woche eine Pressekonferenz
zu dem historischen Urteil. Rosendo Cantú zeigte sich erleichtert:
"Das Urteil zeigt, dass ich immer die Wahrheit gesagt habe, aber die
Regierung hat mir nicht geglaubt." Der UN-Vertreter Jan Jarab hob die
Wichtigkeit des Urteils hervor: "Es ist das erste, das eine
strafrechtliche Verantwortung auf Basis eines Richterspruchs durch den
Interamerikanischen Gerichtshof feststellt. Das ist wichtig. Die
Strafgerichtsbarkeit kann die Realität in diesem Land ändern!"
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STANDPUNKT/039: Colonia Dignidad - Der Sektenarzt aus Krefeld (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Chile / Deutschland

Colonia Dignidad - Der Sektenarzt aus Krefeld

Von Ute Löhn
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Von Chile nach Krefeld - Demonstrant*innen vor dem Wohnhaus von Hopp

Foto: © Ute Löhning



(Krefeld, 17. Juni 2018, npl) - Opfervertreter*innen haben vor dem
Haus von Hartmut Hopp für Aufklärung demonstriert. Der Arzt war die
rechte Hand des Sektenführers der Colonia Dignidad. "Wir wollen
Hartmut Hopp sehen, mit ihm sprechen und ihm unseren Brief übergeben,
in dem wir ihn auffordern, endlich die Wahrheit zu sagen", sagt Myrna
Troncoso. Die 75-Jährige ist die Vertreterin der Angehörigen von
verschwundenen politischen Gefangenen aus Chile. Die zierliche Frau
trägt ein Foto ihres Bruders Ricardo um den Hals, der 1974 verhaftet
wurde und von dem sie vermutet, dass er in der Colonia Dignidad
ermordet wurde.

Nach dem Militärputsch 1973 hatte der chilenische Geheimdienst DINA in
der deutschen Sektensiedlung ein Folterlager eingerichtet. Etwa
hundert Oppositionelle wurden mutmaßlich auf dem Gelände der
sogenannten Kolonie der Würde ermordet. Doch weder ihre Namen noch die
der Täter sind bekannt. Auch Ricardo Troncoso wurde nie gefunden, seit
über 40 Jahren sucht seine Schwester Myrna nach ihm: "Wir wollen die
Leichen unserer Angehörigen finden und identifizieren, damit wir
endlich Ruhe finden können. Das ist das Mindeste an Respekt, das wir
erwarten."

In der 1961 gegründeten deutschen Siedlung im Süden Chiles
misshandelten Sektenchef Paul Schäfer und eine Gruppe von
Führungspersonen auch die Mehrzahl der Bewohner*innen schwer:
Zwangsarbeit ohne Lohn, sexueller Missbrauch und Freiheitsberaubung
prägten ihren Alltag jahrzehntelang. Die Verhältnisse in der Colonia
Dignidad waren auch deutschen Regierungen bekannt. Heute nennt sich
die Siedlung Villa Baviera und betreibt ein Tourismusunternehmen mit
Hotel und Restaurant.

Myrna Troncoso ist aus Chile nach Krefeld gereist, um Aufklärung zu
fordern. Am Samstag steht sie, umgeben von Transparenten und Fotos von
Verschwundenen, vor dem Haus des früheren Sektenarztes Hartmut Hopp.
Fünfzig Personen sind zur Kundgebung gekommen. Sie machen darauf
aufmerksam, dass Hopp als rechte Hand von Sektenchef Paul Schäfer und
als Verbindungsmann der Sekte zum chilenischen Geheimdienst galt.


Die Bundesregierung muss die Verbrechen aufarbeiten

Seit 2011 ermittelt die Staatsanwaltschaft Krefeld gegen Hopp wegen
Beihilfe zu Kindesmissbrauch, zwangsweiser Verabreichung von
Psychopharmaka und Beteiligung an der Ermordung von drei Gefangenen.
Bislang ohne Ergebnis. In Chile wurde er zu fünf Jahren Haft
verurteilt, entzog sich dieser Strafe jedoch durch Ausreise nach
Deutschland und lebt seit 2011 in Krefeld. 2014 forderte die
chilenische Regierung, Hopp solle seine Strafe in Deutschland
verbüßen. Das Landgericht Krefeld hat dem im August 2017 zugestimmt.
Jetzt prüft das Oberlandesgericht als letzte Instanz des ordentlichen
Verfahrenswegs Hopps Beschwerde dagegen.

Myrna Troncosos Erwartung wird an diesem Samstag nicht erfüllt. Hopp
ist zwar zu Hause, als sie an seiner Haustür klingelt und den Brief
einwirft. Er fotografiert die Kundgebung auch aus dem Fenster. Aber
ihrem Wunsch nach einem Gespräch kommt er nicht nach. Am Mittwoch
zuvor traf sich Troncoso in Berlin zu Gesprächen mit
Bundestagsabgeordneten. "Sie haben mich sehr herzlich empfangen und
mir zugesichert, Geld für die Schaffung eines Gedenkortes und für ein
Projekt mit Zeitzeugeninterviews bereitzustellen", sagt Troncoso und
fordert zur Aufklärung der Vergangenheit die Einrichtung einer
Wahrheitskommission.

Nach einem einstimmigen Beschluss des Bundestages vom Juni 2017 muss
die Bundesregierung die Verbrechen in der Colonia Dignidad
aufarbeiten. In diesem Rahmen muss sie dem Parlament bis zum 30. Juni
ein Konzept von Hilfsmaßnahmen für die Opfer der Sekte vorlegen und
die Einrichtung einer Gedenkstätte - zusammen mit chilenischen Stellen
- prüfen. Die Zeit drängt, vor allem für die Opfer.
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KIRCHE/2109: Kritik an hohen Rüstungsexporten in Drittstaaten (GKKE)


Gemeinsame Konferenz Kirche und Entwicklung (GKKE) - 20. Juni 2018

GKKE kritisiert hohe Rüstungsexporte in Drittstaaten



Berlin, 20. Juni 2018 Die Gemeinsame Konferenz Kirche und Entwicklung
(GKKE) kritisiert scharf den erneuten Anstieg der deutschen Rüstungsexporte
in Drittstaaten, die weder der EU oder der Nato angehören.
"Diese Exporte liegen bei einem Genehmigungswert von 3,795 Mrd. Euro und
machen damit über 60 Prozent sämtlicher Einzelgenehmigungen aus", so Prälat
Dr. Karl Jüsten, der katholische Vorsitzende der GKKE.
2016 lag dieser Anteil noch bei 54 Prozent. Die Politischen Grundsätze der
Bundesregierung werden damit unterlaufen. Zu kritisieren sind vor allem die
Lieferungen an Entwicklungsländer. Allein für Ägypten wurden
Exportgenehmigungen in Höhe von 708 Mio. Euro erteilt, unter anderem für
die Lieferung eines U-Boots.

Insgesamt führt der heute von der Bundesregierung veröffentlichte
Rüstungsexportbericht 2017 Einzelgenehmigungen mit einem Gesamtwert von
6,242 Mrd. Euro auf. Diese Zahl stellt zwar einen leichten Rückgang
gegenüber dem Vorjahr (6,848 Mrd. Euro) dar, ist aber einer der höchsten
Genehmigungswerte der vergangenen 20 Jahre, die somit auf einem anhaltend
hohen Niveau bleiben.

Den Export von U-Booten an Ägypten hat die GKKE bereits in ihrem letzten
Rüstungsexportbericht kritisiert. Ägypten ist ein Mitglied der von
Saudi-Arabien angeführten Militärkoalition gegen die Huthi-Rebellen im
Jemen. Diese Koalition ist auch in Folge ihrer Seeblockade jemenitischer
Häfen mitverantwortlich für die humanitäre Katastrophe, die sich derzeit im
Jemen ereignet. Auch für Saudi-Arabien hat die Bundesregierung 2017
Rüstungsgüter - darunter vor allem Patrouillenboote - im Wert von über 250
Mio. Euro genehmigt. "Aus Sicht der GKKE ist die Bundesregierung mit dieser
Genehmigungspraxis indirekt am Bruch des humanitären Völkerrechts
beteiligt", sagt Prälat Dr. Martin Dutzmann, der evangelische Vorsitzende
der GKKE.

Die Bundesregierung hat 2017 außerdem Exporte von Kleinwaffen und
entsprechenden Komponenten in Höhe von 47,82 Mio. Euro genehmigt. Dies ist
ein leichter Anstieg im Vergleich zum Vorjahr (46,89 Mio. Euro). Der Anteil
der Drittstaaten liegt hier bei knapp 32 Prozent. Darunter finden sich etwa
mit Indien, Indonesien und Saudi-Arabien auch Länder, in denen die
Menschenrechtssituation als höchst problematisch zu bewerten ist.

In ihrem Koalitionsvertrag hat die Bundesregierung erklärt, dass
Rüstungsexporte für Drittländer weiter eingeschränkt werden sollen. Doch
bereits im März 2018 hatte die Regierungskoalition, kaum dass sie eine
Woche im Amt war, die Lieferung von weiteren acht Patrouillenbooten an
Saudi-Arabien genehmigt. Die GKKE bekräftigt daher die Forderung nach einem
restriktiven Rüstungsexportkontrollgesetz. Vor allem der Trend der
steigenden Exporte in Drittländer müssen gestoppt und die Exporte von
Kleinwaffen drastisch reduziert werden. Die Bundesregierung verstößt gegen
die geltenden Politischen Grundsätze, die den Export von Rüstungsgütern in
Drittstaaten an strikte Vorgaben binden und insbesondere die Lieferung von
Waffen an Drittstaaten verbieten, die sich in bewaffneten
Auseinandersetzungen befinden.

 * 
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KIRCHE/2108: Ökumenischer Rat der Kirchen 2021 in Karlsruhe (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 20.06.2018

Ökumenischer Rat der Kirchen 2021 in Karlsruhe

Deutschland erstmalig Austragungsort der ÖRK-Vollversammlung



Die nächste weltweite Vollversammlung des Ökumenischen Rates der Kirchen
(ÖRK) wird im Jahr 2021 in Karlsruhe stattfinden. Das hat heute der
Zentralausschuss des ÖRK bei seiner Sitzung in Genf entschieden. Die
Mehrheit der rund 150 Delegierten hatte für Karlsruhe gestimmt.
Mitbewerberin war die südafrikanische Metropole Kapstadt.

Erstmals in der 70-jährigen Geschichte des ÖRK wird die Vollversammlung
somit in Deutschland stattfinden. Der Ratsvorsitzende der Evangelischen
Kirche in Deutschland (EKD), Heinrich Bedford-Strohm, begrüßte die
Entscheidung des Zentralausschusses. "Ich bin sehr glücklich darüber, dass
wir als Deutsche die Gastgeber sein dürfen", sagte er.

Bedford-Strohm, der am Wochenende die Bewerbung Karlsruhes in Genf
präsentiert hatte, betonte auch die Bedeutung des Treffens für Europa. "Es
wird das erste Mal seit 50 Jahren sein, dass die Weltchristenheit, die im
Ökumenischen Rat der Kirchen zusammengeschlossen ist, sich in Europa
versammelt. Ich erwarte mir auch für unsere Kirche hier wichtige Impulse
für einen lebendigen, fröhlichen und weltzugewandten Glauben davon", so der
Ratsvorsitzende. Nach seiner Gründung im Jahr 1948 in Amsterdam kam die
Vollversammlung des ÖRK bislang nur ein weiteres Mal in Europa zusammen, im
Jahr 1968 im schwedischen Uppsala.

Der ÖRK repräsentiert mehr als 500 Millionen Christen weltweit aus 350
unterschiedlichen protestantischen, anglikanischen und orthodoxen Kirchen.
Die Vollversammlung ist das oberste Entscheidungsorgan des Rates und stellt
die Weichen für die Arbeit. Sie findet alle acht Jahre mit etwa 4000
offiziellen Teilnehmenden und internationalen Gästen sowie zahlreichen
Angeboten für lokale Gäste statt.

Die Einladung nach Karlsruhe wurde gemeinsam durch die Evangelische Kirche
in Deutschland (EKD), die Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in
Deutschland (ACK) und die Evangelische Landeskirche in Baden (EKIBA)
ausgesprochen. Sie wird unterstützt durch die Evangelische Kirche der
Pfalz, die Evangelische Landeskirche in Württemberg, das Katholische
Erzbistum Freiburg, die Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in
Baden-Württemberg, die lokalen christlichen Kirchen in Karlsruhe sowie
durch die Union des Églises protestantes d'Alsace et de Lorraine (UEPAL).

Die Veranstaltungen werden in Karlsruhe und Strasbourg stattfinden, womit
es sich um die erste grenzüberschreitende Vollversammlung des ÖRK handeln
wird.

 * 
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SCHACH-SPHINX/06602: Des Teufels Geschwätz (SB)


Man schlage bei Goethe nach und lese: "Geht es doch unsern Vorsätzen,
wie unseren Wünschen. Sie sehen sich gar nicht mehr ähnlich, wenn sie
ausgeführt, wenn sie erfüllt sind, und wir glauben nichts getan,
nichts erlangt zu haben." Ja, die Kluft, die Gedachtes und
Wirklichkeit trennt, kann zuweilen einen Ozean füllen. Im Schach ist
das nicht anders. Da sieht man eine Stellung vor sich, blickt ihr bis
ins Skelett hinunter, sieht auch, wie sie zu meistern und handhaben
wäre, doch dann stiehlt sich unverhofft ein Wunsch, ein Vorsatz, ein
Begehren in unsere strengen Gedankenformation und wir lösen den Knoten
wieder auf, den wir so mühsam gebunden haben im Glauben, einen
leichteren Knoten knüpfen zu können. Wohlan, noch einmal gedacht,
sagen wir uns, was einmal ging, soll auch ein zweites Mal gelingen.
Ludek Pachmann war 1943 in seinem ersten internationalen Turnier in
ähnlicher Verfassung gewesen. In seiner Partie gegen Lighterink hatte
er die Eröffnungsschwierigkeiten fast schon überwunden - es hätte dazu
nur noch der Zugfolge 1...Lf5xe4! 2.Dc2xe4 Sd5-f6 bedurft -, als ein
Teufel an sein Ohr schlich und ihn verwirrte mit tausenderlei
Versprechungen. Pachmann hörte hin und ihm gefiel des Teufels
Geschwätz, und je länger er darüber nachdachte im heutigen Rätsel der
Sphinx, desto verwunderlicher wurde ihm, warum er nicht gleich 1...Tf8-
e8?? gesehen hatte. Nun, Wanderer, Teufel sind aus dem Stoffe der
Heimtücke gemacht, und tückisch wurde auch Pachmanns letzter Zug
bestraft.
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Lighterink - Pachmann

Prag 1943


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Die schwarze Stellung war zu knacken wie eine Nuß, und Schirow war ein
kräftiger Nüsseknacker: 1.Lb5xc6+! Dc7xc6 2.Tb1-b6! - ohne Furcht und
Gewissen gespielt - 2...Dc6xc5+ 3.Kg1-h1 Kd7-e8 - 3...Tc8-c7 4.Tb6-
d6+! oder 3...Dc5xc3 4.Da7xb7+ Tc8-c7 5.Tb6-d6+ - 4.Da7xb7 Tc8-c7 -
4...Dc5-c7 5.Db7xc7 Tc8xc7 6.Tb6-b8+ - 5.Db7-a6! Tc7-c8 6.Da6-a4+ Ke8-
f8 7.Tb6-b7 Tg8-g7 - was sonst, weil 7...Dc5xc3 an 8.Tb7xf7+!
scheitert - 8.Da4-d7 und Schwarz gab auf, denn Rettung war
ausgeschlossen.
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MELDUNG/092: Wie Institutionen des zweiten Bildungsweges auf eine veränderte "Schulkultur" reagieren (idw)


Bergische Universität Wuppertal - 20.06.2018

Wie Institutionen des zweiten Bildungsweges auf eine veränderte
"Schulkultur" reagieren



Welche Auswirkungen hat Migration auf die deutsche Gesellschaft? Diese
Frage gewinnt an Bedeutung - nicht zuletzt vor dem Hintergrund der
steigenden Zahl Geflüchteter. Um Antworten zu finden, hat das
Bundesministerium für Bildung und Forschung die Förderlinie "Migration und
gesellschaftlicher Wandel" ins Leben gerufen. Eines der geförderten
Projekte ist an der Bergischen Universität Wuppertal angesiedelt: Prof.
Dr. Doris Bühler-Niederberger (Soziologie der Familie, der Jugend und der
Erziehung) und Prof. Dr. Claudia Schuchart (Institut für
Bildungsforschung) beleuchten die Frage aus Sicht von Institutionen des
zweiten Bildungsweges.

"Wir untersuchen, inwieweit diese Institutionen ihre Anforderungen,
Erwartungen und auch Praktiken im Unterrichtsgeschehen an die veränderte
Zusammensetzung von Schülerinnen und Schüler anpassen", erläutert Prof.
Dr. Schuchart. Dabei konzentrieren sich die Wissenschaftlerinnen auf
unterschiedliche Aspekte: Mit welchen Erfolgserwartungen schlagen
Studierende mit Migrationshintergrund den zweiten Bildungsweg ein? Welche
Rolle spielt diese Haltung für die "Schülerkultur"? Welche Passung kann
zwischen den individuellen Haltungen, der kollektiven "Schülerkultur" und
der institutionellen "Schulkultur" erreicht werden? Und inwieweit
ermöglicht diese Passung die Umsetzung von Ambitionen der Schülerinnen und
Schüler?

"Die Ergebnisse sollen uns Aufschluss über die Bedeutung von
Erfolgserwartungen und Ambitionen geben, die im Kontext von Migration
zentral sind", sagt Prof. Dr. Bühler-Niederberger. "Zudem wollen wir
Herausforderungen benennen, denen Institutionen des zweiten Bildungsweges
aktuell gegenüberstehen, und Möglichkeiten aufzeigen, ihnen zu begegnen."
Diese Zielsetzung spiegelt der Titel des Projektes wieder: "Aufstieg als
Integration: Eine Herausforderung für die Institutionen des zweiten
Bildungswegs".

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
http://idw-online.de/de/institution650

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bergische Universität Wuppertal, Stefanie Bergel, 20.06.2018
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PÄDAGOGIK





SCHULE/540: Fachkräfte in Schulen sehen sich häufig mit Konflikten konfrontiert (idw)


Ostfalia Hochschule für angewandte Wissenschaften - 20.06.2018

Fachkräfte in Schulen sehen sich häufig mit Konflikten konfrontiert

Forschungsergebnisse auf der Fachtagung "Professionen in Schule - zwischen
Kooperation und Konflikt" vorgestellt



In den Städten - und hier insbesondere in den Großstädten - wächst die
kulturelle, ethnische und soziale Vielfalt in unserer Gesellschaft
kontinuierlich an. "Dies spiegelt sich unter anderem deutlich in den
Schulen wider", sagt Professorin Dr. Christine Baur. Von 2016 bis 2018
forschten sie und ihre Mitarbeiterin Dr. Christine Krüger an der Fakultät
Soziale Arbeit der Ostfalia Hochschule für angewandte Wissenschaften zum
Thema "Diversität im schulischen Alltag - zwischen Kooperation und
Konflikt".

Ihre vergleichende Fallstudie zwischen Berlin und Niedersachsen untersucht
typische Konfliktlagen in ethnisch und sozial segregierten Schulen. Dies
sind Schulen mit einem hohen Anteil an von Armut und Sprachschwierigkeiten
im Deutschen betroffenen Schüler/innen. Für die Forschung wurden
Schulleitungen, Lehrkräfte, Schulsozialarbeiter/innen und weitere
pädagogische Fachkräfte befragt. Schwerpunkt der Forschung ist dabei der
Blick sozialpädagogischer Fachkräfte auf ihre Arbeit und die Auswirkung
bildungspolitischer Vorgaben auf Kooperationsverhältnisse, eine
Perspektive, die bisher in der Schulforschung vernachlässigt wurde.

Gerade im schulischen Bereich sehen sich die Fachkräfte an Schulen in
ihrem täglichen Handeln häufig mit Konflikten konfrontiert, auf die sie
reagieren müssen. Während es für die Praktiker/innen in den Schulen keine
neue Erkenntnis ist, dass Vielfalt nicht ohne beständige Reibungspunkte
existiert, zeigen sich die kommunal- und bildungspolitischen Debatten
gegenüber diesen schwierigen Aspekten von Vielfalt eher zurückhaltend. In
der Forschung zeigt sich eine Diskrepanz zwischen dem professionellen
Anspruch der Fachkräfte und der erlebten Realität ihres Arbeitsalltags.

Die Ergebnisse der Studie wurden am 7. Juni 2018 an der Ostfalia
Hochschule im Rahmen der Fachtagung "Professionen in Schule - zwischen
Kooperation und Konflikt" vorgestellt. Rund 170 Teilnehmer/innen aus
Politik, Wissenschaft, Verwaltung und Praxis kamen auf das Campusgelände
"Am Exer" der Ostfalia Hochschule, um Vorträge zu hören und über die
Bedingungen und Herausforderungen von Multiprofessionalität zu
diskutieren. Schwerpunkt der Auseinandersetzung mit dem Thema
Kooperationsbeziehungen an Schulen war Niedersachsen.

Den Eingangsvortrag hielt Prof. Dr. Maria-Luise Busche-Baumann von der
HAWK Hildesheim. Sie sprach zum Thema "Multiprofessionalität im Magnetfeld
Schulsozialarbeit". Dabei wurden Prozesse von Polarisierung und
Positionierung beleuchtet, die auftreten, wenn Schulsozialarbeit mit
anderen in Schule arbeitenden Professionen aufeinander trifft. Es folgten
die Vorträge von Prof. Dr. Christine Baur und Dr. Christine Krüger zu den
strukturellen und bildungspolitischen Bedingungen für multiprofessionelle
Arbeit an Schulen und die Möglichkeiten von Kooperation als Instrument, um
den Konfliktlagen an segregierten Schulen zu begegnen. Dabei zeigt sich,
dass je ungesicherter die Arbeitsverhältnisse sozialpädagogischer
Fachkräfte sind, desto schwieriger ist es, gelingende Kooperationen
umzusetzen.

Sozialoberrat Knuth Erbe vom Niedersächsischen Kultusministerium sprach
zum aktuellen Stand der Umsetzung der Schulstrukturreform in
Niedersachsen. Neue Perspektiven entwarfen Prof. Dr. Katharina Kunze von
der Universität Göttingen, die gemeinsam mit ihrer Mitarbeiterin Rosa
Reinisch über die Dynamiken von Kooperationsbeziehungen in inklusiven
Schulen referierte, sowie der Beitrag von Karl Gröpler (Ostfalia), der
praktische Implikationen für die Dokumentation in multiprofessionellen
Kooperationen gab.

Neben den Fachvorträgen und dem Informations- und Erfahrungsaustausch bot
die Fachtagung Wissenschaftler/innen, Praktiker/innen und Vertreter/innen
der Bildungspolitik eine sehr gute Gelegenheit, sich zu vernetzen. Auch
die Studierenden der Fakultät Soziale Arbeit profitierten. Sie konnten im
Rahmen von Posterpräsentationen ihre Projekte in Schulen und anderen
Einrichtungen mit den Teilnehmer/innen der Fachtagung diskutieren.




Weitere Informationen unter:

http://www2.ostfalia.de/pws/baur/Forschung.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution153
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Ostfalia Hochschule für angewandte Wissenschaften, 20.06.2018
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MELDUNG/474: Selber schuld?! Wie Menschen die Ausgrenzung anderer beurteilen (idw)


Universität Basel - 20.06.2018

Selber schuld?! Wie Menschen die Ausgrenzung anderer beurteilen



Menschen sehen soziale Ausgrenzung bei andern unterschiedlich - je
nachdem wie sehr ihrer Meinung nach die ausgeschlossene Person selbst
schuld daran ist. Dies wiederum wird stark davon beeinflusst, wie ähnlich
die Gruppenmitglieder untereinander sind, wie ein Forschungsteam der
Universität Basel in der Fachzeitschrift «Journal of Personality and
Social Psychology» schreibt.

Die meisten haben schon einmal soziale Ausgrenzung erlebt, sei es in der
Schule, bei der Arbeit oder im Freundes- und Familienkreis, als Betroffene
oder als Beobachtende. Auch unbeteiligte Zuschauer lässt Ausgrenzung
häufig nicht kalt: Wenn eine Gruppe aus Gemeinheit oder aus
selbstsüchtigen Gründen jemanden ausschliesst, bewerten andere dies meist
als sehr negativ und unfair.

Moralische Urteile

Aussenstehende können Ausgrenzung jedoch auch als gerechtfertigt bewerten,
beispielsweise wenn sich die betroffene Person zuvor stark unangemessen
verhalten oder für Unruhe in der Gruppe gesorgt hat. Ein solches
moralisches Urteil richtig zu treffen, fällt jedoch oft schwer, denn
Unbeteiligten fehlen Hintergrundinformationen.

Ein Forschungsteam der Universität Basel unter Leitung der Psychologin Dr.
Selma Rudert hat nun in fünf Studien erforscht, von welchen Hinweisen sich
Menschen in solchen Urteilssituationen beeinflussen lassen. Die Vermutung
lautete dabei, dass die Ähnlichkeit innerhalb der beobachteten Gruppe für
die Aussenstehenden besonders wichtig ist. Die Zahl der Probanden bewegte
sich je nach Studie zwischen 30 und 527.

Draussen wegen Anderssein

Ergebnis: Tatsächlich empfinden es Menschen eher als eher ungerecht, wenn
jemand ausgeschlossen wird, der sich von anderen sichtbar unterscheidet.
Sie nehmen nämlich an, dass diese Person nur ausgegrenzt wird, weil sie
anders ist. Unterscheidet sich dagegen die ausgeschlossene Person
äusserlich nicht von der Gruppe, wird eher vermutet, dass sie sich den
Ausschluss durch irgendein Fehlverhalten «selbst eingebrockt» hat.

Konkret zeigten die Forschenden den Probanden unterschiedliche
Ausgrenzungssituationen, so etwa in einer fiktiven Chat-Diskussion, bei
der drei Studierende eine Präsentation besprachen. Die etwas eigensinnigen
Ideen und Vorschläge eines der Studierenden wurden dabei von den anderen
beiden regelmässig ignoriert. Wenn nun die ausgegrenzte Person «anders»
war als sie beiden Ausgrenzenden - zum Beispiel punkto Hautfarbe oder
Heimatland -, bewerteten Beobachtende diesen Ausschluss von aussen als
ungerecht. Sie waren ärgerlich auf die beiden Ausgrenzenden und bewerteten
diese als schlechte Kooperationspartner.

Waren sich die Gruppenmitglieder jedoch einigermassen ähnlich - indem
beispielweise alle aus demselben Land stammten -, änderte sich das Urteil
der Aussenstehenden: In diesem Fall bewerteten diese die ausgegrenzte
Person als negativ, schrieben ihr die Schuld am Ausschluss zu und wollten
nichts mit ihr zu tun haben.

Auch oberflächliche Hinweise zählen

Weiter fand das Forschungsteam, dass die Ähnlichkeit das soziale Urteil
auch dann beeinflusst, wenn die Ähnlichkeit nur oberflächlich besteht,
etwa weil die ausgegrenzte Person eine andere Frisur hat. Dies spricht
dafür, dass Menschen die Ähnlichkeit der beobachteten Gruppe eher
unbewusst in ihr moralisches Urteil mit einfliessen lassen.

«Die Untersuchungen sind wichtig für Themen wie Mobbing und Ausgrenzung in
der Schule oder am Arbeitsplatz», sagt Rudert. Denn wenn sich Menschen zu
stark von oberflächlichen Hinweisen leiten und dabei tatsächliche
Informationen ausser Acht lassen, könne es schnell zu Fehlurteilen mit
gravierenden Konsequenzen kommen. Erhalten unschuldig Ausgegrenzte keine
Unterstützung von anderen, verstärkt sich ihre Isolation weiter. «Im
Idealfall sollte man daher immer versuchen», so Rudert, «die ganze
Geschichte hinter einer Ausgrenzung zu verstehen, bevor man sich zu einem
schnellen Urteil hinreissen lässt».


Originalbeitrag::
Selma Carolin Rudert, Daniela Sutter, Veronique Charlotte Corrodi, Rainer
Greifeneder

Who's to blame? Dissimilarity as a cue in moral judgments of observed
ostracism episodes

Journal of Personality and Social Psychology (2018), doi:
10.1037/pspa0000122

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution74
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Basel, Reto Caluori, 20.06.2018
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MELDUNG/473: Risikoverhalten im Gehirn ablesen (idw)


Friedrich-Schiller-Universität Jena - 20.06.2018

Risikoverhalten im Gehirn ablesen

Psychologen der Uni Jena können von bestimmter Hirnaktivität auf
Risikoverhalten schließen



Ängstliche Personen gehen weniger Risiken ein - an sich ist das keine
überraschende Erkenntnis. Einem Psychologenteam der
Friedrich-Schiller-Universität Jena ist es jetzt gemeinsam mit Partnern aus
Würzburg und dem kanadischen Victoria allerdings gelungen, diesen
Entscheidungsprozess im Gehirn sichtbar zu machen - und somit auch das
Verhalten einzelner Personen vorhersagen zu können. Dafür führten sie ein
Experiment durch, um das Risikoverhalten der Probanden zu messen, und
beobachteten währenddessen mittels Elektroenzephalografie (EEG) deren
Hirnaktivitäten. Über ihre Arbeit berichten sie in der aktuellen Ausgabe
des Fachmagazins "Psychophysiology".

"Im Vorfeld haben wir mit Hilfe eines Fragebogens 20 sehr ängstliche und
20 wenig ängstliche Personen ausgewählt", erklärt Dr. Barbara Schmidt von
der Universität Jena, die das Projekt geleitet hat. "Während des
eigentlichen Experiments sollten die Probanden dann in mehreren Runden aus
jeweils zwei verdeckten Karten eine umdrehen, wodurch sie maximal elf Cent
pro Durchgang gewinnen konnten. Wichtig ist dabei, dass sie sich zwischen
zwei Varianten entscheiden müssen: entweder eine risikoreiche mit Gewinnen
von entweder elf oder null Cent und eine risikoarme, bei der die
Testpersonen entweder fünf oder sechs Cent gewinnen konnten. Der
Erwartungswert war mit 5,5 Cent immer gleich." Dabei wählten die
ängstlicheren Probanden häufiger die sichere Paarung.

Das wichtigste Ergebnis der Studie lieferte aber ein Blick auf das EEG,
das während des Versuchs aufgezeichnet wurde. Denn während die Probanden
ihre Entscheidung trafen, zeigte sich eine bestimmte Gehirnaktivität - die
sogenannte Frontal Midline Theta Power - besonders erhöht. "Frühere
Forschungen hatten zwar schon herausgestellt, dass dieses Signal bei
ängstlichen Menschen besonders ausgeprägt ist, aber bisher wussten wir
nicht, wie sich das auf das Verhalten auswirkt", erklärt die Jenaer
Psychologin das sensationelle Ergebnis. "Mit unserer Untersuchung ist es
uns nun gelungen darzustellen, dass die Frontal Midline Theta Power eine
erhöhte kognitive Kontrolle - also ein intensiveres Abwägen - während des
Entscheidungsprozesses anzeigt." Das sei eine zentrale Erkenntnis für die
Verhaltensforschung.

Vorhersage des Verhaltens möglich

Psychologen untersuchen nicht selten Korrelate im Gehirn, die ein
bestimmtes psychologisches Konzept anzeigen, aber nicht immer lassen sich
daraus auch Rückschlüsse auf das Verhalten eines Menschen ziehen. "Bei
unserem Ergebnis passt einfach alles sehr gut zusammen", sagt Barbara
Schmidt. "Wir haben die psychologische Ausgangssituation, die dazu
passende Hirnaktivität, die den Entscheidungsprozess abbildet, und das
daraus resultierende Verhalten. Die Verbindung zwischen Ängstlichkeit und
dem damit verbundenen Verhalten ist also komplett erklärt."

Mit diesem Wissen können die Forscher nun sogar anhand des entsprechenden
EEGs vorhersagen, wie sich eine Person in bestimmten Situationen
entscheiden wird. Erhöhte Frontal Midline Theta Power deutet auf eine
risikoärmere Entscheidung hin.

Barbara Schmidt möchte diese gewonnenen Erkenntnisse nun für ihre weitere
Forschung nutzen. Ihr Spezialgebiet ist dabei die Hypnose. Sie
interessiert besonders, wie Hypnose im Gehirn wirkt. Auch hier untersucht
sie u. a. die Hirnströme mittels EEG. "In weiteren Studien möchte ich
beispielsweise herausfinden, ob Menschen mehr Risiko eingehen, wenn man
ihnen unter Hypnose vermittelt, dass sie sich sicher fühlen", informiert
sie. "Die neuen Erkenntnisse über die Frontal Midline Theta Power werden
dabei sehr hilfreich sein."


Original-Publikation:

Barbara Schmidt, Hannah Kanis, Clay B. Holroyd, Wolfgang H. R. Miltner,
Johannes Hewig (2018): Anxious Gambling: anxiety is associated with higher
frontal midline theta predicting less risky decisions, Psychophysiology,
doi: 10.1111/psyp.13210

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution23
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/453: Koblenz - Philosophie der Lerngeschichten von Wendy Lee, 12. September 2018


Hochschule Koblenz - University of Applied Sciences

Vortrag über Philosophie der Lerngeschichten von Wendy Lee am 12.
September 



Seit über 10 Jahren nehmen pädagogische Fachkräfte in zahlreichen
Kindertageseinrichtungen in Deutschland die Interessen und Stärken von
Kindern mit "Bildungs- und Lerngeschichten" in den Blick. Der Ansatz
hat dabei das besondere Potential, kindliche Bildungsprozesse sichtbar
zu machen und die Identität eines Kindes zu stärken. In ihrem Vortrag
über die "Philosophie der Lerngeschichten" zeigt Wendy Lee dazu
konkrete Wege auf. Die international renommierte Direktorin des
"Educational Leadership Project" in Neuseeland referiert am Mittwoch,
12. September 2018, um 17:00 Uhr im AudiMax (A032) der Hochschule
Koblenz, Konrad-Zuse-Straße 1 in 56075 Koblenz.

KOBLENZ. Seit über 10 Jahren nehmen pädagogische Fachkräfte in
zahlreichen Kindertageseinrichtungen in Deutschland die Interessen und
Stärken von Kindern mit "Bildungs- und Lerngeschichten" in den Blick.
Der Ansatz hat dabei das besondere Potential, kindliche
Bildungsprozesse sichtbar zu machen und die Identität eines Kindes zu
stärken. Ziel ist es zugleich, Familien zu beteiligen und Übergänge zu
gestalten. In ihrem Vortrag über die "Philosophie der Lerngeschichten"
zeigt Wendy Lee dazu konkrete Wege auf. Die international renommierte
Direktorin des "Educational Leadership Project" in Neuseeland
referiert am Mittwoch, 12. September 2018, um 17:00 Uhr im AudiMax
(A032) der Hochschule Koblenz, Konrad-Zuse-Straße 1 in 56075 Koblenz.

"Es kommt mir vor allem darauf an, dass wir das Schreiben von
Lerngeschichten als eine besondere Verantwortung wahrnehmen, um Kinder
und deren Familien mit offenem Herz und Verstand zu begleiten, um
neugierig und engagiert als Gemeinschaft von Lernenden zu wachsen und
schließlich auch, um die eigene Professionalität beständig weiter
entwickeln zu können", betont Wendy Lee.

Den Vortrag organisiert das Institut für Bildung, Erziehung und
Betreuung in der Kindheit Rheinland-Pfalz in Zusammenarbeit mit dem
Fachbereich Sozialwissenschaften der Hochschule Koblenz. Die
Referentin wird ihren Vortrag in englischer Sprache halten. Dieser
wird von einer Dometscherin ins Deutsche übersetzt. Der Eintritt ist
frei, jedoch ist eine vorherige Anmeldung auf der Internetseite
www.hs-koblenz.de/ibeb/vortrag erforderlich. Dort finden sich auch
weitere Informationen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution324
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





MUSIKTHEATER - OPER/784: Wiesbaden - »Don Giovanni« von Mozart, 23. und 27.06.2018


Hessisches Staatstheater Wiesbaden

OPER »Don Giovanni«

Von Wolfgang Amadeus Mozart (1756 - 1791)

Dramma giocoso in zwei Akten | Libretto: Lorenzo da Ponte

In italienischer Sprache mit Übertiteln

Die beiden nächsten Vorstellungstermine: 23. & 27. Juni 2018, jeweils
um 19.30 Uhr



Mozarts »Don Giovanni« ist in einer Neuinszenierung von Nicolas
Brieger und unter der Musikalischen Leitung von Konrad Junghänel, der
mit dem Stück seinen Mozart-Zyklus fortsetzt, in Wiesbaden zu erleben.
Bühne und Kostüme gestalten Raimund Bauer und Andrea Schmidt-Futterer.

In der Titelpartie steht Christopher Bolduc auf der Bühne, der zuletzt
große Erfolge als Lescaut in »Manon« und als Wolfram in »Tannhäuser«
feierte. Die in Israel geborene Sopranistin Netta Or übernimmt die
Partie der Donna Anna. Operalia-Gewinner Ioan Hotea ist Don Ottavio,
u.a. auch Tamino in »Così fan tutte« und Graf des Grieux in »Manon«.
Young Doo Park ist der Komtur. Die amerikanische Sopranistin Heather
Engebretson, u.a. als Fiordiligi in »Così fan tutte« und Violetta in
»La Traviata«, singt die Partie der Donna Elvira. Shavleg Armasi singt
Leporello. Benjamin Russell, u.a. als Wolfram in »Tannhäuser« und
Papageno in »Die Zauberflöte« ist Masetto. Katharina Konradi, die auch
als Zdenka in »Arabella« auf der Bühne stand, singt Zerlina.

Musikalische Leitung Konrad Junghänel

Inszenierung Nicolas Brieger

Bühne Raimund Bauer

Kostüme Andrea Schmidt-Futterer

Licht Andreas Frank

Video Bibi Abel

Chor Albert Horne

DramaturgieRegine Palmai

Chor des Hessischen Staatstheaters Wiesbaden

Hessisches Staatsorchester Wiesbaden

 * 

Quelle:

Hessisches Staatstheater Wiesbaden

Christian-Zais-Straße 3, 65189 Wiesbaden

Karten-Telefon 0611/132-325, Fax 0611/132-337

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

Internet: www.staatstheater-wiesbaden.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. Juni 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





MELDUNG/455: Gute Brutbilanz für Hamburger Störche (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 20. Juni 2018

Erfolgreiches Jahr für die Hamburger Störche

NABU: 59 Jungstörche in Hamburg/ Trockenheit führte zu Brutausfällen /
Erster Bürgermeister besucht Storchennest



Die Brutsaison der Hamburger Störche verlief erfolgreich, davon konnte
sich heute auch Hamburgs Erster Bürgermeister Peter Tschentscher
überzeugen. 23 Storchenpaare mit insgesamt 59 Jungtieren zählte der
NABU - ein gutes Ergebnis, das die 46 Jungstörche aus 2017 deutlich
übertrifft. Dabei sah es zu Beginn der Brutsaison sogar danach aus,
dass es noch mehr werden könnten. "32 Storchenpaare haben im Frühjahr
mit der Brut begonnen, drei mehr als im Vorjahr", berichtet Jürgen
Pelch, ehrenamtlicher Storchenbetreuer beim NABU Hamburg. "Die
ungewöhnlich warmen Temperaturen der letzten Wochen und der Starkregen
an Himmelfahrt haben den Störchen aber zu schaffen gemacht." Durch die
lang anhaltende Trockenheit ist die Nahrung für Störche knapp
geworden. Als Folge wurden mehrere Jungstörche aus dem Nest geworfen,
da die Eltern sie nicht ausreichend versorgen konnten. Die
Nahrungsknappheit führte auch zu heftigen Revierkämpfen, bei denen
mehrere Eier zu Bruch gingen. Bei neun Storchenpaaren gab es deshalb
keinen Bruterfolg in diesem Jahr.




[image: Foto: © NABU / M. Sommerfeld]

Ein Blick ins Nest

Foto: © NABU / M. Sommerfeld



Mit dem guten Brutergebnis zeigt sich die Hamburger Storchenpopulation
stabil. Das freute auch Hamburgs Ersten Bürgermeister Peter
Tschentscher, der sich vor Ort selbst ein Bild machte: "Der Senat
unterstützt das Engagement des NABU in konkreten Projekten wie beim
Schutz der Weißstörche. Die Stadt hat weitere Feuchtwiesen als neue
Naturschutzgebiete ausgewiesen und damit unter anderem mehr Lebensraum
für besondere Tierarten wie die Störche geschaffen."

Begleitet wurde der Bürgermeister von Alexander Porschke, dem 1.
Vorsitzenden des NABU Hamburg, und von der Buchautorin und
Radiomoderatorin Ombeni Stickdorn-Ngonyani, die der NABU als neue
Schirmherrin des Hamburger Storchenschutzes vorstellte. Für Alexander
Porschke ist das gute Brutergebnis auch ein Erfolg des Naturschutzes:
"Der NABU Hamburg setzt sich seit vielen Jahren für den Erhalt der
Feuchtgebiete ein, dem Lebensraum der Weißstörche. Das ist mehr denn
je notwendig, denn diese Gebiete werden durch die Agrarindustrie und
durch zunehmende Bebauung immer mehr zerstört."

Neben den Blick auf die diesjährigen Jungstörche gab es auch bei den
"Internetstars" des NABU Hamburg gute Nachrichten: Das neue Paar, das
die Nachfolge der bekannten Störche "Rolf" und "Maria" antritt,
erhielt nun offiziell die Namen "Fiete" und "Erna". Ihr gemeinsamer
Nachwuchs wurde "Renate" und "Ingo" benannt, nach dem
Hofeigentümer-Ehepaar Ingo und Renate Grundmann. Naturbegeisterte
Internetnutzer können die Storchenfamilie unter
www.NABU-Hamburg.de/storchenwebcam live beobachten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 075/18, 20.06.2018

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg
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BILDUNG/563: "Weg vom Tablet, rein in den Wald" - Klöckner ernennt Waldbeauftragten (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft - 20. Juni 2018

"Weg vom Tablet - rein in den Wald"

Klöckner ernennt Waldbeauftragten



Die Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner,
hat am heutigen Donnerstag den neuen Waldbeauftragten des
Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft, Cajus Caesar in
Berlin ernannt und vorgestellt. Die Landwirtschaftsministerin möchte
mit dem Waldbeauftragten die Bedeutung und Funktion des Waldes in der
Gesellschaft stärken. Cajus Caesar wird drei Aufgabenschwerpunkte
haben: Er wird sich verstärkt für die Waldbildung für Kinder und
Erwachsene einsetzen. Als Botschafter des Waldes bringt er
unterschiedliche Interessengruppen zusammen. Und er wird an der
Weiterentwicklung der Waldstrategie 2050 mitarbeiten. "Ich freue mich,
dass mit Cajus Caesar ein erfahrener Förster diese wichtige Aufgabe
übernimmt. Für den Wald ist er Mittler, Botschafter und
Sympathieträger", so Klöckner.

"Viele junge Menschen kennen den Wald nur vom Tablet. Daher soll der
Waldbeauftragte auch ein Vermittler zwischen Jung und Alt sein und auf
gemeinsamen Waldspaziergängen sein Wissen weitergeben", so die
Ministerin weiter. Kompetenz- und Informationszentrum Wald und Holz
Der Wald ist Klimaschützer, Arbeitsplatzgarant, Heimat für Tier und
Pflanzen und Raum für Erholung. Ein Drittel der Fläche Deutschlands
ist bewaldet. Um den Stellenwert des Waldes und die Waldfunktionen zu
stärken, hat die Landwirtschaftsministerin neben dem Waldbeauftragten
bereits mehrere Maßnahmen auf den Weg gebracht, die zeigen, welch
hohen Stellenwert der deutsche Wald hat. Dazu gehören unter anderem
die Einrichtung des Kompetenz- und Informationszentrums Wald und Holz
und die Entwicklung der Waldstrategie 2050 als langfristige Leitlinie
der Waldpolitik Deutschlands. Der neue Waldbeauftragte wird beim
Kompetenzzentrum Wald und Holz angesiedelt sein.

 * 

Quelle:

Presseerklärung Nr. 62 vom 21.06.2018

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Hausanschrift: Wilhelmstraße 54, 10117 Berlin

Postanschrift: 11055 Berlin

Telefon: 030/18 529-3170, Fax: 030/18 529-3179

E-Mail: pressestelle@bmel.bund.de

Internet: www.bmel.de
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FORSCHUNG/1455: Insektensterben durch Lichtverschmutzung (idw)


Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB) -
19.06.2018

Insektensterben durch Lichtverschmutzung



Klimawandel, Pestizide und Landnutzungsänderungen allein können den
Rückgang von Insektengemeinschaften in Deutschland nicht vollends
erklären. WissenschaftlerInnen vom Leibniz-Institut für
Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB) haben nun festgestellt,
dass die Regionen, die einen starken Rückgang an Fluginsekten
verzeichnen, auch unter einer hohen Lichtverschmutzung leiden. Viele
Studien weisen bereits darauf hin, dass künstliches Licht in der Nacht
negative Auswirkungen auf Insekten hat und dass diesem Umstand künftig
mehr Beachtung geschenkt werden sollte, wenn es an die
Ursachenforschung für das Insektensterben geht.




[image: Zwei Personen zählen nachts Insekten im Schein ihrer Grubenlampen - Foto: © Gabriel Singer / IGB]

Insekten zählen ist Teil der Arbeit.

Foto: © Gabriel Singer / IGB



Die Biomasse fliegender Insekten ist um mehr als 75 Prozent
zurückgegangen - diese alarmierende Zahl hat im Herbst 2017
Schlagzeilen gemacht. Die AutorInnen der 2017 veröffentlichten Studie*
hatten die Zahl der Fluginsekten in ausgewählten Schutzgebieten
innerhalb von Landwirtschaftsflächen in Deutschland über 27 Jahre
beobachtet und vermuten, dass die Veränderungen von Klima und
Lebensraum für den Rückgang der Insektenpopulationen verantwortlich
sind. Gleichzeitig wiesen sie darauf hin, dass diese Einflüsse allein
den drastischen Rückgang noch nicht erklären können.




[image: Versuchsfeld im Dämmerlicht - Foto: © Maja Grubisic / IGB]

Versuchsfeld im Naturpark Westhavelland

Foto: © Maja Grubisic / IGB



Licht
zur falschen Zeit bringt Ökosysteme aus dem Gleichgewicht

Ein klarer Arbeitsauftrag für die WissenschaftlerInnen der
IGB-Arbeitsgruppe Lichtverschmutzung und Ökophysiologie. Denn dass
künstliche Beleuchtung in der Nacht die Zahl und Gemeinschaften von
Insekten stark beeinflusst, wissen sie aus früheren Arbeiten. Das Team
um IGB-Forscherin Dr. Maja Grubisic hat sich deshalb zunächst die Lage
der 2017er-Untersuchungsgebiete angeschaut: Gebiete in
Ballungszentren, die eine überdurchschnittlich hohe Lichtverschmutzung
aufweisen. "Die Hälfte aller Insektenarten ist nachtaktiv. Sie sind
auf Dunkelheit und natürliches Licht von Mond und Sternen angewiesen,
um sich zu orientieren und fortzubewegen oder Räubern auszuweichen.
Und um ihren allnächtlichen Aufgaben wie Nahrungssuche und
Fortpflanzung nachzugehen. Eine künstlich erhellte Nacht stört dieses
natürliche Verhalten - mit negativen Auswirkungen auf die
Überlebenschancen", begründet Maja Grubisic den Ausgangspunkt ihrer
Untersuchung.

Künstliche Beleuchtung in der Nacht könnte ein Grund für den
Insektenrückgang sein

Die WissenschaftlerInnen haben alle jüngsten Einzelstudien zu den
Auswirkungen von künstlichem Licht in der Nacht auf Insekten
ausgewertet und festgestellt, dass Vieles für einen ernstzunehmenden
Zusammenhang zwischen Lichtverschmutzung und Insektensterben spricht.
Fluginsekten werden beispielsweise von künstlichen Lichtquellen
angezogen - und gleichzeitig aus anderen Ökosystemen abgezogen - und
sterben durch Erschöpfung oder als leichte Beute. Zusätzlich werden
sie durch Lichtschneisen in ihrer Ausbreitung gebremst. Der dadurch
fehlende genetische Austausch innerhalb zergliederter
Insektenpopulationen könnte deren Widerstandsfähigkeit gegen andere
negative Umwelteinflüsse reduzieren, die sich in landwirtschaftlich
genutzten Gebieten besonders akkumulieren.

Auf Landwirtschaftsflächen - die immerhin elf Prozent der weltweiten
Bodennutzung ausmachen - bedeuten weniger Insekten aber nicht nur eine
geringere Artenvielfalt, sondern auch die Gefährdung wichtiger
Ökosystemleistungen: weniger Nachtfalter, Käfer und Fliegen bestäuben
zum Beispiel weniger Pflanzen. Und auch Veränderungen im Vorkommen und
Verhalten von Schädlingen wie Blattläusen oder aber deren Feinden wie
Käfern und Spinnen können das eingespielte System aus dem
Gleichgewicht bringen. Darüber hinaus kann künstliches Licht in der
Nacht auch direkte Auswirkungen auf Wachstum und Blütezeit der
Pflanzen und somit den Ertrag haben.

Alle Einflussfaktoren müssen verstanden und berücksichtigt werden
- darunter auch Lichtverschmutzung

"Unsere Übersichtsstudie zeigt, dass künstliches Licht in der Nacht
weit verbreitet ist und komplexe Auswirkungen in landwirtschaftlichen
Gebieten mit unbekannten Konsequenzen für die Biodiversität und
Pflanzenproduktion haben kann. Daher sollte Lichtverschmutzung in
zukünftigen Studien generell als potentieller Stressfaktor
berücksichtigt werden, um letztlich Wege aufzeigen zu können, die
helfen Umweltprobleme zu reduzieren," resümiert Dr. Franz Hölker,
Leiter der Arbeitsgruppe Lichtverschmutzung und Ökophysiologie am IGB.

Lesen Sie die Studie in der Fachzeitschrift Annals of Applied Biology

 https://doi.org/10.1111/aab.12440

Grubisic, M., van Grunsven, R.H.A., Kyba, C.C.M., Manfrin, A. and
Hölker, F. (2018) Insect declines and agroecosystems: does light
pollution matter? Ann Appl Biol. doi:10.1111/aab.12440

Über das Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei
 (IGB):

Das IGB ist das bundesweit größte Forschungszentrum für
Binnengewässer. Es verbindet Grundlagen- und Vorsorgeforschung, bildet
den wissenschaftlichen Nachwuchs aus und berät Politik und
Gesellschaft in Fragen des nachhaltigen Gewässermanagements.
Forschungsschwerpunkte sind u.a. die Langzeitentwicklung von Seen,
Flüssen und Feuchtgebieten angesichts sich rasch ändernder
Umweltbedingungen, die Renaturierung von Ökosystemen, die
Biodiversität aquatischer Lebensräume sowie Technologien für eine
ressourcenschonende Aquakultur. Die Arbeiten erfolgen in enger
Kooperation mit den Universitäten und Forschungsinstitutionen der
Region Berlin-Brandenburg und weltweit. Das IGB gehört zum
Forschungsverbund Berlin e. V., einem Zusammenschluss von acht natur-,
lebens- und umweltwissenschaftlichen Instituten in Berlin. Die
vielfach ausgezeichneten Einrichtungen sind Mitglieder der
Leibniz-Gemeinschaft.

http://www.igb-berlin.de/



*Link zur Studie "More than 75 percent decline over 27 years in total
flying insect biomass in protected areas":

http://journals.plos.org/plosone/article?id=10.1371/journal.pone.0185809

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.igb-berlin.de/news/insektensterben-durch-lichtverschmutzung

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news697819

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1985

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB) - 19.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LUFT/601: Hamburger Luftreinhalteplan - BUND fordert zonale Fahrverbote (BUND HH)


BUND-Landesverband Hamburg - 20. Juni 2018

Hamburger Luftreinhalteplan: Neue Rechtsprechung macht Neufassung
notwendig

BUND fordert zonale Fahrverbote in Hamburg / Senat könnte damit
weitere Klage vermeiden



Der BUND Hamburg hat die Umweltbehörde heute in einem umfangreichen
Antrag aufgefordert, den aktuellen Luftreinhalteplan umgehend zu
überarbeiten. Sollte dies nicht zugesagt werden, wäre eine weitere
Klage auf schnellstmögliche Einhaltung der Grenzwerte für Stickoxide
nicht zu vermeiden. Aufgrund der jüngsten Entscheidungen des
Bundesverwaltungsgerichtes (BVerwG 7 C 26.16 und 7 C 30.17) zu
Diesel-Verkehrsverboten sei klar, dass Hamburg sogenannte zonale
Durchfahrtsverbote unzulässigerweise nicht geprüft habe.

"Der aktuelle Luftreinhalteplan reicht nicht aus. Die Belastung vieler
Menschen in Hamburg ist weiterhin deutlich zu hoch. Die Stadt muss
umgehend großflächige Durchfahrtsverbote für Dieselfahrzeuge prüfen
und ausweisen. Die Stadt kann anders die Einhaltung der Grenzwerte bis
spätestens 2020 zum Beispiel an der Habichtstraße nicht
sicherstellen", so Manfred Braasch, Landesgeschäftsführer des BUND
Hamburg.

"Die Rechtslage ist klar. Hamburg hat im gültigen Luftreinhalteplan
zonale Durchfahrtsverbote nicht geprüft. Genau dieses Instrument wäre
aber wirksam und ist nach der jüngsten Rechtsprechung ausdrücklich
legitimiert. Das weiß auch die Stadt Hamburg", ergänzt Rüdiger
Nebelsieck von der Kanzlei Mohr Rechtsanwälte.

Derzeit sichert der Luftreinhalteplan die Einhaltung der Grenzwerte in
ganz Hamburg erst im Jahr 2025 zu. Zudem mehren sich die Hinweise,
dass die Modellannahmen zu optimistisch gewesen sind und die Belastung
in Teilen Hamburgs nicht so schnell sinkt wie angenommen. Die
deutschen Gerichte und auch die EU-Kommission geben im laufenden
Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutschland vor, dass die
Grenzwerte spätestens 2020 und damit zehn Jahre nach Einführung
eingehalten werden müssen.

Der BUND hat seine Rechtsauffassung in einem umfangreichen Antrag an
die zuständige Behörde für Umwelt und Energie (BUE) heute zugestellt
und diese aufgefordert, binnen zwei Wochen zu erklären, ob der
Luftreinhalteplan überarbeitet wird. Sollte dies nicht der Fall sein,
würde der BUND eine entsprechende Klage beim Hamburger
Verwaltungsgericht einreichen.

"Wir hoffen sehr, eine Klage vermeiden zu können. Der Ball liegt jetzt
bei der Umweltbehörde und beim Hamburger Senat", so Manfred Braasch.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 20.06.2018

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND-Landesverband Hamburg

Lange Reihe 29, 20099 Hamburg

Tel.: 040/600 387-0, Fax: 040/600 387-20

E-Mail: bund.hamburg@bund.net

Internet: www.bund.net/hamburg
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POLITIK/1167: Bundeskabinett beschließt Eckpunkte für Aktionsprogramm zum Insektenschutz (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 20. Juni 2018

Bundeskabinett beschließt Eckpunkte für Aktionsprogramm zum
Insektenschutz



Die Bundesregierung hat heute auf Vorschlag von Bundesumweltministerin
Svenja Schulze Eckpunkte für ein "Aktionsprogramm Insektenschutz"
beschlossen. Auf Basis der Eckpunkte wird das Bundesumweltministerium
das Aktionsprogramm nach einer breiten öffentlichen Diskussion bis
2019 fertigstellen und anschließend unverzüglich mit den Maßnahmen
beginnen. Als Sofortmaßnahme stellt Bundesumweltministerin Schulze 5
Mio. Euro pro Jahr aus dem "Bundesprogramm Biologische Vielfalt" für
den Insektenschutz bereit.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Wir wissen längst nicht alles
über das Insektensterben. Aber wir wissen genug, um schnell zu
handeln. Darum war es mir wichtig, dass das Kabinett diese Eckpunkte
schon in den ersten 100 Tagen meiner Amtszeit beschließt. Das
Insektensterben aufzuhalten ist eine der zentralen Herausforderung
unserer Zeit. Wir sind uns in der Bundesregierung nun einig, in
welchen Bereichen wir handeln werden, um das Insektensterben zu
stoppen. Dazu gehört ein grundsätzlich restriktiverer Umgang mit
Pestiziden, nicht nur mit Glyphosat. Wir brauchen zudem mehr Vielfalt
in der Landschaft: Hecken und blütenreiche Wiesen statt Monokulturen
sind überlebenswichtig für Insekten, Vögel und viele andere
Tierarten."

Mit dem Aktionsprogramm Insektenschutz sollen Maßnahmen in folgenden
Bereichen ergriffen werden:


	Förderung von Insektenlebensräumen und der Strukturvielfalt in der Agrarland-schaft,

	Wiederherstellung und Vernetzung von Insektenlebensräumen in anderen Landschaftsbereichen,

	Stärkung von Schutzgebieten als Lebensräume für Insekten,

	Minderung der Anwendung von Pestiziden,

	Reduktion von Nähr- und Schadstoffeinträgen in Böden und Gewässer,

	Reduktion der Lichtverschmutzung.



Außerdem soll das Aktionsprogramm dazu beitragen, bestehende
Wissenslücken über das Insektensterben zu schließen und ein bundesweit
einheitliches Insektenmonitoring einzuführen. Auch Wirtschaftsverbände
und Unternehmen, Forschung und Bildung so-wie zivilgesellschaftliche
Akteure bis hin zur einzelnen Bürgerin und zum einzelnen Bürger sollen
angesprochen, informiert und dazu angeregt werden, aktiv zu werden.

Das Bundesumweltministerium hat heute im Rahmen des "Bundesprogramms
Biologische Vielfalt" zudem dazu aufgerufen, Praxisprojekte zur
Förderung von Insekten und ihrer Artenvielfalt einzureichen. Für diese
Projekte werden 5 Mio. Euro im Jahr bereitgestellt. Über die nächsten
sechs bis acht Jahre können so insgesamt 30 bis 40 Mio. Euro aus dem
BMU-Förderprogramm in den Insektenschutz fließen.

Bundesumweltministerin Schulze: "Sowohl die Gesamtmenge der Insekten
als auch die Vielfalt der Insektenarten ist in Deutschland in den
vergangenen Jahrzehnten dramatisch zurückgegangen. Das Insektensterben
droht die Natur aus dem Gleichgewicht zu bringen. Mit den Insekten
verschwinden nicht nur Vögel, Fledermäuse und andere Tiere. Was den
Insekten schadet, schadet letztlich auch uns Menschen: Verloren gehen
auch wertvolle Leistungen, die Insekten für die Menschen erbringen -
von der Bestäubung, über die natürliche Schädlingsbekämpfung, die
Gewässerreinigung bis hin zur Erhaltung fruchtbarer Böden."



Die Eckpunkte zum Aktionsprogramm Insektenschutz finden Sie unter


www.bmu.de/N54522

Weitere Informationen zum Thema Insekten samt Video-Statement der
Bundesumweltministerin gibt es hier: 

www.bmu.de/insektenschutz

Informationen zum "Bundesprogramm Biologische Vielfalt" können
abgerufen werden unter:

https://biologischevielfalt.bfn.de/insektenaufruf.html

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 126/18, 20.06.2018

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: presse@bmu.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de
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EUROPA/615: REACH und die Briten - Ganz oder gar nicht (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 21.06.2018 / Chemie & Nanotechnologie

REACH und die Briten: Ganz oder gar nicht



Das Brexit-Verhandlungsteam der EU hat ausgeschlossen, dass
Großbritannien nach dem Austritt aus der Union weiterhin Mitglied der
Europäischen Chemikalienbehörde (ECHA) sein wird. Die REACH-Verordnung
werde nach dem Brexit deshalb nicht mehr für die britische Wirtschaft
gelten.

"Die Entscheidung Großbritanniens den Binnenmarkt zu verlassen
beinhaltet automatisch auch den Austritt aus den Europäischen
Agenturen; das ist eine Konsequenz der souveränen Entscheidung
Großbritanniens". Das ist die eindeutige Ansicht des Verhandlungsteams
in einem Interview mit dem Verband der Europäischen chemischen
Industrie Cefic zur zukünftigen Geltung der EU-Chemikalienverordnung
REACH in Großbritannien. REACH regelt die Zulassung und Bewertung von
Chemikalien auf dem europäischen Binnenmarkt und soll dafür sorgen,
dass gefährliche Substanzen nicht in den Produktkreislauf gelangen.

Damit widersprechen die Verhandler*innen explizit dem Wunsch der
britischen Premierministerin Theresa May. Sie hatte im März
vorgeschlagen, Großbritannien nach dem Brexit als assoziiertes
Mitglied in die ECHA aufzunehmen. So solle sichergestellt werden, dass
Chemikalien nicht zwei unterschiedliche Bewertungsprozesse unterlaufen
müssen (siehe EU-Umweltnews vom 8. März [1]).

Auch die Umweltorganisation Chemtrust befürwortet eine weitere Geltung
von REACH im Vereinigten Königreich. Laut Geschäftsführer Michael
Warhurst bestehe andernfalls die Gefahr geringerer
Sicherheitsstandards in britischen Produkten und grenzüberschreitender
Verschmutzung durch Schadstoffe. Ein Verbleib der Briten im
europäischen Chemikalienregime könne außerdem die internationale
Strahlkraft von REACH erhöhen.

Ende des Monats wird der Verhandlungsführer der EU Michel Barnier die
Mitglieder des Europäischen Rats und des Europäischen Parlaments über
den aktuellen Stand der Brexit-Verhandlungen informieren. [km]



Interview Cefic mit dem Brexit-Verhandlungsteam

http://www.cefic.org/newsroom/News/QAs-with-the-Brexit-taskforce

Informationen zum Brexit auf der Homepage der ECHA

https://echa.europa.eu/de/uk-withdrawal-from-the-eu

Informationen von CHEM Trust zu Brexit und REACH

http://www.chemtrust.org/echa-post-brexit-mps-cefic/

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2018-chemie-nanotechnologie/briten-moechten-vorteile-europaeischer-chemikalienpolitik-behalten/

 * 

Quelle:

EU-News, 21.06.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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EUROPA/212: Europäischer Klimaschutz von Petersberg über Meseberg nach Kattowitz (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 21.06.2018 / Klima & Energie

Europäischer Klimaschutz von Petersberg über Meseberg nach
Kattowitz 



In dieser Woche haben der Petersberger Klimadialog und der
Deutsch-Französische Ministerrat dem EU-Klimaschutz eine Bühne
geboten. Und ein aufschlussreiches Ranking rückt alle Bekenntnisse in
ein düsteres Licht.

Deutsch-Französischer Ministerrat 

In der Meseberger Erklärung bekennen sich beide Seiten erneut zum
Klimaschutzabkommen von Paris. Sie betonen auch, wie wichtig eine
EU-Strategie 2050 sei, um in die Klimaneutralität überzugehen. Die EU
solle auf der COP 24 im Dezember neue Verpflichtungen eingehen sowie
ihre national festgelegten Beiträge (NDC) bis Anfang 2020 auf den
neuesten Stand bringen. Paris und Berlin erklärten zudem, eine
gemeinsame interministerielle hochrangige Arbeitsgruppe zum
Klimawandel einzusetzen.

Ein großer Zusammenschluss aus zivilgesellschaftlichen Dachverbänden
aus Frankreich und Deutschland, repräsentiert durch den Deutschen
Naturschutzring, das Réseau Action Climat France und die Klima-Allianz
Deutschland, forderte Angela Merkel und Emmanuel Macron auf, ihre
Partnerschaft im Bereich Klimaschutz zu intensivieren. Dazu gehört aus
Verbändesicht der Kohleausstieg in Deutschland im Einklang mit dem
deutschen Klimaschutzplan 2050, die Schließung von Atomkraftwerken in
Frankreich im Einklang mit dem französischen Energiewendegesetz, und
eine steigende CO2-Bepreisung in allen Sektoren sowie Maßnahmen für
einen sozial gerechten Strukturwandel.

9. Petersberger Klimadialog 

Vertreter*innen aus 35 Staaten versammelten sich Anfang der Woche in
Berlin, um die Umsetzung des Klimaschutzabkommens von Paris zu
erörtern sowie die Weltklimakonferenz im Dezember vorzubereiten.
Deutschland und Polen, das in diesem Jahr Gastgeber der COP 24 ist,
hatten den Vorsitz. Die Teilnehmenden erwarten, dass auf der COP 24 in
Katowice die Umsetzungsregeln für das Pariser Abkommen ('Common
Rulebook') beschlossen werden. Sie machten deutlich, dass der Weg in
die Klimaneutralität sozial gerecht gestalten werden müsse ('Just
Transition'). Weitere Themen waren die Klimaschutzfinanzierung und der
Talanoa-Dialog.

Die Umwelt- und Entwicklungsorganisation Germanwatch begrüßte Merkels
Ankündigung, die deutsche Klimafinanzierung bis 2020 verdoppeln und
einen entsprechenden Beitrag zum Grünen Klimafonds der Vereinten
Nationen liefern zu wollen. Der Politische Geschäftsführer Christoph
Bals merkte jedoch an: "Bundeskanzlerin Merkel hat zwar gesagt, wie
wichtig die EU für den Klimaschutz ist. Aber sie ist zu unkonkret bei
der Frage geblieben, welche Schritte die EU jetzt gehen muss um wieder
Klimavorreiter zu werden. Wir erwarten dazu beim deutsch-französischen
Ministerrat eine konkretere Ansage."

CAN Europe Ranking 

Das Climate Action Network (CAN) Europe stellte am Montag eine Analyse
über die Aktivitäten der EU-Mitgliedstaaten vor, wie weit sie mit der
Umsetzung der Paris-Abkommens gekommen sind. Der erste Platz bleibt
demonstrativ leer. Schweden (2), Portugal (3) und Frankreich (4)
bewertet CAN mit 'gut' beziehungsweise 'moderat'. Deutschland landet
auf Platz 8. Die deutschen Leistungen für den Klimaschutz schätzt CAN
allerdings als schwach ein. Wendel Trio, Direktor von CAN Europe, sei
insbesondere von der mangelnden Handlungsbereitschaft Belgiens,
Dänemarks, Deutschlands und Großbritanniens "enttäuscht". Auch Hermann
Ott, Präsidiumsmitglied des Deutschen Naturschutzrings, kritisierte,
es werde "in diesen Tagen sehr deutlich, dass Deutschland vom
Klimaschutz-Weltmeister zu einem Drittligisten geworden ist". [aw]



Erklärung von Meseberg (Deutsch-Französischer Ministerrat) 

https://www.bundesregierung.de/Content/DE/Pressemitteilungen/BPA/2018/06/2018-06-19-erklaerung-meseberg.html

Reaktion Umweltverbände 

https://www.dnr.de/presse/pressemitteilungen/pm-2018/defr/

Schlussfolgerungen des Petersberger Klimadialogs 

https://www.dnr.de/presse/pressemitteilungen/pm-2018/defr/

Reaktion Germanwatch 

https://germanwatch.org/de/15572

CAN Europe Ranking "Off Target"

http://www.caneurope.org/docman/climate-energy-targets/3357-off-target-ranking-of-eu-countries-ambition-and-progress-in-fighting-climate-change/file
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MELDUNG/144: Weltkongress der Klima-Kommunen findet in Montreal (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 21. Juni 2018

Rita Schwarzelühr-Sutter: Städte und Regionen spielen zentrale
Rolle beim Klimaschutz

Weltkongress der Klima-Kommunen findet in Montreal statt



Am 21. und 22. Juni 2018 findet in Montreal, Kanada, der Weltkongress
des Städtenetzwerks ICLEI (Local Governments for Sustainability)
statt. Die Bundesregierung wird von der Parlamentarischen
Staatssekretärin im Bundesumweltministerium, Rita Schwarzelühr-Sutter,
vertreten. ICLEI verbindet mehr als 1.500 Städte und Regionen in über
100 Ländern und leistet damit einen wichtigen Beitrag zur Verankerung
und konkreten Ausgestaltung der internationalen Klimaschutzziele auf
kommunaler Ebene.

Rita Schwarzelühr-Sutter: "In vielen Kommunen sind die Auswirkungen
des Klimawandels wie Hitzewellen, Starkregenereignisse oder
Überschwemmungen bereits heute spürbar. Gleichzeitig liegt dort ein
großes Potenzial für Lösungen beim Klimaschutz und der Anpassung an
den Klimawandel. Auf kommunaler Ebene, ob in Städten oder im
ländlichen Raum, wird Klimaschutz auch für Bürger und Bürgerinnen
erlebbar. Daher fördert das Bundesumweltministerium Klimaschutz in
Kommunen in Deutschland und weltweit durch die Nationale und die
Internationale Klimaschutzinitiative."

Das Pariser Klimaschutzabkommen, das 2015 von über 190 Ländern
verbindlich vereinbart wurde, erkennt die Schlüsselrolle der
subnationalen Ebene explizit an. Um dieser Rolle gerecht zu werden und
um lokale Klimaschutz- und Anpassungsmaßnahmen umsetzen zu können,
brauchen Kommunen jedoch die richtigen Rahmenbedingungen. Daher geht
es beim ICLEI-Kongress auch um das Zusammenspiel von nationaler,
regionaler und lokaler Klimaschutzpolitik.

Im Mai 2019 wird das Bundesumweltministerium gemeinsam mit dem Land
Baden-Württemberg und der Stadt Heidelberg eine internationale
Konferenz, die 'International Conference on Climate Action (ICCA2019)'
ausrichten, die auf Klimaschutz als Gemeinschaftsaufgabe fokussiert.

Schwarzelühr-Sutter: "Der internationale Erfahrungsaustausch ist für
die Klimaschutz-Aktivitäten der Kommunen von großer Bedeutung. Wir
wollen dabei helfen, dass sich gute Beispiele verbreiten und
nachgeahmt werden. Die Konferenz in Heidelberg wird die Vielfalt und
Vielzahl der Umsetzungsbeispiele aus der Welt zusammentragen und
zeigen, dass Klimaschutz vielerorts bereits gelebte Realität ist."




Weitere Informationen finden Sie unter:

https://worldcongress2018.iclei.org/

Weitere Informationen zu den Klimaschutzinitiativen des BMU finden Sie
unter www.klimaschutz.de (NKI) und

https://www.international-climate-initiative.com/de/ (IKI)
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POLITIK/647: Rede von Bundeskanzlerin Merkel beim IX. Petersberger Klimadialog (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung - 20. Juni 2018

Petersberger Klimadialog

Rede von Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel beim IX. Petersberger
Klimadialog am 19. Juni 2018 in
Berlin: 



Sehr geehrter Herr Ministerpräsident, lieber Kollege Morawiecki,

sehr geehrter Herr Ministerpräsident Bainimarama,

liebe Frau Bundesministerin Schulze,

sehr geehrte Damen und Herren aus nah und fern,

ich möchte Sie seitens der gesamten Bundesregierung nochmals hier in
Berlin herzlich willkommen heißen. Einen ganz besonderen Dank möchte
ich an meinen Kollegen, Ministerpräsident Morawiecki, senden. Denn es
ist nicht selbstverständlich, dass wir hier bei diesem Klimadialog
gemeinsam auftreten können. Dieses Treffen dient der Vorbereitung der
nächsten UN-Klimakonferenz. Deshalb deutet auch durch die Anwesenheit
des Ministerpräsidenten alles darauf hin, dass Polen Gastgeber sein
wird. Polen wird bereits zum vierten Mal Gastgeber der Klimakonferenz
sein. Deshalb ganz herzlichen Dank dafür, dass Sie Kattowitz für die
Veranstaltung ausgesucht haben. Denn Kattowitz steht im Grunde für
das, was auch uns in Deutschland beschäftigt, nämlich für den
Strukturwandel in Regionen, die durch Schwerindustrie und Bergbau
gekennzeichnet sind und in denen der Wandel im Sinne des Klimaschutzes
gestaltet werden muss. Das ist alles andere als eine einfache Sache.
Da wird das Thema Klimaschutz auch sehr konkret.

Im vergangenen Jahr hatte mit der Republik Fidschi erstmals ein vom
Klimawandel besonders betroffener Inselstaat die Präsidentschaft der
Klimakonferenz inne. Daraus entstand der Talanoa-Dialog. Mit diesem
klangvollen Namen verbindet sich ein bestimmtes Verfahren, wie es im
pazifischen Raum angewandt wird. Es geht darum, statt sich in
Interessengegensätzen zu verlieren, Gemeinsamkeiten herauszustellen.
Das erleichtert, gegenseitiges Vertrauen aufzubauen. So kann man sich
mit frischem Ehrgeiz daranmachen, das Pariser Klimaschutzabkommen
einmal mit einer anderen Methodik umzusetzen. Es tut uns Europäern,
die wir die Gegensätze gern sehr hart ausfechten, gut, auch einmal
Herangehensweisen aus anderen Regionen kennenzulernen. Ich möchte
deshalb dem Ministerpräsidenten der Republik Fidschi ganz herzlich für
das danken, was Sie für das Klimaschutzabkommen getan haben.

Wir haben uns als Weltgemeinschaft sowohl auf das Abkommen von Paris
als auch auf die Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung verständigt.
Beides war ein großartiger Erfolg. Um daraus einen historischen Erfolg
zu machen, geht es natürlich nun darum, das Vereinbarte auch wirklich
umzusetzen. Das muss ja die Aufgabe sein. Deshalb möchte ich sagen:
Die Bundesregierung steht voll und ganz zum Klimaabkommen von Paris.
Denn eine ambitionierte Klimaschutzpolitik hilft nicht nur die
schlimmsten Folgen des Klimawandels einzudämmen, sondern bietet auch
neue Chancen für Innovationen und damit für Wachstum und Wohlstand
weltweit. Das Abkommen ist jetzt von 178 Staaten ratifiziert. Alle,
die dabei sind, eint die Überzeugung, dass globale Probleme auch nur
gemeinsam gelöst werden können.

Natürlich ist es sehr bedauerlich, dass sich die Vereinigten Staaten
von Amerika aus diesem Abkommen zurückziehen wollen. Daran hat sich
leider auch nach dem jüngsten G7-Gipfel nichts geändert. Deshalb ist
es wichtig, dass wir mit den anderen G7-Staaten weiter ein klares
Bekenntnis zum Pariser Abkommen gesendet haben, genauso wie wir es
letztes Jahr in Deutschland beim G20-Treffen getan haben. Wir sind
davon überzeugt, dass wir die multilaterale Zusammenarbeit stärken
müssen und eine Schwächung nicht zulassen dürfen. In diesem Jahr, in
dem der multilaterale Ansatz unter Druck steht, gilt es auch im
Bereich des Klimaschutzes Nägel mit Köpfen zu machen. Wir wollen, dass
bis zum Ende des Jahres bei der COP24 ein verbindliches Regelwerk
beschlossen wird. Ich denke, wir brauchen gemeinsame Regeln für unser
Handeln. Das ist ja auch das Signal, das von diesem Petersberger
Klimadialog ausgehen soll und sicherlich auch ausgehen wird. Ich habe
mir sagen lassen, dass die Beratungen erfolgreich verlaufen. Dafür
möchte ich allen danken, die daran mitwirken. Es gibt viele Gedanken
und Vorschläge, wie man konkret handeln kann. Viele Länder, Städte,
Unternehmen und Bürger sind in den Bereichen Hausbau, Verkehr,
Stadterneuerung, Stadtgestaltung und in vielen anderen Bereichen
engagiert. Daran sollten wir weiter anknüpfen. Es muss eine Bewegung
aus der Gesellschaft heraus sein. Denn wir wissen ja: Die Ziele von
Paris sind ambitioniert; aber das, was bisher auf dem Tisch liegt,
reicht noch nicht aus, um das Zwei-Grad-Ziel wirklich zu erreichen.
Wenn, wie wir zur Kenntnis nehmen müssen, die energiebedingten
CO2-Emissionen im vergangenen Jahr wieder zugenommen haben, dann ist
das natürlich eine Bewegung in die falsche Richtung. Daran muss
deshalb intensiv gearbeitet werden. Es gibt aber auch Lichtblicke; das
muss man sagen. Der Ausbau der erneuerbaren Energien geht sowohl
weltweit als auch in Deutschland voran. Seit dem ersten Petersberger
Dialog 2010 hat sich der Anteil erneuerbarer Energien am
Bruttostromverbrauch in Deutschland weit mehr als verdoppelt. Er hat
sich also in acht Jahren weit mehr als verdoppelt. Die erneuerbaren
Energien sind inzwischen unsere wichtigste Stromquelle in Deutschland.
Leider kommen wir mit dem Leitungsausbau nicht ganz so schnell
hinterher, sodass wir eine große Zahl von Kilowattstunden nicht nutzen
können. Deshalb ist der Leitungsausbau für uns jetzt ganz besonders
wichtig. Weil wir im Norden gute Bedingungen für Windenergie haben und
im Süden viele wirtschaftliche Zentren liegen, muss Strom dorthin
transportiert werden können. Für den Ausbau klimafreundlicher Dinge -
erneuerbare Energien und andere Investitionen - ist es sehr wichtig,
Planbarkeit zu haben. Wir haben zum Beispiel in Deutschland vor mehr
als zehn Jahren den Ausstieg aus der Steinkohleproduktion beschlossen.
Dieser Ausstiegsprozess wird dieses Jahr abgeschlossen sein. Aber wir
haben mehr als eine Dekade gebraucht, um diesen Wandel so zu
gestalten, dass er nicht zulasten der Menschen und nicht zulasten der
Arbeitsplätze geht, sondern dass er vertretbar und verkraftbar ist.

Die Bundesumweltministerin hat zusammen mit dem Wirtschaftsminister
und anderen jetzt die ehrenvolle Aufgabe, auch den Strukturwandel im
Bereich der Braunkohle so zu gestalten, dass wir den Menschen, die in
den betreffenden Regionen leben, sagen: Passt auf, es wird sich etwas
ändern, aber wir denken zuerst an euch und nicht nur an die
CO2-Emissionen. Denn wenn die Menschen den Eindruck hätten, wir
dächten nur an die CO2-Emissionen und nicht an die Menschen selbst,
dann würde das als gesellschaftliches Projekt nicht gut funktionieren.
Das wird eine der großen Aufgaben sein, die wir in dieser
Legislaturperiode miteinander lösen wollen. Wenn wir verbindliche
Regelungen haben, um unsere Klimaschutzziele zu erreichen, dann erhöht
das auch die Marktchancen für klimagerechte Produkte. Also:
Langfristige Planungssicherheit ist sehr wichtig.

Wir in Deutschland müssen zugeben, dass wir wieder besser werden
müssen. Wir haben uns sehr ambitionierte Ziele gesetzt. Wir hatten uns
eine Reduktion um 20 Prozent von 1990 bis 2010 vorgenommen. Dann haben
wir gesagt: In zehn Jahren, ohne noch einmal Sondereffekte der
deutschen Wiedervereinigung zu haben, wollen wir Emissionen ein
weiteres Mal um 20 Prozent reduziert haben. Das war eine ambitionierte
Vorgabe. Deshalb haben wir jetzt alle Hände voll zu tun, damit wir die
Lücke, die sich jetzt ergibt, wirklich schließen können. Deshalb ist
die Kommission, die ich vorhin ansprach, auch so wichtig. Wir wissen,
dass wir verbindlicher werden müssen. Deshalb hat die Umweltministerin
Svenja Schulze nicht nur die Aufgabe, in der Strukturwandelkommission
zu arbeiten, sondern sie hat auch die Aufgabe, ein Klimaschutzgesetz
zu entwerfen, was - das darf ich Ihnen heute schon verraten -
sicherlich keine einfache Sache werden wird, weil die Interessenlagen
sehr unterschiedlich sind und weil es dann natürlich auch verbindlich
wird. Das heißt, wir müssen schauen, wie wir im Bereich der Braunkohle
vorankommen. Wir müssen aber auch andere Bereiche in den Blick nehmen.
Unser großes Sorgenkind in Deutschland ist der Verkehr - das muss man
sagen. Wir haben auch durch unsere geografische Lage viel
Transitverkehr. Insofern wird alles, was durch modernere Technologien
eingespart wird, durch mehr Verkehr kompensiert. Deshalb ist das für
uns eine der großen Herausforderungen. Ich komme auf die
konsensorientierte Vorgehensweise zurück, von der wir in der Tat auch
in Deutschland eine Menge lernen könnten. Das Motto Ihres Petersberger
Klimadialogs "Changing together for a just transition" spiegelt ja
auch genau wider, wie wir vorgehen müssen; und zwar auch auf der
europäischen Ebene. Das EU-Ziel für 2030, die Treibhausgase gegenüber
1990 um mindestens 40 Prozent zu reduzieren, ist für uns natürlich
wichtig.

Wir haben den Emissionshandel reformiert und das EU-Ziel unter den
Mitgliedstaaten auch für die Bereiche aufgeteilt, die nicht vom
Emissionshandel erfasst sind. Das heißt, Europa hat einen
verbindlichen Rechtsrahmen, um den EU-Beitrag zur Umsetzung des
Pariser Abkommens gewährleisten zu können. Damit sind wir schon ein
ganzes Stück vorangekommen. Aber die Arbeit ist damit noch nicht
getan. Denn die Mitgliedstaaten, das Europäische Parlament und die
Europäische Kommission arbeiten jetzt an Instrumenten und Maßnahmen,
um zum Beispiel erneuerbare Energien und Energieeffizienz weiter
voranzutreiben.

Was man zugeben muss, ist, dass wir in Europa leider nicht alle
Bereiche in den Emissionshandel einbezogen haben. So haben wir also
eine Mischung aus marktorientierten Instrumenten, zum Teil
steuerlichen Maßnahmen und dann das Ordnungsrecht. Zum Beispiel ist im
Verkehrsbereich das Ordnungsrecht ganz vorne; und im industriellen
Bereich ist der Handel ganz weit vorne. Das ist sicherlich noch nicht
das Nonplusultra einer kohärenten Instrumentensammlung, aber wir
müssen erst einmal mit dem arbeiten, was wir jetzt haben.

Eine langfristige Klimaschutzstrategie wird stark davon abhängen, wie
die mittelfristige Finanzielle Vorausschau für die Europäische Union
aussieht. Die Kommission hat vorgeschlagen, dass 25 Prozent aller
Mittel des EU-Haushalts für Klimaschutzausgaben vorzusehen sind. Das
ist ein ambitionierter und guter Einstieg. Wir müssen aber auch darauf
achten, dass neben dem Einsatz öffentlicher Gelder vor allen Dingen
auch private Investitionen in den Klimaschutz gefördert werden. Wir
haben zum Beispiel in Deutschland eine Art politischen Dauerbrenner,
wie man sagen muss, nämlich die steuerliche Förderung der
energetischen Gebäudesanierung. Wir haben einen großen Altbaubestand.
Der ist nach wie vor der schlafende Riese der Möglichkeiten, den
CO2-Ausstoß zu mindern. Aber das ist auch eines der Projekte der neuen
Regierung. Wir müssen zur Umsetzung des Pariser Abkommens auch über
die Europäische Union hinaus weltweit die Finanzflüsse mit einer
möglichst klimagerechten Entwicklung in Einklang bringen. Dafür müssen
wir uns auf allen Ebenen einsetzen. Ich möchte mich ganz besonders bei
der Weltbank bedanken. Sie hat mit der vereinbarten Kapitalerhöhung
auch zugesagt, ihr Engagement bei der Klimafinanzierung zu verstärken
und auszuweiten. Für Deutschland kann ich sagen: Wir stehen zum
gemeinsamen Ziel der Industrieländer, ab 2020 jährlich 100 Milliarden
US-Dollar für Entwicklungsländer zu mobilisieren, denen selbst die
Mittel fehlen, die aber in besonderer Weise vom Klimawandel betroffen
sind. Deshalb stehen wir auch zu unserer Zusage, dass wir die
öffentliche Klimafinanzierung bis 2020, bezogen auf das Jahr 2014,
verdoppeln wollen. Ich erinnere mich noch daran, dass ich zum ersten
Mal Ihrer Vorgängerin auch hier an diesem Ort zugesagt habe, dass auch
ich hinter diesem Ziel stehe. Wir werben für eine substanzielle
Wiederauffüllung des Grünen Klimafonds. Das unterstreichen wir auch
durch unseren eigenen Beitrag. Wir glauben, dass dieser Fonds von
zentraler Bedeutung für den Erfolg des Pariser Abkommens ist. Denn
dessen Ziele können wir nur gemeinsam mit den Entwicklungsländern
erreichen. Gemeinsamkeit demonstrieren wir ja auch in der
NDC-Partnerschaft - Sie sind hier alle Kenner der Materie; aber für
andere sei gesagt, dass es hierbei um national bestimmte Beiträge geht
-, die mittlerweile auf 89 Länder angewachsen ist. Wir unterstützen
die Umsetzung nationaler Beiträge, zum Beispiel in Marokko, Indien
oder Brasilien, wo wir Investitionen in Solarthermie fördern, sowie in
Indonesien und Kolumbien, wo wir mithelfen, klimafreundliche
Verkehrssysteme zu entwickeln. Ich glaube, von solchen Beispielen kann
man gar nicht genug haben. Mit jedem Schritt, den wir auf dem Weg der
ökologischen Modernisierung der Wirtschaft und Infrastruktur
vorankommen, verbessert sich zumeist auch die Kostensituation. Und das
erleichtert wiederum nachhaltige Investitionen. Zum Beispiel sind die
Kosten für Strom aus Photovoltaik seit 2014 um fast 50 Prozent
gesunken. Das führt dazu, dass man dann in diese Technologie wieder
mehr investieren kann. Das ist wirklich sehr interessant, weil man
sich zu der Zeit, als ich Umweltministerin war - von 1994 bis 1998;
das ist lange her -, noch überhaupt nicht vorstellen konnte, dass die
Solarenergie und ihre Kosten einmal die heutige Größenordnung
erreichen würden. Man hat dann aber gemerkt: Mit einem gewissen
Masseneffekt sind die Preise eben dramatisch gesunken. Deshalb ist das
auch eines der Beispiele dafür - wir können das über die Windenergie
genauso sagen -, dass es sich lohnt, neue Technologien an die
Marktnähe heranzuführen. Ohne Unterstützung wären diese Technologien
nie wirtschaftlich geworden, aber mit Unterstützung können sie
wirtschaftlich und unabhängig von Subventionen werden. Das ist die
eigentliche Botschaft. Wir wissen: Klimawandel ist keine Glaubensfrage
- ich glaube, in diesem Raum weiß das jeder -, sondern er ist eine
Tatsache. 2015, 2016 und 2017 sind die drei wärmsten jemals gemessenen
Jahre gewesen. Extreme Wetterereignisse nehmen auch in Deutschland zu.
Es fallen wegen Naturkatastrophen jährlich viele Millionen Menschen in
Entwicklungsländern wieder in Armut zurück. Die volkswirtschaftlichen
Kosten des Nichtstuns lassen sich kaum beziffern, aber sie sind
gewaltig. Das muss man in der Diskussion immer wieder sagen, weil
viele Menschen sagen: Jetzt haben wir nicht das Geld. Aber den Preis
zahlen wir trotzdem, wenn wir nichts tun. Deshalb ist die Frage der
Anpassung an den bereits eingetretenen Klimawandel natürlich eine
Frage, die wir noch sehr viel stärker angehen müssen. Wir dürfen nicht
vergessen, dass schon heute Inselstaaten akut in ihrer Existenz
bedroht sind. Svenja Schulze hat mir eben, als ich hier ankam, noch
einmal gesagt, dass der Vertreter der Marshall Islands hier
eindrücklich aufgezeigt hat, was passiert und wie das im wahrsten
Sinne des Wortes existenzbedrohend ist.

Deshalb glauben wir, dass auch Klimarisikofinanzierung und
-versicherungen zwei Themen sind, die wir nicht nur im Kreis der G7
und der G20 in den Blick genommen haben, sondern an denen wir weiter
arbeiten sollen. Wir wollen eine globale Fazilität ins Leben rufen.
Das soll auf der Jahrestagung der Weltbank im Oktober auf Bali
geschehen. Hierfür haben wir von deutscher Seite schon 90 Millionen
Euro zugesagt.

Klimaschutz ist kein Luxus, den wir uns nebenbei leisten, sondern
Klimaschutz ist eine Frage der ökologischen Notwendigkeit, aber eben
auch der ökonomischen Vernunft. Klimaschutz und Anpassung sind
Investitionen in die Zukunft. Es sind nämlich auch Investitionen in
Frieden und Stabilität. Eine erfolgreiche Friedenspolitik der
Vereinten Nationen ist ohne anspruchsvolle Klimapolitik undenkbar.
Deshalb wird Deutschland, das jetzt dankenswerterweise mit vielen
Stimmen in den UN-Sicherheitsrat gewählt wurde, das Thema Klimaschutz
und Sicherheitsaspekte des Klimawandels auch als Schwerpunktthema
während seines zweijährigen Sitzes im UN-Sicherheitsrat nutzen. Ich
finde, das ist eine gute Plattform, in deren Rahmen wir weiterarbeiten
können und ergänzend zum Petersberger Dialog und zu den UN-Konferenzen
versuchen können, auch mit vielen von Ihnen als Partner
zusammenzuarbeiten.

Die Chancen einer kohlenstoffarmen Entwicklung sind inzwischen
offensichtlich. Wachstum und Wohlstand lassen sich auf Dauer nur noch
erreichen, wenn das Ganze auch nachhaltig ist. Wir wissen, dass das
einen langen Atem braucht, aber es geht um ein gemeinsames Ziel. In
diesem Sinne wünsche ich Ihnen auch weiterhin einen gewinnbringenden
Austausch bei diesem Treffen. Sie haben ja schon intensiv diskutiert.
Tun Sie es weiter in einem Geiste des Konsenses, aber auch im Geiste
der Dringlichkeit und der Nachhaltigkeit. Wie gesagt: Ich kenne mich
als Regierungschefin inzwischen auch damit aus, welche Widersprüche
man überwinden muss. Es geht nicht nur um schöne Worte, sondern es
geht auch immer um praktische Taten. Wir müssen den Weg der
Nachhaltigkeit gehen; und dem fühlt sich Deutschland verpflichtet.
Herzlichen Dank.

 * 

Quelle:

Rede von Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel beim IX. Petersberger

Klimadialog am 19. Juni 2018 in Berlin

veröffentlicht am: Do., 20.06.2018

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030/18 272-0, Telefax: 030/18 272-2555

Internet: www.bundesregierung.de

E-Mail: InternetPost@bundesregierung.de
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EUROPA/409: Verbot von Antibiotika in Futtermitteln (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 21.06.2018 / Landwirtschaft & Gentechnik

Verbot von Antibiotika in Futtermitteln



Die Entscheidungsträger*innen der EU haben am Mittwoch strenge Regeln
für die Verwendung von Antibiotika in Futtermitteln beschlossen. Das
berichtet der Umweltnachrichtendienst ENDS.

Ziel ist es, die Verbreitung von Antibiotikaresistenzen einzudämmen.
Die neue Verordnung soll Landwirt*innen daran hindern, ganze Gruppen
gesunder Tiere mit Antibiotika zu füttern. Vorbeugende Behandlungen
sind nur dann erlaubt, wenn das Risiko der Verbreitung der Infektion
zu groß ist.

Schon Anfang Juni hatten sich Rat und Parlament auf eine neue
EU-Verordnung geeinigt, die den Einsatz von Arzneimitteln in der
Tierhaltung regelt (s. EU-Umweltnews vom 6. Juni 2018 [1]). [lr]



Pressemitteilung EU-Parlament [engl.] 

http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20180620IPR06249/superbugs-meps-advocate-further-measures-to-curb-use-of-antimicrobials

Briefing EU-Parlament [engl.]

http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2015/528819/EPRS_BRI%282015%29528819_EN.pdf

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2018-landwirtschaft-gentechnik/einig-im-kampf-gegen-antibiotika-resistenzen/

 * 

Quelle:

EU-News, 21.06.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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RECHT/085: EuGH-Nitraturteil - Deutschland riskiert Strafzahlungen (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 21.06.2018 / Wasser & Meere

EuGH-Nitraturteil: Deutschland riskiert Strafzahlungen



Deutschland hat nicht genug unternommen, um die Nitratbelastung im
Grundwasser zu verringern. Damit hat die Bundesrepublik gegen EU-Recht
verstoßen, hat der Europäische Gerichtshof (EuGH) in Luxemburg heute
geurteilt. Geklagt hatte die EU-Kommission im Jahr 2016 (Az.
C-543/16). Zwar gibt es inzwischen ein neues Düngerecht, allerdings
bezieht sich das Urteil auf den Zustand von 2016 - und da hatte die
Bundesrepublik jegliche Fristen nicht beachtet. Und auch das
reformierte Düngerecht wird von vielen Seiten kritisiert.

Die Umweltverbände Deutsche Umwelthilfe (DUH), Grüne Liga, NABU und
der Umweltdachverband Deutscher Naturschutzring (DNR) haben angesichts
des Urteils eine weitergehende Verschärfung des Düngerechts angemahnt.
Bisherige Maßnahmen enthielten zuviele Ausnahmen und Schlupflöcher und
seien unzureichend, um die Nitratbelastungen auf ein vertretbares Maß
zu begrenzen. Schlimmstenfalls müsse die Bevölkerung die Kosten für
diese Versäumnisse doppelt tragen: mit steigenden Wasserkosten für die
Trinkwasseraufbereitung sowie Strafzahlungen an die EU. Es gebe ein
Versagen der Agrarpolitik - Deutschland halte seit 25 Jahren die
Nitratwerte nicht ein.

"Die zu erwartenden Strafzahlungen sind Peanuts im Vergleich dazu, was
das Regelungs- und Vollzugsdefizit im Düngerecht die Gesellschaft seit
Jahrzehnten kostet und noch kosten wird durch: Nitratverseuchtes
Grundwasser, aufwendige Wasseraufbereitung, Aufgabe von Brunnen,
eutrophierte Flüsse, Seen und Küstengewässer", kommentiert Michael
Bender, Leiter der GRÜNE LIGA Bundeskontaktstelle Wasser. "Wir
brauchen eine Wende: hin zu einer gewässerverträglichen
Landwirtschaft, die ihre eigenen natürlichen Produktionsgrundlagen
erhält."

Die Verbände fordern die Bundesregierung auf, die Nitratbelastung
konsequent zu reduzieren. Besonders für die Regionen mit einer hohen
Viehdichte müssten nun zügig schärfere Vorgaben formuliert werden.
Hierzu gehöre eine Obergrenze für die Düngung von 130 Kilogramm pro
Hektar in den belasteten Gebieten. Die Verbände fordern zudem kürzere
Einarbeitungsfristen für Wirtschaftsdünger, die Einführung der
Stoffstrombilanz für alle Betriebe sowie die Einrichtung von
mindestens fünf Meter breiten Pufferstreifen zu Gewässern. Nur durch
schnelle Umsetzung dieser Maßnahmen könnten die drohenden
EU-Strafzahlungen in Millionenhöhe noch vermieden werden.

Gegen fünf weitere EU-Mitgliedstaaten liefen oder laufen
Vertragsverletzungsverfahren in Sachen Nitratwerte, nämlich
Frankreich, Polen, die Slowakei, Bulgarien und Belgien.

Nitrat ist nicht nur für die Umwelt äußerst bedenklich.
WissenschaftlerInnen der Universität im dänischen Aarhus hatten vor
kurzem eine große epidemiologische Studie vorgelegt, die einen
Zusammenhang zwischen Nitrat im Trinkwasser mit Darmkrebserkrankungen
belegt - auch wenn die gemessenen Werte unterhalb des zurzeit
geltenden Grenzwertes liegen. Wegen der möglichen Umwandlung von
Nitrat zu Nitrit im Körper sind hohe Nitratwerte im Trinkwasser
außerdem besonders für Säuglinge gefährlich, die an "Blausucht"
(Zyanose/Methämoglobinämie) erkranken können. [jg]



Pressemitteilung DNR/NABU/DUH/GL

https://www.dnr.de/presse/pressemitteilungen/pm-2018/umweltverbaende-begruessen-europaeisches-urteil-zur-nitratverschmutzung/

Europäischer Gerichtshof

https://curia.europa.eu/

Studie zum Zusammenhang zwischen Nitratwerten und Krebs

https://www.sciencedaily.com/releases/2018/02/180220095019.htm

DNR: Meldungen/Pressemitteilungen zum Thema Nitrat

https://www.dnr.de/suchergebnisse/?q=nitrat&tx_solr%5Bsort%5D=created%20desc

 * 

Quelle:

EU-News, 21.06.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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STELLUNGNAHME/491: Selbsterklärter Umwelt-Weltmeister vom EUGH wegen Nitrat verurteilt (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
21. Juni 2018

Selbsterklärter Umwelt-Weltmeister vom EUGH wegen Nitrat verurteilt
-
ver.di fordert Bundesregierung zum Handeln auf



Berlin - Die Bundesrepublik Deutschland hat gegen ihre Verpflichtungen
zum Schutz der Gewässer vor Verunreinigung durch Nitrat aus
landwirtschaftlichen Quellen verstoßen. So hat heute der EUGH
geurteilt.

"Anstatt die Agrarpolitik zu modernisieren und 
Umweltsystem-Dienstleistungen der Landwirtschaft zu belohnen, wird das 
ungesunde
Modell der Agrarindustrie in Watte gepackt. Andere sollen auf eigene
Kosten den Schaden beseitigen. Wir fordern, das Urteil zum Anlass für
eine sofortige echte Verbesserung des Düngerechts zu nehmen", betont
Andreas Scheidt, Bundesvorstandsmitglied der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di).

ver.di hatte gemeinsam mit zahlreichen anderen Organisationen die
Petition "Stoppt die Gülleverschmutzung - Schützt unser Trinkwasser"
ins Leben gerufen und der früheren Bundesumweltministerin überreicht,
um auf diese Situation aufmerksam zu machen und Änderungen
herbeizuführen.

"Nitrat gehört nicht ins Grundwasser. Es schädigt die Umwelt und muss
in den Wasserwerken aufwändig entfernt werden, damit das Trinkwasser
jederzeit sicher ist. Dafür muss die Bundesregierung sorgen.
Stattdessen hat sie die Dünge-Verordnung nur halbherzig überarbeitet",
so Scheidt.

Die kurz vor Ende der letzten Legislaturperiode erfolgte Novellierung
der Dünge-Verordnung sei absolut nicht ausreichend, um den Eintrag von
Nitrat in Grundwasser und Gewässer deutlich zu verringern. Das liege
vor allem an der Missachtung aller agrar- und umweltwissenschaftlichen
Fachempfehlungen.

https://www.guelleverschmutzung-stoppen.de/

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 21.06.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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STELLUNGNAHME/490: Benachteiligung für Wasserschützer beseitigen, legale Nitratverschmutzung stoppen (BÖLW)


Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft - 21. Juni 2018

Nitrat-Urteil des EuGH & Düngegesetzgebung

Benachteiligung
für Wasserschützer beseitigen, legale Nitratverschmutzung stoppen!



Berlin, 21.06.2018. Der Europäische Gerichtshof* bestraft die
Bundesregierung, weil die Düngeregeln schädliche Nitratüberschüsse
nicht ausreichend eindämmen. "Dafür büßt der Steuerzahler dreifach",
sagt Felix Prinz zu Löwenstein, Vorsitzender der Bund Ökologische
Lebensmittelwirtschaft (BÖLW) "Die Bürger zahlen die Subventionen für
eine Landwirtschaft, die zu viel Stickstoff düngen darf, tragen die
steigenden Kosten der Trinkwasser-Reinigung und kommen für die hohen
Strafzahlungen aufgrund schlechter Regeln und mangelhaftem Vollzug
auf."

Das Nitraturteil und die negativen Folgen könnte man verfehlter
Politik der Vergangenheit anlasten, wenn das neue Düngerecht dem
Problem jetzt endlich zu Leibe rücken würde. Das ist aber leider nicht
der Fall. Denn wie eine neue wissenschaftliche Untersuchung zeigt,
werden die neuen Regeln "keine nennenswerte Reduzierung der
Stickstoff-Überdüngung und damit von Nitrat-Einträgen ins
Grundwasser"** bewirken.

"Es braucht ein wirksames Düngerecht, damit die Betriebe umsteuern
müssen, die das Grundwasser verschmutzen", betont Löwenstein. Das
müsse dazu führen, dass auf der Fläche nur so viele Tiere gehalten
werden, wie Böden und Gewässer verkraften. Ohne diesen wichtigen
Schritt könne der Nitratüberschuss in unseren Gewässern nicht
ausreichend reduziert werden. Auch leicht lösliche Stickstoffdünger,
die Probleme verursachen, weil ein hoher Teil des Nährstoffes gar
nicht von den Pflanzen aufgenommen wird, müssten im Düngerecht
mitgeregelt und deren Ausbringung aus der Perspektive des
Gewässerschutzes reglementiert werden.

Löwenstein beschreibt, wie absurd das Düngerecht aktuell gestrickt
ist: "Wir haben schon mehrfach betont, dass die Düngeverordnung
ausgerechnet wasserschützende Betriebe wie Bio-Höfe benachteiligt,
obwohl diese ein Teil der Problemlösung sind." Die Düngeregeln machen
den Gewässerschützern das Leben schwer: "Kompost und Festmist werden
leider genauso behandelt wie Gülle, obwohl die Dünger völlig
unterschiedlich wirken. Der Stickstoff aus der Gülle ist sehr leicht
löslich, weshalb ein hoher Anteil von den Pflanzen nicht aufgenommen
und in das Grundwasser ausgewaschen wird. Kompost und Festmist sorgen
für Humus im Boden und geben den Nährstoff sehr langsam ab. Die
Pflanzen können so die Nährstoffe nach und nach und komplett
aufnehmen." Die gleiche Einstufung ist fatal, da bestraft wird, wer
durch den Aufbau von Humus die Bodenfruchtbarkeit erhöht - und damit
neben dem Gewässer- auch zum Klimaschutz beiträgt. Denn die Festlegung
von Nährstoffen im Humus können Betriebe in der Nährstoffbilanz nicht
berücksichtigen während Intensiv-Tierhaltungsbetriebe mit großem
Gülleaufkommen die Stickstoffeinträge dank großzügiger Abschläge
schönrechnen dürfen.

"Wir fordern Landwirtschaftsministerin Julia Klöckner auf,
schnellstmöglich Konsequenzen aus der wissenschaftlichen Kritik am
Düngerecht zu ziehen. Es drängt die erforderliche Neujustierung. Die
legale Nitratverschmutzung muss durch wirksame Regeln und Vollzug
gestoppt werden! Und diejenigen, die Gewässer schützen, müssen
entlastet werden", so Löwenstein abschließend.



Der BÖLW ist der Spitzenverband deutscher Erzeuger, Verarbeiter und
Händler von Bio-Lebensmitteln und vertritt als Dachverband die
Interessen der Ökologischen Land- und Lebensmittelwirtschaft in
Deutschland. Mit Bio-Lebensmitteln und -Getränken werden jährlich von
über 35.000 Bio-Betrieben mehr als 10 Mrd. Euro umgesetzt. Die
BÖLW-Mitglieder sind: Assoziation ökologischer Lebensmittelhersteller,
Bioland, Biokreis, Biopark, Bundesverband Naturkost Naturwaren,
Demeter, Ecoland, ECOVIN, GÄA, Naturland, Arbeitsgemeinschaft der
Ökologisch engagierten Lebensmittelhändler und Drogisten,
Reformhaus®eG und Verbund Ökohöfe.

Weniger Nitratauswaschung, mehr Artenvielfalt, gesündere Böden: Bio
macht stark! Welche Leistungen Bio-Bauern erbringen, sehen Sie an
einigen Beispielen auf der Webseite des Europäischen Bio-Dachverbandes
IFOAM EU, s. 

- www.ifoam-eu.org/en/organic-europe/organic-delivers 

- #organicdelivers



*
http://curia.europa.eu/juris/fiche.jsf?id=C%3B543%3B16%3BRD%3B1%3BP%3B1%3BC2016%2F0543%2FP&pro=&lgrec=de&nat=or&oqp=&dates=&lg=&language=de&jur=C%2CT%2CF&cit=none%252CC%252CCJ%252CR%252C2008E%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252Ctrue%252Cfalse%252Cfalse&num=C-543%252F16&td=%3BALL&pcs=Oor&avg=&mat=or&jge=&for=&cid=789015#section_titre

** Prof. Dr. Taube, Friedhelm (2018) "Expertise zur Bewertung des
neuen Düngerechts (DüG, DüV, Stoff-BilV) von 2017 in Deutschland im
Hinblick auf den Gewässerschutz". Studie im Auftrag von: BDEW -
Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft e. V.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 21.06.2018

BÖLW-Pressestelle

Tel.: 030/28482-307

E-Mail presse@boelw.de

Internet: www.boelw.de
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STELLUNGNAHME/489: Umweltverbände begrüßen EuGH-Urteil zur Nitratverschmutzung (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 21. Juni
2018: 

Gemeinsame Pressemitteilung Deutsche Umwelthilfe, Grüne Liga, NABU und
Umweltdachverband Deutscher Naturschutzring

Umweltverbände begrüßen europäisches Urteil zur Nitratverschmutzung


Bundesregierung riskiert Strafzahlungen in Millionenhöhe durch
Zugeständnisse an die Agrarlobby



Luxemburg/Berlin - Nach dem heutigen Urteil des Europäischen
Gerichtshofs (EuGH) gegen die Bundesrepublik Deutschland wegen
unzureichender Umsetzung der Nitrat-Richtlinie haben die
Umweltverbände Deutsche Umwelthilfe (DUH), Grüne Liga, NABU und der
Umweltdachverband Deutscher Naturschutzring (DNR) eine weitergehende
Verschärfung des Düngerechts angemahnt.

"Das Urteil des Europäischen Gerichtshofs zeigt, dass das bisherige
Düngerecht unzureichend ist, um die Nitratbelastungen auf ein
vertretbares Maß zu begrenzen. Nun bekommt die Bundesregierung die
Quittung dafür. Schlimmstenfalls muss die Bevölkerung die Kosten für
diese Versäumnisse doppelt tragen: mit steigenden Wasserkosten für die
Trinkwasseraufbereitung sowie Strafzahlungen an die EU", sagt
DNR-Generalsekretär Florian Schöne.

Leif Miller, Bundesgeschäftsführer NABU ergänzt: "Deutschlands
Nitrat-Debakel ist symptomatisch für das Versagen der Agrarpolitik.
Jahrzehntelang hat die Bundesregierung dafür gesorgt, dass sich
Umweltschutz für Landwirte nicht lohnt. Die Folge ist eine immer
intensivere Produktion, mitsamt hoher Nitratwerte. Mit Blick auf
unsere Felder brauchen wir dringend eine naturverträglichere
Landwirtschaft - doch bislang sperrt sich
Bundeslandwirtschaftsministerin Klöckner gegen den Systemwechsel, den
ihre Beiräte angemahnt haben, auch bei den beginnenden Verhandlungen
zur künftigen EU-Agrarpolitik. Ignoriert die Bundesregierung weiter
den Natur-Kollaps, werden neue peinliche Quittungen aus Luxemburg
folgen."

"Die zu erwartenden Strafzahlungen sind Peanuts im Vergleich dazu, was
das Regelungs- und Vollzugsdefizit im Düngerecht die Gesellschaft seit
Jahrzehnten kostet und noch kosten wird durch: nitratverseuchtes
Grundwasser, aufwendige Wasseraufbereitung, Aufgabe von Brunnen,
eutrophierte Flüsse, Seen und Küstengewässer", kommentiert Michael
Bender, Leiter der GRÜNE LIGA Bundeskontaktstelle Wasser. "Wir
brauchen eine Wende: hin zu einer gewässerverträglichen
Landwirtschaft, die ihre eigenen natürlichen Produktionsgrundlagen
erhält."

Sascha Müller-Kraenner, Geschäftsführer der DUH: "Auch das neue
Düngerecht enthält dermaßen viele Ausnahmen und Schlupflöcher, dass
die europarechtlichen Vorgaben zum Trink- und Grundwasserschutz nicht
eingehalten werden. Deutschland hält seit über 25 Jahren die
EU-Grundwasserwerte nicht ein. In der Konsequenz drohen nun
berechtigte Strafzahlungen in Milliardenhöhe. Die Zeche zahlen damit
wieder einmal nicht die Verursacher aus der industrialisierten
Landwirtschaft, sondern die Steuerzahler."

Die Verbände fordern die Bundesregierung auf, die Nitratbelastung
konsequent zu reduzieren. Besonders für die Regionen mit einer hohen
Viehdichte müssten nun zügig schärfere Vorgaben formuliert werden.
Hierzu gehöre eine Obergrenze für die Düngung von 130 Kilogramm pro
Hektar in den belasteten Gebieten. Die Verbände fordern zudem kürzere
Einarbeitungsfristen für Wirtschaftsdünger, die Einführung der
Stoffstrombilanz für alle Betriebe sowie die Einrichtung von
mindestens fünf Meter breiten Pufferstreifen zu Gewässern. Nur durch
schnelle Umsetzung dieser Maßnahmen könnten die drohenden
EU-Strafzahlungen in Millionenhöhe noch vermieden werden.

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, Nr. 073/18, 21.06.2018

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin
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STELLUNGNAHME/488: "Aktionsprogramm Insektenschutz" - Finanzierung unklar (NABU NI)


NABU Landesverband Niedersachsen

Pressestatement - 20. JUNI 2018

NABU-Präsident Olaf Tschimpke zum "Aktionsprogramm

Insektenschutz"



Berlin - Zum heutigen Kabinettsbeschluss zum Eckpunktepapier
"Aktionsprogramm Insektenschutz" erklärt NABU-Präsident Olaf
Tschimpke:

"Das von der Bundesregierung verabschiedete Eckpunktepapier ist ein
Schritt in die richtige Richtung, Die Systemrelevanz der Insekten für
unsere Volkswirtschaft ist erkannt. Es gibt viele gute Ansätze und
Handlungsideen. Aber noch ist leider nicht erkennbar, dass dafür
eigenes Geld in die Hand genommen werden soll. Das Programm kann nur
erfolgreich sein, wenn die Finanzierung sichergestellt ist. Zur
Rettung der Banken hat die Bundesregierung Milliarden in die Hand
genommen. Mit Ankündigungen wird die Rettung der Insekten nicht
erfolgen."

Der NABU engagiert sich seit Jahren für den Schutz der Insekten. Sie
sind unverzichtbar für unser Ökosystem, tragen zur Vermehrung von
Pflanzen sowie zur Fruchtbarkeit des Bodens bei. Studien zeigen, dass
die Insekten in Deutschland deutlich zurückgehen. Intensive
Landwirtschaft, der Einsatz von Pestiziden und die Ausräumung der
Landschaft sind nur einige Gründe für den Insektenschwund.

Mehr Infos:

www.NABU.de/GroKo

www.NABU.de/insekten



Um mehr über den Zustand der Insektenwelt in Deutschland zu erfahren,
hat der NABU in diesem Jahr erstmals eine bundesweite Mitmach-Aktion
ins Leben gerufen, den "Insektensommer". Vom 3. bis 12. August können
Bürger Insekten beobachten und melden. Es ist die erste
Citizen-Science-Aktion dieser Art und Größenordnung.

Mehr Informationen: www.insektensommer.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 20.06.2018

Naturschutz aktuell - NABU Pressedienst

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Niedersachsen e.V.

Alleestr. 36, 30167 Hannover
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BERICHT/140: Meeresnutzung - Schutzaufwände ungenügend ... (SB)






[image: Podiumsrunde, dem Publikum zugewandt - Foto: © 2018 by Schattenblick]

Von links: Silke Spohn, Guido Genrich, Heike Imhoff und Moderator Christoph
Spehr (Fair Oceans) stellen sich Fragen aus dem Publikum

Foto: © 2018 by Schattenblick



Allein der Pazifische Ozean nimmt eine größere Fläche ein als alle
Landmassen zusammengenommen. Nicht zuletzt deshalb bezeichnen ihn die
Bewohnerinnen und Bewohner der dort beheimateten Inselstaaten als
ihren "flüssigen Kontinent". Das ist für sie nicht einfach nur ein
anderer Name für die gleiche Sache, damit verknüpft sich vielmehr auch
die Erwartung an einen respektvollen Umgang mit dem ozeanischen
Lebensraum.

Wie dringend erforderlich diese Einstellung und Praxis für den von
Überfischung, Vermüllung, Versauerung und welchen anderen
menschlichen Vernutzungsformen auch immer bedrohten Pazifik sowie die
übrigen Ozeane ist, darauf machen die Vereinten Nationen seit 2009
jedes Jahr am 8. Juni aufmerksam, dem "Tag der Ozeane". Das Datum
lehnt sich an den 8. Juni 1992 an, als in Rio de Janeiro der
legendäre Erdgipfel abgehalten wurde, an dem eine Reihe von
globaladministrativen Umwelt- und Klimaschutzmaßnahmen auf den Weg
gebracht worden war, die viel mit den Meeren zu tun haben.

In diesem Jahr wurde der Tag der Ozeane zum zehnten Mal begangen.
Wenngleich solche Gedenktage einen ähnlich bitteren Beigeschmack
tragen wie Mutter- oder Vatertage - einmal im Jahr wird jemand
beachtet, an 364 Tagen im Jahr dagegen ... -, bieten sie dennoch
einen guten Anlaß, solche Problemfelder überhaupt einmal in den
Aufmerksamkeitsfokus der Öffentlichkeit zu rücken.

Das hat ein zivilgesellschaftliches Bündnis aus Brot für die Welt,
Fair Oceans und Forum Umwelt & Entwicklung ausgiebig getan und in der
Landesvertretung Bremens in Berlin eine Konferenz mit dem Titel
"Weltmeere zwischen Umwelt und Entwicklung" veranstaltet.
Vertreterinnen und Vertreter aus mehreren Bundesministerien und ihnen
zugeordneten Regierungsinstitutionen sowie unter anderem der oben
erwähnten Konferenzorganisationen referierten zunächst und
diskutierten anschließend mit den Gästen zu drei Themenblöcken:
Internationale Meerespolitik, Tiefseebergbau und Fischerei.

In dieser ersten von mehreren geplanten Auf- bzw. Nachbereitungen der
Konferenz geht es zunächst um das Panel 1, "zentrale Fragen
internationaler Meerespolitik". Heike Imhoff, im Bundesministerium
für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit für das Referat
Meeresschutz zuständig, stellte zu Beginn ihres Vortrags fest, daß
wir für den Schutz der Meere noch besser werden müssen, als wir es in
der Vergangenheit schon waren, "weil die Zeit drängt und das Tempo
der Nutzung und auch der Verschlechterung der Meeresökosysteme
zweifelsfrei zunimmt".

Einer der Schwerpunkte der deutschen Meeresschutzpolitik besteht
demnach in der Vermeidung von Meeresmüll. "In der imhoffschen
Diktion, im Jargon bei uns im Büro heißt es nur: Jeder ist Opfer,
jeder ist Täter", berichtete die Ministerialrätin. Deutschland habe
das Thema Meeresmüll in den Jahren 2015 und 2017 im G 7/G 20-Prozeß
adressiert. Im Rahmen von OSPAR (benannt nach den
Vorläuferkonventionen von Oslo und Paris zum Schutz von Nordsee und
Nordostatlantik) und HELCOM (benannt nach der Helsinki-Konvention zum
Schutz der Ostsee) sei jeweils ein regionaler Aktionsplan gegen die
Einleitung von Müll in die Meere erstellt worden. Imhoff beendete ihre
Ausführungen mit der Behauptung, daß Deutschland hinsichtlich des
globalen Problems des Meeresmülls "im großen und ganzen schon recht
gut" ist.

Sicherlich kann man von Personen aus dem Regierungsapparat nicht
erwarten, daß sie ihre eigene Arbeit oder die ihrer Kollegen unter
den Scheffel stellen. Dennoch hätte man sich gewünscht, daß die
Möglichkeiten, über das Konstatieren von Feststellungen zu den Meeren
als "Dienstleister", banal klingenden Schlußfolgerungen ("Nutzung der
Meere ist unabdingbar") und bloßes Auflisten von Fragen [1] hinaus
die Probleme genauer benannt und diskutiert worden wären.

So hätte man doch gerne erfahren, daß die Bundesregierung nicht nur
Nutzungskonflikte erkennt, sondern auch, wie sie mit ihnen umgeht.
Zudem blieben Nutzungskonflikte unerwähnt, die sich beispielsweise
aus der zunehmenden Verdichtung von Offshore-Windenergieanlagen
ergeben, angefangen von der Sedimentverfrachtung an den Fundamenten,
über Zugvogel- und Fledermausschlag, Lärmbelästigung der
Meeresbewohner, Einschränkung einer weiteren Meeresnutzungform
(Fischerei), etc. Und vergleichbar damit, wie der peruanische
Landwirt Saúl Luciano Lliuya das Unternehmen RWE verklagt, damit es
sich an Schutzmaßnahmen gegen das Überlaufen eines Gletschersees in
Huaraz in den Anden beteiligt, weil es durch den Betrieb von
Kohlekraftwerken und die damit verbundenen CO2-Emissionen den
Klimawandel mitverursacht hat, ließe sich eine ähnliche Bilanz von
der Mitverantwortung der Bundesrepublik Deutschland an der weltweiten
Versauerung der Meere ziehen, da die Regierung Unternehmen wie RWE
überhaupt erst die rechtlichen Voraussetzungen verschafft,
Kohlekraftwerke zu betreiben.

Die Versauerung der Meere wiederum, genauer gesagt, die hohe
Geschwindigkeit, mit der die Meere das CO2 aus anthropogenen
Emissionen aufnehmen und ihren pH-Wert in Richtung sauer verschieben,
setzt kalkbildenden Meeresbewohnern wie den Korallen zu. Im
Unterschied zu anderen erdgeschichtlichen Phasen, in denen die Meere
sehr viel saurer als gegenwärtig waren, bleibt den Korallen heute nicht
genügend Zeit, sich an die Veränderungen anzupassen. Dafür trägt
Braunkohleverstromungsweltmeister Deutschland eine Mitverantwortung.

Insofern wäre zwar Imhoffs Bekenntnis zu einer höheren
Ressourceneffizienz zuzustimmen, da wir auf unserem Planeten "an
allen Ecken und Enden ans Ende der Ressourcen kommen" und deswegen
der "Blick aufs Meer" geht. Doch wenn sie hofft, daß man sich den
Abbau von Rohstoffen aus dem Meer sparen kann, "wenn man sich an Land
intelligenter verhält", dann sei an dieser Stelle daran erinnert, daß
die deutsche Regierung ihre Klimaschutzziele bis 2020 grandios
verfehlt, sich also gemessen am Anspruch des Meeresschutzes nicht
sonderlich intelligent verhält. Um 40 Prozent sollten die
CO2-Emissionen gegenüber dem Basisjahr 1990 reduziert werden.
Voraussichtlich bleibt Deutschland acht Prozent (laut
Bundesregierung) oder gar zehn Prozent (laut BUND) hinter dem Ziel
zurück.

Der Schutz der Meere ist, wie sollte es anders sein, nicht zuletzt
eine internationale Angelegenheit, die globale Vereinbarungen und
Institutionen erfordert. Imhoff sprach von drei Komponenten einer
"Ocean Governance", erstens der Kooperation regionaler
Meeresschutzorganisationen, zweitens Kooperation einer
Meeresschutzorganisation mit einer Nutzungsorganisation und drittens
Kooperation bzw. Austausch der regionalen mit der globalen Ebene. In
Hinsicht des Meeresschutzes sah Imhoff jedoch den Multilateralismus
einem zur Zeit "massiven Druck" ausgesetzt.

Ähnlich äußerte sich auch ihr Nachredner, Guido Genrich vom
Auswärtigen Amt. Wir stehen tagtäglich "vor großen Herausforderungen
des Multilateralismus", berichtete er in seinem Vortrag über "Stärken
und Schwächen des UN-Seerechtsübereinkommens in Zeiten des
Bedeutungszuwachses der internationalen Meerespolitik". Das
Seerechtsübereinkommen, kurz UNCLOS genannt (von United Nations
Convention on the Law of the Sea), wurde 1982 beschlossen und trat
1994 in Kraft. Genrich nannte es die "Mutter aller Konventionen" und
war voll des Lobes: "Kein Völkerrechtsabkommen weltweit, das so
umfangreich ist und eine solche Ratifizierungsdurchdringung hat."

Dennoch sind in den letzten Jahrzehnten Aktivitäten und
Nutzungsformen hinzugekommen, die man früher nicht kannte und für die
rechtlich nur sehr allgemeine oder gar keine Bestimmungen gemacht
wurden: Das Verlegen von Internettiefseekabeln, die Suche nach und
Gewinnung von genetischen Ressourcen - Stichwort Bioprospecting -,
der Einsatz von Drohnen zur Überwachung von Meeresschutzgebieten und
der Klimawandel. Außerdem wird es zukünftig möglicherweise unbemannte
Schiffahrt geben. Das alles muß international geregelt werden. So
sind die Seevölkerrechtler laut Genrich "intensiv" mit Fragen befaßt,
wie man damit umgeht, wenn durch den Anstieg des Meeresspiegels
Küstengebiete oder gar ganze Inseln überschwemmt werden. Aber die
Diskussionen der Seevölkerrechtler beruhten immer auf der
Seerechtskonvention. Dort würde nach Anknüpfungspunkten gesucht, um
auch die modernen Erscheinungsformen auf der Grundlage der Konvention
zu regeln, betonte er.

Der Nachdruck, mit dem er dies schilderte, geht offenbar darauf
zurück, daß UNCLOS nicht in Marmor gemeißelt ist. Die USA sind dem
Abkommen zwar nicht beigetreten, handeln aber danach. Das könnte sich
ändern. So wie die US-Regierung unter Donald Trump beispielsweise dem
UN-Klimaabkommen einen Laufpaß gegeben hat, würde es nicht wundern,
wenn sie anfinge, auf den Meeren "ihr eigenes Ding" zu machen.
Jedenfalls deutete der Außenamtsmitarbeiter ganz allgemein an, daß
Staaten "zunehmend" UNCLOS in Frage stellten, und erklärte, er sei
nicht sicher, "ob wir heute, mit all den Herausforderungen und
Partikularinteressen und dem von Frau Imhoff erwähnten Druck auf den
Multilateralismus, nochmal in der Lage wären, ein solches Wunderwerk
des Völkerrechts für die Meere auf die Schiene zu setzen".

Genrich weiß, wovon er spricht, nimmt er doch für Deutschland an den
Verhandlungen zur Ergänzung des UNCLOS für die Biodiversität in
Gebieten jenseits der nationalen Jurisdiktion (BBNJ - biological
diversity of areas beyond national jurisdiction) bei den Vereinten
Nationen in New York teil. Das Vorhaben geht auf einen Beschluß der
UN-Generalversammlung vom 19. Juni 2015 zurück; noch in diesem Jahr
werden die Verhandlungen in New York fortgesetzt.

Silke Spohn von der Deutschen Gesellschaft für Internationale
Zusammenarbeit (GIZ) referierte zur "Verbindung von Umwelt und
Entwicklung im Meeresschutz". Die GIZ ist eine staatliche GmbH zur
Entwicklungszusammenarbeit und leistet vorwiegend beratende Arbeiten,
vor allem für das Bundesministerium für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ). Zu den großen Orientierungen
dieser Einrichtung zählen die Agenda 2030 (Nachhaltigkeitsziele), die
UN Ocean Conference (bis 2020 sollen 10 Prozent der Meeresfläche als
Schutzgebiete ausgewiesen sein), der 2016 vom BMZ aufgestellte
10-Punkte-Aktionsplan (u.a. zur Bewahrung und nachhaltigen Nutzung
von Küstenlebensräumen), der Marshallplan für Afrika sowie last but
not least die UN-Klimarahmenkonvention.

Jener 10-Punkte-Plan [2] dient als Leitfaden für eine Reihe von
Projekten zum Meeresschutz, zwei von ihnen stellte Spohn vor. In
Mauretanien wird die Bevölkerung von der GIZ darin unterstützt, daß
sie besser mit den Folgen des Klimawandels zurechtkommt, in Vietnam
wird das integrierte Küstenmanagement gefördert.

Spohn hat es nicht näher ausgeführt, doch zu beiden Ländern unterhält
Deutschland enge Wirtschaftsbeziehungen. Mauretanien ist unter
anderem wegen seiner Fischbestände, aber auch wegen der
Phosphatvorkommen von Interesse. Wohingegen sich Vietnam einerseits
als Absatzraum für deutsche Waren, andererseits als
Produktionsstandort mit vergleichsweise niedrigem Lohnniveau als
attraktiver Partner zeigt. Eine wirtschaftliche Ausrichtung der
Entwicklungszusammenarbeit ist somit nicht von der Hand zu weisen.

(wird fortgesetzt)


Fußnoten:

[1] Beispielsweise Fragen wie diese:

Welche Fragen müssen wir stellen?

- In welchem Umfang ist Meeresnutzung unabdingbar und tolerierbar?

- Welchen Beitrag kann nachhaltiges, insbesondere
ressourceneffizientes Handeln zum Schutz der Meere leisten?

- Wie kann die Entkopplung von wirtschaftlicher Entwicklung und nicht
nachhaltiger Entwicklung gelingen?

- Wie verhindern bzw. schlichten wir Konflikte um die Ressourcen des
Meeres?

- Wie verhindern bzw. schlichten wir Konflikte zwischen Nutzung und
Schutz?

[2] Der 10-Punkte-Aktionsplan umfaßt:

1. Mehr und besser verwaltete Meeresschutzgebiete schaffen

2. Nachhaltige handwerkliche Fischerei und Aquakultur fördern

3. Nachhaltige und sozialverantwortliche Verarbeitung und Vermarktung
von Fisch fördern

4. Partnerländer bei der Bekämpfung illegaler, ungemeldeter und
unregulierter Fischerei unterstützen

5. Strategische Partnerschaften mit der Wirtschaft aufbauen

6. Partnerländer bei der Reduzierung der Meeresverschmutzung
unterstützen

7. Strategien zum Umgang mit möglichen irreversiblen Schäden von
Meeres-Ökosystemen entwickeln

8. Küstenregionen bei der Anpassung an den Klimawandel
unterstützen

9. Frühwarnsysteme für die Folgen des Klimawandels ausbauen

10. Länder- und themenübergreifende Kooperationen unterstützen

21. Juni 2018
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BILDUNG/3245: "The Changing Earth" - Vorträge zum Thema Klimawandel am 26.6. in Hannover


Leibniz Universität Hannover - 20. Juni 2018

Vorträge widmen sich dem Thema Klimawandel

"The Changing Earth" richtet sich an die interessierte Öffentlichkeit.



Die Erde ist zu etwa 70 Prozent mit Wasser bedeckt und der
Meeresspiegel steigt durch die Erderwärmung. Der Klimawandel betrifft
uns alle - aber wie beobachtet man den Klimawandel eigentlich? Der
Sonderforschungsbereich (SFB) geo-Q an der Leibniz Universität
Hannover befasst sich mit dem Thema Klimawandel und wendet sich mit
seinem Programm am Dienstag, 26. Juni 2018, 19 bis 21.30 Uhr, an die
interessierte Öffentlichkeit. Veranstaltungsort ist der Lichthof der
Leibniz Universität Hannover, Welfengarten 1, 30167 Hannover.

Zwei Wissenschaftler geben eine Einführung in die neuesten
Forschungsergebnisse und in die Technologien, die es ermöglichen,
Massen- und Höhenveränderungen auf der Erde mit großer Präzision zu
messen.


	
Ablauf 



	
19:00 Uhr


	
Einlass





	
19:30 Uhr

 


	
Grußwort des Sprechers des Sonderforschungsbereiches

geo-Q, Prof. Dr.-Ing. Jürgen Müller





	
19:40 Uhr

 

 


	
Prof. Dr.-Ing. Jürgen Kusche, Institut für

Geodäsie und Geoinformation, Universität Bonn:

Meeresspiegelanstieg: Land unter in 50 Jahren





	
20:10 Uhr

 

 


	
PD Dr. Christian Lisdat, Physikalisch-Technische

Bundesanstalt Braunschweig:

Extreme Genauigkeit - mit Uhren die Höhe messen





	
20:40 Uhr


	
Diskussion





	
21:10 Uhr


	
Stehempfang










Aus organisatorischen Gründen wird um

eine Anmeldung gebeten. Nutzen Sie

dazu bitte das Online-Formular auf

www.geoq.uni-hannover.de/changingearth

oder schreiben Sie eine E-Mail an

office@geoq.uni-hannover.de

 * 

Quelle:

Presseinformation Nr. 081/2018, 20.06.2018

Leibniz Universität Hannover

Referat für Kommunikation und Marketing

Welfengarten 1, 30167 Hannover

Tel.: 0511/762-5342, Fax: 0511/762-5391

E-Mail: kommunikation@uni-hannover.de

Internet: www.uni-hannover.de
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MELDUNG/157: Welttag der Hydrographie am 21. Juni 2018 (BSH)


Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie - Hamburg, 21. Juni 2018

Welttag der Hydrographie am 21. Juni 2018



Hamburg, 21. Juni 2018 Die Internationale Hydrographische Organisation
(IHO) begeht am 21. Juni 2018 den Welttag der Hydrographie. In diesem
Jahr steht dieser unter dem Motto
"Tiefenmessung - die Grundlage für zukunftssichere Meere, Ozeane und
Wasserstraßen" ("Bathymetry - the foundation for sustainable seas,
oceans and waterways").

Die regelmäßige Vermessung der Meeres- und Binnengewässer ist die
zwingende Voraussetzung für jeglichen Schutz und jede Nutzung der
Gewässer und der Küsten. Folgerichtig bildet sie in diesem Jahr den
Themenschwerpunkt des von den Vereinten Nationen im Jahr 2005
eingeführten "World Hydrography Day" (WHD) am 21. Juni.

"Der Welttag der Hydrographie verdeutlicht, wie wichtig die Vermessung
des Meeresbodens ist. Denn wir begreifen es heute als zivilisatorische
Aufgabe weltweit, die aquatischen Gebiete unseres Planeten nicht nur
zu nutzen, sondern auch zu schützen", betont Thomas Dehling, Leiter
der Abteilung Nautische Hydrographie im Bundesamt für Seeschifffahrt
und Hydrographie (BSH). Neben der klassischen Unterstützung der
Sicherheit der Schifffahrt durch präzise auf hydrographischen
Messungen basierende Navigationskarten beschäftigt sich die Abteilung
vor allem mit erweiterten Nutzungsarten des Seeraums. Die aktuell
besonders diskutierte Energiegewinnung, etwa durch Windkraftanlagen,
gehört ebenso dazu wie der Küsten und Meeresumweltschutz, die einen
ständig steigenden Bedarf an hydrographischer Vermessung auslösen.

Die Leistung und Bedeutung der Hydrographie tritt dabei selten in den
Vordergrund, da ihre Ergebnisse in anderen Disziplinen benötigt
werden: Die Vermessung des Meeresbodens ist für eine sichere
Schifffahrt ebenso Voraussetzung wie für Rohstoff- oder
Energiegewinnung auf See, Baumaßnahmen, aber genauso auch für
Küstenschutz und Schutz der Meeresumwelt.

Das BSH ist für die Seevermessung in Deutschland zuständig und nimmt
mit seinen fünf Vermessungsschiffen diese wichtige Aufgabe der
Daseinsvorsorge wahr. Außerdem vertritt es Deutschland in der
Internationalen Hydrographischen Organisation (IHO). "Die
internationale Kooperation ist entscheidend, da Hydrographie wie das
Wasser selbst nicht an den Grenzen halt macht", betont Dehling. Sein
Vorgänger in der Funktion als Leiter der Abteilung Nautische
Hydrographie, Dr. Mathias Jonas, ist inzwischen Generalsekretär der
IHO und sendet mit dem folgenden Link seine Grußbotschaft zum World
Hydrography Day der Vereinten Nationen um die zunehmende Bedeutung der
Hydrographie bekannter zu machen: 

https://www.youtube.com/watch?v=iaNDu6JOq78&feature=youtu.be.

Das Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH) ist die
zentrale maritime Behörde in Deutschland. Rund 850 Menschen in rund
100 Berufen befassen sich mit Aufgaben in der Seeschifffahrt, der
Ozeanographie, der nautischen Hydrographie, der Offshore-Windenergie
und der Verwaltung. Fünf eigene Vermessungs-, Wracksuch- und
Forschungsschiffen operieren in der deutschen ausschließlichen
Wirtschaftszone von Nord- und Ostsee. Das BSH arbeitet international
in mehr als 12 Organisationen und etwa 200 dort angesiedelten Gremien
unter anderem bei der Entwicklung internationaler Übereinkommen mit.
Das BSH ist eine Bundesoberbehörde und Ressortforschungseinrichtung im
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr und digitale
Infrastruktur mit Dienstsitzen in Hamburg und Rostock.



https://www.youtube.com/watch?v=iaNDu6JOq78&feature=youtu.be

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 21.06.2018

Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH)

Presse / Öffentlichkeitsarbeit

Bernhard-Nocht-Straße 78, 20359 Hamburg

Tel.: 040/31 90-10 10, Fax: 040/31 90-50 00

Internet: www.bsh.de
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FESTE/2519: Wertheim - Weinfest "Schöpple" vom 29. Juni bis 1. Juli 2018


Stilvoll genießen beim Weinfest "Schöpple"

Regionale Weine und Live-Musik am Neuplatz



Wertheim. Zum 6. Mal laden Wertheimer Winzer und Gastronomen zum
Weinfest "Schöpple" ein. Von Freitag bis Sonntag, 29. Juni bis 1.
Juli, treffen sich Weinliebhaber und Genießer im stilvollen Ambiente
des Neuplatzes. Geboten werden regionale Weine, kulinarische
Spezialitäten und Live-Musik.

Die Weingüter Alte Grafschaft und Martin Baumann bieten eine große
Auswahl an regionalen Weinen, Sekten und Edelobsterzeugnissen. Für
kulinarische Genüsse sorgt das Team des Restaurants "La Flamme" mit
einer Vielfalt an Flammkuchen. Wer lieber vespern möchte oder Kaffee
bevorzugt, ist im Hotel Löwensteiner Hof - Haus am Neuplatz richtig.
Auch die Spessarter Wildkammer ist mit verschiedenen Wild- und
Grillspezialitäten vor Ort.

Pagodenzelte, Lounge-Möbel und zu Stehtischen umfunktionierte
Weinfässer sorgen für gastliche Atmosphäre auf dem Neuplatz. Am Abend
wird es dank der besonderen Illumination stimmungsvoll.

An allen Tagen gibt es Live-Musik: Am Freitag spielen von 18 bis 23
Uhr die "Cavallinis", am Samstag von 17 bis 23 Uhr die Kultband
"Jets". Am Sonntag unterhalten zum Frühschoppen die
"Marktplatz-Rammlers" und zum Ausklang von 17 bis 22 Uhr "Rase 2".

Geöffnet ist das Weinfest am Freitag von 17 bis 24 Uhr, am Samstag von
11 bis 24 Uhr und Sonntag von 11 bis 22 Uhr. Die offizielle Eröffnung
am Freitag um 17.30 Uhr erfolgt durch OB-Stellvertreter Bernd
Hartmannsgruber und Weinprinzessinnen der Region.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 20. Juni 2018

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301, Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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KINO/5702: Berlin - "Balkan Dreams - Ein Leben im 9/16 Takt", Berliner Kinostart am 27.09.2018


Pressemitteilung: Lichtblick-Kino Berlin

Berliner Kinostart: 27. September

Balkan Dreams - Ein Leben im 9/16 Takt

Dokumentarfilm, D 2016, 93 min, Farbe, HD, 16:9

Buch und Regie: Gianluca Vallero

Verleih: Finimondo Productions



Balkan Dreams - Ein Leben in 9/16 Takt ist eine Langzeitdokumentation,
der überraschende Gesichter von sonst anonymen Figuren Berlins ans
Licht bringt. Musik und Schauspielkunst sind die Leidenschaften,
welche die Protagonisten dieses Films auf der Suche nach dem Glück
miteinander verbinden. 5 Jahre lang hat das Filmteam sie durch ihr
wechselhaftes Leben begleitet. Im Takt der mal melodisch-traurigen,
mal entfesselt-betörenden Klänge aus den Balkanländern, erleben wir
mit ihnen, wie sich ihre abenteuerlichsten Geschichten aus Träumen,
Traditionen, Krieg und Liebe entwickeln. Und dank ihnen bekommen wir
einen tiefen Einblick in die "Jugo-Gesellschaft" in Deutschland, fast
20 Jahre nach dem Ende des letzten Balkankrieges.

 * 

Quelle:

Lichtblick-Kino

Kastanienallee 77 / 10435 Berlin

Büro: Stattkino Berlin e.V.

Schliemannstr. 5 / 10437 Berlin

E-Mail: presse@lichtblick-kino.org

Internet: www.lichtblick-kino.org
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KURSUS/1178: Mönchengladbach - Workshop "Gartenkeramik" am 30. Juni 2018


Workshop "Gartenkeramik"



Hier können Teilnehmer den Samstag nutzen, um wunderschöne Dinge für
ihren Garten oder Balkon zu gestalten. Keramikinteressierte Einsteiger
erlernen in diesem Workshop diese uralte Handwerkskunst und schöpfen
in Zukunft aus dem Vollen! Fortgeschrittene können Ihre eigenen Ideen
umsetzen.

Die Umlagen für Verbrauchsmaterial & Brennkosten, ca. 25 - 40 Euro,
werden am Kurstag im Atelier bezahlt. Ein zusätzlicher Termin für das
Glasieren Ihrer Kunstwerke wird mit der Dozentin abgesprochen.

Entgelt: 45 Euro

Leitung: Claudia Schrammen-Herrmann

30.06.2018, 10:00 - 17:00 Uhr

Kunst und Keramik; Mülgaustraße 325, 41238 Mönchengladbach

VHS-Kurs-Nr.: 181E5004S

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 13. Juni 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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SPIELE/394: Braunschweig - Senioren-Spielenachmittag am 26. Juni 2018


Senioren-Spielenachmittag in der Zweigstelle Heidberg



Braunschweig. Ein Spiele-Nachmittag für Senioren findet am 26. Juni
von 15 bis 17 Uhr in der Zweigstellte Heidberg der Stadtbibliothek,
Weimarstr. 4, statt. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer können
gemeinsam neue und bekannte Gesellschaftsspiele ausprobieren,
Zuschauer sind ebenfalls herzlich willkommen. Der Eintritt ist frei,
eine Anmeldung ist nicht erforderlich. Weitere Informationen gibt es
unter der Telefonnummer (05 31) 26 30 94 73.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 19. Juni 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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TOUR/7233: Mönchengladbach - Mittelalter-Tour "Von Spießbürgern, Bauern und Diebesgesindel" am 30.6.


Mittelalter-Tour: Von Spießbürgern, Bauern und Diebesgesindel



Vom 10. bis 12. August lädt das Ritterfest Schloss Rheydt wieder ein
zu seiner spannenden Reise in die Zeit des Mittelalters. Einen kleinen
Vorgeschmack zu dem historischen Spektakel bietet die beliebte
Mittelalter-Tour "Von Spießbürgern, Bauern und Diebesgesindel" am
Samstag, dem 30. Juni. Die Tour startet um 17 Uhr am Parkplatz
Geroweiher/Schild "Treffpunkt Stadt-Touren".

Wer schon immer wissen wollte, wie ein Henker sich sein Zubrot
verdiente und welche Kräuter ursprünglich im Abteigarten wuchsen oder
wer sogar einmal "auf den Hund kommen" möchte, kann sich von einem
Stadtführer im historischen Gewand in die Welt des Mittelalters
entführen lassen und einen Alltag kennenlernen, der von Gläubigkeit
und Naturverbundenheit geprägt war.

Für diese Tour sind noch Karten erhältlich (8 Euro für Erwachsene, 4
Euro für Kinder bis 14 Jahre zzgl. 2,20 Euro Bearbeitungsgebühr pro
Buchung). Buchungen beim Reisebüro Haupts (Tel.: 02161-82 09 80),
beim Ticket- und Infoservice der FIRST-Reisebüros (Tel.: 02161-27 41
61) sowie online unter www.stadttouren-mg.de. (MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 19. Juni 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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TOUR/7232: Lippstadt - Stadtführung "Lippstadt auf den zweiten Blick" am 26. Juni 2018


Lippstadt auf den zweiten Blick - Öffentliche Führung am 26.
Juni



Lippstadt. Am Dienstag, dem 26. Juni, bietet die Stadtinformation eine
öffentliche Führung durch die südwestliche Altstadt und das
Nicolaiviertel an.

Stadtführerin Marlene Schlömer führt die interessierten Gäste durch
das Nicolaiviertel und erläutert die Geschichte und Architektur der
Nicolaikirche. Auch Lippstädter und häufige Besucher werden bei dieser
Führung neue Seiten der Lippe-Stadt entdecken.

Start ist um 14.30 Uhr am Rathaus. Die Führung dauert 90 Minuten und
kostet 6,00 Euro für Erwachsene, Kinder, Schüler und Studenten zahlen
3,00 Euro.

Um Anmeldung in der Stadtinformation im Rathaus oder telefonisch unter
02941-58515 wird gebeten, da die Teilnehmerzahl begrenzt ist.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Samstag, 16. Juni 2018

Stadt Lippstadt

Ostwall 1, 59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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